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1. Teil: BegriiRung durch die Vorsitzende

Vorsitzende: Guten Tag meine Damen und Herren. Ich begriile Sie alle zur éﬁentlicheh Sitzung des
Ausschuss fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend mit der dffentlichen Anhorung zu dem Entwurf eines
Gesetzes zur Umsetzung europaischer Antidiskriminierungsrichtlinien auf BT-Drucksache 15/4538. Mein
Name ist Kerstin Griese, ich bin die Ausschussvorsitzende und versuche, Sie méglichst stringent durch

diesen sehr vollen Tag zu fuhren, der auch mit groBem Interesse von der Offentlichkeit verfolgt wird.

Ich begrife zu allererst sehr herzlich die Sachverstandigen, die hier schon Platz genommen haben und uns
gleich mit Ihren Ansichten, Informationen und Argumenten weiter helfen werden. Der Sachverstandige Prof.
Dr. Maurer lasst sich entschuldigen, da er als Bearhter d>er Européischen Kommission die erforderliche
Genehmigung fur sein Erscheinen vor einem nationalen Parlamentsausschuss nicht rechtzeitig einholen
konnte. Ich begruf’e die Bundestagsabgeordneten aus dem Ausschuss fur Familie, Senioren, Frauen und
Jugend und aus den mitberatenden Ausschissen. Unser heutiges Thema ist ein Querschnittsthema

welches in mehreren Ausschussen beraten wird.

lch méchte Sie vorab dartber informieren, déss sich Frau Ministerin Renate Schmidt leider entschuldigen
musste, weil sie erkrankt ist. Sie hat geschrieben, dass sie sich sehr argert, heute nicht dabei sein zu
kénnen. Ich denke, es ist in threr aller Sinne, wenn wir ihr von hier unsere Genesungswinsche schicken.
Fur die Bundesregierung begrifle ich Frau Parlamentarische Staatssekretéﬁn Marieluise Beck und Herrn

Staatsse_kretér Ruhenstroth-Bauer aus dem Bundesministetium fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend.

Ferner mdchte ich sie darauf hinweisen, dass diese Anhérung aufgezeichnet wird. Aullerdem wird ein
Wortprotokoll erstellt, welches dann auch im Internet verfugbar sein wird. Ich mdchte deshalb diejenigen, die
hier gleich als Abgeordnete oder als Sachverstandige das Wort ergreifen, bitten, vor ihren Beitrégeh deutlich
thren Namen zu nennen, da dies die Erstellung des Protokollé.sehr erleichtern wiirde. Ihnen sind zahlreiche
Stellungnahmen zugegangen. Diese liegen auch drauen vor der Tur noch einmal aus. Alle angeforderten

Stellungnahmen werden ins Internet eingestellt, so dass sie auch dort einzusehen sind.

Wir haben immer noch einen grofRen Andrang an Besuchern, was eigentlich zu begrifen Ist, da
parlamentarische .Arbeit so offentlich wie maoglich stattfinden sollte. Ich méchte Sielaber darauf hinweisen,
dass diejenigen, die auf der Tribline keinen Platz mehr finden, diese Anhérung per Videolbertragung im.
Paul-Lobe-Haus verfolgen kénnen. Bitte wenden sie sich hierzu an den Ausschussassistenzdienst, der

thnen sagen wird, in welchem Raum diese Ubertragung stattfindet.

Wir haben einen langen Tag vor uns. Es ist vorgesehen, dass wir zunachst mit den Eingangsstatements der
Einzelsachverstandigen beginnen, welche hier vorne sitzen. Jeder hat die Mdéglichkeit, ein dreiminitiges
Statement abzugeben. Wir werden dann einen ersten Schwerpunkt zum Thema Arbeitsrecht bilden, bei dem
die Abgeordneten eine Stunde die Moglichkeit haben, die Sachversténdigen zu befragen. Anschliellend gibt
es einen zweiten Schwerpunkt zum Thema Zivilrecht, welcher ebenfalls eine Stunde in Anspruch nehmen

soll. Dann folgt ein dritter Schwerpunkt zu allgemeinen Fragen und zur Antidiskriminierungsstelle, der fur die
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Zeit von 13.30 bis 14.00 Uhr vorgesehen ist. Wir werden dann eine kurze halbstindige Pause machen und
ab 14.30 Uhr die eingeladenen Verbande anhéren. Dieser Ablaufplan liegt Ihnen auch schriftlich vor. Ich
muss Sie alle bitten, sich an diesen Zeitplanlzu halten, damit moglichst viele Fragen gestellt und mdéglichst
viele Antworten gefunden werden kénnen. Die Abgeordneten sollten méglichst ein bis zwei Fragen an ein
bis zwei Sachverstandige stellen, damit man moglichst viele Beitrage héren kann. Dieses Modell hat sich in

unserem Ausschuss gut bewahrt. Nochmals geht mein Dank an die Sachverstandigen.

2. Teil: Eingangsstatements der Einzelsachverstéandigen

Vorsitzende: Wir beginnen jetzt mit der Runde der Sachverstandigen. Ich begrifie zuerst Herrn Prof. Dr.

Christian Armbrister von der Freien Universitat Berlin und bitte Sie um lhr Statement.

Prof. Dr. Christian Armbriister: Ja, vielen Dank. Ich méchte drei kurze Anmerkungen zu aus meiner Sicht
zentralen Punkten machen. Zunachst zum Erfordernis einer Umsetzung der Richtlinien: Eine solche
Umsetzung wird ja zum Teil flr entbehriich gehalten, weil das neue Deliktsrecht schon jetzt
Diskriminierungen entgegenwirke. Dem stehen aus meiner Sicht die Anforderungen entgegen, die der
Europaische Gerichtshof an eine richtige Umsetzung stellt. Danach mussen europarechtlich die
gewahrleisteten Rechte den Burgern hinreichend klar und deutlich erkennbar werden. Das wird durch
Vorschriften wie § 823 BGB nicht erreicht. Hinzu kommt auch inhaltlicher Anpassungébedarf. lch nenne hier
nur das Stichwort ,Beweislast’. Aus meiner Sicht ist eine Umsetzung der Richtlinien durch ein deutsches

Gesetz erforderlich.

lch komme zu Punkt zwei, der uns heute hier vermutlich besonders beschaftigen wird, namlich die Frage der
so0 genannten Uberschiel’enden Umsetzung der Richtlinien. Sie ist aus meiner Sicht im Grundsatz
akzeptabel, wenn man den Kreis der erfassten Vertrage sachgerecht beschrankt. Der Entwurf will nun den
Massengeschéaften soiche Vertrdge gleichstellen, bei denen das Ansehen der Person nachrangige
Bedeutung hat. In der Begrindung wird erwahnt, dass dazu vielfach auch Mietvertrage grof3er Anbieter mit
einer Vielzahl von Wohnungen gehoren sollen. Das Beispiel zeigt, dass demnach kaum absehbar ist, wann
das umfassende und wann das eingeschrankte Verbot gelten soll. Die Einfuhrung einer neuen, dem BGB
bisher véllig unbekannten Kategorie von Vertragen, bei dem das Ansehen der Person nachrangige
Bedeutung hat, sollte daher entfalien. Fur Wohnraummietvertrage bliebe es damit beim Verbot einer
Benachteilung wegen Rasse und ethnischer Herkunft. Auch das belastet die Wohnungswirtschaft, aber

insoweit muss man ganz klar sagen, hier sind Richtlinien umzusetzen.

Auch bei Versicherungsvertragen sollte sich aus meiner Sicht die Uberschieflende UmsetZung auf
Massengeschafte beschranken, also solche, bei denen keine Risikopriufung stattfindet. Andernfalls gelangt
man zu enormen SchWierigkeiten, insbesondere im Bereich der Behinderung, weil viele Risikomerkmale,
wie etwa Diabetes, als Behinderung einzustufen sein kénnten und andere nicht. Eine Gleichbehandiung
muss auch ohne ¢ffentliche Statistiken moglich sein. Es geht in der Privatversicherung nun einmal nicht um
sozialen Ausgleich, sondern um risikogemafRe Vertragsgestaltung. Mit Diskriminierung hat das aus meiner

Sicht nichts zu tun. Die tUberschiellende Umsetzung der Richtlinie fur Massengeschafte durfte allerdings
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eher psychologische, bewusstseinsscharfende, als praktische Bedeutung gewinnen, denn bei Geschaften,

die typischerweise ohne Ansehen der Person geschlossen werden, liegt eine Diskriminierung fern.

Schliellich zum Kontrahierungszwang: Anders als im Arbeitsrecht soll es im allgemeinen Zivilrecht einen
Kontrahierungszwang, also einen Zwang zum Abschiuss von Vertrdgen geben. Darin liegt ein
schwe.rwiegende.r Eingriff in die Privatautonomie. Er ist gerechtfertigt, wenn jemand auf die Leistung gerade
eines bestimmten Anbieters dringend angewiesen ist. Darum geht es hier aber nicht. Vielmehr ist die in der
Benachteiligung liegende personliche Herabwurdigung auszugleichen. Dafur ist der im Entwurf ebenfalls
vorgesehene Anspruch auf Ersatz des immateriellen Schadens das richtige Instrument. Schlief3lich weckt
~der Kontrahierungszwang falsche Erwartungen, weil der Benachteiligte die Darlegungs- und Beweislast
daftir tragt, dass ohne die Benachteiligung ein Vertrag mit ihm gesch.lossen worden ware. Das fuhrt jenseits

der Massengeschafte zu einem erheblichen Geschaftsrisiko. Vielen Dank.

Vorsitzende: Vielen Dank, Herr Prof. Armbruster. Ich begriRe als nachsten Herrn PD Dr. Heiner Bielefeldt

vom Deutschen Institut fir Menschenrechte und bitte Sie um lhr Statement.

PD Dr. Heiner Bielefeldt: Vielen Dank. Ich habe meine kurzen Ausfuhrungen in sieben Punkte

untergliedert:

' ~ Erster Punkt: Auch in demokratischen Gesellschaften finden Diskriminierungen alltaglich statt. Zum Beispiel
haben Menschen mit einem ausia&ndisch kiingenden Namen, so das Ergebnis von Studien, bei ansonsten
identischen Bewerbungsunterlagen nur einen Bruchteil der Chancen auf Einladung zu einem
Bewerbungsgesprach gegenluber Menschen mit einem traditionell deutschen Namen. Diskriminierung ist
hier alltagliche Realitat. Das sollite deshalb gesagt werden, weil in der Debatte um das

Antidiskriminierungsgesetz diese Realitat zu wenig betont worden ist.

Zweiter Punkt: Die Weiterentwicklung von Rechtsmitteln gegen Diskriminierung ist eine Verpflichtung, die
Deufschland durch Ratifizierung intérnationaler Menschenrechtskonventionen anerkannt hat. Auct
unabhangig von der Uberfalligen Umsetzung der EU-Antidiskriminierungsrichtlinien gibt es
menschenrechtliche'Verpﬂichtungen, die ein umfassendes Antidiskriminierungsgesetz erforderlich machen.
Das ist eine menschenrechtliche Verpflichtung, nicht ein Luxus fur Zeiten wirtschaftlicher Prosperitat, die wir

im Moment ja bekanntlich nicht haben.

Dritter Punkt: Das Diskriminierungsverbot ist ein Strukturprinzip der Menschenrechte, bei dem es immer um
Freiheit in Gleichberechtigung geht. Das Diskriminierungsverbot verpflichtet den Staat, gegen alle Formen
von Diskriminierung vorzugehen, gegen direkte Diskriminierung, aber auch gegen indirekte und strukturelle

Diskriminierung.

Vierter Punkt Dabei muss der Staat auch Schutz vor Diskriminierung durch Private gewdhrleisten.
Entsprechende Verpflichtungen sind in mehreren UN-Menschenrechtsabkommen niedergelegt. So enthalt
das internationale Ubereinkommen zur Beseitigung der Rassendiskriminierung das Recht auf

diskriminierungsfreien Zugang ,zu jedem Ort oder Dienst, der fur die Benutzung durch die Offentlichkeit
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vorgesehen ist, wie Verkehrsmittel, Hotels, Gaststatten, Cafés, Theater und Parks". Auch die Konvention zur
Abéchaffung jeder Form von Diskriminierung der Frau bezieht ausdricklich Maflinahmen zum

Diskriminierungsschutz gegenlber Privaten mit ein.

Funfter Punkt. Menschenrechte setzen nicht nur inhaltliche Standards, sie gestalten auch -einen
institutionellen Rahmen zur Foérderung und zum Schutz der Réchte. In diesem Zusammenhang steht die
Antidiskriminierungsstelle des Bundes, wie sie im Gesetzesentwurf vorgesehen ist. Das Deutsché Institut far
Menschenrechte hat eine Reihe von Empfehlungen formuliert, die sich auf eine starkere Verantwortung in
der Unabhangigkeit . beziehen. Dazu gehoéren eine Entkopplung der Leitung der Stelle von der
Legislaturperiode des Bundestages, eine Verstarkung de>r Kompetenzen unter Einschluss der Beratung
Betroffener und ihrer Unterstlitzung vor Gericht sowie eine konsequente Durchfuhrung des horizontalen

Ansatzes, der im Prinzip bereits vorgesehen ist, das heilt Bearbeitung aller Diskriminierungsmerkmale.

Sechster Punkt: Ein Antidiskriminierungsgesetz erfordert differenzierte Regelungen fur die unterschiedlichen
gesellschaftliich privaten Akteure, zum Beispiel Hauseigentimer, Unternehmer, Religionsgemeinschaften.
Anders als der Staat sind diese privaten Akteure selbst Trager verschiedener, von Staats wegen zu
garantierender Freiheitsrechte wie Eigentumsfreiheit, Vereinigungsfreiheit und Religionsfreiheit. Deshalb

bedarf es differenzierter Umsetzungen, die im Gesetzentwurf im Prinzip aber auch angelegt sind.

Es hat schon geklingelt, deshalb muss ich meinen letzten Punkt auslassen. Ich bedanke mich fur die

Aufmerksamkeit.

Vorsitzende: Vielen Dank, Herr Dr. Bielefeldt. Als Nachste begrif3e ich Frau Dr. Katharina Vera Boesche

von der Freien Universitat Berlin und bitte Sie um Ihr Statement.

Dr. Katharina Vera Boesche: Vielen Dank. Aus Zeitgriinden beschranke ich mich auf die §§ 23 und 24. In
§ 23 geht es um eine echte, wenn auch eingeschrankte Beweislastuﬁkehr. Sie sollte daher meines
Erachtens auch so benannt werden. Einen Vollbeweis hat der Klager gerade nicht zu erbringen, da er nicht
alle Tatbestandsmerkmale, etwa die Kausalitat der Benachteiligung, nachweisen muss. § 23 geht aber in

mehrfacher Hinsicht Gber die Richtlinienvorgaben hinaus.

Erstens: Die Vorschrift sollte sich bezlglich des Zivilrechts allein auf die Benachteiligung wegen der
ethnischen Herkunft beschranken. Andernfalls wirde zum Beispiel eine beklagte Immobiliengesellschaft
wegen aller Merkmale einer umfangreichen Offenbarungs- und Dokumentationspflicht ausgesetzt werden,
obgleich die Pflicht zur Darlegung von Auswahlgrinden dem Zivilrechtsverkehr grundsatzlich fremd ist.
Auferdem ist sie eben keine Behorde, die dem Blrger gegenuber einen gunstigen Verwaltungsakt ablehnt

und das entsprechend begriinden muss, sondern sie unterlasst nur die Abgabe einer Willenserklarung.

Zweitens: § 23 ist betreffend der Benachteiligung wegen ethnischer Herkunft nicht nur zu weitgehend,
sondern auch falsch, da eine sachliche Rechtfertigung ausscheidet. Der Beklagte hat in diesen Fallen nach
den Richtlinienvorgaben gerade nicht die I\Aéglichkeit, sachliche Rechtfertigungsgrunde vorzutragen. Er

kann sich nur entlasten, indem er beweist, dass keine Verletzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes
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vorliegt. Zudem ist die Wortwahl| des § 23 missglickt. in Antidiskriminierungsfallen wird es in alier Regel zur
Durchfuhrung einer mundlichen Verhandlung kommen. Gerade Uber die Rvechtsfrage der Benachteiligung ist
eben nicht ohne Anhorung des Beklagten zu entscheiden. Mit Glaubhaftmachung kann daher nicht eine
Glaubhaftmachung im Sinne § 294 ZPO g.emeint sein, denn sonst kdnnte sich auch der Beklagte der
Glaubhaftmachung bedienen. Und dies ist vom Gesetzgeber wohl gerade nicht gemeint. Gemeint sein kann
daher nur ein Absenken des Beweismalles im Sinne einer Uberwiegenden Wahrscheinlichkeit. Dann sollte
dies meines Erachtens auch aus dem Wortlaut klar werden. Auf den missgluckten Begriff der Vermutung

sollte, wie in meiner schriftichen Stellungnahme ausgefthrt, ebenfalls verzichtet werden. Zudem sollte |
entsprechend der Richtlinienvorgaben getrennt werden zwischen einem ersten Absatz des § 23, der sich fur
das Arbeitsrecht auf alle Merkmale erstreckt, und einen zweiten Absatz, der die =zivilrechtliche

Benachteiligung betrifft und nur das Merkmal der ethnischen Herkunft enthalt.

Zur Vorschrift des § 24 nur soviel: Der Regelungen ber die Vertretung und Beistandsstellung durch
Verbande in Absatz 2 und Uber die Abtretung von Entschadigungsanspriichen in Absatz 4 hatte es meines
Erachtens nicht bedurft, da sich dies bereits aus bestehendem Recht ergibt. Zumindest solite § 24 fur da-

Zivilrecht auf Benachteiligung wegen der ethnischen Herkunft beschrankt werden. Abgesehen von den
Kostenvorteilen und der Moglichkeit der Zeugenaussage des Benachteiligten wird eine Verbandsklage
einem Arbeitnehmer ohnehin nicht die Entscheidung abnehmen, ob er gerichtlich gegen seinen Arbeitgeber
vorgeht und dadurch méglicherweise Nachteile riskiert, oder ob er lieber darauf verzichtet. Auch ein Mieter,
der seinen Vermieter im Klagewege sozusagen zum Vertragsschluss gezwungen hat, wird nach dem
naturgematen Lauf der Dinge nicht unbedingt in einem friedfertigen Mietverhaltnis koexistieren. Gerade der

Zwang zum vertrauensvollen Sich-Vertragen ist ein Fremdkorper im Ziviirecht.

Der deutsche Gesetzgeber sollte den Mut aufbringen, nur soilche Vorschriften umzusetzen, die wirklich
Neues normieren, und das Gesetz ansonsten zu entschiacken. Es ist daher keine Frage mangelnder
Rechtsschutzmoglichkeiten, wenn bislang wenig geklagt wird. Wie in anderen Fallen, sollte man die
rechtsmandigen und rechtssuchenden Burger auch hier nicht unterschatzen. Wer etwa die Herausgabe von
Vereinsgegenstadnden oder Schmerzensgeld begehrt, weil sich auch zu helfen. Ob sich dieser Anspruct
aus allgemeinen oder speziellen Gesetzen ergibt, ist ihm daher in der Regel egal. Dies durfte in

Benachteiligungsfalien nicht anders sein.

Vorsitzende: Vielen Dank. Als N&chsten begrufie ich Herrn Prof. Dr. Peter Derleder von der Universitat

Bremen und ich bitte Sie um.Ihr Statement.

Prof. Dr.- Peter Derleder. Die Bundesrepublik Deutschlland ist nicht nur schuldig, die Richtlinien der
Européischen Union umzusetzen, sondern sie schuldet sich selbst den Abbau von Diskriminierungen. Sie
hat einen betrachtlichen Ruckstand in diesem Sektor im Vergleich mit den westlichen Demokratien. Man
kann sogar sagen, die Zivilgesellschaft ist wesentlich weiter als die staatliche Rahmenrechtsordnung. Das
kann man deutlich daran feststellen, dass offene Diskriminierungen im Geschafts- und Alltagsleben aulierst
selten sind. An meinem Lehrstuhl sind empirische Untersuchungen zum Wohnungsmarkt durchgefuhrt
worden und wir haben festgestellt, dass die offene Diskriminierung praktisch nicht mehr vorhanden ist. Es

sind also vollig andere Zeiten als damals, als man noch ,Neger, Neger, Schornsteinfeger” auf der Stralke
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gesungen hat. Dieser Abbau von Diskriminierungen, den die Bundesrepublik sich selbst. schuldet, hatte
schon fruher beginnen kénnen, namlich tber die mittelbare Drittwirkung von Grundrechten, insbesondere
von Artikel 3 Absatz 3 Grundgesetz. Das isf aber nur ganz ansatzweise geschehen. Unter Druck geraten
sind allenfalls Gastwirte und Diskobetreiber. Die bisherige Debatte, die gegenwartig auch zu dem
Fraktionsentwurf gefithrt wird, ist weitgehend noch relativ akademisch und ideologisch. Die wirklichen
Probleme der einzelnen Markte sind noch nicht aufgearbeitet. Wir haben versucht, das auf dem
Wohnungsmarkt schon einmal zu antizipieren. Die verschiedenen Problemiagen, die fur die Gruppen, die es
dort sehr schwer haben entstehen - Auslander, alte Menschen und insbesondere natlrlich auch
Einkommensschwache — diese Probleme schreien nach Diskriminierungsabbau, und den muss auch das

deutsche Antidiskriminierungsgesetz leisten.

Der Gesetzesentwurf ist insofern relativ ambitioniert, als er samtliche Diskriminierungskriterien der vier
Richtlinien aufgreift. Diese Diskriminierungskriterien sind allerdings dufterst ungleich gewichtig. Wenn wir
von Rasse und Ethnie -ausgehen bis hin zu Alter - dés sind sehr unterschiedlich zu gewiéhtende Kriterien,
was es dann auch notié macht, sehr unterschiedliche Rechtsfolgen vorzuséhen. Das ist die Schwierigkeit,
wenn man mit einer solchen Generalklausel wie § 1 des Entwurfs arbeitet. Besondere Strenge wird natrlich
zu Recht aufgrund der Antirassismusrichtlinie fur die Kriterien Rasse und Ethnie gelbt. Die gleiche Strenge
sollte allerdings meines Erachtens auch hinsichtlich Geschlecht und Behinderung gelbt werden. Das ist
bisher nicht realisiert. Was die Prozessflut angeht, die tberall befurchtet wird, muss man sich klar machen,
dass es eigentlich nur um die offene Diskriminierung geht. Die versteckte Diskriminierung wird nicht berthrt.
Wenn zum Beispiel ein Arbeitgeber 30 Bewerbungen hat und einen Bewerber auswahlt, der Inlander ist, ein

Mann ist usw., also keinerlei Tatbestandsmerkmale erfullt, dann liegt damit noch kein

Diskriminierungstatbestand vor. Das hei3t also, nur dort, wo auf den Markten offene Diskriminierung zur
Debatte steht, und das ist aulerst selten, da muss das Gesetz eingreifen. Insofern erwarte ich keinerlei

Prozessflut.

Vorsitzende: Vielen Dank. Als Nachsten begrtfse ich Herrn Prof. Dr. Eichenhofer von der Friedrich-Schiller-

Universitat in Jena und bitte Sie um Ihr Statement.

Prof. Dr. Eberhard Eichenhofer: Frau Vorsitzende, meine sehr. verehrten Damen und Herren

Abgeordneten, meine sehr verehrten Damen und Herren.

Die Richtiinien sind umzusetzén, Artikel 13 gebietet das. Die europarechtliche Grundlage ist eindeutig. Die
Richtlinie, und darauf wird spater noch einzugehen sein, hat auch einen sehr engen Bezug zur européischen
Beschaftigungsstrategie und sollte unter diesem Blickwinkel noch gesondert betrachtet werden. Die Ziele,
die die Richtlinie verfolgt, haben ein gesichertes FQndament im deutschen Verfassungsrecht und im
Volkerrecht und es ist erfreulich, dass in dieser Debatte, jedenfalls soWeit sie von den Sachverstandigen
gefuhrt wird, die Zielsetzungen, die mit dieser Richtlinie verfolgt werden, allgemein geteilt werden. Ich
glaube, das ist eine gute Basis fur eine Verstandigung. Das eigentlich Interessante und Schwierige an
diesem Vorhaben liegt darin, dass der Entwurf, Uber den wir iu beraten haben, im Grunde genommen ein
nach englischen oder - angelsachsischen Prinzipien gestaltetes Antidiskriminierungsrecht in ein

kontinentales, zivilistisches System einzubauen versucht. Das kann man naturlich machen, aber die Folgen
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sind absehbar. Es gibt Abstimmungsschwierigkeiten zu den gegebenen Regeln des sozialen Schutzes. Das
ist aber kein prinzipielles Hindemis, sondern eine besondere Schwierigkeit, die zu einigen
Konkurrenzproblemen fiihrt, die man aber bewaltigen kann. Insgesamt bin ich der Meinung, -dass dieser
Gesetzentwurf eine taugliche Grundlage fur die parlamenfarische Beratung ist und dass er einen wichtigen

Beitrag zur Modernisierung der deutschen Rechtsordnung im Einklang mit europ&ischen Vorgaben leistet.

Vorsitzende: Vielen Dank. Als Nachsten begrufle ich Herrn Dr. Leienbach vom Verband der privaten

Krankenversicherung und bitte inn um sein Statement.

Dr. Volker Leienbach: Vielen Dank, Frau Vorsitzende. Dass die europaischen Richtlinien in deutsches
Recht umzusetzen sind, ist unstreitig. Sehr woh! kann man aber dariber streiten, ob mehr umgeseizt
werden sall, als gefordert wurde. Und hier besteht, so glaube ich, die Begerndungspﬂicht. Die Begrindung
wurde zum Teil nicht geliefert und dort, wo sie geliefert wurde, ist sie oft nicht Uberzeugend. Das gilt
insbesondere fur die Gleichstellung individueller Krankenversicherungsvertrage mit Massengeschaften. Hier
soll auf individuelle Risikoprufung verzichtet werden. Darin besteht aber, wie Herr Armbruster scho
ausgefuhrt hat, keine Diskriminierung, sondern eine gebotene Differenzierung zum Schutz der
Versichertengemeinschaft. Ich nenne nur zwei Anknupfungspunkte: Der einé ist das Alter. Es ist unstreitig
und in vielen offentlichen Statistiken nachzulesen, dass die Gesundheitsausgaben mit dem Alter steigen.
Das Statistische Bundesamt hat ermittelt, dass es fir die Gruppe der Ober 85-Jahrigen etwa der Faktor 5
gegenUber dem  Bevélkerungsdurchschnitt ist. Zweiter AnknUpfungspunkt ist Behinderung.
Selbstverstandlich darﬂwF es bei Behinderung keine Differenzierung und keine Diskriminierung geben. Aber wir
missen sehen, dass es schwierig ist, Behinderung von Krankheit abzugrenzen. Viele, die ein manifestes
Krankheitsbild aufweisen, chronisch Kranke, haben den Status eines Behinderten. Man ware nach jetzigem
Instrumentarium in der Lage, Kfanke anders zu behandeln als Behinderte, obwohl der Sachverhalt identisch

ist. Das ist nicht hinnehmbar.

Nachstes Stichwort: Kosten fur Schwangerschaft und Entbindung. Die Branche hat schon lange ihre
Bereitschaft signalisiert, diese Kosten gleichmaRig auf die Geschlechter zu verteilen. Wegen der grolier
. statistischen Probleme, die damit verbunden sind, bitten wir hier allerdings um Ubergangspﬂichten, wie das
EU-Recht éie vorsieht, bis Ende 2009. Ein nachstes Stichwort: Datenqualitat, Verdffentlichung der Daten. Es
kann nicht sein, dass unternehmensinterne Daten, die haufig der Kalkulation zugrunde liegen, veroéffentlicht
werden sollen. Damit ginge die Wettbewerbslandschaft innerhalb der privaten Krankenversicherung und
dartber hinaus verloren. Schliellich bitte ich zu bedenken, dass mit diesem Gesetzentwurf fur die
Versicherungswirtschaft eine Fulle an administrativen Aufgaben und Birokratie verbunden ist, insbesondere
dann, wenn diese Regelungen auch fur den Bestand gelten sollten. Hier braucht es, wenn es denn

Uberhaupt so weit kommen sollte, lange Ubergangsfristen.

Und mein Schiusssatz: Ich bitte zu bedenken, dass die deutsche Versicherungswirtschaft im internationalen
Vergleich in Konkurrenz mit Versicherungswirtschaften anderer européaischer Lander deutlich benachtelligt
wurde, sollte Uber die EU-Erfordernisse hinaus hier in Deutschiand Antidiskriminierung geregelt werden.

Vielen Dank.
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Vorsitzende: Vielen Dank. Als Nachsten begrufe ich Herrn Dr. Mahlmann von der Freien Universitat Berlin

und bitte Sie um |hr Statement.

Dr. Matthias Mahimann: Guten Tag, meine Damen und Herren. Antidiskriminierungsrecht ist seit vielen
Jahren ein in der Praxis erprobter Teil des europaischen Gemeinschaftsrechts, das seinen Niederschlag
sowohl im Primar- als auch im Sekundarrecht gefunden hat. Die Regierungschefs haben dartiber hinaus im
Jahr 2000 durch die beiden Richtlinien eine bestimmte, menschenrechtlich orientierte Stellungnanme
formuliert. Der erklarte und deutliche politische Wille der Regierungschefs richtete sich darauf, die
Europaische Union in Angesicht von bestehenden Diskriminierungen klar menschenrechtlich zu
positionieren. Das ist nicht Uberraschend, denn Antidiskriminierungsschutz ist ein t.rad'itioneller Teil der
modernen Menschenrechtskultur. Letztendlich beruht er auf der Idee der kategorisch zu schitzenden
Wertgleichheit aller Menschen, ist also ein Inbegriff der Menschenwirde. Das wurde in den
Erwagungsgrinden der Richtlinien deutlich formuliert. Dort heillt es, dass Diskriminierungsschutz ein
allgemeines Menschenrecht sei. Es ist wichtig, diesen menschenrechtlichen Aspekt'der umzusetzenden
Richtlinien auch im rechtspolitischen Kampf nicht zu vergessen. Vielleicht solite auch der Ton der Kritik auf
diese Verbindung zu menschenrechtlichen Normen, die uns allen sehr wichtig sind, abgestimmt werden. Ich
glaube, der Handlungsbedarf ist jetzt groR. Die Richtlinien sind umzusetzen; der Europaische Gerichtshof
hat Finnland und Luxemburg bereifs wegen Bruchs des Gemeinschaftsrechts verurteilt. Ich glaube,
insgesamt ist der Entwurf mehr als es in der &ffentlichen Diskussion erscheint durch die Richtlinien
determiniert. Es gibt Bereiche, wo er darlber hinausgeht. Auf diese Bereiche fokussiert sich die Diskussion
besonders. Meine persénliche Prognose - dies vielleicht schon mit einer gewissen nuichternen Perspektive
auch in Richtung der Betroffenenverbande gesagt — ist, dass die praktische Wirksamkeit der Malinahmen,
die tUber die Umsetzung hinausgehen, beschrankt bleiben wird. Ich glaube, dass insbesondere durch die
Beschrankung auf qualifiziete Geschafte und durch die breiten Rechtfertigungsmaoglichkeiten die

Wirksamkeit in dem nicht europarechtlich determinierten Bereich begrenzt sein wird.

Ich glaube auf der anderen Seite, dass der Entwurf in mancher Hinsicht hinter einer Eins-Zu-Eins-
Umsetzung zurickbleibt. Das betrifft insbesondere die Ausnahme im Nahbereich, die auch fur
Diékriminierungen aufgrund von Rasse und ethnischer Herkunft gilt. Das ist aus meiner Sicht im
europaischen Bereich nicht von der Antirassismusrichtlinie vorgesehen. Aber bei jedem Entwurf gibt es Licht
und Schatten, ‘es wird keinen perfekten Entwurf geben. Deswegen méchte ich mir erlauben, mit einem
kleinen Lob zu enden und zu sagen, dass ich glaube, dass dieser Entwurf nach langer Zeit insgesamt die
Maglichkeit fur eine gelungene Umsetzung der Richtlinien bietet und Deutschland die Perspektive eréffnet,

an internationale Standards des Antidiskriminierungsrechts Anschluss zu finden.

Vorsitzende: Vielen Dank. Als Nachsten begriRe ich Herrn Dr. Nickel von der Johann Wolfgang Goethe-

Universitat in Frankfurt am Main und bitte Sie um Ihr Statement.

Dr. Rainer Nickel: Herzlichen Dank. Meine Damen und Herren, es ist absolut Zeit, dass endlich in der
Bundesrepublik ein Antidiskriminierungsgesetz verabschiedet wird. Im Ubrigen kann ich die Aufregung im
Moment auch gar nicht so richtig nachvoliziehen, wenn man mal die historische Perspektive sieht. In den

USA gibt  es seit den 60iger Jahren, in  GroRbritannien seit den 70iger Jahren
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Antidiskriminierungsvorschriften, die auch Schritt fur Schritt weiter prazisiert worden sind. Trotzdem sind dort
die Wirtschaften nicht zusammengebrochen und auch von einer Wettbewerbsfahigkeit kann man ausgehen.
Ein Antidiskriminierungsgesetz ist vielmehr eine gesellschaftliche und rechtspolitische Aufgabe, und der
Gesetzentwurf stellt insbesondere im Bereich des allgemeinen Zivilrechts insgesamt eine gelungene

Umsetzung der europarechtlichen Vorgaben dar.

Es gibt nur eine Kritik, die ich hier anmelden mochte. Das ist dieser § 20 Absatz 5, der den so genannten
Nahbereich abdeckt. Wie mein Vorredner schon betont hat, ist das durch die Richtlinie 2000/43 EG nicht
gedeckt. Ich wurde dort als Kompromisslésung vorschlagen, dass jedenfalls fur &ffentlich angebotene

Le_istungen, insbesondere auch fur Wohnraum, das Diskriminierungsverbot gilt.

Der im Zivilrecht dariber hinaus gewahlte horizontale Ansatz ist mit Blick auf Artikel 3 Absatz 3 des
Grundgesetzes konsequent und auch mit Blick auf die gesellschaftliche Wirklichkeit von Diskriminierungen
in Bezug auf diese Merkmale gerechtfertigt. Die flankierenden Regelungen hinsichtlich der Sanktionen, der
Beweiserleichterungen und der Unterstiitzung durch Verbande sichern eine tatséchliche Durchsetzbarke’
des Anspruchs auf Nichtdiskriminierung und sind insoweit auch unbedingt erforderlich. Eine kleine
Bemerkung zu der Befurchtung, dass hier riesige Schadensersatz- oder Schmerzensgeldsummen im
Raume stehen: Allein schon das deutsche Schmerzensgeldrecht sorgt déﬁJr, dass die Baume nicht in den
Himmel wachsen. Meines Wissens ist noch niemand durch Schmerzensgeld reich geworden, wenn man

einmal von Caroline von Monaco absieht.

Die Vorschriften Uber die Einrichtung einer Antidiskriminierungsstelle des Bundes sind in Einzelheiten aus
meiner Sicht noch verbesserungsbedurftig. Insbesondere sollte im Interesse der Unabhéangigkeit einer
solchen Stelle die Amtszeit des Leiters nicht an die Legislaturperiode gebunden sein. Aulerdem sollte die
automatische Weitergabe von Beschwerden an andere Stellen des Bundes, der Lander o;jer der Kommunen
nicht ohne das Einverstandnis der Betroffenen durchgefuhrt werden. Das ist datenschutzrechtlich némlich

ausgesprochen bedenklich.

Eine letzte Bemerkung: Die im Entwurf vorgenommene Ausgestaltung des Diskriminierungsschutzes im
allgemeinen Zivilrechtsverkehr begegnet auch keinen verfassungsrechtlichen Bedenken, denn hier wird die
allgemeine Handlungsfreiheit der Anbieter von Vertragen nicht unverhaitnismaflig eingeschrankt. Es geht im

Ubrigen darum, die gleiche Freiheit aller Burger zu sichern. Vielen Dank.

Vorsitzende: Vielen Dank. Die nachste Sachverstandige ist Frau Dr. Nicolai, Rechtsanwaltin. Bitte schon.
Dr. Andrea Nicolaii Im Gegensatz zu meinen Vorrednern halte ich den Entwurf des
Antidiskriminierungsgesetzes an vielen Stellen far problematisch und auch fur kritikwirdig. ich méchte mich
im Folgenden auf drei Punkte beschrénken, die ich fur besonders kritikwtrdig halte.

Erstens werden vor allem dort, wo der Entwurf Uber die Antidiskriminierungsrichtlinien hinaus geht, so

unbestimmte Rechtsbegriffe verwendet, dass einige Vorschriften schlichtweg nicht subsumtionsfahig sind.

Das heif’t, aus dem Gesetzestext selbst kann oft gar nicht abgeleitet werden, welche konkreten Falle von
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seinem Anwendungsbereich erfasst werden oder nicht. Die Gesetzesbegrundung hilft da oft auch nicht
weiter, sondern sie beschrankt sich auf andere, ebenso abstrakte Aussagen. Das gilt zum Beispiel
besonders fur die §§ 3 Absatz 3 und 12 des Entwurfs. Damit wird jede Beratung kunftig zu einem Risikofall,
weil man kaum rechtssichere Auskinfte geben kann. Letztlich wird man immer zum Gang vor die Gerichte
raten mussen, um Klarheit fir die Praxis zu schaffen. Und das wird zusatzliche Belastungen fur alle

Beteiligten bedeuten.

Zweitens werden die Hauptadressaten der Diskriminierungsverbote, Arbeitgeber und Unternehmer, meiner
Ansicht nach tber Geblhr belastet. Das gilt vor allem fur das Arbeitsrecht. Der Arbeitgeber soll Uber so
genannte Organisationspflichten gezwungen werden, sowohl! seine Beschaftigten als auch Dritte, also seine
Kunden und Geschaftspartner, zu einem diskriminierungsfreien Verhalten anzuhalten. Wenn er das nicht tut
und andere einen seiner Beschaftigten benachteiligen, soll er unter Umstanden eine Entschadigung zahlen.
Eine solch weitgehende Einstandspflicht fur das Verhalten Dritter ist meiner Ansicht nach nicht nur
systemwidrig, sondern in keiner Weise zu rechtfertigen. Die Flhrung eines Betriebes und der in. ihm

Beschaftigten wird noch mehr als bisher zur gefahrgeneigten Arbeit.

Drittens ist der Entwurf des Antidiskriminierungsgesetzes séhr missbrauchsanfallig. Bereits jetzt haben wir in
der Praxis hinreichend Falle, in denen das Verbot der geschiechtsbedingten Diskriminierung dazu genutzt
wurde und wird, Entschadigungen selbst dort zu verlangen, wo ernsthaft gar keine Arbeitsstelle gesucht
wird. Und auch so genannte Abmahnvereine haben ihr Gliick bei den Unternehmen schon versucht. Dieses
Missbrauchsproblem wird meines Erachtens durch die Ausdehnung der Diskriminierungsverbote, die
Ausdehnung des Anwendungsbereichs und nicht zuletzt die Privilegierung der so genannten

Antidiskriminierungsverbande verschartft.

Deshalb méchte ich dafur pladieren, ‘sich auch in Deutschland auf die Umsetzung der
Antidiskriminierungsrichtlinen zu beschranken und zugleich zu versuchen, der betrieblichen, anwaltlichen

und richterlichen Praxis deutlichere Handlungsleitlinien als bisher geplant zu geben. Vielen Dank.

Vorsitzende: Vielen Dank. Als Nachste begrafe ich Frau Prof. Dr. Pfarr von der Hans-Bockler-Stiftung und

bitte Sie um Ihr Statement.

Prof. Dr. Heide Pfarr: Um die knappe Zeit nicht zu verschwenden und keine Doppelungen zu machen,
habe ich mir die Stellungnahmen angesehen. Falls der Gesetzgeber auf die Idee kommen sollte, ein
effektiveres Gesetz zu machen, verweise ich auf die Stellungnahme des Deutschen Juristinnenverbandes.
Bleibt es bei dem Ansatz dieses Gesetzes, lohnt es sich meiner Ansicht nach, die Stellungnahme von Herrn
Prof. Thising zu lesen, der aulerordentlich konstruktive und kritische Anmerkungen gemacht hat. Ich kann

mich deswegen auf zwei grundsatzliche Bemerkungen beschranken.

Hier ist-es schon mehrfach erwahnt worden, aber angesichts der Tatsache, dass die Vertragsfreiheit in den
kritischen und negativen Stellungnahmen zu diesem Gesetz immerfort herangezogen wird, lohnt es sich,
noch einmal festzuhalten, dass die Vertragsfreiheit auf einem Grundrecht beruht, das nicht starker ist als

das Gleichheitsgrundrecht unseres Grundgesetzes. Ich betone, dass Artikel 3 GG marktwidriges Verhalten
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vérlangen darf. Das heil3t, die Wirtschaft kann nicht darauf verweisen, dass sie zu mafktwidrigem Verhalten
gezwungen wird. Nein, sie wird an Werte des Grundgesetzes gebunden und es falit ihr vielleicht schwer, sie
zu berucksichtigen. Jedoch ist auch dieser Gesetzentwurf auBerordentlich zurtickhaltend. Ich glaube, dass
ér in seinen Formulierungen sehr stark an das 1. EG-Anpassungsgesetz von 1980 angepasst ist, zum
Beispiel was die Beweislast betrifft, so dass dieser Gesetzentwurf der Rechtssicherheit sehr groflten Raum
gibt. Denn all die Sorgen, die etwa eben' Frau Dr. Nicolai geauflert hat, sind bereits durch die
Rechtsprechung der Arbeitsgerichtsbarkeit zu § 611a widerlegt worden. Es gibt keine Rechtsunsicherheit,
wie woh! die Gerichte damit umgehen werden. Und deswegen halte ich es fur auRerordentlich intelligent,
dass dieses Gesetz die Formulierungen, die bereits eine Rechtspraxis hinter sich haben, wieder aufnimmt

und genau so weiter transportiert.

Insofern ist dem Bedurfnis der Wirtschaft und auch der Arbeitgeber nach Rechtssicherheit ausreichend
Raum gegeben. Wenn sie allerdings meinen, dass ihre Vertragsfreiheit das Recht auf Diskriminierung

beinhaltet, dann mussen s_ie korrigiert werden und dann wird es auch Zeit.

Vorsitzende: Vielen Dank. Als Néachsten begrife ich Herrn Prof. Dr. Pfeiffer von der Ruprecht-Karls-

Universitat Heidelberg, bitte schén.

Prof. Dr. Thomas Pfeiffer. Erste Bemerkung: Der weit Uberwiegende Teil der Falle, die von diesem Gesetz
erfasst werden, liegt aulerhalb desjenigen Bereichs, der europarechtlich oder volkerrechtlich vorgegeben
ist. Daraus folgt zweierlei. Erstens: Die Bezeichnung des Gesetzes fuhrt die Offentlichkeit in die Irre.
Uberwiegend handelt es sich nicht um ein bloles Umsetzungsgesetz, sondern Uberwiegend stehen
autonome Entscheidungen des Entwurfs dahinter und. der Entwurf muss sich .an diesen Entscheidungen
messen lassen. Zweite Bemerkung in diesem Zusammenhang: Gerade weil das so ist, muss man fragen, ob
der zu erhoffende oder zu erwartende Nutzen eines solchen Gese'tzes die Eingriffe in die Vertragsfreiheit,

die er mit sich bringt, geeignet ist, zu rechtfertigen.

Dazu scheint mir doch eines notwendig. Die Vertragsfreiheit ist eben auch, wie das Verbot ve
Diskriminierungen, eines der Lebensprinzipien unserer Gesellschaft. Das ist sie aus zwei Grunden. Erstens:
Der Vertrag ist auflerhalb des Familienrechts die engste rechtliche Verbindung, in die ich mit einer Person
eintreten kann. Und in dem I\/Ibment, in dem der Staat und nicht mehr ich selbst bestimme, mit wem ich das
tue, schreibt der Staat mir insofern mein Leben vor. Zweitens: Die Vertragsfreiheit hat in der Form der
Abschluss- und Inhaltsfreiheit zur Folge, dass nur Vertrage geschlossen werden, von denen beide
Vertragsparteien der Uberzeugung sind, dass es ihnen mit diesem Vertrag besser geht als ohne diesen
Vertrag. Auch das wird ausgehebelt, wenn der Staat uhd seine Gerichte und Gesetze vorschreiben, welche

Vertrdge zustande kommen.

Nun werden Sie sagen, ja, was hier verhindert-wird, ist nur ein irrationaler Gebrauch der Vertragsfreiheit und
wir kdnnen uns_ sicher darauf verstéhdigen, dass Diskriminierung immer irrational ist. Das Problem besteht
nur darin, dass der eigentliche Kern jeder Freiheit in zweierlei besteht. Namlich erstens darin, dass ich auch
irrational handeln darf und zweitens darin, dass ich mich fur meine Handlungen nicht zu rechtfertigen

brauche. Und gerade dieses wird durch den vorliegenden Entwurf in besonderer Weise bedroht und
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gefahrdet, weil stets in Fallen inSbesondere auch der mittelbaren Diskriminierung die Rechtsunterworfenen
die Sorge haben mussen, dass ihre Rechtfertigungen von den Gerichten nicht akzeptiert werden. Und in der
Tat haben wir zwar fur den engen Bereich der geschlechtsbezogenen Benachteiligungen im Arbeitsrecht
einen gewissen Vorrat an europaischer Rechtsprechung, aber was das fur das allgemeine Zivilrecht mit

seinen unendlich vielfaltigeren Tatbestéanden bedeutet, das kénnen wir ernsthaft nicht wissen.

Seinen weiteren Inhalten nach ist der Entwurf nachgerade von einer unbarmherzigen Radikalitat
gekennzeichnet. Ich will das an einigen Beispielen deutlich machen: Wer einem anderen schwerste
korperliche Verletzungen zufigt, haftet nur, wenn er das verschuldet hat. Firr die Diskriminierung - und zwar
selbst dann, wenn sie folgenlos bleibt‘— soll nach diesem Entwurf auch ohne Verschulden gehaftet werden.
Dieser Entwurf behandelt die folgenlose Diskriminierung strenger als die Zufugung schwerster dauerhafter
korperlicher Schaden. Die Beweislastregelung fuhrt, so'wie sie formuliert ist - das ist eine anerkannte
Erkenntnis der Prozessrechtswissenschaft - in einer unbestimmten Vielzahl von Fallen dazu, .dass
Betroffene haften mussen, obwohl keine Diskriminierung vorliegt.. Die These der Begriindung, hier muss nur

zahlen, wer diskriminiert, ist deswegen nach sicherer Erkenntnis nicht haltbar.

Vorsitzende: Vielen Dank. Als Nachste bitte ich Frau Prof. Dr. Raasch von der Hamburger Universitat fur
Wirtschaft und Politik um ihr Statement.

Prof. Dr. Sibylle Raasch: Vielen Dank. Ich stimme meinem Vorredner eigentlich in so gut wie gar keinem
Punkt zu. Ich halte dieses Gesetz fur eine ausgesprochen bescheidene und malivolie Umsetzung, die sich
in ganz wesentlichen Punkten an die Vorgaben der drei Richtlinien plus der vierten halt, unter die der
Gesetzgeber gar nicht gehen kénnte. Das ist im Arbeitsrecht so, das ist auch in der hier standig kritisierten
Beweisfrage so. Dort wird wirklich nur das umgesetzt wird, was der Gesetzgeber tun muss. Im Zivilrecht
geht der Gesetzgeber allerdings zugunsten aller Merkmale Uber die EU-Richtlinie hinaus, und er tut etwas.
sehr wichtiges. Endlich bemaht er sich, die vierte, bereits zur Umsetzung anstehende EU-Richtlinie
,Gleichbehandlung von Geschlecht bei Gutern und Dienstleistungen® rechtzeitig umzusetzen. Es waére ein
absolutes Novum. Bisher haben wir immer gewartet, bis es Vertragsverletzungsverfahren gab und unsere
Umsetzung blieb bisher immer unter den Standards der EU, so dass wir hinterher vom Europaischen
Gerichtshof vorgeladen wurden und diverse Male nachbessern mussten. Insofern ist der Gesetzgeber auf

einem guten Weg.

Zweiter Punkt: Diese zwei Kritikpunkte, die hier in den schriftichen Sachverstandigenstellungnahmen immer
wieder auftauchen, halte ich fir véllig unangebracht. Dieses Gesetz wird keine Prozessflut auslésen. Es
geht nicht um Beweislastumkehr, wie selbst einige Juristen und Verbande behaupten, es geht um eine
blole Beweiserleichterung, fur die man Tatsachen glaubhaft machen muss. Es ist bedauerlich, aber wenn
die Arbeitgeber und Vermieter klug sind und den Mund halten, wird es gar keine Tatsachen geben. Die
meisten Antidiskriminierungsklagen im Geschlechterbereich hatten wir nur deswegen, weil die Arbeitgeber in
uberschielfendem Diskriminierungswillen sagten, Frauen werden bei uns sowieso nicht eingestellt oder weil
es um die Frauenquote ging und Manner dagegen klagten oder weil geschlechtsspezifisch ausgeschrieben
wurde. Es ist bedauerlich, aber wenn solche Fehler nicht gemacht werden, wird es sehr schwer sein,

Uberhaupt Tatsachen fur solche Klagen vorzutragen. Falsch' ist es auch zu behaupteh, dass der
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Gesetzentwurf die Vertragsfreiheit abschafft. Veﬁragsfreiheit ist im Grundgesetz in Artikel 2 Absatz 1
geschutzt, aber nur im Rahmen der Rechte anderer. Und gleich folgt der Artikel 3 Absatz 3 Grundgesetz. Da
sind diese Rechte anderer drin, namlich nicht wegen vGeschIecht, Rasse, Heimat, Glauben, Herkunft,
Behinderung usw. diskriminiert zu werden. Dieser'Rahmen wird jetzt im Zivilrecht erstmais hergestellt, weil
es mit der Einstrahlung der Grundrechte vorher nicht geklappt hat. Wenn man grundgesetzkonform agieren
will, hatte es eigentlich schon langst gemacht werden mussen. Wir brauchten mal wieder den Druck der EU-
Richtlinie. '

Jetzt noch einige Kritik im Detail: Im Arbeifsrecht hat der Gesetzgeber bedauerlicherweise vergessen, zwei
weitere Merkmale zur Entschadigungshéhe umzusetzen. Die Entsohédigungshohe muss nicht nur
angemessen sein, sie muss auch wirksam und abschreckend sein. Hier bleibt der Gesetzgeber eindeutig
unter den Vorgaben der Richtlinie. Das Zweite: im Zivilrecht ist die Umsetzung zwar EU-rechtskonform, aber
nicht grundgesetzkonform, denn Geschlecht wird hier sehr viel schlechter behandelt als Rasse und
ethnische Herkunft. Das mag europarechtlich zulassig und vorgegeben sein, das Grundgesetz hat aber eine
andere Hierarchie. Es hat den Artikel 3 Absatz 2, der den Schutz vor Geschlechtsdiskriminierung gan

-deutlich in den Vordergrund stellt. Es ist nicht angéngig, dass man das Geschlecht als Merkmal schlechter

behandelt als die anderen, sondern da muss eine Gleichstellung erfolgen.

Vorsitzende: Vielen Dank. Als N&chsten begrif3e ich Herrn Prof. D‘r. Rieble von der Ludwig-Maximilians-

Universitat MUnchen und bitte auch ihn um sein Statement.

Prof. Dr. Volker Rieble: Ich will mich auf arbeitsrechtliche Fragen beschranken. Ich glaube auch, dass das
Gesetz etwas zu intransparent ist und dass man den Arbeitgebern klarer sagen muss, was sie tun durfen
und was sie nicht tun durfen. Dass man eine Erfahrung hinsichtlich der Geschlechtsdiskriminierung hat, hilft
eigentlich nur bei den offenen Merkmalen weiter, also beispielsweise Hautfarbe oder vielleicht auch noch
religidse Ausrichtung. Aber wir haben eben auch verborgene Merkmale. Die sexuelle Identitat konnen Sie
den Menschen nicht von der Stirn ablesen, bei einem Depressiven auch nicht die Behinderung. Wie soll ein
Arbeitgeber damit umgehen? Soll er nach diesen Merkmalen fragen durfen, um sich ganz sicher zu seir
dass er nicht diskriminiert? Soll er gar, um strukturelle Gleichbehandlung nachweisen zu konnen, ein
internes Behinderungsregister aufbauen, in dem alle Behinderungen aufgelistet sind, damit er sagen kann,
ich diskrim'iniere gar nicht, wenn sich mal einer beschwert? Das musste man aus meiner Sicht einfach klarer
sagen. Und diese Intransparenz in Verbindung mit den auch psychologisierten Angsten in der Wirtschaft
wird dazu fuhren, dass man jedenfalls am Anfang nur die Wah! hat, eine grote Dokumentationslast auf sich
zu nehmen. Sie mussten ja im Prinzip ein ganzes Erwerbsleben diskriminierungsfrei gestalten. Also nicht
nur die Einstellung und die Entlassung sozusagen als die Urpunkte des Arbeitsverhaltnisses sind
problematisch, sondern auch jede Zielvereinbarung, jede Zielbeurteilung, jede Versetzung, jeder Einzelakt.
Stellen Sie sich vor, Sie wirden jetzt bei jeder einzelnen Malinahme ein kleines Papier schreiben, warum
Sie die diskriminierungsfrei entschieden haben. Davor haben die Leute Angst und ich glaube, die Angst
kann man ihnen nehmen, indem man es einfach klarer macht und nur sagt, wie die Leute sich richtig

verhalten sollen. Das muss ein Gesetzgeber tun.
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Das zweite ist die Altersdiskriminierung, und darauf will ich ein besonderes Augenmerk legen. Die wird nach
meiner Einsohétzu.ng das grolte Problem sein, denn das deutsche Arbeitsrecht lebt von eiher Vielfalt von
Regelungen, insbesondere in Tarifvertragen und Betriebsvereinbarungen, die nach dem Alter differenzieren.
Was nach dem Diskriminierungsverbot noch zuldssig ist oder nicht, ist dulerst unklar. Das ist schon fur die
Gutachter, die dann Auftrdge bekommen, aber das ist nicht so schén fur die Tarifparteien, die die
Regelungen anpassen mussen. Deshalb bitte ich erstens darum, fur Kollektivvertrage eine langere
Anpassungsfrist vorzusehen, in der das umgestellt wérden kann. Sie k&nnen nicht von einem Tag auf den
anderen zum Beispiel in allen Tarifvertragen die Senioritatsentlochnung kippen oder fur alle Tarifvertrage die
Frage beantworten, ob eine Verdienstsicherung fiir altere Arbeitnehmer jetzt noch geht oder nicht geht. Oder.
die Unkindbarkeit von alteren Arbeitnehmern - geht das oder geht das nicht? Da ware es vielleicht doch

schéner, wenn der Gesetzgeber selber sagt, was noch geht.

Dabei will ich noch darauf hinweisen, dass das Antidiskriminierungsrecht auch in starke Wechselwirkung-mit
unscharfen staatlichen Arbeitsbedingungen gerat. Ein Hauptbeispiel ist die Sozialauswahl bei
betriebsbedingten Kundigungen, bei der wir das Alter gleich doppeit berlicksichtigen, namlich Uber die
Betriebszugehorigkeit und Uber das Lebensalter. inwiefern jetzt der Antidiskriminierungsschutz diese
Sczialauswah! neu pragt oder nicht, ist eine offene Rechtsfrage. Das heilt, bis diese’Frage in funf Jahren
vom Bundesarbeitsgericht geklart ist, kann kein Arbeitgeber rechissicher einé saubere,
altersdiskriminierungsfreie Auswahl vornehmen. Auch da ware es hilfreich, wenn der Gesetzgeber einfach.

sagt, was er will, damit man sich daran auch klar halten kann. Das wére aus meiner Sicht ein Praxisgebot.

Ich will zum Schiuss noch darauf hinweisen, dass ich die eine Sanktion, namlich die analoge Anwendung
des § 23 Betriebsverfassungsgesetz fur systematisch verfehlt halte. Erstens flhrt sie zum Zwangsouting,
well der Betriebsrat gegen den Willen des Betroffenen vorgehen und zum Beispiel seine Behinderung
aufdecken kann. Zweitens wird derjenige bevormundet. Und drittens haben Sie eine systemwidrige Liicke,
denn Sie haben den § 23 BetrVVG nicht im Bereich der Personaivertretung eingefthrt. Der Offentliche Dienst

wird insofern sanktionslos gestellt.

Vorsitzende: Vielen Dank. Als Nachste begrufie ich Frau Prof. Dr. Rust von der Universitat Bremen und

bitte auch sie um ihr Statement.

Prof. Dr. Ursula Rust: Sehr geehrte Frau Vorsitzende. Ich will meine drei Minuten zu Beginn zu einer
Randbemerkung nutzen: Deutschland ist das letzte Land das beginnt, einen Gesetzentwurf zu beraten, also
europaweit das letzte Mitgliedsiand. Alle neuen Lander, die im letzten Jahr beigetreten sind, haben zum
Zeitpunkt des Beitritts bereits ihre Umsetzungsgesetze gehabt. Neun alte Mitgliedsstaaten haben es bereits
gemacht. Von den dann noch sadumigen ist die Bundesrepublik das letzte Land. Vor diesem Hintergrund
muss man pfleglich damit umgehen. Das Vertragsverletzungsverfahren gegen die Bundesrepublik liegt beim
Europaischen Gerichtshof, und die unmittelbare Inanspruchnahme der 6ffentlichen Arbeitgeber auf Grund
der Richtlinien ist gemeinschaftsrechtlich klar. Die insoweit fehlende Rechtsgrundlage fur den privatén
Sektor bedeutet, dass die Bundesregierung selbst potentiell in Staatshaftung genommen wird. ich denke, in
solch einer Zeit muss man vaorsichtig sein bei der Frage, inwieweit man Rechtstreue zum

Gemeinschaftsrecht signalisiert oder nicht.
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Meine erste Bemerkung zum Gesetzentwurf: Ich finde, die Lésung ,vier auf einen Streich” ist eine gliickliche,
und zwar aus folgendem Grund: Es macht Sinn, die vier Richtlinien - also zwei verspatet, eine etwas zu friih,
eine etwas langer zu frih - gemeinschaftlich umzusetzen, weil diese vier Richtlinien einen.gemeinsamen
- Entstehungszusammenhang haben. Es ist der Vertrag von Amsterdam und dort die neue Kompetenz dazu.
Es ist ein einheitliches Werk geschaffen worden, das mit diesen vier Richtlinien dann nach und nach auch
gemeinschaftsrechtlich verbindlich geworden ist. Dies in einem Gesetz regeln zu wollen, hat den Vorteil,
dass tber die Rechte und die Pflichten in einem Gesetz nachgelesen werden kann und dass man nicht in
einer Vielzahl von Gesetzen nachforschen muss. Ich habe ein Gesetz, wo ich allgemeine Prinzipien finde.
Und das Gemeinsame, das das Gemeinschaftsrecht verlangt, ist eine Mindestharmonisierung, mehr ist es
nicht. Sie kennen die Diskussion aus anderen Bereichen. Was hier verlangt wird, ist Dumpingschutz im
Gleichbehandlungsbereich. . Wir miissen Uberall in Europa die gleichen Mindeststandards in der
Antidiskriminierung vorfinden. Das verlangen die Richtlinien. Es ist auch im Ausgangspu'.nkt nicht richtig, wie
es eben noch einmal benannt wurde, dass die Richtlinien so .viele neue Regelungen hatten und so
undurchschaubar waren. Die Richtlinien orientieren sich an dreilig Jahren Erfahrung. Wir haben dreifi

Jahre auch Gerichtserfahrung im Bereich der Geschlechterdiskriminierung mit der Gleichbehandlung im
Erwerbsbereich. Von Begriundung bis Ende, das ist das Konstrukt, das jetzt tbernommen wird. Und das ist

zu begrifien. Vielen Dank.

. Vorsitzende: Vielen Dank. Als Nachsten begrifle ich Herrn Prof. Dr. Sacker von der Freien Universitat

Berlin und bitte Sie um lhr Statement.

Prof. Dr. Jiirgen Sécker: Sehr geehrte Vorsitzende, meine mundliche Stellungnahme beschrankt sich nur
auf § 22 des Entwurfs, soweit er weltanschauliche oder sexuell begrtindete Benachteiligungen unterbinden
will. Zu einer offenen Gesellschaft gehort die Freiheit, Entscheidungen nicht begrinden zu mussen.
Staatliche Motivkontrolle ist der Tod der Privatautonomie. Durch die partielle Umkehr der Beweislast genigt
es, wenn der Klager eine Hilfstatsache anzeigt, wenn er zum Beispiel eine ihm zugetragene, politisch nicht
ganz korrekte AuBerung am Stammtisch unter Beweis stellt, die eine Benachteiligung bei einem spatere’
Vertragsschluss tUberwiegend wahrscheinlich macht. Die Chancen eines Gegenbeweises sind in diesem
Falle praktisch gleich Null. Die Freiheit der Meinungsaufierung wird durch diese Beweislastumkehr in einer
mit Artikel 5 kaum mehr vereinbaren Weise eingeschrankt. Wer die freie Wahl des Ehepartners zulasst, weil
es keine korrekte Liebe gibt, sollte ernsthaft Gberlegen, ob bei allen anderen Rechtsbeziehungen eine
sexuelle und weltanschauliche Tugendkontrolle wirklich gerechtfertigt ist. Wenn es im Ort nur eine Kneipe
gibt, hat ohnehin jeder einen Rechtsanspruch auf Bewirtung nach § 19 GWB. Wenn aber funf Kneipen
nebeneinander liegen, gibt es keinen Grund, einer rechtsradikalen Gruppe mit Hilfe des ADG den Zutritt zu
der einzigen der finf Kneipen zu ersffnen, die von der linken Szene beherrscht wird. Wer das will, mag
Frieden und Toleranz saen, er wird Stralenkampf ernten. In der Zurtickdrangung der Freiheit auf die
Nischenkulturen der Familie, Freundschaft und Nachbarschaft im § 20 Absatz 5 wird die Aufhebung der

liberalen Trennung von Staat und Gesellschaft konkret fassbar.

Ein weiterer Aspekt: in einer freien Gesellschaft ist es, um mit Rudolf von Jhering zu sprechen, Auf_gabe des

Einzelnen, bei Verletzung seiner individuellen Rechtsglter um sein Recht zu kampfen. Selbst bei schwerster
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Gefahrdung fundamentaler Rechtsguter wie Leben und Gesundheit hilft kein privater Verband. uhd keine
staatliche Sonderberatung. Es ist daher weder sach- noch systemgerecht, zur Durchsetzung von
Rechtsgutern geringerer Ranghothe staatliche Sonderbehsrden zu schaffen. Die Quintessenz aus all dem
lautet:- Der Gesetzgeber sollte, statt auf eine Ubererfillung der EG-Richtlinien zu setzen, sich mit der
Umsetzung der Richtlinien zufrieden geben und gemal Artikel 13 EG den europaischen Konsens abwarten.
Er sollte nicht nur der Liebe als Naturereignis, sondern auch der freien Meinungsaullerung keine

zusatzlichen Fesseln der Korrektheit anlegen.

Auf den zweiten Punkt habe ich bereits schriftlich hingewiesen: Der Gesetdeber solite nicht normieren, was
bereits Inhalt des geltenden Rechts ist und er sollte das, was in Einzelvorschriften sinnvoll geregelt werden
kann - ich erinnere an die mehr als 80 Normen und Normengruppen zum Schutz Behinderter - nicht in
Generalklauseln fassen. Die Bestimmungen zur Altersdiskriminierung verbessern die Rechtsstellung der
Betroffenen nicht, sondern erzeugen nur Rechtsunsicherheit, weil die Fortgeltung arbeitsmarktpolitisch
sinnvoller Spezialvor_schriften wie § 1 Absatz 3 Kundigungsschutzgesetz und § 14 Absatz 3 Teilzeit- und

Befristungsgesetz dadurch in Frage gestelit wird.

Vorsitzende: Vielen Dank. Als Nachsten begrule ich Herrn Prof. Dr. Schulte von der Universitat Hannover.
lch hoffe, Sie empfinden es nicht als Diskriminierung aufgrund des Alphabetes, dass Sie ab ,Sch’ in der
zweiten Reihe sitzen mussen. Naturlich sind Sie uns genauso willkommen und ich bitte - Sie um Ihr

Statement.

Prof. Dr. Axel Schulte: Vielen Dank, auch fur die Einladung. Meine Stellungnahme erfolgt aus
politikwissenschaftlicher Sicht. Worum geht es? Das ist die erste Frage. Meines Erachtens geht es um das
Verhaltnis von allgemein normativ verankerten Prinzipien zur Konkretisierung in der geselischaftlichen
Wirklichkeit. Das' ist eigentlich eine zentrale Fragye, die an dieser Thematik auch diskutiert werden kann. Es
“ist also das Verhaltnis von Freiheit, Gleichheit und Wirde der Individuen und wie sich das in der
gesellschaftlichen Wirklichkeit konkretisieren lasst. Es ist die Frage von Diskriminierung im Sinne von
ungerechtfertigter Ungleichbehandlung mit benachteiligenden Folgen - betroffen. sind insbesondere
Angehdrige sozialer Minderheiten, unter dem Geschlechtergesichtspunkt auch vielleicht sogar die Mehrheit.

Betroffen sind insbesondere Migrantinnen und Migranten.

Drei Fragen méchte ich kurz beantworten. Erstens, sind die MaBnahmen notwendig? Es wurde schon
darauf hingewiésen, dass nibht nur das EU-Recht, sondern auch vélkerrechtliche und verfassungsrechtliche
Gesithtspunkte fur Antidiskriminierungs- und Gleichbehandiungsmaliinahmen sprechen, in einer rechts- und
sozialstaatlichen Demokratie insbesondere auch Gesichtspunkte der Menschenrechte. Daflr sprechen aber
auch gesellschaftspolitische Grundsatze und Zielsetzungen. Ich nenne hier nur den Gesichtspunkt der
Integration, der Toleranz, der Zivilisierung und den ¢konomischen Gesichtspunkt der bptimalen Nutzung

menschlicher Ressourcen.
Neben der Notwendigkeit ist die zweite Frage, ob die Mallnahmen geeignet sind. Ich denke, dass es auf die

Frage, wie Diskriminierung praventiv oder im Nachhinein bekampft werden kann, keine leichten Antworten

gibt. Ich denke, dass hier eine kombinierte Strategie erforderlich ist. Das resultiert zumindest aus den
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Untersuchungen, die das ‘internationale Arbeitsamt in Genf im Hinblick auf die Lebenssituation und die
Diskriminierung von I\/ligranten.auf dem Arbeitsmarkt in verschiedenen européischen Landern durchgefuhrt
hat. Soziale Ungieichheiten lassen sich nicht allein auf Diskriminierung zuriickfihren. Das iét - glaube ich -
eine Selbstverstandlichkeit, aber Diskriminierung ist ein Faktor, der dazu betragt. In dem Sinne ist es
erforderlich, hiergegen vorzugehen und die konzeptionellen Grundlagen und zentralen Elemente des
Gesetzes sind meines Erachtens - im Einzelnen kann man ja sicherlich daruber diskutieren - grundsatzlich

geeignet.

Zwei Problemkreise mochte ich  noch kurz anschneiden, namlich das Verhaltnis von
AntidiskrinﬁinierungsmaBnahmen und Privatautonomie. Ich glaube es geht hier nicht um ein ,entweder -
~oder”, sondern um ein ,sowohl als auch®. Es muss ein Ausgleich zwischen diesen beiden Prinzipien -
zwischen der Wahrnehmung der individuellen Freiheit und dem Schutz der Minderheiten - herbeigefihrt
werden. Das ist Sache des Gesetzgebers, der hierfur einen Gestaltungsspielraum hat. Dabei geht es, wie es
Bockenférde genannt hat. auch um Mallnahmen zur Freiheitssicherung gegentiber ungleicher
geselischaftlicher Machtehtfaltﬂng. Das ist ein ganz wichtiger Punkt. Institutionelle Vorkehrungen also sin”
notwendig, um rechtliche Normen in der gesellschaftlichen Wirklichkeit praktisch werden zu lassen. Daruber

kann man im Einzelnen sicherlich'noch einmal diskutieren.

Vorsitzende: Vielen Dank. Als néchstes bitte ich Herrn Dipl.-lng. René Schweyen von der Gesellschaft fur

Bauen und Wohnen in Hannover um sein Statement. Bitteschon.

Dipl.-Ing. René Schweyen: Vielen Dank, Frau Vorsitzende. Meine sehr verehrten Damen und Herren. Ich
leite seit vier Jahren das kommunale Wohnungsunternehmen der Landeshauptstadt Hannover. Unser
Bestand umfasst 18.000 Wohneinheiten. 57 Prozent, also etwas mehr als die Halfte unserer Mieter sind
Deutsche. Wir - damit meine ich unsere Kunden und auch das Unternehmen - wir kommen damit klar.

Nachhaltig im Miteinander, nachhaltig in der Bewirtschaftung und dies auch ohne ein solches Gesetz.

Zu den Kernaussagen der Ihnen vorliegenden Stellungnahme: Erstens: Die Vermietung von Wohnraum is*
kein Massengeschaft. Individueller Bedarfsabgleich, Sondierung der wirtschaftlichen Verhaltnisse des
Interessenten sowie Uberlegungen zur Integration der potenziellen Mietpartei in funktionierende

Nachbarschaften sind die Merkmale unseres auf die einzelné Person abgestimmten Verhaltens.

Zweitens: Die privaten Vermieter sollten von diesem Gesetz ausgenommen sein. Diese verwalten allerdings
rund 40 Prozent des am Markt zuganglichen Wohnraums. Da die eigentlich Zielsetzung dieser Vorlage der
Schutz von Minderheiten ist, sollte meines Erachtens eher ab einer Mindestanzahl von Wohneinheiten
mittels Quotenregelung eine zusatzliche und einseitige Belastung der auf diesem Gebiet bereits agierenden

Unternehmen vermieden werden.

Drittens: Es ist viel die Rede von einem anwenderfreundlichen und pragmatischen Gesetz. Fakt ist, dass
diese Vorlage von einer Reihe unbestimmter Rechtsbegriffe gepragt ist. Jeder nicht-private Vermieter wird
angehalten, nach Verabschiedung dieses Gesetz fur den Fall der Falle Vorkehrungen zu treffen. Dies wird

trotz aller Abrede mit einem erheblichen Verwaltungsaufwand und einer beachtlichen Rechtsunsicherheit
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verbunden sein - Stichwort in diesem Zusammenhang: Organisationsverschulden. Hier gebietet es sich aus -
unserer Sicht, dem sich entwickelnden Richterrecht vorab bereits Hilfen - hier bin ich ganz bei Prof. Riebie -
mit auf den Weg zu geben und wahrend der Einfuhrung der zu verhandelnden Modalitaten von der

beabsichtigten aggressiven Bewerbung des Anliegens Abstand zu nehmen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, unser gemeinsames Anliegen sollte es sein, die vorhandenen
Vehikel der Begleitung und Integration von Minderheiten - und dazu z&hle ich auch die vor Ort agierenden
Wohnungsunternehmen - zu stérken und nicht durch zusatzliche Auflagen von der fir unsere Standorte so

wichtigen Arbeit abzuhalten. Ich danke lhnen fur Ihre Aufmerksamkeit.

Vorsitzende: Vielen Dank. Als ndchsten begrafe ich Herrn Prof. Dr. Thising von der Bonner Universitat

und bitte Sie um |hr Statement. .

Prof. Dr. Gregor Thiising: Frau Vorsitzende, sehr geehrte Démen und Herren. Drei Minuten sind zu kurz
fur Grundsatzdebatten. Rechtspolitisch mag man (ber das neue Gesetz lange streiten, aber wir sind als
Sachverstandige hier, nicht als Politiker. Diskriminierungsverbote missen da geschaffen werden, wo sie fur
ein gedeihliches Zusammenleben notwendig sind, wo eine Differenzierung Skandal und offentliches
Argernis ware. Das ist bei der Rassendiskriminierung ohne Frage der Fall und regelmaRig auch bei der
Geschlechtsdiskriminierung. Warum aber die Bevorzugung alterer Arbeitnehmer, die im Deutschen
Arbeitsrecht Tradition hat, stets eine zu rechtfertigende Ungleichbehandlung sein soll, leuchtet schon
weniger ein. Die Gesetzgebung sollte sich zurtckhalten und sich auf die tatsachlich erforderlichen und

gebotenen Regelungen konzentrieren. Wo es keines Gesetzes bedarf, darf es kein Gesetz geben.

Es ist nicht zutreffend, dass der Entwurf nur im Zivilrecht uber das vom europaische Recht Gebotene
hinausgeht. Auch im Bereich des Arbeitsrechts findet sich eine Vielzah! an Regelungen, die ein ,Mehr"
- gegeniber dem geben, was die Richtlinien 2000/43 und 2000/78 EG fordern. Ich will das im Folgenden
deutlich machen. Ebenso will ich deutlich machen, dass sich an verschiedenen Stellen handwerkliche
,JUnsauberheiten”, um nicht zu sagen Fehler, befinden, die - und das sollte unabh&ngig von der
parteipolitischen Farbung konzidiert werden - nachgearbeitet werden sollten. Benachteiligungsbegriffe, wie
sie zum Beispiel in § 3 des Gesetzentwurfes beschrieben sind, sind teilweise schwammig, teilweise weit
Uber dem, was das Europarecht vorgibt. In der Begrindung heillt es zum Beispiel zu § 3 Absatz 1, die
unmittelbare Diskriminierung wére schon dann gegeben, wenn eine hinreichend konkrete Gefahr besteht,
dass eine Benachteiligung eintritt. Solcherlei Rede ist gefahrlich, denn ihr kénnte geglaubt werden, mit
unabsehbaren Konsequenzen. Eine Ausdehnung des Benachteiligungsbegriffes auf die Gefahr einer
Benachteiligung ist sinnwidrig und hat kein Vorbild in anderen Rechtsordnungen. Es brachte das
Antidiskriminierungsrecht in die Nahe eines Gesinnungsrechts. Die praktischen Probleme wirden uberdies
unubersehbar. Wie sieht hier die Rechtfertigung der Ungleichbehandlung aus, die ja gar nicht statt gefunden
hat? Wer soll in den Vergleich mit einbezogen werden? Wie hoch soll die Entschadigung sein? Wann ist die

Gefahrdung hinreichend konkret? Das Europaische Recht gibt das sicherlich nicht vor.

Auch in einer weiteren Hinsicht erweitert die Definiton erheblich den Anwendungsbereich des

Diskriminierungsverbots. Nach § 3 Absatz 1 des Entwurfes soll es eine unmittelbare Benachteiligung
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darstellen, wenn sie wegen eines mit § 1 im Zusammenhang stehenden Merkmales erfolgt. Welcher ‘Art
dieser Zusammenhang sein sollte, sagt das Gesetz nicht. Es verwischt die Grenze zwischen unmittelbarer
und mittelbarer Benachteiligung und sclite daher korrigiert werden. Auch bei der Belastigung ist man tber
das Europarecht hinausgegangen. Die Richtlinien wollen die Belastigungen entsprechend US;
amerikanischer Tradition nur dann vom Diskriminierungsverbot erfasst sehen, wenn sie zu einer feindlichen
Umweltpragung fuhren. Darauf verzichtet der Umsetzungsvorschlag, indem er dies nur als eine
Insbesondere-Regelung versieht. Damit tut er mehr, als das Europaische Recht verlangt und auch mehr als
andere Lander es getan haben. Im franzdsischen Recht etwa stellt man in Artikel L 122-49 des Code du

travail ausdrucklich auf wiederholte Belastigungen ab, die erst dann zu einer Entschadigung fuhren.

‘Meinen letzten Satz mdchte ich einem besonderen Anliegen widmen, namlich den Kirchen. § 9 ADG scheint
mir hier nicht die Md&glichkeiten auszuschopfen, die der europadische Gesetzgeber dem deutschen
Gesetzgeber einraumt. Im Sinne eines ausgewogenen Staatskirchenrechts sollten. hier grofRzugige

Regelungen gegenlber den Kirchen angestrebt werden. Herzlichen Dank.

Vorsitzende: Vielen Dank. Als néchste begrtiRe ich Frau Prof. Dr. Wendeling-Schréder von der Universitat

Hannover und bitte auch Sie um lhr Statement.

Prof. Dr. Ulrike Wendeling-Schroder: Ich kann zunachst an den Beitrag des Herrn Kollegen Thising
anschlielen; auch ich halte die Formulierung mit der Gefahr einer Benachteiligung fur Uberzogen. Inhaltlich
mbéchte ich aber in diesem ersten Statement eher auf die grundsatziiche Notwendigkeit der
Diskriminierungsverbote im Arbeitsrecht fokussieren. Ich bin davon Uberzeugt, dass das Arbeitsleben in
" Deutschland nicht durch Diskriminierungen gepragt ist. Aber, und das ist wichtig, es gibt diskriminierendes
Verhalten. Herr Kollege Dr. Bielefeldt hat ein Beispiel genannt, ein anderes Beispiel ist die Entscheidung des ‘
Bundesarbeitsgerichts noch 1999 zu einem Auszubildenden, der einem tlrkischen Auszubildenden ein
Schild an seinen Arbeitsplatz nagelte, auf dem stand: ,Arbeit mach frei - Turkei schénes Land®. Sie kénnen
sich die Implikation' dieses Falles vorstellen. Es brauchte immerhin drei Instanzen bis zum
Bundesarbeitsgericht bis dieser - sicher selbstverstandliche Fall - geklart wurde. Es sollte selbstverstandlich
sein, dass dies ein Skandal ist, und dass ein solcher Skandal rechtliche Konsequenzen haben muss. Das ist

das Ziel des Gesetzes, nach dem Herr Kollege Rieble vergeblich gesucht hat.

Nun zu meiner grundsatzlichen Stellungnahme zum ADG-Entwurf. Ich halte den Entwurf insgesamt fur
gelungen und habe nur ein wenige Anderungsvorschlage, die Sie meiner schriftichen Stellungnahme
entnehmen kénnen bzw. Uber die wir reden werden. Drei Punkte méchte ich aber betonen, bevor die

Detaildiskussion beginnt:

Erstens: Es kann aus meiner Sicht keinen Zweifel daran geben, dass man den Dis_kriminierungsschutz
ubertreiben kann. Ein Beispiel fur eine solche Ubertreibung wird uns immer wieder aus den USA berichtet.
Nach einer Unternehmensiibernahme durch eine deutsche Firma hatte eine amerikanische Mitarbeiterin um
eine Gehaltserhéhung gebeten und der deutsche Manager lehnte ab, indem er das deutsche Idiom ,Einem
nackten Mann kann man nicht in die Tasche greifen." wértlich ins Englische Ubertrug. Sie kénnen sich die

Katastrophe vorstellen. Dieser kulturelle Lapsus soll das Unternehmen eine Milion Dollar wegen
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Diskriminierung gekostet haben. Solche Verhéltnisse werden nach dem ADG-Entwurf weder beabsichtigt,

noch bewirkt.

Zweitens: Es kann kein Zweifel daran geben, dass ein Arbeitgeber nicht dafiir haftbar gemacht werden
kann, wenn ein Kunde einen Arbeitnehmer diskriminiert oder belastigt. Was man aber verla'ngen kann, ist,
dass der Arbeitgeber sich nicht mit einem ,was kann ich denn dafur" zufrieden gibt. Insofern méchte ich Frau
Dr. Nicolai explizit widersprechen. Er soll sich ernsthaft Uberlegen, was zum Schutz des Arbeitnehmers
getan werden kann und das dann auch tun. Solche Schutzpflichten haben wir fur den Fall der sexuellen
Belastigung explizit seit 1994 im Beschaftigtenschutzgesetz. Diesen Gedanken soll und muss man auf

andere Belastigungen, z. B. auf auslanderfeindliche Belastigungen, erstrecken.

Ich sage den letzten Satz in Bezug auf Stellenausschreibungen, auch da sind gewisse Restriktionen
erforderlich. Ich kann nicht sehen, dass es ein Gebot der Vertragsfreiheit ist, dass man
Stellenausschreibungen machen kann, wie: ,Zuverlassige Putzhilfe gesucht - keine Afrikanerin.” Vielen
Dank.

Vorsitzende: Viélen Dank. Bitte als letzen in def Runde Herrn Prof. Dr. Wolfsdorf von_der Deutschen

Aktuarvereinigung.

Prof. Dr. Kurt Wolfsdorf: Frau Vorsitzende, meine Damen und Herren, ich darf meine Ausfuhrungen auf
die Auswirkungen auf die privatrechtlichen Versicherungen beschranken. Die Regelungen in den §§ 20 und
22 sind weitgehend Gberflussig und sowohl fur Versicherer als auch fur Versicherte im &uRersten MaRe
schadlich. Diskriminierung wegen Rasse oder ethnischer Herkunft ist bereits heute nach § 81 EVHG
verboten. Diskfiminierung wegen Religion, Weltanschauung oder sexueller Identitat ist nicht realitatsnah.
Interessengrup.pen behaupten zwar, homosexuelle Manner kénnten wegen ihrer Homosexualitdt keinen
Versicherungsschutz_bekommen - dass ist aber falsch. Ablehnungen erfolgen, weil einige Versicherer
Personen mit einer deutlich erhéhten Wahrscheinlichkeit, an HIV, Aids oder Hepatitis zu erkranken, nicht
versichern wollen oder versichern kénnen. Aus denselben Griinden hatten dann etwa auch intravents
Drogenabhangige oder auch Mitarbeiter des medizinischen Pflegepersonals unter Umsténden
Schwierigkeiten, Versicherungsschutz zu bekommen. Grundprinzip der privatrechtlichen Versicherung ist die
Freiwilligkeit des Vertragsabschlusses, und das auf beiden Seiten - Versicherer wie Versicherungsnehmer.
Ausgenommen davon sind Pflichtversicherungen, die aber in der Personenversicherung keine Rolle spielen.
Es - darf keinen Annahmezwang geben, da der Versicherer die Ausgewogenheit des
Versicherungsbestandes sicherstellen muss. Dazu muss er vor Vertragsabschluss prufen, welche Risiken er

eingehen kann und welche Risiken er nicht eingehen kann.

Differenzierungen nach Alter und Geschlecht sind in der Personenversicherung, dass sind Lebens- und
Krankenversicherung, unerlasslich. Dass diese Merkmale fur die Risikoeinschatzung relevant sind, wurde
Uber Jahrhunderte in vielen Regionen dieser Welt. bewiesen. Nun in § 20 zunachst ein
Diskriminierungsverbot auszusprechen und dann in § 21 eine Ausnahmeregelung zuzulassen, ist nicht
zielfuhrend, da nur nach relevanten und genauen versicherungsmathematischen und statistischen Daten

differenziert werden darf. Was sich dahinter verbirgt, bleibt im Dunkeln. Diese Begriffe sind nicht belegt und
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lassen jede beliebige Interpretation zu. Damit ist natlrlich eine Prozessflut absehbar, nach der alle Produkte
der Lebens- und Krankenversicherer Uberpruft ‘werden koénnen. Es muissten dann im Einzelnen
unternehmensindividuelle Daten, das sind Geschaftsgeheimnisse, offen gelegt werden, was nicht

akzeptabel ist.

Es bleibt noch das Diskriminierungsverbot wegen einer Behinderung. Behinderungen sind auch lang
anhaltende Krankheiten. Far viele Krankheiten mit ihnren sehr unterschiedlichen Auspragungén gibt es.nurin
den seltensten Fallen Statistiken tber erhohte Sterblichkeit oder Uber zusatzliche Krankheitskosten. Wolite
man eine Differenzierung nur dann zulassen, wenn es fur das Merkmal Behinderung eine relevante und
genaue Statistik gibt, so waren viele Behinderte nicht versicherbar. Es war eine Errungenschaft des 20.
' JahrhundAerts, auch zunehmend kranken und behinderten Menschen Versicherungsschutz zu gewahren. Mit
dieser Gesetzesvorlage wirden die Versicherer mit groRen Schritten zurtck ins 19. Jahrhundert

marschieren. Danke.

Vorsitzende: \/ie_Ien Dank. lch danke allen Sachverstandigen sehr herZIich, denn es ist gut, wenn wir z!
einer Versachlichung der Diskussion um das Antidiskriminierungsgesetz kommen und Sie haben uns
wertvolle Anregungen gegeben. Wir haben jetzt die Moglichkeit, durch Fragen der Abgeordneten die
Themen noch zu vertiefen. Ich hatte schon zu Beginn gesagt, dass wir uns zuerst eine Stunde mit dem
Themenkomplex Arbeitsrecht beschaftigen werden, dann eine Stunde mit dem S)chv_verpunkt Zivilrecht und
zuletzt noch etwa eine halbe Stunde mit der Antidiskriminierungsstelle und weiteren allgemeinen Fragen.
Die Fragerunden sind nach dem im Bundéstag Ublichen Schlussel der ,Berliner Stunde” in Minuten
aufgeteilt. Wir haben vorher vereinbart, dass die Abgeordneten bitte ein bis zwei Fragen an ein bis zwel
Sachverstandige stellen mc‘jgen und nicht direkt zehn Fragen an ganz viele Sachverstandige, denn sonst
kamen wir nicht so gut voran. Das machen wir so und beginnen jetzt zuerst mit der Fragerunde der SPD-

Fraktion - Frau Humme bitte.

3. Teil: Schwgrpunkt Arbeitsrecht

Abg. Christel Humme (SPD): Frau Vorsitzende, vielen Dank. Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, sehr
geehrte Sachversténdige_\/ie_len Dank fur die zielorientierten, kurzen Statements. Ich hoffe, es gelingt uns,
genauso kurz zu fragen. Darum g!eich meine zwei Ffagen an Frau Dr. Rust. Die erste ist mehr
grundsatzlicher Art. ich frage Sie, an welchen Standards muss sich der deutsche Gesetzgeber orientieren,
wenn er EU-Richtiinien in nationales Recht umsetzt? Die zweite Frage ist etwas gezielter. Wir haben im
Arbeitsrecht die Einbindung von Verbanden geregelt. Halten Sie diese Einbindung von Verbanden fir
richtlinienkonform? Andererseits ist vorhin ja von den Sachversténdigen auch gedufert worden, dass uns
mit dieser Einbindung von Verbanden Abmahnvereine drohen - so habe ich es gerade herausgehdrt. Teilen
‘Sie diese Auffassung, dass Abmahnvereine in Zukunft vermehrt aus dem Boden gestampft werden und

halten Sie einene Missbrauchsgefahr durch die.Hervorhebung der Abtretungsmaoglichkeit fir begrandet?

Prof. Dr. Ursula Rust: Ich fange mit der ersten Frage an, welche Anforderungen an die Mitgliedstaaten

gestellt werden, wenn sie Richtlinien umsetzen. Eins ist ganz klar, das sagt der Vertrag selbst. Das Ziel ist
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verbindlich, Mittel und Wege sind die Wahl. Das ist auch die Wahl, die Sie als Abgeordnete zu diesem
_ Gesetz treffen mussen. Es stellt an Sie ungewthnlich hohe Anforderungen, weil es eine Bandbreite von vier
Fachgerichtsbarkeiten umfasst, die dann tUber Rechtsstreitigkeiten zu entscheiden haben. Insofern bestehen
hohe Anforderungen an die Umsetzung. Bei diesen vier Richtlinien, die jetzt in einem Gesetz umgesetzt
werden sollen, ist das Besondere, dass die Richtlinien eine Mihdestharmonisierung regeln und mehr auch
nicht wollen.-Das heifit, fﬂr diese Mindeststandards, die die Richtlinien relativ koharent mit gleichem Wortlaut
vorgeben, mussen Sie ein Umsetzungsgesetz machen, das das auf jeden Fall erreicht. Das ist die
Basislinie. Das ist |hre Basisrichtlinie, an der Sie jetzt hier lhre Losung finden missen. Es gibt noch ein
weiteres Element fir die Basislinie: Wenn es hier bereits einen Standard gibt, dann durfen Sie ihn jetzt bei

der Umsetzung nicht verschlechtern.

Das ist das Eine. Damit ist es aber nicht zu Ende, und das war ja auch schon in den Statements immer
wieder eine Frage: Wie ist es das mit dem ,Mehr‘? Auch zu diesem ,Mehr" ist es auch eindeutig, da sagen
alle Richtlinien etwas. Sie sagen ausdrucklich, dass die Richtlinien keinesfalls dem entgegenstehen, tber
diese Mindeststandards hinauszugehen und einen glnstigeren Standard entweder beizubehalten oder -
einzufihren. Wie ist das nun zu verstehen? Das muss man wieder im Gesamtzusammenhang sehen. Die
Bekampfung der Diskriminierung im Arbeitsbereich und die Bekampfung der Diskriminierung im zivilen
Bereich ist ein hohes Ziel. Und um diese Bekampfung zu erreichen, kann auch ein ,Mehr" geboten sein. Es’
kommt dann noch eine andere Ebene hinzu, die fir Deutschland eine Relevanz hat, die auch schon
angesprochen wurde. Verfassungsrechtlich kann es geboten sein, dass Sie ein ,Mehr" machen. Insofern
sind Sie sind in dieser Marge zwischen der Basislinie und dem ,Mehr*. Was Sie aber auf keinen Fall machen

durfen, ist, darunter zu bleiben. Das ist zu der ersten Frage.

Die zweite Frage betraf die Verbande. Da bitte ich Sie ganz eindringlich, lesen Sie die Texte und die
Stellungnahmen. Es wird namlich genau verlangt, dass sie entweder im Namen tatig werden - es sind
Verbande mit einem rechtmaBigen Interesse, das muss etwas Ausgewéhites sein, sie missen eine
besondere Sachndhe haben. Das muss man definieren. Der Gesetzesvorschlag gibt dazu einen méglichen
Weg vor, den man vielleicht noch diskutieren kénnte. Und die mussen genau tatig werden. Und das mussen
wir uberall haben. Das verlangt das Gemeinschaftsrecht, das ist der Mindeststandard. Dieses Ergebnis
muss dann auch irgendwann fur die Bundesrepublik sein, dass wir dieses haben. Egal, in welches Land Sie
ansonsten gehen, Sie werden sie auch finden. Sie werden uberall in Europa diese Kultur finden und mussen

sie finden. Danke.
Vorsitzende: Vielen Dank. Frau Abg. Kramme bitte.

Abg. Anette Kramme (SPD): Ich habe noch einmal zwei Fragen an Frau Prof. Pfarr zu dem leidigen Thema
Beweiserleichterung und Beweislastumkehr - ich denke, das wird auch manchmal zielgerichtet verwechselt.
Der erste Teil der Fragestellung ist, ob eine Beweiserleichterung im Sinne des § 23 durch die Richtlinien
geboten ist. Zweiter Teil der Fragestellung: Wie gehen die Gerichte in der praktischen Handhabung mit dem
Thema um? In diesem Zusammenhang eine weitere Frage: Ist mit einer Prozessflut vor dem Hintergrund

der Regelung zu § 611a BGB zu rechnen?
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Prof. Dr. Heide Pfarr: Das europadische Recht verlangt eine Beweiserleichterung. Das heilt, ein Gesetz
ware nicht richtlinienkonform, wenn es dazu Gberhaupt keine Regelung zulielle, sondern das allgemeine
Zivilrecht gelten wurde. Die arbeitsgerichtliche Praxis der Beweiserleichterung, die wir bereits jetzt im § 611a
haben, zeigt ganz eindeutig, .dass es da nicht zu Missbrauchen kommen Wifd. Die Art der
Glaubhaftmachung war zwar in den Fallen, die wir schon hatten, verhaltnismaRig einfach, weil es kaum
Klagen gab, die da grole Anforderungen stellten. Wer geschlechtsspezifisch aufschreibt, der provoziert ja
direkt eine Klage und ich wundere mich eigentlich, dass es so wenige gegeben hat. Wir haben bisher keine
Praxis hinsichtlich einer sogenannten statistischen Beweisfuhrung. Offensichtlich ist das eine Art des
Vorgehens, die in dieser Art von Zivilprozess groRe Schwierigkeiten macht, da Uberhaupt heran zu kommen.
Auch dieses Gesetz gibt ja keine Auskunftsanspriche, die die Voraussetzung fur eine statistische
‘Beweisfuhrung geben wirden. Auf der Basis dieser Beweiserleichterung haben w'ir eine Klagepraxis, die,
wenn man alle arbéitsgerichtlichen Prozesse zusammen nimmt im 0,00 - und dann kommt eine Zahl -
Bereich ist. Wenn es schon keine Klagefiut bei der Geschlechtsdiskriminierung geben wird, die es ja auch in
den letzten 25 Jahren nicht gegeben hat, konnten Sie nun auf die ldee kommen, dass vielleicht die jetzt neu
hinzugekommenen geschutzten Personen eine hohere Kiagefreudigkeit zeigen werden. Dafur spricht nichts
denn etwa die Erfahrungen in den Niederlanden zeigen, dass die Betroffenen von anderen
Diskriminierungsmerkmalen weniger klagefreudig sind, als die diejenigen, die sich auf die
Geschlechtsdiskriminierung berufen. Im Bereich des Arbeitsrechts wird es Uberhaupt nicht zu einer Klageflut

kommen. Das beweisen die letzten 25 Jahre.
Vorsitzende: Vielen Dank.. Als nachste bitte Frau Abg. Gradistanac.

Abg. Renate Gradistanac (SPD): Ich habe zwei Fragen an Frau Prof. Dr. Rust. Einmal, halten Sie die
Veranderungen bei der Definition der Belastigung fur erforderlich? Die zweite Frage ist: Halten Sie es fur
sinnvoll, dass bei einer hinreichend konkreten Gefahr einer Benachteiligung der Anwendungsbereich des

Gesetzes erodffnet ist?

Prof. Dr. Ursula Rust: Die erste Frage: Dass die Belastigung zu definieren ist, geben die Richtlinien vor mit
einem Standard, der mindestens zu erreichen ist und ich denke, das Gesetz erreicht den Standard. Die
Belésﬁgung ist far uns ein neues Instrument, es ist ein neues Rechtsgebiet. Da werden die Gerichte in der
Anwendung naturlich konkretisieren mussen. Aber dass die Belastigung zu definieren ist und dass die

Belastigung definiert wird, ist das Richtige.

Das andere war die Frage, wie ist das, wenn etwas droht - sollte man in gleicher Weise Schutz bieten? Da
ist fur mich das Gesetz nicht ganz kiar. Fur die Situation, dass eine Wiederholungsgefahr moglich ist oder
eine ernsthafte Rechtsgefahr besteht, interpretiere ich die Definition der unmittelbaren Diskrirﬁinierung SO,
dass damit erreicht werden soll, einen méglichen Unterlassungsanspruch darauf stitzen zu kénnen. Das

solite man viel klarer regeln und mit der Begrundung bestatigen.

Vorsitzende: Vielen Dank. Als nachster bitte Herr Abg. Scholz.
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Abg. Olaf Scholz (SPD): Ich wollte Herrn Thising noch einmal die Gelegenheit geben, das zu sagen, was

thm wegen der Kirchen wichtig-ist.

Prof. Dr. Gregor Thiising: Herr Scholz, eine Frage von Ihnen steht gar nicht auf meinem Programm. Aber -
umso herziicheren Dank. In Artikel 4 der Richtlinie 2000/78 EG ist eine besondere Regelung geschaffen
worden, um das nationale Staatskirchenrecht der jeweiligen Mitgliedstaaten zu schitzen und um hier den
Freiraum, den die nationalen Rechtsordnungen den Kirchen geben, weiterhin bestehen zu lassen. Das hat
seinen guten Grund. Die Kirchen waren sicherlich in der Vergangenheit nicht die Vorreiter von
Diskriminierung, sondern eher diejenigen, die zum Abbau von Diskriminierung beitrugen. Was die
kirchlichen Sozialverbande fur die Behinderten tun, fur die Integration von Migranten und fur altere Burger ist
vorbildlich und zeugt sicherlich nicht von einem Willen, zu diskriminieren. Dennoch gibt es Bereiche, wo
Unterscheidungen getroffen werden. Nicht, weil man andere Menschen herabwurdigen Will, man sie in ihrem
»S0-sein” nicht akzeptiert, sondern weil es sich aus der Besonderheit der kirchlichen Dienstgemeinschaft
ergibt. Dass eine katholische Pfarrgemeinde lieber einen katholischen Organisten haben will, dass eine
protestantische Kirche lieber eine protestantische Kirchengemeindesekretarin haben will, das solite
akzeptiert werden. Im jetzigen Wortlaut des Gesetzes kommt dies leider nur unvollkommen zum Ausdruck
und es bedarf eigentlich nur weniger Schnitte am Wortlaut, um hier eine konforme und gro3zigige Regelung
zu schaffen, die das deutsche Staatskirchenrecht bewahren wiirde. In der jetzigen Fassung haite ich es mit
dem, was das Bundesverfassungsgericht zu den Artikeln 140 -GG und 137 Absatz 3 Weimarer
Réichsverfassungen gesagt hat, nicht fur vereinbar. Das sollte schon ein Grund sein, hier einen kleinen
Schritt wé_iter zu gehen und die Andersartigkeit und die Besonderheit der Religionsgemeinschaften und der

Weltanschauungsgemeinschaften zu akzeptieren.

Vorsitzende: Vielen Dank, wir sind gut in der Zeit und beginnen jetzt mit der Fragerunde der Fraktion der
CDU/CSU. Herr Abg. Schauerte bitte.

Abg. Hartmut Schauerte (CDU/CSU): Herzlichen Dank, Frau Vorsitzende. Zunachst einmal méchte ich zur
Klarstellung fur die Union sagen, was immer wir an Kritik zu diesem Gesetz aullern - bei den wirklichen
Behinderungen und Behinderten in unserem Land wollen wir das nicht festgemacht sehen. Da gibt es eine

ganze Menge, was schon getan worden ist und was man in Zukunft vielleicht auch noch verbessern kann. ‘

Die Kritik geht in eine andere Richiung.

Meine Frage richtet sich an Herm Prof. Thusing und an Herrn Prof. Rieble. Wir befiirchten fur die Wirtschaft
und den Mittelstand eine ganz erhebliche zusatzliche Burokratisierung und Belastung der Massentatigkeiten.
Kénnen Sie sagen, welche Kosten wegen des Antidiskriminierungsgesetzes aller Voraussicht nach auf
Unternehmen zukommen oder welche Burokratiebelastung Sie erwarten und ob das méglicherweise auch

insbesondere ein Problem des Mittelstandes wird?

Prof. Dr. Gregor Thiising: [ch will mich ganz kurz fassen. Ich habe keine Anhaltspunkte dafur, wie viel es
kosten wurde. Natirlich gibt die bisherige Praxis fur die Geschlechtsdiskriminierung einen gewissen
Anhaltspunkt und nattrlich ist es sinnvoll, auf die Erfahrungen unserer Nachbariander zu schauen. Insofern

hat Frau Kollegin Pfarr hier schon einige wertvolle Hinweise gegeben. ich glaube aber dennoch, dass der
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Aufwand nicht zu unterschatzen ist. Zum einen liegt es daran, wie es Herr Kollege Rieble bereits gesagt hat,
dass wir die Altersdiskriminierung haben. Das Verbot der Altersdiskriminierung fasst an einem Phanomen
an, das im deutschen Arbeitsrecht eigentlich etabliert und auch nicht mit einem Makel versehen ist, namlich
dass man nach dem Alter unterscheidet. Das hat der Offentliche Dienst schon seit vielen Jahren getan und
nur die wenigsten fanden das anstdRig. Hier missen kollektiv neue Regelungen gefunden werden und man
weill eben nicht genau, was erforderlich ist. Die S_oz-ialauswahil wurde schon angesprochen. Die
Sozialauswahi ist das Brot- und Buttergeschaft jedes Arbeitsrechtlers und Arbeitsrichters. Wenn hier auf
einmal neue Unsicherheiten hineinkommen, weil man nicht weil}, ob die bisherigen Regelungen weiterhin
Bestand haben kénnen, dann belastet das erheblich. Dann kann das zu groRRen Kosten fihren, dann ist die
bisherige. Praxis in Frage gestellt. Deswegen ist meine Bitte, hier genau zu sagen, was der Gesetzgeber will
und was er nicht will. Er sollté sich nicht darauf beschréanken, die Richtlinien wortwértlich zu tbernehmen,
sondern sagen, wie er sie interpretiert. Denn er kann es nicht dem Richter Uberlassen; der deutsche Richter
wird das selber nicht kénnen, er wird nach Luxemburg zum EuGH vorlegen mussen. Mir ware es lieber,
wenn der deutsche Gesetzgeber das tut, denn ich glaube hier ist der groRere Sachverstand fur das
deutsche Arbeitsrecht verortet und auch vielleicht die gf'o'Bere Leidenschaft fur die Probleme der deutschen
Wirtschaft. Deswegen sollte der Gesetzgeber hier konkret sagen, was weiterhin erlaubt sein soll und was

nicht erlaubt sein soll.

Prof. Dr. Volker Rieble: Die Quéntifizierung kunftiger Kosten der Anwendung eines Gesetzes, das ich in
seinem endgultigen Wortlaut noch gar nicht kenne, fallt mir logischerweise schwer. Man kanh sagen, es wird
zwei Gruppen von Arbeitgebern geben. Die einen werden penibelst darauf achten, alles zu tun, was von
ihnen verlangt wird. Sie werden dann ganz viel Papier produzieren, was auch Kosten mit sich bringt. Die
anderen, von denen ich auch schon gehért habe - es sind auch ganz groRe Unternehmen dabei - sagen:
Das ist uns viel zu teuer. Wenn das billiger ist als Papier zu produzieren, riskieren wir lieber mal ein paar
Stra}fzahlungen im Jahr, weil wir unserer Beweisentlastungspflicht nicht nachkommen kdnnen. In der Tat
glaube ich, dass es ein besonderes Mitteistandsproblem geben wird. Das ist aber auch heute schon im
Arbeitsrecht so. Das Arbeitsrecht ist im Zusammenspiel der verschiedenen Regeln extrem kompliziert. Ein
Mittelstandler, der keinen eigenen Arbeitsjuristen hat, kann auch nicht alle zwei Stunden den Verband
anrufen, dem er méglicherweise angehort, um dort ein Rechtsrat einzuholen. Er tut sich einfach schwer mit
komplizierten Gesetzen und das Antidiskriminierungsrecht ist ein kompliziertes Gesetz. Ich glaube, auch hier
wird die Altersdiskriminierung, also die Abgrenzung der unzuléssigen Diskriminierung von der zulassigen
Differenzierung, das Hauptproblem sein. Sie haben in jedem Unternehmen selbstverstandlich Regelungen
zur betrieblichen Altersversorgung, zum Aufstieg, zur Auswah! und und und. Diese Regeln sind alle nicht auf
Herz und Nieren darauf gepruft, ob sie dem Verbot der Altersdiskriminierung standhalten. Hier wird die
Rechtsunsicherheit da.fUr sorgen, dass viele Mittelsténdvler Fehler machen. Wenn sie aber viele Fehler
machen, folgt ja EG-gleichbehandlungsrechtlich die Angleichung nach oben. Das heillt, wenn ein
Mittelstandler zum Beispiel eine betriebliche Altersversorgung hat und er lasst den Zuwachs der
Anwartschaften ab 60 Jahren enden - das machen viele -Modélle uhd es wird nach meiner Einschatzung
wohl unzuldssig sein - dann muss er auf einmal ailen Alten zwischen 60 und 65 Jahren noch betriebliche
Altersversorgungsanwartschaften finanzieren. Das ist ein enormér Kostennachteil, der vermeidbar ware,

wenn er es rechtzeitig wisste, denn dann kénnte er ja seine Versorgungsordnung umstellen. Aber er kann
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es strukturell nicht rechtzeitig wissen, weil kein Mittelstandler ail seine Arbeitsbedingungen sozusagen

rechtlich diskriminierungskontrolisicher auf ein Prifstand stellen kann. Da gibt es kein ,Elch-Test".
Vorsitzende: Vielen Dank, Herr Abg. Meckelburg bitte.

Abg. Wolfgang Meckélburg (CDU/CSU): Ich habe zwei Fragen, einmal an Herrn. Prof. Rieble und einmal an
Frau Dr. Nicolai. Herr Prof. Rieble, wir haben ja gerade eine Menge gehort - glauben Sie wirklich, dass mit
dem Gesetz tatsachlich Diskriminierungen unterbunden werden, die heute noch folgenios bleiben? Und
wilrden Sie vielleicht 'doch zustimmen, wenn man das mal auf den Kernpunkt bringt, dass vor allem
derjenige mit Sanktionen zu rechnen hat, der sich ungeschickt anstellt, und eher derjenige nicht mit Folgen
nach dem neuen ADG zu rechnen hat, der clever ist. Und Frau Nicolai, lhnen wirde ich gerne die
Maoglichkeit geben, noch einmal den Kernpunkt |hrer Aussagen zu verdeutlichen, als Sie gesagt haben, es
gibt eine Menge von Rechtsunsicherheiten und viele Dinge sind gerichtlich zu klaren. Frau Prof. Pfarr hat im
Anschluss an Sie darauf hingewiesen, dass es zusammen mit dem § 611a BGB ja schon durch die
Rechtsprechung eine Menge Rechtssicherheit gabe - da haben Sie heftig mit dem Kopf geschittelt. Ich

warde lhnen gerne die Chance geben !hr Kopfschitteln zu verbalisieren.

Prof. Dr. Volker Rieble: Ja, das ist_ aber immer so im Antidiskriminierungsrecht oder bei allen
Gleichbehandlungsregeln. Sie ‘kénnen niemals das wahre Motiv einer Handlung entschlisseln.
Diskriminierungskontrolle ist Begrundungskontrolle und keine Verhaltenskontrolle. Das heifdt, derjenige, der
wirklich diskriminieren will, wird nicht sagen: Also ich will jetzt einem Homosexuellen oder einem Schwarzen
wegen dieser Eigenschaft irgendeinen Nachteil zufugen. Vielmehr sucht der so lange, bis er einen
tragenden Grund fur die Ungleichbehandiung gefunden hat. Das kénnen Sie gerade im Arbeitsleben ohne
weiteres, denn da haben Sie ganz viele Ken.ntnisse Uber Arbeitnehmer und finden immer irgendwelche
Unzuverlassigkeiten in der Vergangenheit. Sie konnen als Arbeitgeber sogar gezielt suchen, indem Sie
Kollegen aushorchen. Also den ,,Schweinhund“,l den man mit einem Antidiskriminierungsgesetz letztlich

zugeln will, den kriegen Sie nicht. Oder nur dann, wenn er es nicht gut genug macht.

Ich glaube auch, dass es eine Vielzahl von Fallen geben wird, in dem praktische Unzulanglichkeiten zur
Haftung fuhren werden. Denken Sie nur an den vom BAG entschiedenen Fall, dass einer geschiechtsneutral
ausschreiben wollte, aber die Bundesagentur das versaut hat, indem sie eine geschlechtsspezifische
Ausschreibung gemacht hat. Nehmen Sie Korrekturfehler bei Stellenausschreibungen oder die - aus
juristischer Sicht - problematische Handhabung von betrieblichen Regelungssystemen. Das wird aus meiner
Sicht der grofiere Anteil der Rechtsfélle sein, die uns beschaftigen werden. Dabei muss man aber auch
sagen, in einem funktionierenden Arbeitsverhaltnis, in dem ein Arbeitnehmer fir sich eine Zukunft sieht, ist
die Neigung nicht zu grof, sich sozusagen sich als diskriminierungsanfallig zu .,,outen“. Diejenigen werden
vielmehr den Leistungsgedanken in den Vordergrund stellen. Es werden aber umgekehrt eher diejenigen,
die vielleicht innerlich schon gekundigt haben und also in keinen mentalen Zusammenhang zu dem
Arbeitsverhaltnis sehen - die werden vielleicht im Sinne der Vorteilsmitnahme versuchen, das eine oder
andere einzustecken. Weil sie eben so viele wachsweiche Kriterien haben, glaube ich schon, dass es einen
Unterschied zur Geschlechtsdiskriminierung geben wird, der wir - das hat Frau Prof. Pfarr richtig gesagt -

gut Herr sind. Nochmals, was genau ist Behinderung? Wie krank muss einer sein, damit er behindert ist?

39



Ausschuss fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 51. Sitzung, 07.03.2005

Wo fangt der Arbeitgeber an, berechtigt auf die ProduktivitatseinbuRe abzustellen, wo fangt die
Diskriminierung an? Das wird man nicht sauber abgrenzen konnen und da wird es sicherlich den Versuch
von Mitnahmen geben. Wenn die Hoffnung besteht, dass die Abfindungen nicht so hoch sein werden, dann
kann man davon ausgehen, dass sich das vielleicht im Rahmien halt. Aber der Gesetzentwurf enthalt ja noch

keine Obergrenze.

Dr. Andrea Nicolai: Ja, Frau Pfarr und ich sind uns Uber die Zahl der Missbrauchsmaoglichkeiten nicht so
ganz einig. Darum méchte ich auch nach wie vor festhalten, dass es Missbrauchsmoglichkeiten gibt und
dass die auch wahrgenommen werden. Sie hatten aber gezielt nach der Rechtssicherheit gefragt und dazu
moéchte ich das Beispiel_von Frau Wendeling-Schroder aufnehmen. Der Auszubildende, der das Schild dran
macht .,,Arbeit mach frel. Frau Wendeling-Schréder  hat  suggeriert, dass durch das
Antidiskriminierungsgesetz ein solcher Fall rechtssicher in der ersten Instanz entschieden werden konnte. |
Das ist nicht so! Im Antidiskriminierungsgesetz steht in § 10 Absatz 3. VerstoRen Beschéaftigte gegen das
Benachteiligungsverbot des § 7 Absatz 1, so hat der Arbeitgeber die im Einzelfall geeigneten, erforderlichen
und angemessenen Mallnahmen zu ergreifen. Was das im Einzelfall ist - das entscheiden die Gerichte. Der
Arbeitgeber wird aller Voraussicht nach, und das werde ich ihm auch raten, eine fristiose Kundigung
aussprechen mUssen, gegen die der Auszubildende verstandlich klagen wird und das wird hoch bis zum
BAG gehen. Denn wenn der Arbeitgeber keine fristiose Kundigung ausspricht, dann lauft er Gefahr, dass
ihm vorgeworfen wird: Du hast nicht genug gegen die Diskriminierung getan, deshalb wirst du dem
benachteiligten Auszubildenden nach § 13 Nr. 2 eine Entschadigung zahlen mussen. Auch hier weif der
Arbeitgeber nicht, was er tun soll, um Diskriminierungen zu vermeiden und um diesen so genannten
Organisationspflichten nachzukommen. Deshalb ist dieses Gesetz, ‘dass habe ich schon gesagt, meiner
Ansicht nach nicht subsumtionsfahig. Es wird alles den Gerichten Uberlassen. Die Gerichte werden
entscheiden mussen und wir werden vielleicht in 20 ungefahr Jahren wissen, welche Pflichten den

Arbeitgeber treffen und welche nicht.
Vorsitzende: Vielen Dank, Herr Abg. Strebl.

Abg. Matthaus Strebl (CDU/CSU): Danke, Frau Vorsitzende. Meine Frage geht an den Herrn Prof. Rieble.
Herr Prof. Rieble, wie wird sich das Gesetz ihrer Meinung nach -auf das Personalgeschaft, insbesondere bei
den kleineren und mittieren Unternehmen auswirken? Und interessant ware fur mich auch die Antwort auf
die Frage, wie sich der Gesetzentwurf gerade im Hinblick auf die Tarifvertrage oder Betriebsvereinbarungen:
auswirken wird. Und als Weiteres noch eine 'Fragé an Sie: Wie verhalt sich Ihrer Meinung nach der
Behindertenschutz nach  dem  Antidiskriminierungsgesetzentwurf ~ zum  bestehenden  Schutz

Schwerbehinderter nach dem SGB IX? Sind die beiden Regelwerke richtig aufeinander abgestimmt?

Prof. Dr. Volker Rieble: Ich kann ganz kurz antworten. Also, den Schwerbehindertendiskriminierungsschutz
im SGB IX mussen Sie dringend ruberziehen. Wenn Sie schon einen zentralen Tatbestand machen, dann
alles in einem und nicht irgendwo einen Sondertatbestand Uberleben lassen. Das Zweite, ich befurchte,
dass viele Arbeitgeber ausweichen und deutlich weniger Stellen als bislang auf dem freien Markt anbieten
werden. Es gibt viele Moglichkeiten, die wenigen freien Stellen auch unter der Hand zu vergeben, und damit

ist man ja weitgehend diskriminierungskontrolifrei. Es gibt jetzt schon groRe Unternehmen, die sogar
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Mitarbeiteranwerbungssysteme haben. Da brauchen Sie nur mal zu Uberlegen, wenn sie eine homogene
Mitarbeiterschaft haben, was die dann fur Arbeitnehmer anwerben. Das heif3t, es wird dann der zu
schitzende Personenkreis mit Diskriminierungsmerkmalen gar nicht die Gelegenheit bekommen, sich auf
solche Stellen zu bewerben. Das befirchte ich wirklich. Die groRe Last der Umstellung betrieblicher und
tariflicher Systeme, das hatte ich vorhin schon ausgefuhrt. Das Problem dabei ist, wenn das Gesetz jetzt in
Kraft tritt und Sie haben einen Tarifvertrag oder eine Betriebsvereinbarung, die noch gelten, dann bleibt vom
Diskriminierungsrecht her zunachst .e'mmal die Anpassung nach oben. Das heildt, alle kriegen die Vorteile,
.wo sie hinpicken. Wenn Sie jetzt als Partei auf Arbeitgeberseite kommen und sagen, ich will die
Verdienstsicherung fur Altere oder die Unkundbarkeit dann ganz abschaffen, missen Sie naturlich, wenn
Ihre Gegenseite- zustimmen soll, einen Preis bezéhlen. Das ist verhandlungsspieltheoretisch vollkommen
logisch. Das heillt, wenn Sie keine Ubergangsfrist gewahren, dann wird irgendein Preié, irgendeine
Verteuerung der Arbeitsbedingungen greifen und dort, wo sich die Parteien nicht einigen k&nnen, wird es zu

einer durch das Gleichbehandiungsgebot bewirkte Anhebung der Arbeitskosten kommen.

Vorsitzende: Vielen Dank. Die Frage von Herrn Abg. Fuchs nehmen wir dann in die ndchste Runde. Als
néachstes beginnt jetzt die Fragerunde der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN - Frau Schewe-Gerigk, bitte.

Abg. Irmingard Schewe-Gerigk (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Meine Frage geht an die Professorin
Raasch. In der 6ffentlichen Debatte wird ja haufig von der Beweislastumkehr gesprochen. Da wiirde ich Sie
‘fragen, wie sich das aus lhrer Sicht darstellt und wie schwierig es eigentlich ist, Tatsachen glaubhaft zum
machen. Die zweite Frage: Erfordert das europaische Recht eine Beweiserleichterung, wie im § 23 des
Entwurfs vorgesehen, oder wédre es auch mdéglich, ordnungsgemall umzusetzen, wenn die Gbliche
Beweisverteilung beibehalten wirde? Und die Allerletzte: Ist angesichts der Regelung und Erfahrung mit
dem § 611a tatsachlich nach Inkrafttreten des Antidiskriminierungsgesetzes mit einer Prozessflut zu
rechnen? Wir hatten das hier schon von einigen gehért - ich wiirde Sie gerne dazu fragen. Wenn mir noch
Zeit bleibt, weil die Fragen ja sehr kurz sind, dann wirde ich gern auf das eingehen, was gerade von Frau
Dr. Nicolai gedufRert wurde, namlich dieses Schild ,Arbeit mach frei*, das aufgehangt wurde. Ist es in der Tat
so, dass der Arbeitgeber sofort eine fristlose Entlassung einleiten musste oder wére es nicht der erste

Schritt, zun&chst dieses Schild abzuhangen?

Prof. Dr. Sibylle Raasch: Geht es um Beweislastumkehr oder Beweiserleichterung - es geht um eine blofie
Beweiserleichterung, das heilt, man muss Tatsachen glaubhaft machen. Und glaubhaft machen heif3t
bisher, auch nach den Erfahrungen vor den Arbeitsgerichten, dass man nicht einfach eine eidesstattliche
Versicherung abgeben kahn, es gabe diese Tatsachen. Sondern man ist wirklich konkret vortragspflichtig.
Und erst wenn diese konkreten Tatsachen vorgetragen worden sind und das Gericht der Uberzeugung ist,
da koénnte etwas dran sein und das kénnte eine Diskriminierung signalisieren, erst dan‘n_ist die Gegenseite
tberhaupt verpflichtet, irgendetwas in der Sache vorzutragen. Wir haben da verschiedene Gruppen, eben
die diskriminierenden AuRerungen im Begleitprogramm, wenn man beispielsweise eine Einstellung ablehnt.
Wir haben selektierende Stellenanzeigen, die ausdricklich gesetziich unzuléssig sind aber eben dennoch
gemacht werden. Wir haben die ausdrickliche Ablehnung Schwangerer wegen ihrer Schwangerschaft. Das
sind die Gruppen und wir haben Klagen wegen Diskriminierung von Teilzeitarbeitenden, weil der

Europaische Gerichtshof sehr richtig zu dem Ergebnis gekommen ist, dass es bei diesen
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Teilzeitdiskriminierungen letztendlich, wenn man sieht, wer Teilzeit arbeitet, um Frauendiskriminierung geht,
weil man da die wirtschaftlich und auf dem Arbeitsmarkt Schwacheren eben schlechter bezahlt. Das sind
ganz bescheidende und eng umrissene Fallgruppen und da sieht man, wie schwer es ist, an solche

Tatsachen heranzukommen.

Das Beispiel von Herrn Prof. Sacker - da kénnte man was aus Kneipen erzahlen - ist doch ziemlich weit aus
der Luft gegriffen, weil Abgelehnte solche Zugange weder beim Mietvertrag noch beim Arbeitsvertrag
Uberhaupt haben. Man kommt an die notwendigen statistischen Interna als AuRenstehende und teilweise
auch bei Befdrderungsklageh Uberhaupt nicht heran, weil das Insiderwissen der Befriebe ist, das wissen
bestenfa}lls die betrieblichen Interessenvertretungen, die es aber eigentlich auch nicht an andere
weitersagen dirfen. Und insofern ist diese Angst, es wirden dauernd Behauptungen in den Raum gestellt

und dann mussten die Arbeitgeber oder die Vermieter ganz viele Dokumente vorlegen, vollig unbegrindet.

Wir mussen dieses Glaubhaftmachen von Tatsachen auch umsetzen. Es ist namlich so, dass die
eLjropéischen Richtlinien zum Teil Ziele vorgeben, -zum Teil aber auch die Mittel schon vorgeben. Und ir
diesem Fall ist es so, dass 'alle vier EU-Richtlinien um die es geht, ausdrlicklich sagen, es muss diese
Beweiserleichterung geben. Und wenn es die nicht gibt, dann werden wir Vertragsverletzungsverfahren

bekommen. Das ist ganz eindeutig, das heif3t, der Gesetzgeber ist hier nicht frei.

Zu den Erfahrungen haben wir schon wiederholt gesagt, es gibt ganz wenige Klagen. Das WSI hat da ja
auch dankenswerterweise eine Untersuchung bei Juris gemacht und wenn man es dann ausrechnet, dann
hat es in 25 Jahren pro Jahr viereinhalb Klagen gegeben, von denen nur die Halfte gewonnen worden ist.
Das ist wirklich sehr bescheiden. Es ist fur Klagerinnen und Klager aller méglicherweise diskriminierten
Gruppen ein absolut dornenreicher und muhsamer Weg, zu klagen. Es ist ein groes Risiko, gerade wenn
man selber auch an der Erhaltung von Dauervertragsverhaltnissen wie im Arbeitsrecht oder im Mietrecht
interessiert ist. Es ist zeitaufwandig, die Viktivisierungsverbote greifen ganz schiecht, man kann vor spateren
Benachteiligungen bei Gelegenheit tberhaupt nicht wirklich schiitzen. Also nur dann, wenn einem
mdglicherwéise Benachteiligten das Wasser bis zum Hals steht und eine bestimmte Schwelle tUberschritter

worden ist, kann man erwarten, dass Uberhaupt geklagt wird.
Vorsitzende: Vielen Dank. Fur die FDP-Fraktion Herr Dr. Kolb bitte.

Abg. Dr. Heinrich L. Kolb (FDP): Ja, schénen Dank, zunachst eine Frage an Frau Dr. Nicolai: Nach meiner
Kenntnis sind die Fallzahlen, gerade im Zusammenhang mit § 611a BGB, im Moment deutlich héher als hier
vorgetragen worden ist. Kénnen Sie das bestatigen? Und inwiefern wird sich jetzt die Einschaltung von
Antidiskriminierungsverbanden, also die Moglichkeit, hochstpersénliche Forderungen an einen Verband

abtreten zu kénnen damit dieser sie durchsetzt, nach ihrer Einschatzung auf Fallzahlen auswirken?
Vorsitzende: Vielen Dank. Frau Dr. Nicolai bitte.

Dr. Andrea Nicolai: Danke, dass Sie mir Gelegenheit geben, darauf zu erwidern. Also, zunachst einmal ist

gerade im Bereich der nach § 611a geltend gemachten Anspriche die Dunkelziffer relativ hbch, denn langst
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nicht alle Verfahren gehen zu Gericht. Wir haben inzwischen in fast jedem Gerichtsbezirk mindestens einen
Klager, der sich auf ungeschickt formulierte Stellenanzeigen bewirbt, wo Sekretarinnen und ahnliches
gesucht werden, und wenn er deswegen abgelehnt wird, tatsachlich einen Anspruch geliend macht. Wenn
die Stellenausschreibung nicht o.k. ist, dann kann man als Anwalt auch nichts anderes sagen. Wir
vergleichen uns dann vor Géricht, denn wir Anwéalte mussen halt auch auf die Kostenfragen achten. Bis jetzt
habe ich elf vertffentlichte Entscheidungen zu § 611a in den Fachzeitschriften gefunden. Es waren in acht
Fallen Manner, die geklagt haben, in drei Fallen Frauen. Von daher ist meines Erachtens nach wie vor das
Potenzial sehr hoch und § 611a war eigentlich eine Schutzvorschrift fur Frauen. Was die Abmahnvereine
angeht, habe ich nach wie vor Beflrchtungen. Was wirde mich persénlich daran hindern, zu sagen, ich
mache jetzt Kraft meiner besonderen Sachnahe einen Frauenverband auf, versammle da alle Uber
40-jahrigen Frauen und kdmme dann jedes Wochenende die Stellenanzeigen in den Zeitschriften durch.
Dann kénnte ich sagen, alles, was dann so unter 40 gesucht wird, da bewerben wir uns jetzt mal darauf, ihr
tretet mir den Anspruch ab und dann klagen wir. Es wirde mich keiner daran hindern und ich habe die
ernsthafte Beflrchtung, dass es so kommen wird. Wir haben dieses Phanomen bundesweit in mehreren

Unternehmen schon gehabt, und das sehe ich wirklich als sehr groRe Gefahr an.
Vorsitzende: Vielen Dank. Sie hatten noch die Gelegenheit zu einer kurzen Frage.

Abg. Dr. Heinrich L. Kolb (FDP): Ja, ich wilrde gerne eine Frage an Herrn Prof. Rieble stellen zum
Verhaltnis des ADG-Entwurfs zum Betriebsverfassungsgesetz. Wir haben viele Stellen, an denen verwiesen
wird. Teilweise wird ja geségt, das sei alles schon da. Gerade im Zusammenhang mit der Beschwerdestelle
habe ich das Problem, mir vorzustellen, wie das funktionieren soll, zum Beispiel auch in einem
Unternehmen, das keinen Betriebsrat hat. Es haben ja nur 40 Prozent der Unternehmen in Deutschland

einen Betriebsrat. Wie schatzen Sie das ein?

Prof. Dr. Volker Rieble: Also, wenn man das Gesetz ganz normal liest, dann heillt das, es gibt auch dann
ein Beschlussverfahren nach § 23, wenn es keinen Betriebsrat gibt. Dann kann also die Gewerkschaft den
Arbeitnehmer im betriebsratslosen Betrieb sozusagen Uber ein Beschlussverfahren schitzen. Das ist an
sich vollkommen systemwidrig, denn die Gewerkschaft hat ja ohnehin schon Kraft ihrer allgemeinen
Rechtsberatungs- und Prozessvertreturngskompetenz das Recht, dem Arbeitnehmer bei der
Geltendmachung seiner Diskriminierungsanspriiche beizustehen. Und der betriebsratslose Unternehmer
muss dann erstmals in seinem Leben lernen, was ein Beschiussverfahren ist, denn ohne -Betriebsrat habe
ich normalerweise tberhaupt nicht ein einziges Beschlussverfahren. Also, das ist aus meiner Sicht ein
gewisser Missgriff und den braucht man eben auch nicht, weil die Gewerkschaften auch unabhéangig von
diesem Klagerecht schon nach geltendem Recht befugt sind, die Arbeitnehmer bei ihren Prozessen um
_Diskriminierungsersatzforderungen zu unterstitzen. Auch Gewerkschaften kénnen sich die Anspruche der
Arbeitnehmer abtreten lassen; das haben sie in der Vergangenheit auch schon getan. Also, das
Verbandsklagerecht ist fir den Arbeitnehmerschutz Uberhaupf nicht erforderlich und ich glaube auch nicht,
dass viele Arbeitnehmer zu solchen Verbénden gehen werden. Die meisten werden doch den Schutz bei

ihrer Gewerkschaft suchen.
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Vorsitzende: Vielen Dank. Wir kommen dann zur nachsten Runde, in der die Fraktion der CDU/CSU

beginnt. Zuerst Herr Fuchs, bitte.

Abg. Dr. Michael Fuchs (CDU/CSU): Jé, ich habe zuerst eine Frage an Herrn Prof. Thising. Halte.n Sie es
fur mit dem Grundgedanken unserer Rechtsordnung vereinbar, dass kinftig ein Arbeitnehmer sich zwar
noch seinen Arbeitgeber aussuchen kann, aber der Arbeitgeber sich seinen Arbeitnehimer nicht mehr frei
aussuchen kann? Eine weitere Frage habe ich dann an Herrn Prof. Rieble. Wie beurteilen Sie die Tatsache,
dass der Arbeitgeber, der selber nichts getan hat, fir einen Dritten, zum Beispiel fur einen Kunden, zu
héften_ hat, wahrend der Kunde, der ja eigentlich der Tater ist, in keiner Weise in Anspruch genommen wird?

[ch denke, dass wir hier doch ein sehr eigenartiges Verstandnis von Recht haben.

Prof. Dr. Gregor Thiising: Zur ersten Frage: Ja. Zur zweiten Frage: Hier halte ich es in der Tat f_Ur
probiematisch, eine Haftung fur Dritte geschaffen zu hében. Eine solche verschuldensunabhéngige
Gefahrdungshaftung fur andere kennt das deutsche Zivilrecht bisher nur bei der Tierhalterhaftung. Das
scheint mir nur ein bedingt taugliches Vorbild fur das zu sein, was hier geschaffen wurde. Im ausléndischer
Arbeitsrecht, in den Umsetzungen anderer Staaten, findet man eine solche Regelung auch nicht wieder.
Sinnvoll ist eine solche Haftung fur Dritte im Bereich der sexuellen Belastigung. Da finden sich auch
zahlreiche Regelungen im auslandischen Recht, die solche Vorschriften geschaffen haben. Aber bei allem,
was Uber die sexuelle Belastigung hinausgeht, ist der § 16 schlichtweg funktionslos und sicherlich auch nicht
erforderlich. Es ist ja auch wenig sinnvoll, dass der Arbeitgeber zwar fur die Diskriminierung durch die
Kunden haften sollte, die Kunden selber aber nicht. Das isf eine Fiktion, die bereinigt werden muss, will man

zu einem stimmigen Gesetz kommen.

Prof. Dr. Volker Rieble: Also, zun&chst ist es dogmatisch nicht so, dass der Arbeitgeber unmittelbar fir den
Kunden haftet; sondern er haftet dafur, dass er selber keine AbwehrmaRnahmen trifft. Das I&uft aber auf
dasselbe hinaus. Sie brauchen sich nur vorzustellen, dass in einem Bereich, in dém Arbeitnehmer mit
Kunden in Kontakt sind, irgendein Spediteur beim Abladen einen zotigen Witz macht, der irgendwie auf eine
Diskriminierungseigenschaft zielt. Dann fuhit der sich woméglich beleidigt, vielleicht auch zu Recht, aber
dann ist es doch sehr'merkardig, dass der eigene Arbeitgeber scharfer zur Verantwortung gezogen wird,
als zum Beispiel der Arbeitgeber des Abladers, der den Witz erzahit hat, oder Uberhaupt dejenige selbst, der
den Witz erzahlt hat. Soll man in Zukunft sozusagen ein Pflichtenheft Uber diskriminierungsfreies Verhalten

an Kunden und Lieferanten aushandigen? Wer liest das? Das ist das Erste.

Das Zweite, worauf ich hinweisen will ist: Es wird ein groftes Problem in den Betrieben geben, was die
Haftung fur eigene Arbeitnehmer betrifft, die nicht Vorgesetzte sind. Das haben Sie natirlich immer wieder,
dass ein Kollege einen anderen mal ein bisschen in die Pfanne haut. Wenn Sie dann sagen, das ist ein
Diskriminierungsfall, dann wird es das Problem geben, dass der Diskriminiereﬁde, der vielleicht eine
boshafte Bemerkung gemacht hat, seinerseits zwar dem Diskriminierungsopfer nicht haftet, aber der
Arbeitgeber kann Ruckgriff nehmen. Denn jeder Arbeitnehmer muss den Arbeitgeber vor
Vermogensnachteilen schitzen, und auch die Diskriminierungsstrafe ist ein solcher Vermégensnachteil. Ich
glaube auch nicht, dass Sie hier mit dem Haftungsprivileg aus dem Arbeitsverhaltnis weiterkommen, denn

das ist persénliches Verhalten und nicht Arbeitgeberverhalten. Das heil’t, jede Diskriminierungssanktion, die
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sie aussbrechen, weil ein Kollege einen anderen Kollegen beléastigt hat, wird auf diesen Kollegen tberwalzt,
obwoh! derjenige Uberhaupt nicht unmittelbar, sondern mittelbar haftet. Also, das sollte man vielleicht bei der

Ausformulierung bedenken.

Vorsitzende‘: Vielen Dank. Frau Abg. Roedel bitte.

Abg. Hannelore Roedel (CDU/CSU): Ich machte Frau Dr. Nicolai noch mal nach dem Spannungsverhaltnis
der Bestimmungen des Gesetzentwurfs zu den Tarifvertragen und vor allem nach der Haftung des

Arbeitgebers fur Bestimmungen im Tarifvertrag befragen.

Dr. Andrea Nicolai: Ja, an der Vorschrift in § 15 Absatz 2 des Entwurfs hat mich von Anfang an sehr stark
irritiert, dass der Arbeitgeber nunmehr auch dann auf eine Entschadigung haften soll, wenn er bei der
Anwendung kollektivrechtlicher Vorschriften vorsatzlich oder grob fahrigssig gehandelt hat. Damit wird
zun&chst einmal etwas ganz neues statuiert, namlich eine Entschadigungspflicht bei Benachteiligungen
durch die Anwendung kollektivrechtlicher Regelungen. Das hat es bislang nicht gegeben. Darauf hat Herr
Thising vollig zu Recht bereits hingewiesén. Abgesehen davon kann ich mir nicht vorstellen, wie ein
Arbeitgeber bei der Anwenduhg von Tarifvertrdgen oder Betriebsvereinbarungen vorsatzlich oder grob
~fahrlassig handeln kann, denn er ist nach dem Gesetz dazu verpflichtet, diese Tarifvertrage und
Betriebsvereinbarungen anzuwenden. Wenn er das nicht macht, wird er von seinen Arbeitnehmern verklagt
und solche Mandate wirde ich personlich dann auch gerne annehmen, denn ich wirde sie gewinnen. Dazu
ist er verpflichtet. Wenn ich mir jetzt vorstelle, er steht in einer Situation, in der er sich sagt, der Tarifvertrag
scheint mir gleichheitswidrig oder benachteiligend zu sein und wendet es nicht an, dann klagen alle
anderen. Im Grunde genommen kénnen alle klagen und die, die benachteiligt worden sind, wollen vielleicht
noch eine Entschadigung, obwohl der Arbeitgeber nur das tut; wozu er nach dem Gesetz verpflichtet ist.

Diese Haftungsvorschrift in § 15 Absatz 2 sollte meines Erachtens ersatzlos gestrichen werden.
Vorsitzende: Vielen Dank. Frau Abg. Fischbach bitte.

~Abg. Ingrid Fischbach (CDU/CSU): Ich habe zwei Fragen, einmal an Herrn Prof. Thising: Welche
Anderungen der Rechtsfolgenregelung, zum Beispiel Schadensersatz, Unwirksamkeit von Tarifvertragen,
scheinen Thnen sinnvoll oder sogar europarechtlich geboten? Und eine weitere Frage an Frau Dr. Nicolai:
Sie sprechen sich dafur aus, den § 12 teilweise zu streichen, da hier ,nicht erfilibare Handlungspflichten des
Arbeitgebers begrindet werden und der Arbeitgeber in die Roll‘e des Efziehungsbe‘rechtigten gedrangt wird".

Kénnten Sie das bitte noch mal erlautern.

Prof. Dr. Gregor Thiising: Sehr herzlichen Dank fur die Frage. In der Tat scheint mir neben der
Altersdiskriminierung die Rechtsfolgenregelung momentan der unstimmigste Bereich zu sein und der
Bereich, der am ehesten noch einmal einer kritischen Prifung unterzogen werden sollte. Momentan haben
wir zwei Rechtsfolgenregelungen, einmal den § 7 Absatz 2 und einmal- den § 15 In § 7 steht eine
Selbstverstandlichkeit, dass namlich individual- und kollektivrechtlich Vereinbarungen, die gegen das
Benachteiligungsverbot verstolen, unwirksam sind. Das ergibt sich bereits aus § 134 BGB. Die wichtige

Frage ist aber, was kommt danach. Und hier wird es, wenn der deutsche Gesetzgeber keine eigenen
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Regelungen formuliert, stets zu einer Anpassung nach oben kommen. Soweit kdnnen wir die
" Rechtsprechung des EUGH sicherlich hinreichend prazise voraussagen. Diese so breitflachige Anpassung
nach oben kann aber insbesondere bei Kollektivveriragen bei sehr lang anhaltenden Diskriminierungen nicht
Uberzeugen. Deswegen scheint rﬁir bei Kollektivvertragen zumindest erforderlich zu sein, dass man genau
fragt, ob nicht differenzierte Regelungen moglich sind. Ein Vorschlag zu einer solchen differenzierten
Regelung finden Sie in der schriftichen Stellungnahme; sie kann sich auch auf die bisherige
Rechtsprechung zu den Sozialplédnen stitzen. Wenn dort rechtswidrig differenziert wurde, kam es auch nicht
stets zu einer Anpassung nach oben, sondern man hat das Gesamtvolumen der Leistungen im Auge

‘gehabt: So etwas sollte man hier auch erwagen.

Das zWeite ist § 15. Der ist dadurch unglticklich geworden, dass man, anders als bei § 611a BGB, zwischen
immateriellem und materiellem Schaden differenziert. Eine solche Differenzierung scheint weder erforderlich
noch sinnvoll. Durch diesen Entwurf ist die Hochstgrenze fur immaterielle Schaden weggefallen, die bei
§ 611a vorhanden war, dort hat man von drei Mo‘nats‘gehéltern gesprochen. Das Fehlen einer soichen
HOChstgrenze fuhrt dazu, dass wir keine Anhaltspunkte mehr haben, wie hoch denn der immaterielle
Schaden zu bewerten ist. Der 6sterreichische Gesetzgeber hat zum Beispiel gesagt, hochstens 500 Euro.
Wem das zu wenig ist, der mag sich an den drei Monatsgehaltern orientieren, er sollte aber irgendeine Zahl
nennen, mit der man kalkulieren kann. Denn Kalkulierbarkeit dient der Berechenbarkeit und das ist ja auch
Ziel eines prazisen Gesetzes. Zum zweiten sollte die Differenzierung zwischen den Kollektivparteien in den
Haftungsfolgen meines Erachtens nicht in § 15 Absatz 2 erfolgen mit einer Privilegierung dadurch, dass man
nur fur grobe Fahrlassigkeit haften soll. Sie solite nur in § 7 erfolgen, mit der differenzierten
Rechtsfolgenregelung, wo es nicht um Entschadigung geht, sondern um die- Folgen einer nichtigen

Vereinbarung. Da scheint sie mir richtig und geboten zu sein, bei § 15 Absatz 2 ist sie ein Fremdkérper.

Zum dritten: Die Ausschlussfrist des § 15 Absatz 3 greift nicht fur den materiellen Schaden. Der materielle
Schaden ist aber meistens der Schaden, der als summenmalRig héher zu betrachten ist und der in der
Vergangenheit zu mehr Klagen Anlass geboten hat. Wenn der Gesetzentwurf sagt, dass man sich mit der
Ausschlussfrist langer Dokumentations'pfllchten entledigen will, dann sollte er konsequent sein, und diese
Ausschlussfrist auch auf die Geltendmachung von materiellen Schaden erstrecken. Das scheinen mir
handwerkliche Verbesserungen zu sein, die auch dem Ziel des Gesetzes dienen und die Belastungen durch

_unnotige Prozesse vermeiden.

Dr. Andrea Nicolai: Es geht um meine These, dass der Arbeitgeber zum Erziehungsberechtigten se.iner
Beschaftigten wird. Das grunde ich auf § 12 Absatz 1 des Entwurfs, wonach der Arbeitgeber verpflichtet sein
soll, die erforderlichen MaRnahmen zum Schutz vor Benachteiligungen zu freffen und dieser Schutz auch
vorbeugende MalRnahmen umfassen soll. Dabei soll er, insbesondere ‘im Rahmen der beruflichen Aus- und
Fortbildung, wahrscheinlich auf seine Kosten - soviel auch zu Kostenneutralitdt des Gesetzes -, auf die
Unzulassigkeit solcher Benachteiligungen hinweisen und darauf hinwirken, dass diese unterbleiben. Bereits
das impliziert ganz deutlich, dass der Arbeitgeber nunmehr verpflichtet sein soll, nicht nur auf das
Arbeitsverhalten der bei ihm Beschaftigten Einfluss zu nehmen, sondern auch auf das soziale Verhalten.
Denn Diskriminierungsfragen im Betrieb sind vor allem eine Frage des Sozialverhaltens, und darauf soll der

Arbe'itgeber nun einwirken. Ein verntnftiger Arbeitgeber, und das kommt jetzt schon vor, wird sich vor seine
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Beschaftigten stellen. Aber wir kénnen doch nicht iberziehen. Wir kénnen doch nicht, und dann auch noch
in Verbindung mit dieser Entschadigungsregel in § 16, den Arbeitgeber fur jede Beleidigung, fur jede
Belastigung innerhalb des Betriebes verantwortlich machen und dann auch noch sagen, wenn du das jetzt
nicht tust, dann kommen wir mit der Keule der Sanktionen. Und was heifdt berufliche Aus- und Fortbildung?
In Fortbildungsmalinahmen werden den Arbeitnehmern Kenntnisse und Fahigkeiten vermittelt, die sie fur
ihre beruflichen Tatigkeiten brauchen. ich habe schon einmal gesagt, die Frage der Diskriminierung ist keine
Frage der beruflichen Tatigkeit. Die Frage der Diskriminierung ist eine Frage des Sozialverhaltens, des
menschlich ansténdigen Verhaltens und dafur méchte ich die Arbeitgeber nicht verantwortlich sehen. Schon

gar nicht Uber eine Sanktionehregeluhg.

Vorsitzende: Vielen Dank. Damit ist die Fragerunde der CDU/CSU beendet. Die Runde der SPD geht

weiter. Frau Humme bitte.

Abg. Christel Humme (SPD). Schonen Dank. Meine beiden Fragen, richten sich an Frau‘ Prof. Wendeling-
Schroder. Die erste Frage bezieht sich ebenfalls auf die Entschadigungsregelung. Richtig ist, dass wir weder
eine Mindest- noch eine Hochstgrenze eingerichtet haben. Die Frage ist, ob Sie damit, wie es ja immer
wieder beschrieben wird, die Gefahr einer Amerikanisierung der Verhaltnisse sehen. Und Zweitens: Ware
denn eine Obergrenze europarechtlich Uberhaupt zulassig? Das ist die erste Frage. Die zweite bezieht sich
auf die Haftung der Arbeitgeber, wie das auch gerade diskutiert wurde. Die Richtlinien schreiben ja eindeutig
vor, ein diskriminierungsfreies Arbeitsumfeid zu schaffen und meine Frage an Sie ist, halten Sie es fur
sachgerecht, dass der Arbeitgeber fur eigeneé Auswahl- und Organisationsverschuiden eintreten solf, wenn
zum Beispiel Vorgesetzte oder Kunden Arbeitnehmer diskriminieren. Das ist die Frage, die gerade diskutiert

worden ist. Und ich méchte gerne lhre Stellungnahme.
Vorsitzende: Vielen Dank. Frau Wendeling-Schréder bitte.

Prof. Dr. Ulrike Wendeling-Schréder: Zur ersten Fragen, zum Schadensersatz: Im Gegensatz zu Herrn
Rieble und teilweise auch im Gegensatz zu Herrn Thising, halte ich die Regelung zum Schadensersatz fur -
vergleichsweise pfiffig. Sie schafft es namlich aus meiner Sicht, zwei Elemente zusammenzubinden. Das ist
zum einen das europarechtliche Eiement, das relativ strikt fordert: Weder Hochst- noch Mindestgrenzen, wo
es national nicht Gblich ist. Und so etwas ist bei uns nicht national Ublich. Das ist der europarechtliche
Aspekt, und der Aspekt vom eigenen Recht her geht dahin, dass wir eigentlich nur eine
verschuldensabhangige Haftung kennen, wie wir das hier auch mehrfach geho¢rt haben. Dieser Entwurf
trennt nun, um den Anteil der verschuldensunabhangigen Haftung auf ein vertragliches Maf zu reduzieren.

Insofern finde ich ihn vergleichsweise pfiffig, weil er beiden Elementen genlgt.

Was Haftungshochstgrenzen angeht; sie widersprechen definitiv dem européischen Recht, es gibt sie nur in
§ 611a in Bezug auf die sogenannten Nichtqualifizierten. Das passt flr unsere Konstellation nicht und von
daher denke ich, sie waren nicht mdglich. Sie wiirden auch dem deutschen Recht widersprechen, weil sie,
wie gesagt, im deutschen Recht nicht tiblich sind. Fur Haftungsmindergrenzen gilt dasselbe, sie sind weder
im deutschen noch im europaischen Recht vorgesehen und sie auch nicht sachgerecht. Ich glaube auch

nicht, dass bei uns amerikanische Verhaltnisse eintreten wirden. Wir haben Schadensersatzklagen wegen
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Personlichkeitsverietzungen nicht nur vor den Arbeitsgerichten, sondern auch vor den Zivilgerichten. Dort
sind nie irgendwann exorbitante Schadensersatzanforderungen judiziert worden. Von daher sehe ich

definitiv diese Gefahr nicht.

Zum zweiten Punkt, zur Haftung des Arbeitgebers: Herr Thlsing hat ganz richtig gesagt, das ist keine
direkte Haftung des Arbeitgebers. Natlrlich haftet er nicht fur das Fehlverhaltens eines Beschaftigten. Er
haftet dafur, dass er nicht sagt, ist mir doch egal. Er haftet dafur, dass er sagt, wenn so etwas vorgekommen
ist, dann mussen wir irgendeine betriebliche Regelung treffen, die deutlich macht, dass so etwas eine
Verletzung des Vertrages und nicht zul&ssig ist. Das erscheint mir durchaus sac.hgerecht. Und anders als
Herr Kollege Thusing wirde ich auch 'méinen, dass es nicht nur einé Frage der sexuellen Belastigung ist. Da
mag es ganz evident sein und da kennen wir es schon seit 1994, aber warum soll so etwas nicht auch bei
auslanderfeindlichen Bemerkungen gelten. Ich meine, dass da in der Sache keine substanziellen
Unterschiede sind. Und ich halte diese Art von Anregung zu letztiich préventivem Schutz der Arbeitnehmer

fur aulRerordentlich fruchtb'ar. Vielen Dank.
Vorsitzende: Vielen Dank. Als n&chste bitte Frau Gradistanac.

Abg. Renate Gradistanac (SPD): Frau Prof. Dr. Pfarr, kénnen Sie auf das Schlagwort oder auch den
Kampfbegriff eingehen, den wir immer wieder horen - Burokratieaufbau im Arbeitsrecht. Teilen Sie die
Befurchtungen, die hier im Raum stehen? Und dAie zweite Frage an Sie, Frau Prof. Wendeling-Schréder,
kénnten Sie Ausflhrungen dazu machen, wie das Antidiskriminierungsgesetz in die gemeinsame

europdische Beschaftigungsstrategie eingebettet ist. Vielen Dank.

Prof. Dr. Heide Pfarr: Lassen Sie mich die Gelegenheit nutzen, noch etwas zur Klageflut zu sagen, weil ich
namlich den Kollegen Rieble und Thiusing in einem Punkt zustimmen mochte. So, wie. die
Altersdiskriminierung. zurzeit formuliert wird, sehe ich durchaus eine Fulle von Prozessen auf uns
zukommen. Bei den anderen Benachteiligungsmerkmalen ausdrucklich nicht, aber bei der
Altersdiskriminierung sehe ich schon die 65-jahrigen Chefarzte allesamt klagen, weil sie weiterhir
herumoperierén oder jedenfalls ein Jahresgehalt als Abfindung haben wollen, bevor sie gehen. Also, da

wurde ich noch sehr genau hinsehen, da stimme ich Herrn Rieble und Herrn Thusing ausdricklich zu.

Hingegen die Frage der Blrokratie - mir scheint, dass mit diesem Begriff, der ja sehr negativ besetzt wird,
inzwischen alles bezeichnet wird, was Uberhaupt -in dieser Gesellschaft eine Regelung schafft. Ein
Gesetzgeber, der es wagt, der ‘deutschen Wirtschaft Uberhaupt eine Verhaltenspflicht aufzuerlegen, gerat
unter Burokratieverdacht. Selbstverstandlich kdnnte man auf die Idee kommen, dass man jetzt - wie Herr
Rieble beschrieben hat - einen Papierwust herstellt. Ich halte es nicht fur notwendig. Wir haben dkie
Geschlechtsdiskriminierungsverbotsregelung seit 25 Jahren und der Papierverbrauch der deutschen
Wirtschaft ist daran nicht gestiegen. Und mit Ausnahme der Altersdiskriminierung meine ich, dass der
Borokratievorwurf Uberhaupt nicht zieht. Dass die Wirtschaft einige Regelungen hinnimmt, um Grundwerte

unserer Verfassung zu respektieren, daran wird sie sich gewbthnen mussen.
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Prof. Dr. Uirike Wendeling-Schroder: Sie haben Zu der europaischen Beschaftigungsstrategie
nachgefragt. Die europaische Beschaftigungsstrategie ist ja ein neueres Element im Rahmen der Aktivitaten
der Europaischen Union und sie hat zum Kern, dass eine sogenannte soziale Eingliederung vstattfinden
muss. Diese soziale Eingliederung gilt fur alle Markte, auch fur den Arbeitsmarkt, und sie bedeutet, dass
man geselischaftliche Gruppen nicht aus dem Arbeitsmarkt ausgliedern kann. Das hat relativ weit reichende
, Bedeutung, namlich dass man die Arbeitslosenzahlen nicht dadurch schénen kann, dass man die Frauen,
die Alteren und sonstige Gruppen mehr oder weniger aus dem Arbeitsleben drangt. Aus meiner Sicht wére
es wirfschaftspolitisch verderblich, wenn man das auch nur versuchen wirde, aber das ist eine politische
Einschatzung. Ich meine, dass man sich langfristig schaden wirde. Ich meine, dass das mit den
Grundrechten nicht zu vereinbaren ist und insofern ist der menschenrechtliche Bezug an dieser Stelle auch
deutlich.

Zweiter Punkt: Im Rahmen der europaischen Beschaftigungsstrategie wird von jedem Einzelnen, der von
dieser sozialen Eingliederung profitieren méchte verlangt, dass er sich standig beschaftigungsfahig halt. Sie
kennen den Begriff ,employabilitiy*; jeder muss sténdig fiir alle Markte fit sein, um sich dort zu préasentieren.
Wenn wir eine solche Struktur haben und akzeptieren, dann ist es damit aus meiner Sicht wirklich
unveréinbar, bestimmten Gruppen keine Chancengléichheit zuzuerkennen. Wer also employability fordert,
wer fordert das man fit wird fur den Arbeitsmarkt, der muss ko.nsequent auch fordern, dass absolute
Chancengleichheit besteht. Aus meiner Sicht nicht erforderlich ist ein weiteres Element, das im ADG-
Entwurf aber auch nicht durchgefuhrt Worden ist, namlich dass man es so weit treibt und Quoten flur
irgendwelche Minderheiten einfuhrt. Ich meine, das wére problemat.isch, weil das Grundgesetz Quoten nur
im Zusammenhang mit Frauen und Behinderten ermoglicht, aber nicht fur andere Personengruppen, und ich

meine auch, dass das eine sinnreiche Regelung ist.
Vorsitzende: Vielen Dank. Frau Graf bitte.

Abg. Angelika Graf (SPD): Frau Prof. Wendeling-Schroder, wir haben vorhin schon tber das Thema
Entschadigungsregelungen gesprochen. [ch wiirde das gerne noch mit einer Frage vertiefen. Ist die
Differenzierung zwischen verschuldensunabhangigem Entschédigu'ngsanspruch far immaterielle Schaden
und verschuldensabhéngigem Schadensersatzanspruch fir materielle Schaden richtlinienkonform oder ist
davon auszugehen, dass der EuGH das als unzulassig erklaren wird. Die andere Frage, die ich lhnen gerne
stellen wirde, beschaftigt sich mit dem Thema KUndIgungsschutz. Fihren die Regelungen des
Antidiskriminierungsgesetzes, wie behauptet wird, zu einer Verdoppelung des Kundigungsschutzes oder
sind im bereits geltenden Recht Kundigungen unwirksam, die ausgesprochen werden zum Beispiel wegen
des Geschlechts oder wegen privaten Sexualverhaltens oder weil der Arbeitnehmer Auslander ist oder einer

bestimmten Religionsgemeinschaft angehort?

Prof. Dr. Ulrike Wendeling-Schroéder Zu |hrer ersten Frage nach den Sanktionen muss man auf die
europaischen Richtlinien zurUckkommén. Die Richtlinien schreiben vor, dass Sanktionen wirksam,
verhaltnismafig und abschreckend sein mussen. Der Entwurf Hat aus meiner Sicht, wie Sie wissen, beim
Schadensersatz relativ pfiffig differenziert. Aber er hat noch mehr gemacht. Es werden auéh Sanktionen

vorgeschrieben, die sich nicht in Schadensersatzanspriichen materialisieren. Zum Beispiel ist die hier schon
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andiskutierte Nichtigkeit kollektiver Vereinbarungen deutlich festgelegt worden. Dann die Feststelluné, dass
diskriminierendes Verhalten von Beschaftigten untereinander eine Vertragsverletzung bédeutet. Das auch
zu Frau Dr. Nicolai, die meint, es &ndert sich nichts bei dem Fall mit ,Arbeit macht frei" - es andert sich doch
etwas. Wir haben weiter Leistungsverweigerungsrechte der Beschaftigten, wenn sie diskriminiert werden.
Da ist das Modell des Beschaftigtenschutzgesetzes auf das aI\geAmeine Antidiskriminierungsrecht Ubertragen
worden. Wir haben die auch Schon kurz genannten Rechte von Betriebsraten und Gewerkschaften in § 18
Absatz 2 und wir haben schlieRlich die Unterstutzungsmoglichkeiten nach § 24 durch
Antidiskriminierungsvereine. Das ist aus meiner Sicht das Gesamtbild zu den Sanktionen. Und innerhalb -
dieser Struktur halte ich es fur gerade noch legitim und ich hoffe, dass es auch vor dem EuGH Bestand
haben wird, dass man zwischen verschuldensabhangigem Schadensersatz und verschuldensunabhangiger
Entschadigung differenziert. Ich méchte allerdings nicht so weit gehen, dass ich dafir meine Hand ins Feuer
lege. Der EuGH st hin und wieder ein bisschen strikt und sagt gewissermaf&en-,
Verschuldensunabhangigkeit auf allen Tannenspitzen, das kann schon passieren. Aber man muss sich
vergegenwartigen, dass Richtlinienumsetzung nicht nur heilt, ich schreibe die Richtlinien ab.

Richtlinienumsetzung heif3t auch, ich passe sie so weit es geht ins deutsche Recht ein.

Zur Verdoppelung des Kundigungsschutzrechts: Ich denke, es ist eine Konkretisierung von Elementen im.
Kundigungsschutz, die wir immer schon hatten. Wir durften auch friher schon dem schwulen Floristen nioht.
deshalb kindigen, well er ein schwuler Florist ist, wenn es mit der Tatigkeit Uberﬁaupt nichts zu tun hat. Das
hat jetzt ein bisschen Konturen gewonnen und die allgemeinen Kriterien, Artikel 3 Absatz 2 oder was auch
immer, die sind hier greifbarer geworden und von daher verspreche ich mir tatsachlich auch ein wehig mehr

Rechtssicherheit in solchen prekéren und komplizierten Fallen.
Vorsitzende: Vielen Dank. Wir kommen dann zur néchsten Frage aus der FDP-Fraktion. Frau Lenke bitte.

Abg. Ina Lenke (FDP): Frau Dr. Boesche, ich habe eine Frage zur Beweislast, § 23. Warum ware eine
Trennung der Beweislastvorschriften in § 23 in einen arbeits- und einen zivilrec.htlichén Teil nach lhrer
Einschatzung sinnvoll? Die zweite Frage habe ich an Herrn Prof. Dr. Rieble, da geht es um das
Leistungsverweigerungsrecht. Ich lese mir das als Birgerin und nicht nur als Bundestagsabgeordnete durch
und frage mich, bis wann muss der Arbeitgeber. keine oder offensichtlich ungeeignete Malinahmen zur
Unterbindung einer Benachteiligung im Einzelfall ergreifen? Wann. kann der Arbeitnehmer - dieses
Leistungsverweigerungsrecht dann auch austben und wie macht er das? Das ist mir total unklar. Und die
zweite Frage zu § 14: Was sind denn dann offensichtlich ungeeignete MalRnahmen, wer bestimmt denn
das?

Dr. Katharina Vera Boesche: Eine Trennung der Beweislastvorschrift in § 23 halte ich deshalb fur sinnvoll,
~ weil ich eben insgesamt meine, dass es ausreichen wirde, wenn sich das Gesetz beziglich des
zivilrechtlichen Teils auf das Benachteiligungsmerkmal der ethnischen Herkunft beschrankte. Das reicht
meines Erachtens vollkommen aus, um die Richtiinien umzusetzen, man scllte nicht unnétig dartber
hinausgehen und Entsprechendes misste dann eben auch fur die Beweislastregelung gelten. Dann sollte

man eben Kklar trennen zwischen zwei Absatzen, aus denen sich die unterschiedlichen Regelungen ergeben.
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Prof. Dr. Volker Rieble: Die Regelung des Leistu.ngsverweigerungsrechts in § 14 soll nach der
Entwurfsbegriindung eine spezielle Schutzkomponente enthalten. Diese Abweichung von der normalen
Regelung des Leistungsverweigerungsrechts, etwa in § 273 BGB, der ja auch genannt ist, hat es in sich.
Wenn man das Gesetz ganz wortwértlich nimmt, kann ein Arbeitnehmer, der irgendeine Belastigung
erfahren hat, das dem Arbeitgéber nicht mitteilt, keine Schutzmalnahmen einfordert, trotzdem der Arbeit
fernbleiben. Wenn Sie das so lesen. Das ist genau der Unterschied zu § 273. Da wird namlich verlangt, dass
" man seinen Gegenanspruch auch geltend macht. Und das ist aus meiner Sicht ein schwerer Systembruch.
Man braucht aus meiner Sicht diesen § 14 dann nicht, wenn man dem Arbeitnehmer einen Anspruch auf
Schutzmalinahmen gibt, denn dann reicht der § 273 vollig aus. Das zweite Problem ist, was offensichtlich
ungeeignet ist, das beurteilt am Ende nattrlich der Richter. Logisch. Aber ein Arbeitnehmer, der zum
Beispiel einen Urlaub nicht durchbekommen hat, kann dann Uberlegen, ob er vielleicht mit dieser Methode
weiterkommt, denn in dieser Zeit gibt es ja Entgeltfortzahluhg. Das ist nicht anders als beim § 273 BGB
auch. Und so kann man unter der Berufung hierauf bezahlte Freizeit bekommen. Ob das lange Prozessieren
dann sinnvoll ist, ob der Arbeitgeber sich darauf einlasst, wirklich auszudiskutieren, ob seine MaRnahme
hinreichend war oder nicht, wenn nicht noch eine kieine Medienkampagne hinzukommt - das weif} ich am
Ende nicht. Also mir lage es nahe zu sagen, macht hier gar nichts. Oder man sagt auf der anderen Seite, ich -
gebe dem Arbeitnehmer einen konkreten, individuellen Schutzanspruch und lasse es dann bei dem § 273
BGB bewenden. Das ware auch eine rechtlich mégliche Gangweise. Dies hier jedenfalls ist so noch nicht

ausgereift.

Vorsitzende: Vielen Dank. Wir kommen dann zu den Fragen von BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, Frau
Schewe—Ge'rigk, bitte.

Abg. Irmingard Schewe-Gerigk (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Ich habe zwei Fragen an Frau Prof.
Wendeling-Schroder. Frau Prof. Wendeling-Schréder, die Richtlinien sehen ja auch kollektive Elerhente vor.
Wie bewerten Sie die in § 18 Absatz 2 vorgeschlagene Ausgestaltung hinsichtlich der Betriebsréte und der
im Betrieb vertretenen Gewerkschaften. Und die zweite Frage. bezieht sich darauf, dass .in der Diskussion in
den letzten Wochen ja h&ufig behauptet wurde, der Entwurf gehe weit Uber EU-Richtlinien hinaus. Ich wlrde
von lhnen gerne wissen, wie sich das aus lhrer Sicht fur das Arbeitsrecht darstellt. Und Herrn Prof.
Eichenhofer wiirde ich gern noch mal die Frage stellen, in welchem Verhaltnis die EU—RichtIinien aus seiner
Sicht zur gemeinsamen europaischen Beschéftigungsstrategie stehen, weil ja Kritker des Gesetzes uns

vorwerfen, es bestlinde die Gefahr negativer Beschaftigungseffekte.

Prof. Dr. Eberhard Eichenhofer. |hre Frage scheint mir eine zentrale Frage zu sein. Sie hat mit der
Vertragsfreiheit zu tun. Die Vertragsfreiheit ist gut fur diejenigen, die einen Vertrag haben. Fur diejenigen,
die keinen abschlieen, hilft die Vertragsfreiheit nichts. Das ist hinzunehmen, soweit es sich um
unerhebliche Leistungen handelt. Soweit es sich aber um Arbeit handelt, sind die Folgen der Vertragsfreiheit
im System der sozialen Sicherung spurbar. Und das ist der Zusammenhang zu der Beschaftigungskrise, in
der sich unsere Gesellschaft befindet. Wenn Menschen mit Leistungseinschrankungen, weil sie alter oder
behindert sind, weil ‘sie Frauen sind oder einer Migrationskultur angehéren, nicht eingestellt werden, dann
fallen sie dem System der sozialen Sicherheit zur Last, als Erwerbsunfahigkeitsrentner, als Rentner mit

vorgezogenen Altersruheanspriichen oder sie ‘gehtren zu den 5,2 Millionen Arbeitslosen, die dieses Land
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gegenwartig aufzuweisen hat. Und hier sehen Sie, meine sehr verehrten Damen und Herren, den
Zusammenhang zwischen der Beschaftigungspolitik und unserem Thema. Es ist im Rahmen der
europaischen. Beschaftigungsstrategie zentral, dass Menschen, die gegenwartig Sozialleistungen
konsumieren, die Chance erhalten, wieder in den Arbeitsmarkt eingegliedert zu werden. Und hier ist der

systematische Ort der Antidiskriminierungsregelung.

Prof. Dr. Ulrike Wendeling-Schréder: Ich hatte zuerst die Frage nach den kollektivrechtlichen Elementen
und dabei insbesondere nach § 18 Absati 2. Ich denke, es gibt in zwei Bereichen Versuche, den sozialen
Dialog, der ja in den Richtlinien vorgesehen ist, umzusetzen. Der eine Bereich ist § 15 Absatz 2, die schon
angesprochenen Kollektivvereinbarungen, die den Arbéitgeber im Endeffekt zu Teilen von der Haftung
entlasten. Ich denke, hier ist ein wichtiges praventives Element im Gesetz. Es wird angeregt, dass der
Arbeitgeber mit dem Betriebsrat zum Beispie! Betriebsvereinbarungen Uber partnerschaftliches Verhalten im
Betrieb abschliefit. Hat er dieses getan, so ist er sozusagen ein wenig aus der Haftung herausgenommen.
Das ist eine Klassisch praventive Ma3nahme, die im sozialen Dialog erfolgt. Das finde ich uneingeschrankt
zu befurworten und daran schlieldt sich dann auch das Konzept an, das wir in § 18 Absatz 2 haben, namilich
das Aufsetzen auf die ebenfalis bekannte Struktur. Betriebsrat und Gewerkschaft wachen dartiber, dass im
Betrieb alles in Ordnung ist. Genau dieses scheint mir ein sehr sinnvoller Ansatz, den sozialen Dialog zu
verwirklichen und auch mit einem gewissen Rechtsschutz zu versehen. ich denke, dass davon nicht Uber

irgendwelche Grenzen hinaus Gebrauch gemacht wird, sondern das hat sich bisher als eine Regelung in

. den Betrieben bewahrt.

Die zweite Frage war, ob das im Arbeitsrecht im Kern eine Eins-zu-eins-Verwirklichung der Richtlinie ist oder
ob es daruber hinausgeht. lch denke, es ist im Kern eine Verwirklichung eins zu eins. Im Geltungsbereich
geht es dariber hinaus, weil die anderen verponten Merkmale einbezogen sind. Man hatte deutlich
differenzieren kénnen zwischen Frauendiskriminierung, Behindertendiskriminierung, Rasse und Ethnie und
anderen. Ich finde es aber im Hinblick auf Artikel 3 des.Grundgesetzes sinnvoll, dass grundsatzlich von
einer gleichen Bewertung ausgegangen worden ist. Wir haben ja Artikel 3 als eine Normierung fur all diese
verpénten Verhaltensweisen und ahnlich auch § 75 Betriebsverfassungsgesetz. Auch da gibt es eine
Gleichwertigkeit der verponten Verhaltensweisen und wenn sich das nun widerspiegelt, ist das wieder so ein

Element des Ankniipfens, an das, was wir kennen und insofern keine echte Uberschreitung der Richtlinie.

4. Teil: Schwerpunkt Zivilrecht

Vorsitzende: Vielen Dank. Wir haben dann die Runden zum Thema Arbeitsrecht abgeschlossen und
kommen zu der nachsten Stunde, in der wir uns mit dem Zivirecht im Antidiskriminierungsgesetz
beschaftigen mochten. Auch hier gehen wir nach dem gleichen Verfahren vor und die Fraktion der SPD

beginnt mit ihrer Fragerunde. Herr Spanier bitte.

Abg. Wolfgang Spanier (SPD): Ich habe eine Frage an Herrn Prof. Derleder. Die Frage ob dieses Gesetz
eine Prozessflut ausiése, ja oder nein, hat zwar im allgemeinen Teil schon eine Rolle gespielt. Aber ich
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wollte Sie speziell fragen, wie sehen Sie das im Bereich des Wohnungswesens, weil dort ja die
Beflrchtungen besonders grof} sind. Und Frau Vorsitzende, ich darf noch eine zweite Frage anschliellen:
Die Wohnungswirtschaft hat ebenfalls grolte Sorgen vor éinem betrachtlichen Dokuméntationsaufwand, well
das Vermieten von Wohnungen ja ein relativ komplexer Prozess ist. In diesem Zusammenhang spielt der

Begriff Massengeschaft, eine besondere Rolle. Wenn Sie dazu etwas sagen kénnten.

© Prof. Dr. Peter Derleder: Vielen Dank, Herr Spanier, fiir diese Frage. Wir kommen damit zu einem anderen

Markt als dem Arbeitsmarkt, namlich dem Wohnungsmarkt. Vielleicht darf ich im Anschluss an die bisherige °

Debatte die'Unterschiede zwischen diesen beiden Méarkten einmal herausarbeiten. Beim Arbeitsmarkt, das
ist bisher nicht so hinreichend deutlich geworden, haben wir es mit 5,2 Millionen Arbeitslosen zu tun. Es wird
also wahrend des Arbeitsverhéltnisses, wie bisher auch, kaum jemals gestritten. Die von Herrn Rieble
erwahnte Gruppe, die innerlich schon aus den Arbeitsplétzen ausgeschieden ist, koénnen wir
vernachlassigen. Der Zugang zum Arbeitsmarkt ist natirlich ein ganz grof3es Problem. Wenn Sie sich
vorstellen, dass sich heute im Schnitt fir jeden Arbeitsplatz viele Menschen bewerben und wenn einer
ausgesucht wird, der keine Diskriminierungsrﬁérkmale aufweist, dann ist das uberhaupt kein
Diskriminierungsfall.-Das ist etwas ganz Normales, da wird k'ein' Rechtfertigungszwang ausgelést. Das heildt
also, es ist hier in der Begrindung hinsichtlich der Schwierigkeiten des Arbeitsmarktes viel zu viel Aufwand
gemacht worden, wahrend wir auf dem Wohnungsmarkt ganz andere und qualitativ sehr stark fur das

Antidiskriminierungsgesetz ins Gewicht fallende Probleme haben.

Wir kénnen beobachten, etwa bei Auslandern, dass es beim Zugang zum Wohnungsmarkt regelrechte
Diskriminierungsbiografien gibt. Wahrend der Dauer des Mietverhaltnisse haben wir keine Probleme, die
deutsche Justiz hat wahrend des Mietverhaltnisses praktisch alle Diskriminierungsfragen verniinftig géregelt.
Aber wir haben schwerste Probleme beim Zugang zum Wohnungsmarkt, wo wir nachvollziehen mussen,
dass schon in der Vergangenheit ein erhéblicher Teil der Bevolkerung - vor allem in den Ballungsgebieten,
dort, wo die Arbeitsplatze sind - groRe Schwierigkeiten hat, in. eine geeignete und bezahlbare VWohnung zu
kommen. Das ist bisher weitgehend gar nicht thematisiert worden, wir haben nur empirische
Untersuchungen dartber. Es geht jetzt darum, hier erst einmal antidiskriminierungsrechtlich Fuf? zu fassen.
Im Gegensatz zu dem, was der Kollege Schweyen hier gesagt hat, bereitet sich die Wohnungswirtschaft
- schon intensiv darauf vor, dass dieses Antidiskriminierungsrecht. gelten wird und dass man hier jetzt
zusatzliche Wertigkeiten bei dér Vergabe von Wohnungen berlicksichtigen muss. Man wird sich fragen
mussen, inwieweit Ghettobildung zulassig ist und verhindert werden kann. Und insofern meine ich, ist in der
Gesellschaft bereits erkennbar, dass die Wohnungswirtschaft éich auf dieses notwendige Instrumentarium

einstellt.

Von einer Prozessflut wird man deswegen nicht sprechen, das wird nicht kommen, weil nattrlich auch die
Wohnungsgesellschaften, die interessante Wohnungen und viele Bewerber fur eine haben, nur dann, wenn
sie eine falsche Begrundung geben, in die Reichweite des Antidiskriminierungsrechts kommen. Sie Kénnen
es machen wie die Arbeitgeber. Wenn sie einfach unter den Bewerbern einen aussuchen, der 'kein
Diskriminierungsmerkmal erfullt und es sind viele Bewerber da, dann ist das noch kein Diskriminierungsfall.
Es gibt insofern keine Motivkontrolle, das hat auch Herr Rieble meines Erachtens vorher nicht zutreffend

herausgearbeitet. Es ist zwar . richtig, dass wir eine Begrindungskontrolle haben, es werden die
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Begrindungen kontrolliert und damit auch das Verhalten bei der Begriindung; das ist auch gut so. Abef es
findet ‘keine Motivkontrolie statt. Die Motive, die in einem Unternehmen gebildet werden, kénnen
dokumentiert werden, aber wenn sie nicht dokumentiert werden, ist das Unternehmen besser dran. Insofern
vermute ich, dass die Wohnungswirtschaft, wenn sie sich darauf einstellt, nicht unter einer Prozessfiut leiden
wird. Sie muss sich nur daran gewothnen, auch Strategien zu entwickeln, wie sie mit den auf dem

Wohnungsmarkt behinderten Gruppen umgeht.

Ein Satz noch zum Dokumentationsaufwand. Der Dokumentationsaufwand war bisher extrem gering. Jetzt
wird es natlrlich auf dem Wohnungsmarkt wesentlich sein, dass nicht nur verbale Diskriminierungen,
’ sondern auch solche durch Verhalten erfasst werden. Es wird also schon nétig sein, dass Un.ternehmen sich
so verhalten, wie sie es sagen. Wenn sie also sagen, eine Wohnung ist vermietet, sobald ein Auslander sich
meldet, dann wird ein Problem auftauchen, wenn der Auslander nach drei oder funf Monaten feststellt, dass
die Wohnung immer noch unverhietet ist. Dann geraten verbale Ausflihrungen des Unternehmens und das
Verhalten auseinander, und dann wird in der Tat auch das Antidiskriminierungsrecht greifen mussen.
Insofern werden die Unternehmen gut beraten sein, wenn sie das, was sie sagen, und ihr Verhalter

aufeinander abstimmen.
Vorsitze‘nde: Vielen Dank. Frau Humme bitte.

Abg. Christel Humme (SPD): Meine Frage fichtet sich an Herrn Dr. Mahlmann. Im Zivilrecht wird die
Vertragsfreiheit Ihrer Meinung nach in unzulassiger Weise eingeschrankt. Wie bewerten Sie die horizontale
L&sung im Zivilrecht verfassungsrechtlich? Die zweite Frage: Vielleicht kénnten Sie kurz rechtsvergleichend
darstellen, wie die anderen europaischen Lander mit der Richtlinie umgegangen sind. Gibt es auch dort
Vorgaben der Richtlinie, die im Zivilrecht Uberschritten worden sind und wenn ja, gab es in den anderen

europaischen Landern eine Klageflut, wie sie hier heute als Szenario beschrieben wird?

' Dr. Matthias Mahlmann: Vielen Dank fur die zwei relativ komplexen, grenztberschreitenden Fragen. Zu der
ersten Frage, der verfassungsrechtlichen Bewertung: Man kann vielleicht rechtspolitisch ybransohicken
dass nattrlich zunachst einiges daflr spricht, eine .einheitliche Leésung zu schaffen. Ich kann aus anderen
Mitgliedstaaten berichten, wo das durchaus auch die Gemiuter bewegt. In der verfassungsrechtlichen
Bewertung kann man gegen das Gesetz nicht vorbringen - und das kam mir bei der Diskussion heute
Morgen manchmal so vor - dass es wirkt. Es ist sicherlich der Sinn eines solchen Gesetzes, dass Prozesse
entstehen, dass Rechtsstreitigkeiten ausgefochten werden. Ich glaube, es ist ein wichtiges Element, dass

man offen sagt, in manchen Bereichen wollen wir ein schneidiges Schwert zur Verfugung steilen.

Verfassungsrechtlich gibt es aus meiner Sicht zwei zentrale Gesichtspunkt. Das ist erstens Artikel 3,
insbesondere in seiner Auspragung der Rechtssetzungsgleichheit. In Art. 3 gibt es Diskriminierungsverbote,
es gibt aber auch einen aligemeinen Gleichheitssatz, der vom Bundesverfassungsgericht so ausgelegt wird,
dass eine strenge VerhaltnismaRigkeitsprifung erfolgen muss, wenn bestimmte Merkmale betroffen sind -
besondere persénliche Merkmale, subjektiv nicht veranderbar, mit spezifischen, besonderen Auswirkungen
auf die Freiheitsrechte. Und aus meiner Sicht ist es in der Tat unter dem Gesichtspunkt der

Rechtssetzungsgleichheit begrUndungsbedUrftig, warum bestimmte Merkmale, .zum Beispiel Rasse,
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ethnische Herkunft und nach der letzten Richtlinie von 2004 ja auch Geschlecht in das allgemeine
Vertragsrecht einbezogen werden, andere Merkmale aber nicht. Ich meine, dass die notwendigen

Differenzierungen auf der Ebene der Rechtfertigungsmaoglichkeiten getroffen werden kénnen.

Der zweite zentrale Aspekt ist die Pfivatautonomie. Die Privatautonomie betrifft die Freiheit, sowohl ein
Rechtsgeschaft Uberhaupt nach eigenem Gutdunken abschlieBen zu kénnen als auch den Inhalt zu
bestimmen. Und mir scheint, dass diese Privatautonomie in der Tat ein zentraler Wert selbstbestimmten
Lebens und ein zentraler Wert einer Menschenrechtskultur ist. Ich glaube allerdings, dass der Gegensatz,
der zwischen dem Diskriminieru.ngsschutz und der Privatautonomie formuliert wird, die Sache nicht richtig
trifft. Aus meiner Sicht gibt es kein Junktim zwischen Freiheitsverlust und Gleichheitsgewinn. Das ist nicht
notwendig der Fall, im Gegenteil, Diskriminierungsrecht wird gewahrt zur Univeréalisierung von Freiheit. Es
geht darum, die Wohltat der Privatautonomie auch den lLeuten zuzubilligen, die sie bisher nicht in
entsprechender Weise genielen konnten. Aus meiner Sicht ganz entscheidend am
Antidiskriminierungsgesetz sind seine liberalen Intentionen, und das scheint mir in einigen Bewertungen
noch nicht deutlich genug geworden zu sein. Wenn man nun die konkrete Regelung und die
“VerhaltnisméRigkeit anschaut - das kann man natiirlich hier nicht im Detail durchpriifen - muss man zur
Kenntnis nehmen, dass durch die Méglichkeit der Rechtfertigung von Ungleichbehandlung und schlieRlich
durch die aus meiner Sicht europarechtlich sogar bedenklichen Ausnahmen im Nahbereich auch fur Rasse
und ethnische Herkunft ein Ensemble 'von Regelungen gezimmert wird, das sicherlich einen Ausgleich der
Interessen von privatautonomer Lebensgestaltung auf der Seite derer, die durch den Diskriminierungsschutz

begunstigt werden, und derer, die das Benachteiligungsverbot trifft, herstellt.

Die zweite Frage betraf den europarechtlichen Vergleich. Es gibt verschiedene Lander, die auch
Regelungen flr einen diskriminierungsfreien Zugang zu Waren und Dienstleistungen vorsehen, also zum
Beispiel Belgien, Frankreich, irland, Schweden; auch Ungarn ist hier zu nennen. Man kénnte bei einigen
dieser Regelungen mit Recht sagen, hier wird zu weit gegangen, wenn zum Beispiel der Kreis der
einbezogenen Merkmale noch viel expansiver ist als in diesem Entwurf und sogar Generalklausein
einbezogen werden. Aber das scheint mir in Deutschland nicht der Fall zu sein. In den Regelungen mancher
Staaten gibt es sogar strafrechtliche Verbote von Diskriminierungen. Das ist ein scharfes Schwert, das hier
in der Umsetzungsdiskussion gar nicht einmal erwogen, geschweige denn konkret im Entwurf verankert
wurde. Deshalb ist mein Reslimee, dass Deutschland sich mit diesem Entwurf im internationalen Mittelfeld
etabliert. Es bleibt in mancher Hinsicht zurick und geht in mancher Hinsicht Gber das hinaus, was an

Umsetzungsbedarf besteht.

Ich habe jetzt zweieinhalb Jahre in einem Netzwerk der Europaischen Kommission von Experten zum
An;tidiskriminierungsrecht gearbeitet. Wenn ich daraus berichten darf, so ist eine zentrale Erfahrung
Erntchterung. Das ist etwas, was auch zu den Betroffenenverbanden am Nachmittag deutlich gesagt
werden muss: Antidiskriminierungsrecht hat eine begrenzte Wirksamkeit. Es wirkt im Wesentlichen im
Einzelfall, da hat es seine Berechtigung. Es wird bestimmte grofle Probleme aber nichf beseitigen. Diese Art
von Ernlchterung ist eine Perspektive, die ich sehr nachdricklich betonen méchte - einerseits um diese
falschen Hoffnungen zu dampfen, aber umgekehrt auch, um vielleicht die starke Abneigung zu mildern, mit

der manche Kommentatoren dieses Projekt verfolgen.
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Vorsitzende: Vielen Dank. Jetzt kommen wir zur Fragerunde der CDU/CSU. Herr Grubel bitte.

Abg. Markus Griibel (CDU/CSU). Ich habe eine Frage an Herrn Prof. Wolfsdorf zu § 34, den
Ubergangsbestimmungen. Wie sehen Sie die Regelungen im Hinblick auf bestehende Vertrage,
insbesondere im Hinblick auf Versicherungsvertrage. Zweite Frage an Prof. Sacker: Sie haben ja einen
interessanten Bogen gespannt vom Tugendterror der Jakobiner zdm_ Antidiskriminierungsgesetz. Aber dazu
will ich Sie nicht befragen. Sie haben vorher in [hrer Eingangstellungnahme gesagt, das Thema Behinderte

wirden Sie nicht im ADG lésen, sondern an anderen Orten. Kénnen Sie dazu ein Beispiel geben?

Prof. Dr. Kurt Wolfsdorf. Herr Grubel, die Auswirkungen fur die Personenversicherer waren in der Tat sehr
erheblich. In der Kranken- und in der Lebensversicherung sind .nahezu alle Beitrage alters- und
geschlechtsabhangig kalkuliert. Ich versuche einmal, die Auswirkungen auf die Lebensversicherungen zu
skizzieren; es geht hier immerhin um 90 Millionen Vertrage. Die gesamten Beitragseinnahmen der
Lebensversicherer betragen pro Jahr etwa 70 Millionen Euro. Da die Beitrage vom Versicherer nicht
einseitig verandert werden dirfen, ginge es, wenn es zu einer Angleichung kommen misste, ja wohl nur so,
dass die Rentenversicherungen fur Frauen billiger und Risikoversicherungen fur Manner b.illiger wirden. In
einer Abschatzung habe ich einen Verlust von etwa zwei bis vier Prozent kalkuliert, das heifdt, dass die

Versicherer auf etwa 1,5 bis 3 Milliarden Euro Beitrage pro Jahr verzichten mussten.

Auch wenn der Gesetzgeber beschlielen kann, dass Manner und Frauen kanftig gleichlang zu leben haben,
werden sie es aber vermutlich trotzdem nicht tun. Die Versicherer missten also Vorsorge treffen, weil ihnen
ja die notwendigen Beitr'a‘\ge fehlen. Wenn Sie hier den Faktor 7 ansetzen, dann ist das ein Verlust von 10
bis 20 Milliarden Euro, der auf die Versicherer zukdme und fur den sie sofort in ihren Bilanzen eine
entsprechende Ruckstellung bilden mussten. Nun verfigen die Versicherer Uber etwa 40 Milliarden
Sicherheitsmittel, davon sind aber etwa 25 Milliarden vom Gesetzgeber vorgeschrieben. Das heilt, erstens
kamen die deutschen Versicherer insgesamt in erhebliche Schwierigkeiten und zweitehs kénnten viele
Versicherer diese Mittel gar nicht bereit stellen, da sie nicht tber so viele zusatzliche Sicherheitsmittel
verfugen. Sie wirden dann dem Konkurssicherungsfonds anheim fallen und damit auch gesunde
Unternehmen treffen. Drittens sind diese Sicherheitsmittel nicht Mittel der Aktionare, sondern das sind noch
nicht zugeteilte Uberschiisse, die von den einzelnen Versicherten erwirtschaftet wurden, ihnen nicht mehr

verursachungsgerecht zugeteilt werden kénnten und somit dann sozialisiert wirden.

Prof. Dr. Jiirgen Sdcker: Im Bereich des Schutzes der Behinderten haben wir insgesamt weit Uber 80
Normenkomplexe in die verschiedenen Regelungen eingebaut. Praktisch kein modernes Recht erscheint
mehr ohne eine entsprechende Zusatznorm. So enthalt etwa die jetzt gerade vorfiegende Novelle zum TKG
im § 45 dartuber Normen, wir habe_n im SGB die ausgebauten Regelungen; im neuen
Berufsausbildungsrecht ist die Berufsausbildung der Behinderten geregelt. Wir muissen dies
problemspezifisch l6sen. Es ist auch denkbar,'im Bereich des Wohnungsbaus Regelungen vorzunehmen,
dass bestimmte Wohnungen behindertengerecht auszubauen und zur Verfugung zu stellen sind. Insoweit
kann ich konkret Probleme |6sen, aber mit einem Anspruch, der einfach eine Gleichstellung vorsieht, besteht

natrlich die Gefahr, dass Einzelne isoliert die Lasten des Schu'tzés und der Forderung Behinderter tragen
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missen ohne hier die Mechanismen des 6ffentlichen Rechts zu haben, die die Lasten gleichmaRig verteilen.
Deshalb glaube ich, dass wir dieses Thema eher mit Hilfe einer Fulle von spezifisch 6ffentlich-rechtlichen
Normen I6sen missen, die den Schutz von gehandikapten Personen sinnvoll regeln. Diese Gleichstellung
verheilt einfach zu viel und wir haben ja auch gesehen, dass einige Sachverstandige sagen, wenn der
Arbeitgeber und der Wohnungsvermieter seine Motive verschweigt, liegt nie ein Behinderungstatbestand
vor. Damit ist den Behinderten nicht geholfen. Wir sollten durchaus den Weg weitergehen - ich habe die
. Normen einmal alle zusammenstellen lassen - den Behindertenschutz, da wo Licken sind, sachgerecht -

auszubauen.
Vorsitzende: Vielen Dank. Frau Blumenthal bitte.

Abg. Antje Blumenthal (CDU/CSU): Ich habe eine Frage an Herrn Schweyen. Nach den Ausfihrungen von
Herrn Prof. Dr. Derleder, Herr Schweyen, habe ich einfach die Bitte, dass Sie als Betroffener einmal das
Verfahren |hrer Mieterauswahl bzw. der Mieterauswahl allgemein unter- besonderer Berlcksichtigung

moglicher diskriminierender Vorgange bei der Absicherung homogener Nachbarschaften beschreiben.

Dipl.-ing. René Schweyen: Vielen Dank, dem will ich gerne folgen, zumal die Aussage mich doch etwas
irritiert hat. Ich selbst hatte eingangs dargestellt, dass 53 Prozent unserer Mieter Deutsche sind. Im
Umkehrschluss heillt das, dass.wir 47 Prozent Auslander in unseren Bestdnden haben. Ich will im Einzelfall
" nicht ausschlief?en, dass es Karrieren gibt, aber das als Regelfall zu stipulieren, méchte ich hier so nicht

~ stehen lassen.

Wie erfolgt ein Vermietungsvorgang - nun in drei Etappen. Das' Erste ist der klassische Bedarfsabgleich.
Das heifdt, der po{entielle Kunde tritt an uns heran mit bestimmten Vorstellungen, was das zu vermietende
bzw. anzumietende Objekt betrifft. Das sind Dinge wie die Lage, Anbindung, Geometrie, Ausstattung,
Infrastruktur. Ich denke, das ist in diesem Zusammenhang unkritisch. Das Zweite ist die Sondierung der
finanziellen Verhaltnisse. Darauf legen wir auch als kommunale Unternehmen sehr viel Wert, weil wir in
einer Studie im letzten Jahr quantitativ nachgewiesen haben, dass weit Uber zwei Drittel der Auffélligkeiten
auf okonomische Missstande zuruckzufihren sind. Direkte Missstande, also Zahlungsverzug, aber auch
einiges an problematischem Verhalten gegentber Mitmietern ist letztlich Folge von skonomischen
Schwachen. Das Dritte ist dann die vielleicht interessanteste Frage, passt der Interessent in die
Nachbarschaft oder ist der Interessent der Nachbarschaft zu vermittein. Dieses theoretische Gebilde
,Nachbarschaft" ist insoweit ein Stick zu prazisieren, als es vermessen ist zu glauben, dass der Vermieter
aktiv eine Nachbarschaft gestaltet. Die Regel wird wohl eher die sein, dass die Nachbarschaft einen Mieter
auswahlt oder zumindest mafigeblich mit argumentiert und diskutiert, ob éin neuer Mieter in die
Nachbarschaft hineinpasst. Jeder Hauseingang, sprich Nachbarschaft, hat seine Historie und Entwicklung,
aber auch eine Summe von Ansprichen, die hier zum Ausdruck kommen. Es mag dem hohen Haus
vielleicht nicht ganz gerecht werden, aber in diesem Zusammenhang sei doch auf dieses Lied von Udo
Jurgens hingewiesen, das es fir meine Begriffe sehr guf ausdriickt, dieses ehrenwerte Haus. Eine Fille von
Erwartungen und Vorstellungen bezuglich Freizeitverhalten,' beziglich Sauberkeit und Ordnung, bezlglich
Kommunikationsverhalten, bezlglich Weltanschauung und und und. Die Kenntnis dieser Zusammenhange

hat in der Regel die Kundenbetreuung. Bei uns ist es so organisiert, dass ein Kundenbetreuer 50
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Hauseingéhge betreut und vor diesem Hintergrund, aus der Summe der Erfahrung aus Einzelgesprachen,
Beschwerden und Erfahrungen aus anderen Vermietungen, entscheidet er sich. fur oder auch gegen eine .
Vermittlung. Hauptgrund fur die Fluktuation ist der Mietermix. Das ist ein sensibles Thema und ich glaube,
wir werden diesem Thema auch nicht mit Checklisten gerecht - zumal diese Checkliste ja dann irgendwann
im Fall der Falle im Rahmen einer Klage der rechtlichen Prtfung standzuhalten hat. Bis dahin wird Zeit
vergehen, bis dahin wird einiges an Unsicherheit auf diese Unternehmeh zukommen. Insofern bitte ich, so
wie Herr Rieble das vorhin auch ausgefuhrt hat, eindeutig um eine Klarung vorab, um eine Klarung der

Rahmenbedingungen, die dann spater zu Checklisten und entsprechenden Auswertungen zu fuhren haben.
Vorsitzende: Vielen Dank. Frau Abg. Roedel bitte.

Abg. Hannelore Roedel (CDU/CSU): Herr Prof. Pfeiffer, ich mochte Sie gern zu Artikel 22 Absatz 2 des
Gesetzentwurfs befragen. Wie beurteilen Sie den sich aus diesen Vorschriften ergebenden

Kontrahierungszwang?

Prof. Dr. Thomas Pfeiffer: Zunachst ist der Kontrahierungszwang europarechtlich nicht vorgegeben. Das
heil’t, es handelt sich um eine autonome, weder durch eine der genannten menschenrechtiichen Quellen
noch durch irgendéine EG-Richtlinie vorgegebene Entscheidung des Entwurfs. Zweitens: Von allen im
Gesetzentwurf enthaltenen Regelungen ist dieser Kontrahierungszwang sicher die am weitesten gehende
Regelung. Es ist vorhin hier in der AnhbrungAgesagt worden, es gehe ja darum, nunmehr die Segnungen der
Privatautonomie auch denen zuteil werden zu lassen, die sie am Markt vielleicht nicht erhalten kénnen. Ich
meine, dass man schwerlich von Privatautonomie sprechen kann, wenn der Staat bestimmt, weliche
Vertrage zustande kommen. Meines Erachtens ist das das Gegenteil von Privatautonomie. Ich halte den
Kontrahierungszwang fur einen unnétigen, in seiner Reichweite zu weit gehenden und letztlich am tiefsten in
die Entscheidungsfreiheit des Ahbieters eingreifenden Tatbestand. Wenn ich zu raten hétté, wlrde ich wie

im Arbeitsrecht davon abraten.
Vorsitzende: Vielen Dank. Fur eine kurze Frage noch Herr Zylajew.

Abg. Willi Zylajew (CDU/CSU): Ich habe eine Frage an Herrn Prof. Thising: Glauben Sie, dass das
Antidiskriminierungsgesetz irgendwelche Diskriminierungen unterbindet, die nicht schon bisher durch

gesetzliche Regelungen erfasst sind?

Prof. Dr. Gregor Thiising: Wenn das Gesetz nur das erflllen wirde, was bereits nach bisherigem Recht
geboten ist, dann brauchten wir hier nfcht zu sitzen. Dann wére es nichts, worliber man sich tatsachlich
streiten musste. Ich glaube in der Tat, dem Anwehdungsbereich nach greift es Uber das Bisherige deutlich
hinaus. Es gibt Regelungen fur Verhaltensweisen, die bislang erlaubt waren und demnachst eben nicht. Da
verweise ich ganz einfach auf Frau Dr. Luckerat. Frau Dr. Luckerat war meine Vermieterin wahrend meines
Studiums in Kéin und sie hatte eine Wohnung in der Kclner Kirchenzeitung inseriert. Dort stand drin, sie
suche einen Katholiken, Nichtraucher und keine Tiere. Es ware ja weiterhin maéglich, einen Nichtraucher zu

suchen und es ware weiterhin moglich, keine Tiere zu veriangen - aber dem Katholiken durfte sie die
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Wohnung nicht ausdrucklich zusprechen. Das ware zumindest rechtfertigungsbedurftig und ich glaube, das

ist nicht rechfertigungsbedurftig, das sollte der freien Wahl der Vermieterin Uberlassen bleiben.

Vorsitzende: Vielen Dank. Wir kommen dann zur Fragerunde der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN.
Frau Schewe-Gerigk, hitte. ‘

Abg. Irmingard Schewe-Gerigk (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Meine Frage richtet sich an Herr Dr. Nickel.
Ich wirde Sie gerne fragen, es ist ja gerade schon einmal thematisiert worden, wie Sie im Zivilrecht die
vorgeschlagenen Rechtsfolgen bei der Verletzung des Benachteiligungsverbbtes werten. Wir haben ja heute
einige Forderungen geh¢rt, die eine Héchstgrenze beim Schadensersatz oder der Entschadigung verlangen.
Was bedeutet der fur bestimmte Fallgestaltung vorgesehene Kontrahierungszwang im System und in
weilchen Fallen wirde er beispielsweise greifen. Meine zweite Frage geht an Frau Prof. Raasch. Es gibt ja
Kritiker dieses Entwurfes, die sagen, es werde in unzulassiger Weise in die Vertragsfreiheit eingegriffen. Wie
stellt sich das aus lhrer Sicht dar und wie beurteilen Sie die Ausgestaltung des zivilrechtlichen Teils vor allen

Dingen im Hinblick auf das Merkmal Geschlecht.

Dr. Rainer Nickel: Herzlichen Dank. Zu den Sanktionen ist ja bereits einiges gesagt worden. Mein Kollege
Dr. Mahimann hat darauf hingewiesen, dass das Einfilhren von Hoéchstgrenzen mit Sicherheit. gegen
'Europarecht verstoRt und ich denke, Frau Wendeling-Schréder hat das auch gesagt. Das heilit, es ist eine
relativ klare Sachlage, da braucht man gar nicht mehr so viel zu sagen. -Die H6he wird wohl| ausgeurteilt
werden, wenn es um Nichtvermogensschaden geht. Da kann man sich einfach daran orien.tieren, was bis
jetzt fur Beleidigungen ausgeurteilt wird. Das. ist in der Regel nicht unheimlich viel Geld, das heiltt, da ist

nicht zu erwarten, dass dann nennenswerte Summen flieRen.

Der Kontrahierungszwang ist in der Tat in den Richtlinien in dieser Form nicht ausdrucklich vorgesehen.
Man kann den Kontrahierungszwang aber trotzdem unter Umstanden als eine geeignete und notwendige
Maflnahme im Sinne der Richtlinie ansehen. In bestimmten Konstellationen - ich phantasiere jetzt mal - ejne
GroRraumdisco, die einen groften Umkreis mit Vergnlgungen versorgt und immer wieder bestimmte
Gruppen ausschliefit. Dann ist es logisch, dass man in diesen Fallen sagen kénnte, okay, wenn die
durchaus auch schwierig zu erfullenden Voraussetzungen fur einen Kontrahierungszwang vorliegen, dann
ist das eben auch gerechtfertigt. Und ich sehe da in der Tat die Vertragsfreiheit auch nicht untergehen, denn
wir haben hier ein sehr abgestuftes System. Das heif’t, in diesen konkreten Fallen ist es dann auch

verhdltnismafig, da habe ich auch grolRes Vertrauen in die Zivilgerichte.

Prof. Dr. Sibylle Raasch: Als erstes die Frage der Vertragsfreiheit und der Eingriffe: .Die' Vertragsfreiheit
wird hier in der Diskussion haufig sehr stark tiberhoht dargestelit. Die Vertragsfreiheit ist ein Grundrecht, das
eigentlich sehr schwach konturiert ist und sowieso durch den Gesetzgeber erst ausgestaltet werden muss.
Das gésamte BGB ist im Grunde eine Konturierung und Ausgestaltung der Vertragsfreiheit, ohne die sie gar
nicht gelten kdnnte. Zu dem hat die Vertragsfreiheit ihre zwei Seiten, sowohl die Seite des haufig
wirtschaftlich Starkeren als auch die Seite des wirtschaftlic.h Schwacheren. Im Grundgesetz ist die
Vertragsfreiheit nur insoweit geschitzt, als die Rechte anderer nicht entgegenstehen, und in Artikel 3 Absatz

3 Grundgesetz sind eben die Rechte schwacherer Gruppen ausdriicklich als schutzwirdig normiert worden.
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Das heil’t also, der Gesetzgeber ist eigentlich vom Grundgesetz her schon aufgerufen, dort tatig zu werden,
und es ist auch notwendig. Es ist ja haufig in den Sachverstandigenstellungnahmen davon die Rede, der
Schutz wirde doch schon bestehen und ware ausreichend. Bisher haben wir nur eine Einstrahlung von
Grundrechten ber Generalklauseln. Und damit die Grundrechte Gber Generalklauseln einstrahlen kénnen,
brauchen wir bereits eine Vertragsbeziehung. Das Problem sehr‘ vieler Diskriminiefungen ist aber gerade,
dass das Eingehen einer Vertragsbeziehung von vornherein verweigert-wird. Dann kénnen die Grundrechte
auch nicht einstrahlen. Das ist eben eine ganz erhebliche Lucke und Schwache der Vertragsfreiheit der
bisher diskriminierten Gruppen. Insofern kann man sagen, der neue Gesetzentwurf realisiert Uberhaupt erst
die Vertragsfreiheit der bisher wirtschafilich und sozial schwacheren Seite. Er stellt eine zuldssige

Konturierung, aber keinen unzuldssigen Eingriff dar.

Die zweite Frage war, wie man den zivilrechtlichen Teil im Hinblick auf das Merkmal Geschlecht einschatzt.
Der zivilrechtliche Teil des Antidiskriminierungsgesetzes stellt im Moment ja eine Schutzhierarchie aqf. Es
gibt die Merkmale zugeschriebene Rasse und Ethnie, die in allen Fallen, bei allen offentlich angebotenen
Gutern und Dienstleistungen vor Diskriminierung geschutzt werden. Die anderen Merkmale, darunter auch
das Geschlecht, werden nur bei diesen Massengeschaften geschitzt, wo es auf die konkrete Person des
Vertragspartnérs nicht ankommt. Diese Hierarchisierung des Schutzes entspricht dem, was die EU-
Richtlinien vorgeben. Nun ist aber wiederholt gesagt Wordén, der Gesetzgeber kann, wenn es andere
Griinde und Argumente gibt, sehr wohl Uber dieses Schutzniveau der EU-Richtlinien hinausgehen. in
diesem Fall gibt es solche Grinde, und zwar aus dem Grundgesetz. Es-war eine historisch ganz
" bedeutsame und lange Debatte, als darum gekémpﬁ'wurde, den Artikel 3 Absatz 2 in das Grundgesetz
aufzunehmen, um Frauen vor Diskriminierung besonders zu schutzen. insofern hat Geschlecht eine eigene
Schutznorm im GG und ist besonders herausgehoben. Unter diesem verfassungsrechtlichen Gesichtspunkt
~ verbietet es sich, Geschlecht schlechter zu behandeln als zugeschriebene Rasse oder Ethnie: Vor diesem
Hintergrund halte ich die bisherige hierarchische Umsetzung in diesem Punkt fur verfassungswidrig und
meine, da sollte der Gese.tzgeber unbedingt nachbessern. EU-Richtlinien entbinden nicht vor den Vorgaben

des Grundgesetzes, sondern es muss beides erfullt werden.
Vorsitzende: Vielen Dank. Dann rufe ich die Fraktion der FDP auf. Herr Haupt bitte.

Abg. Klaus Haupt (FDP). lch habe eine Frage an Sie, Herr Dr. Leienbach. Nach § 21 Nr. 5 des
Gesetzentwurfes liegt keine Verletzung des Benachteiligungsverbotes vor, wenn Alter, Geschlecht oder
Behinderung ein bestimmender Faktor bei einer auf relevanten und genauen versicherungsmathematischen
und statistischen Daten beruhenden Risikobewertung ist. Meine Frage an Sie: Ist damit Uberhaupt noch
hinreichend Gewahr gegeben, die Pramien in der privaten Krankenversicherung weiterhin risikogerecht

kalkulieren zu kénnen, und welche Probleme ergeben sich?

Dr. Volker Leienbach: Vielen Dank fur die Frage. Die private Krankenversicherung muss eine
Risikoprifung durchfuhren, weil ihr keine Kollektive zugewiesen sind. Immer dann, wenn sich jemand nach
einer Ginstigkeit entscheiden kann, muss auf der Partnerseite die Moglichkeit bestehen, das individuelle
Risiko zu prufen. Wenn das ausgeschlossen werden sollte, bezahlt das Versichertenkoliektiv insgesamt und

ist die Erfulibarkeit der bereits geschloséenen Vertrage nicht mehr gewahrleistet. Wir haben einen Fall in der

60



Ausschuss fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 51. Sitzung, 07.03.2005

privaten Krankenversicherung, wo Beamte regelhaft der PKV zugewiesen sind. Dort wird auch jeder Beamte
genommen, etwaige Risikozuschlage sind auf maximal 30 Prozent begrenzt. Da ist das méglich. Wenn wir
aber unter der bestehenden Systematik jetzt jeden Versicherten unabhangig von der individuellen Risikolage
aufnehmen mussen, schadigt das definitiv das Kollektiv. Ich vermag da auch nichts von Vertragsfreiheit zu
erkennen, wenn der Gesetzgeber einen Vertragspartner zwingt, eine Unterschrift unter eine Police zu
setzen, die nicht entsprechend kalkuliert ist. In dem Zusammenhang darf ich darauf aufmerksam machen,
dass mit diesen Regelungen, die hier im Gesetzentwurf vorgesehen sind, zwingend eine Veranderung des
Versicherungsaufsichtsgesetzes vorgesehen werden muisste,” was in die Zustandigkeit des

Bundesministeriums fur Finanzen fallt.
Vorsitzende: Vielen Dank. Frau Winterstein, eine sehr kurze Frage und eine sehr kurze Antwort.

Abg. Dr. Claudia Winterstein (FDP): Meine Frage geht an Herrn Schweyen. [ch hatte gerne gewusst, ob
Sie durch dieses Gesetz die Gefahr einer erneuten Ghettobildung sehen, dass wieder Brennpunkte
entstehen, in denen der soziale Frieden nur schwer zu erhalten ist. Zum anderen hatte ich gerne gewusst,
ob Sie auch uUberlegen, inwieweit lhnen zusatzliche Kosten dadurch entstehen, dass Sie diese Gebiete dann
verstarkt betreuen mussen. AuRerdem hatte ich gerne gewusst, wie Sie die Auswirkungen auf Private
sehen. Fur private Vermieter gilt das ja genauso und die trifft es zum Teil scharfer dadurch, dass sie
vielleicht nur ein Haus mit sechs Wohnungen haben, in denen sozusagen die Mieterschaft jetzt einseitig wird

und sie von daher auch bestimmte Wohnungen nicht mehr vermieten kénnen.

Dipl.-Ing. René Schweyen: Ich sehe in der Tat ein zunehmendes Kostenvolumen fur die Einzelnen. lch
sehe, was die Betreuung der Quartiere angeht, eine zusatzliche Erschwerung . unseres
Vermietungsgeschaftes, gar keine Frage. Was den privaten Vermietern mit sechs Wohnungseinheiten
angeht, bin ich persénlich der Meinung, das hatte ich mit der Quotenregelung angedeutet, dass man hier in

der Tat ansetzen misste ab einer bestimmten unteren Grenze an Wohneinheiten pro Vermieter.

Vorsitzende: Vielen Dank. Wir haben jetzt noch eine weitere Runde zum Schwerpunkt Ziviirecht und ich

Ubergebe die Leitung der Sitzung an meinen Stellvertreter, Herrn Abgeordneten Link.

Stellv. Vorsitzender: Ja, meine sehr verehrten Damen und Herren. Mein Name ist Walter Link, wie die Frau
Vorsitzende schon gesagt hat. Ich bin stellvertretender Vorsitzender dieses Ausschusses und ich hoffe, dass
Sie es mir mit ausgesprochenen fachbezogenen und punktgenauen Beitrdgen genauso leicht machen wie
der Vorsitzenden. Wir kommen zur zweiten Runde. Es beginnt die CDU/CSU mit Herrn, Koilegen

Wellenreuther.

Abg. Ingo Wellenreuther (CDU/CSU): Herr Vorsitzender, vielen Dank. Ich habe zwei Fragen. Zunéachst an
Herrn Prof. Pfeiffer zum Thema Massengeschafte: Herr Pfeiffer, der Gesetzentwurf beschrankt in § 20 das
zivilrechtliche Benachteiligungsverbot auf so genannte Massengeschafte. Wie beurteilen Sie die
Tauglichkeit dieses Kriteriums? Und die zweite Frage dazu: Die zweite Alternative weitet das

Benachteiligungsverbot auf solche Rechtsgeschafte aus, bei denen das Ansehen der Person eine Rolle
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spielt, dies jedoch nachrangige Bedeutung hat. Besteht hier nicht die Gefahr, dass durch diese Alternative

fast jedes Rechtsgeschaft in den Anwendungsbereich einbezogen werden kann?

Prof. Dr. Thomas Pfeiffer: Wie schon die anderen Tatbestande; so lauft insbesondere der von ihnen
genannte letzte Tatbestand darauf hinaus, dass die Begrindungen, aus denen heraus ich mich fur einen
Vertragsschluss entscheide, gerichtlicher Kontrolle unterworfen werden. Insofern ist der Begrundungszwang
immer auch ein Motiv- und ein Gesinnungsprufungszwang. Es findet also eine Gesinnungsprufung statt.
Damit sind wir im Bereich erheblichster Unsicherheiten. Jeder, der solche Vertrage schiiel3t, wird sich fragen
missen, ob wohl seine Einschatzung Uber bestimmte Motive, die er nach aullen hin auch erkennbar werden
lasst, vor Gericht akzepti_ert werden oder ob das Gericht meinen wird, es handele sich um einen Fall, bei
dem das Ansehen der Person keine oder nur eine nachrangige Rolle spielt. Ein zweites Grundsatzproblem
besteht in Folgendem: Worum es legitimerweise in solchen Fallen gehen kann, ist die Vermeidung von
Zurlcksetzung. Angehorige bestimmter Gruppen sollen nicht 6ffent|ich oder in beschrankter Offentlichkeit
zurlickgesetzt werden. Das soll das Merkmal erfassen und die Frage ist, ob das moglich ist. Denn es sind
sehr viele Falle vorstellbar, in denen zwar sehr wohl ein Vertrag in Massen abgeschlossen wird, in dener
auch auf eine Vielfalt von Aspekten der Personen kein Ansehen gelegt wird, in denen ich aber auf einen
bestimmten Aspekt sehr wohl Wert lege. Ich ‘betreibe einen Gastronomiebetrieb, eine Diskothek und maéchte
nur'eine bestimmte Altersgruppe zulassen. Gruftis durfen nicht hinein. Wenn solche Falle auftreten, wird
sich zukiinftig der andere fragen mussen, halt denn das, was ich flr legitim halte, der gerichtlichen Kontrolle

stand. Wir tragen eben ein hohes MaR an Unsicherheiten in ein massenhaft stattfindendes ‘
Vertragsschlussverhalten hinein. Arbeitsvertrage schliellt jeder nur ganz selten. Solche Geschafte werden
massenhaft abgeschlossen und deswegen ist auch die Heranziehung der Erfahrung im Arbeitsrecht fur die
Frage, was rollt auf unsere Gerichte zu, nur von aller eingeschranktester Aussagekraft. Vielleicht noch
folgender Punkt: Vermeidung von Zurlcksetzung ist immer ein subjektives Element und wir kénnen
Antidiskriminierung verniinftig und punktgenau wahrscheinlich nur regein, wenn wir auf solche subjektiven
Tatbestande zurtickgreifen, aber darin liegt genau das Problem. Damit erkaufen wir uns ein erhebliches Maf
an Unsicherheit und deswegen. spricht vieles dafir zu sageh, wir lassen es dabei, dass wir uns auf die

Tatbestande beschranken, die uns europarechtlich zwingend vorgeschrieben sind.
Stellv. Vorsitzender: Danke. Herr Kollege Wellenreuther von der CDU/CSU-Fraktion fragt weiter.

Abg. Ingo Wellenreuther (CDU/CSU): Jetzt habe ich einige kurze Fragen an Herrn Prof. Thiusing zum
Thema Rechtsfolgen. Herr ThUsihg, der erste Teil der Frage: Sind die in § 22 genannten Anspriche als
Rechtsfolgen von der Richtlinie vorgeschrieben? Zweiter Teil der Frage: Wie beurteilen Sie die mdgliche
Rechtsfolge des Kontrahierungszwanges aus verfassungsrechtlicher Sicht? Dritter Teil der Frage: Wie
beurteilen Sie den verschuldensunabhangigen Entschadigungsanspruch und die fehlenden Hochstgrenzen?
Und vierter und letzter Teil der Frage: Welche Anderungen der Rechtsfolgenregelungen halten Sie fur

sinnvoll?

Prof. Dr. Gregor Thiising: Herzlichen Dank fur die Fragen. Sie sprechen verschiedene Aspekte an. Auch
die Rechtsfolgen des zivilrechtlichen Benachteiligungsverbots sind meines Erachtens noch nicht hinreichend

durchdacht. Allerdings stimmt es, dass wir hier natiirlich weniger Erfahrungen haben als im Arbeitsrecht. Wir
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konnen nicht auf das zurtckgreifen, was die Gerichte aus § 611 a BGB gemacht haben,. Aber dennoch
kann es uns einen gewissen Anhaltspunkt daflir geben, was eine wirksame und angemessene Sanktion sein
kénnte. Das Problem bei § 22 ist aus meiner Sicht, dass er auf den Kontrahierungszwang zulauft; das kann
verfassungsrechtlich in der Tat fraglich sein. Ich halte bei Diskriminierungsverboten nicht fur anstoRig, dass
sie in die Vertragsfreiheit eingreifen. Das ist auch beim Verbot sittenwidriger Vertrage oder beim Verbot
gesetzwidriger Vertrdge der Fall. Das sind alles Eingriffe in die Vertragsfreiheit. Aber diese -Eingriffe, die
iber eine bloRe Konturierung hinausgehen, mussen sich die Fragen gefallen lassen, ob sie denn
erforderliche und angemessenes Mittel sind, die unerwlnschten Verhaltensweisen zu beenden. Und da
glaube ich, tut der jetzige Entwurf mehr als erforderlich ist, und auch mehr als dort anzunehmen ist, wo es
das Europarecht tiberhaupt nicht vorschreibt. Es w'urde hier schon des Ofteren gesagt, dass die Richtlinien
aullerhalb des Bereiches der Rasse und der Geschlechtsdiskriminierung keine Vorgaben fur den
zivilrechtlichen Bereich machen. Da fallt es doch auf, dass diése Sanktionen dort harter sind, wo das
Europarecht sie gar nicht verlangt. Das scheint mir ein Wertungswiderspruch zu sein, den man auch unter

verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten berdenken sollte.

Was zu dén Hochstgrenzen gesagt wurde, das gilt auch hier. Ich darf vielleicht noch einmal auf das
Arbeitsrecht zuruckgreifen. Ich glaube in der Tat, dass es europarechtskonform ist, fir den
Nichtvermégensschaden eine ‘Hc'ichstgrenze zu formulieren. Ich sage es noch einmal ausdriicklich, der
Osterreichische Gesetzgeber hat dies fir den Bereich des Arbeitsrechts getan. 500 Euro hat er da gesagt.
Wem das zu wenig ist, der rﬁag mehr nennen, aber mit dem blofRRen Hinweis, europarechtlich ware das nicht
zulassig, darf man sich hier nicht begnligen. Es ist, glaube ich, mehr der Gedanke, dass nicht sein kann,
was nicht sein darf. Die Diskussion sollte darauf hinstreben, rechtspolitisch sinnvolle Lésungen zu finden. Es
darf nicht allzu fruh der Finger der Verfassungswidrigkeit gehoben werden, und auch wer dem
Diskriminierungsverbot positiv gegenlbersteht, sollte bereit sein zu diskutieren, ob hier nicht effektive oder

angemessene Sanktionen zu finden sind, systemkonform mit der arbeitsrechtlichen Regelung.
Stellv. Vorsitzender: Herr Abg. ‘Wellenreuther.

Abg. Ingo Wellenreuther (CDU/CSU): Zum Thema der Beweislastumkehf hatte noch drei kleine 'Frag‘en an
Frau Dr. Nicolai. Frau Dr. Nicolai, ist die zivilrechtliche Beweiserleichterung in § 23 des Gesetzentwurfs von
den Vorgaben der Richtlinie gedeckt? Zweite Frage: In Erwagungsgrund Nr. 21 der Richtlinie 2000/43 heif3t
es: ,.Zur wirksamen Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes ist eine Verlagerung der Beweislast auf
die beklagte Partei erforderlich, wenn eine solche Diskriminierung nachgewiesen ist‘. Bedeutet dies, dass
die Richtlinie mehr verlangt als nur die Glaubhaftmachung? Dritte und letzte Frage: Besteht im Hinblick auf

§ 294 ZPO die Gefahr, dass eine bloRe eidesstattliche Versicherung fir unsere Beweislast genugt?

Dr. Andrea Nicolai: Die Beweislastumkehr oder die Beweiserleichterung ist naturlich nur in dem Augenblick
gefordert, in dem wir die Richtlinie umsetzen. Im Zivilrecht haben wir jetzt in der neuen Unisexrichtlinie nur
die Vorgaben Rasse und ethnische Herkunft und Geschlecht. Soweit wir dariiber hinausgehen, haben wir
keine Vorgaben. Die Richtlinien fordern auch keine Béweislastumkéhr, sohdern sie fordern ziemlich genau
die Beweiserleichterung, die wir nun in der Tat in § 23 haben. Sie ist, das ist auch schon angemerkt worden,>

etwas unprazise, weil nicht ganz klar wird, ob sie sich auf § 294 ZPO oder auf das Beweismall bezieht.
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Nach der Rechtsprechung des Bundesafbeitsgerichts und auch des Bundesverfassungsgerichts zu § 611 a
bezieht sie sich auf das Bewéismars. Das heil’t, es missen Tatsachen, notfalls Hilfs{atsachen, vorgetragen
und ordnungsgemal unter Beweis gestellt werden, die auf eine Benachteiligung wegeh des Geschlechts
schlieflen lassen. Ich gehe davon aus, dass das auch fur die anderen Diskriminierungsmerkmale gelten
wird, und zwar auch im Zivilrecht. Es ware dennoch aus meiner Sicht wlnschenswert, wenn man zumindest
in der jetzigen Begr(}ndung. darauf hinweisen wirde, dass man hier tatséchlich an das Beweismal} gedacht
hat.

Stellv. Vorsitzender: Herr Kollege Wellenreuther, weiter.

Abg. Ingo Wellenreuther (CDU/CSU): Ich hatte noch eine Frage verfassungsrechtlicher Art an Herrn Prof.
Sacker: Welche verfassungsrechtlichen Bedenken haben sie hinsichtlich der Beschrankung der

Vertragsfreiheit, insbesondere im Spannungsfeld zu Artikel 57

Prof. Dr. Jiirgen Sacker: Danke. [ch hatte mich in meinem mundlichen Vortrag im Wesentlichen auf die
Diskriminierung aus weltanschaulichen Grunden beschrankt. Weltansohauung ist aus rechtsvergleichender
Sicht, aus der Situation der anderen Mitgliedstaaten, sehr weit éuszulegen, so dass jede politisohé
Meinungsaullerung unter diesen Begriff der weltanschaulichen Diskrim’inierung falit. Damit ist natdrlich,
wenn daran bei spateren Vertragsschlussen Nachteile geknupft werden, eine sehr weit reichende
Haftungsgefahr gegeben. Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Rechtsprechung zu Artikel 5, mit der
gerade Entscheidungen des Bundesgerichtshofs zur Werbefreiheit aufgehobén worden sind, wieder betont,
dass diese Meinungsaullerungsfreiheit als fundamentales Gut auch nicht durch indirekte Sanktionen
bedroht werden darf. Die Gefahr ist, dass ich mich im Rahmen des Artikels 5 im politischen Meinungskampf
schlagen und alle moglichen Positionen einnehmen darf. Wenn ich das tue, bin ich aber gleichzeitig in einer
festgelegten Position. Wenn ich spatere Vertrage mit denén schliele, gegen die ich einen Boykottaufruf
‘oder ahnliches erlassen habe, dann kénnen die sagen,'jetzt stellst du mich aus diesen Grunden nicht ein,
weil du etwas gégen diese Merkmale hast. Ich nehme also aus Angst vor Sanktionen ein ganz erhebliches
Stick der politischen Meinungsaullerungsfreiheit im Privatieben zurlick, weil ich es mir gar nicht leister

kann, solche prononcierten Meinungen im politischen Leben zu vertreten.

Das sind nicht unerhebliche Sachverhalte, wie Frau Raasch hier vorgetragen hat Das kénnen durchaus
~ sehr gravierende Dinge im Bereich aligemeiner politischer MeinungsauRerung sein, und deshalb sehe ich
hier Bedenken, vor allem im Zusammenhang mit der eingeschrankten Umkehr der Beweislast. Auf der
ersten Stufe muss derjenige, der sich diskriminiert fohlt, nur dieses Faktum der -Benachteiligung vortragen
und die AuRerung im weltanschaulichen Bereich. Auf der nachsten Stufe muss ich dann dartun, dass diese
negative Position, die ich in irgendeinem Gesprach eingenommen habe, nicht mafRgeblich fur den spéteren
Vertragsschluss gewesen ist. Und das kann ich nicht beweisen. Also, hier wirkt die Umkehr der Beweislast
in der Tat so, so dass ich in dieser ersten Ebene der Glaubhaftmachung einer Benachteiligung gefangen
bin. Mir geht es gerade darum, dass hier nicht die weltanschauliche Gestaltungsfreiheit, der
Meinungskampf, indirekt Uber diese Sanktion eingésohrénkt wird. Gerichtliche Vorgaben gibt es hierfur
Oberhaupt nicht und es ware winschenswert,"wenn man hier abwarten wirde, wie man im europaischen

Dialog gemaf Artikel 13 zu Ergebnissen kommt. Artikel 13 sagt ausdricklich, es soll einstimmig gemacht
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werden, weil man weif}, welch ein sensibles Gut bei der weltanschaulichen Differenzierungsfreiheit besteht.
Da wirde ich in der Tat sagen, man sollite auch Uber andere rechtliche Malnahmen nachdenken, damit man
ein freies Klima aufrechterhalt. Deutschland wirde eine absolute Vorreiterrolle einnehmen, wenn solche

harten zivilrechtlichen Sanktionen an politische Stellungnahmen im Meinungskampf anknupfen konnten.

Stellvertretender Vorsitzender: In dieser Runde ist die Zeit der CDU/CSU-Fraktion aufgebraucht, Herr
Kollege Scholz von der SPD, Sie haben das Wort.

Abg. Olaf Scholz (SPD): Ich méchte Herrn Prof. Eichenhofer eine Frage stellen. Sie haben in ihrer
Stellungnahme gesagt, dass jede Regelung Uber die Antidiskriminierung die Vertragsfreiheit begrenzt, sie
aber sie zugleich auch ausweitet. Das ist keine unspannende Fragesteliun’g.' Deshalb wirde icfh Sie gerne
bitten, das einmal auszufuhren, auch vor dem Hintergrund des hier vorliegenden Gesetzes. Ich wirde gern
eine zweite Frage an Herrn Mahlmann stellen. Und zwar interessiert mich doch auch eine Stellungnahme zu
der im Gesetzentwurf getroffenen Entscheidung, dass von einer Verbandsklage abzusehen ist. Das machen
wir nicht. Das ist in der politischen Diskussion auch weitergehender gefordert worden. Finden Sie, dass wir

uns zu Recht beschranken?

Prof. Dr. Eberhard Eichenhofer: Herzlichen Dank. Ich schliele mich der Analyse von Herrn Mahlmann an.
Es geht nicht in efster Linie um die Frage ,Freiheit gegen Gleichheit" und dann etwa um einen Ruckgriff auf
die Maxime ,Im Zweifel fur die Freiheit*. Sondern es geht darum, dass zwei Freiheitsraume miteinander in
Einklang gebracht werden. Die Antidiskriminierungsregelung schitzt in ihrer Tendenz die Freiheit derer, die
auf Grund eines &uRerlichen Merkmals diskriminiert werden, und mochte ihnen den Abschluss ein_es
Vertrages ermoglichen. Dabei nimmt sie im Rahmen der Regelung des Vertragsanbahnungsverhaltnisses in
Kauf, die Freiheit der potenziellen Vertragspartner auf Nichtabschluss eines Vertragevs einzuschranken. Das
hei3t, wir haben die schéne Konstellation, dass die Freiheit, einen Vertrag nicht schlieRen zu mussen,
gegen die Freiheit steht, einen Vertrag schlieRen zu kénnen. In dieser Konstellation hat der Gesetzgeber fur
meine Begriffe eine richtige Abwagung getroffen. Er sagt, im Zweifel fur die Vertragsfreiheit, fur die
Maoglichkeit des Vertragsschlusses. Das ist auch die'Grundlagé fur die Interpretation des § 22 Absatz 2,
wenn es dort heifdt, dass die Vertragsverweigerung nur dann zum Abschluss eines Vertrages fuhren kann,
wenn die Benachteiligung Grund fur die Verweigerung war. Wenn es also im Grunde genommen Klar ist,
dass der Vertragspartner, der den Vertrag nicht schlieflt, sich zu seinem eigenem Verhalten in Widerspruch

setzt. Das ist ein anerkannter zivilrechtlicher Grundsatz.

Dr. Matthias Mahlmann: Diesmal kann ich knapp antworten. Also, ich meine, dass die entsprechenden
Richtliniennormen eindeutig so zu verstehen sind, dass eine Verbandsklage nicht vorgeschrieben ist. Sie ist
natarlich méglich ist, aber nicht vorgeschrieben, und ich meine, dass die jetzt getroffene Regelung es wert
ist, in der Praxis erprobt zu werden.

Stellv. Vorsitzender: Fir die SPD-Fraktion fragt weiter Herr Kollege Edathy.

Abg. Sebastian Edathy (SPD): ich habe zweieinhalb Fragen. Die erste Frage richtet sich an Herrn Dr.

Nickel und Herrn Dr. Bielefeldt. Es ist ¢ffentlich zu Recht darauf hingewiesen worden, dass wir mit dem
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Koalitionsentwurf, was das Zivilrecht betrifft, in der Tat Gber die direkten Vorgaben der EU-Richtlinien hinaus
gehen, indem wir neben dem Diskriminierungsmerkmal Rasse und ethnische Herkunft weitere Merkmale
benennen. Meine Frage an Herrn Dr. Nickel und Herrn Dr. Bielefeldt ist, ob dies nicht aber gerade deshalb
nahezu zwingend ist, weil das Grundgesetz uns in Artikel 3 gebietet, wenn wir denn im Zivilrecht

Regelungen treffen, dort keine Hierarchisierung von Diskriminierungstatsachen vorzunehmen.

Die zweite Frage richtet sich an Herrn Prof. Eichenhofer. Das Stichwort Vertragsfreiheit spielt auch im
offentlichem Raum eine Rolle. Aber ist nicht zuletzt auch auf der Grundiage der Rechsprechung des
Bundesverfassungsgerichtes deutlich geworden, dass die Vertragsfreiheit der rechtlichen Ausgestaltung
bedarf und dass das auch bisher schon in vielen Fallen erfolgt ist? Denken wir an das Verbot sittenwidriger
Vertrage oder an das Verbot des Drogenhandels: Selbst wenn sich Konsument und Dealer einig werden
sollten, ist es nicht statthaft. Also, betreten wir da tatsachlich Neuland oder machen wir nicht etwas, was '

ohnehin grundgesetzlich geboten ist, namlich Verfassungsguter verntinftig abzuwéagen und zu moderieren?

Die zweieinhalbte Frage richtet sich an Herrn Prof. Thusing, der vorhin mit seiner Studentenzeit ein schone

Beispiel gebracht hat. Herr Dr. Thiising - abgesehen davon, dass vielleicht der eine oder andere im Raum
es grundsatzlich fur vormodern halten mag, wenn man einer Wohnungsanzeige schreibt, dass man nur an
Katholiken vermieten méchte - wenn Sie den Gesetzestext gelesen haben und wenn es sich bei ihrer
Kdlner Vermieterin nicht um eine GroRRgrundbesitzerin mit mehreren Wohnblocks gehandelt haben sollte,
geben Sie mir Recht, dass auch auf Grundlage des Gesetzentwurfes der Regierungskoalition eine
Studentenvermieterin nach wie vor die Moglichkeit hatte, im personlichen Nahbereich zu entscheiden, an

wen sie vermietet oder auch nicht.

Dr. Rainer Nickel: Heleichen Dank. Ich glaube, die Frage zielte auf den horizontalen Ansatz. Dazu kann
ich nur sagen, in der Tat, in den Richtlinien ist es fur das Zivilrecht nicht zwingend vorgeschrieben. Aber es
gab nun auch rechtspolitische Diskussionen u.nd eine Welt vor den Richtlinien. Schon ab Mitte der 90er
Jahre gab es in diesem Land und auch in diesem Bundestag Uberlegungen zu einem
Antidiskriminierungsgesetz. Ich kann mich sehr genau daran erinnern, dass die Fraktion der SPD, genaus-
wie die Fraktion der Grunen, einen entsprechenden Entwurf fur ein Antidiskriminierungsgesetz vorgelegt hat,
in dem genau dieser horizontale Ansatz gewahlt wurde. Warum? Weil das Grundgesetz eben genau diesen
horizontalen Ansatz nahe legt: Es wirden uns unter Umstanden in erhebliche Wertungswiderspriiche
verwickeln, wenn wir jetzt anfingen, eine Hierarchisierung der Antidiskriminierungsmerkmale in prinzipieller
Hinsicht vorzunehmen. Wenn man das auf der Tatbestandsebene nicht machen will, bietet es sich also an,
dass man entsprechende Ausnahmevorschriften einfuhrt, die sozusagen diese Werte nicht auf der
Tatbestandsebene relativieren. Das ist im Gesetzentwurf durchgehend beachtet worden. Zum anderem
kann man auch sagen, dass das Bundesverfassungsgericht in bestimmten Hinsichten auch von einem
UntermaRverbot gesprochen hat. Das heilst, wenn der Gesetzgeber bestimmte Sachlagen besonders
hervorhebt, um eine Gruppe besonders zu schitzen, dann darf er ahdere, die genauso oder vergleichbar

sind, nicht ganz erheblich uhgieich behandein. Diese beiden Grunde sprechen allemal dafur, jedenfalls '

prinzipiell den horizontalen Ansatz zu wahlen. Vielen Dank.
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PD Dr. Heiner Bielefeldt: Ich kann mich sehr kurz fassen und weitgehend an das anschliefsen, was Herr
Nickel gerade gesagt hat Das mochte ich aber auch aus der Perspektive der internationalen
Menschenrechtskonventionen noch einmal ~ bestatigen. Interessant ist die Grundlage des
Diskriminierungsverbots; es ist die Idee der Gleichheit. Es wird dann exemplarisch ausdifferenziert anhand
einer Liste verbotener Merkmale. Typischerweise enden diese Aufzéhlungen immer mit dem Hinweis auf
sonstige Merkmale, so dass hier auch eine historische Lernoffenheit gegeben ist. Diese Lernoffenheit zeigt,
dass es nicht immer nur zu mehr Merkmalen fuhrt. Es kann dazu kommen, dass bestimmte Merkmale
problematisch werden. Ein ganz kieiner Hinweis: die Rasse als Anknlpfung sollte man schlicht streichen.
Ich finde es Uberflussig und irrefihrend. Es reicht, wenn man die ethnische Herkunft als verbotenes

Diskriminierungsmerkmal festschreibt. -

Prof. Dr. Eberhard Eichenhofer: Das klassische Vertragsverstandnis geht davon aus, dass ein Vertrag
richtig ist, wenn er von vollhandlungs- und einsichtsfahigen Menschen geschlossen wird. Stet pro ratione
voluntas — der Wille pragt den Inhalt des Vertrages. Der Vertrag tragt seine Richtigkeit in sich. Das ist die
klassische Theorie und mit dieser Theorie arbeiten wir. Seit es die moderne Sozialpolitik gibt, wissen wir
aber naturlich, dass wir mit dieser Vorstellung nicht alle Lagen bewdltigen konnen. Das
Bundesverfassungsgericht spricht immer von Ungleichgewichtslagen, in der die Vertragsfreiheit
typischerweise an der Imparitat der Vertragsparteien écheitert_ Das Bundesverfassungsgericht- hat
zahlreiche Entscheidungen in diese Richtung getroffen. Die jingste Entscheidung in diesem
Zusé‘mmenhang ist die Entscheidung des Bundesgerichtshofs Uber die Grenzen der Vertragsfreiheit im
Eherecht. Die Ehevertrage unterliegen seit der jingsten Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs ebenfalls
der Inhaltskontrolle. Das ganze moderne sozialverpflichtete Privatrecht ist im Grunde genommen ein grofes
Beispiel dafur, dass wir das formelle Vertragsverstandnis durch ein so genanntes materialisiertes

Vertragsverstandnis ersetzen, und in diesen Kontext gehéren auch die Antidiskriminierungregelungen.

Prof. Dr. Gregor Thiising: Herr Edathy hat mich direkt angesprochen und ich will direkt antworten. Sie
sagten, es wére vormodern, ich glaube das war ihre Formulierung. Es mag sein, dass meine Vermieterin
damals diese Auswahlkriterien getroffen hat, aber Vertragsfreiheit hei3t gerade auch, vormodern oder

ultramodern sein zu dirfen Wir leben in einer pluralistischen Gesellschaft, und dieser Pluralismus ist gut so.

Das Zweite: Danke, dass sie mich auffordern, den Gesetzestext zu lesen. Ich hatte es wahrscheinlich auch
ohne ihren Hinweis getan. Ich habe es bereits in der Vergangenheit getan und wir kénnen gerne versuchen,
gemeinsam den Sinn der Worte zu erschlieRen. Wenn ich mir § 20 Absatz 5 anschaue, steht da drin, dass
die Vorschriften dieses Abschnitts keine Anwendung auf zivilrechtliche Schuldverhaltnisse haben, bei denen
ein besonderes Nahe- oder Vertrauensverhaltnis der Parteien oder ihrer Angehérigen begriindet wird. Und
dann steht da fur Mietverhaltnisse eine Konkretisierung: ,Dies kann insbesondere der Fall sein, wenn
Parteien oder ihre Angehorigen Wohnraum auf demselben Grundstuck nutzen.” Das heildt, die Tatsache,
dass es ein privater Vermieter ist, scheint noéh nicht auszureichen, sondern es muss dann auch eine
personliche Nahe dazu kommen, dass ich tagtaglich mit dem Mieter konfrontiert bin. Jetzt fehlt natirlich ein
Bestandteil der Sachverhaltsdarstellung. Diese Wohnung war nicht im gleichen Haus und deswegen ware
jetzt Frau Dr. Luckerad an dieses Gesetz gebunden und man muss ihr erklaren, warum weiterhin zulassig

sein soll, Pérteiyfreunden, wenn es solche gibt, fur eine Mietwohnung besonders zu berlicksichtigen, nicht
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aber Glaubensangehorige. Warum soll das eine rechtfertigungsbedurftig sein und das nicht? Das ist eine

Ungleichbehandlung durch Gleichbehandlungsschutz.
Stellv. Vorsitzender: Fir die FDP fragt der Herr Kollege Bahr.

Abg. Daniel Bahr (FDP): Ich méchte eine Frage an Herrn Prof. Wolfsdorf stellen. Es heiflit es haufig, dass
generell Menschen mit Behinderungen vom Versicherungen ausgeschlossen sein, also nicht den Zugang zu
einem adaquaten Versichérungsschutz fanden. tch mochte Sie fragen, fur welche Versicherungsarten
wirden sie dieser These zustimmen und wo wlrden sie sie ablehnen? Die zweite Frage ware dann, sehen.
Sie Uber das Antidiskriminierungsgesetz hinaus andere Formen, diese Barrieren zu senken, die Menschen

mit Behinderung im Zugang zum Versicherungsschutz haben?

Prof. Dr. Kurt Wolfsdorf: Ja, ich darf weit ausholen. Vor tiber 100 Jahren galt nur das Alles-oder-Nichts-
Prinzip. Menschen, die eine Vorerkrankung oder eine Behinderung hatteh, wurden Uberhaupt nicht
versichert. Man hat sich diesem Thema dann nur sehr langsam genahert. GroRe Versicherer

Lebensversicherer, Krankenversicherer und insbesondere die Rlckversicherer haben zunachst testweise
behinderte Personen versichert. Das kann gar nicht auf der Basis von Statistiken erfolgen und' schon gar
nicht auf der Basis von relevanten und genauen versicherungsmathematischen und statistischen Daten, was
“immer das sein mag. Es iét gar nicht moglich, weil die zu Beginn bei der Vielzah! der Auspragungen von
Krankheiten und Behinderungen Uberhaupt nicht vorliegen. Um hier verlassliches Material zu bekommen
und fur all diese Behinderungen genaue Statistiken zu erstellen, musste man Jahre, teilweise Ja'hrzehnte
lang Daten sammeln. Zumeist wird das dann aber Uberholt durch die medizinische Erfahrung und durch den
medizinischen Fortschritt. Krankheiten, die vor 20 Jahren mit einer erheblichen Mortalitat verbunden waren,
gelten vielleicht heute schon als heilbar oder haben nur noch eine geringere Mortalitédt. Das statistische
Datenmaterial ist Makulatur. Wolite man also darauf bestehen, dass nur dann differenziert werden kann,
wenn statistische Daten vorliegen, kénnten viele Behinderte nicht versichert werden. Eine Moglichkeit wére
natlrlich noch, dass man einen allgemeinen Zuschlag erhebt, den alle zu zahlen hatten. Das héatte zur
Folge, dass Gesunde einen hdéheren Beitrag zahlen. Ein Stuck Sozialisierung, dass Behinderte einer
geringeren Zuschlag zu zahlen hatten, hatte zur Folge, dass wir in Deutschland einen Standortvorteil fir die
Versicherer bekamen, die europaweit nur noch behinderte Menschen versichern. Die Gesunden wurden

sich namlich Versicherungsschutz aullerhalb Deutschlands suchen.
Steliv. Vorsitzender: Herr Kollege Kolb, sie haben noch 30 Sekunden.

Abg. Dr. Heinrich L. Kolb (FDP): Nur ganz kurz. Frau Dr. Boesche wirde ich gerne noch mal zur
Einbeziehung der Mietvertrage in diesem umfassenden Benachteiligungsschutz des § 20 Absatz 1 fragen. In
der Begrindung zu § 20 Absatz 1 heilit es, dass bei einer Vielzah! von Wohnungen groller
Wohnungsanbieter die Vertrage in den Anwendungsbereich einbezogen werden sollen. Fur den privaten
Vermieter gibt es nach wie vor eine umfassende Unsicherheit. Ist die eine Wohnung, die er als Minchner
Vermieter in Hamburg hat, schon mit einbezogen? Geht es bei funf los oder bei zehn? Wenn man den

Mietvertrag nicht komplett aus dem Massengeschaft herausnehmen will, misste man das durch eine
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gesetzliche Klarstellung ausraumen. Das gilt aUch im Hinblick auf die Nachrangigkeit des Ansehens der

Person, die Nahe und das Vertrauensverhaltnis. Musste man nicht auch das noch im Gesetz prazisieren?

Dr. Katharina Vera Boesche: Ja, es ware sicher wilnschenswert, dass man das noch weiter prazisiert. Man
wird natlrlich keine Zahl an Mietwohnungen angeben kénnen, aber Massengeschéfte ist nattrlich schon
insoweit ein relativ klarer Begriff, als man darunter fassen kann, dass es zumindest nicht um eine
Einliegerwohnung oder um ein Haus mit funf oder zehn Wohnungen geht. Aber natirlich bin ich immer
daftr, dass ein Gesetzestext so klar wie nur irgendwie moglich sein.sollte, und da kann man durchaus auch

noch eine Grenze reinziehen.
Stellv. Vorsitzender: Fur die Grunen fragt Herr Kollege Kurth. |

" Abg. Markus Kurth (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Ich habe eine Frage an Herrn Dr. Mahimann und Frau
Prof. Raasch. Anders als in der offentlichen Diskussion im Moment vielfach beleuchtet, sieht das Gesetz
durchaus die Moglic_hkeit einer zulassigen unterschiedlichen Behandlung vor, namlich dann, wenn-es der
Vermeidung von Gefahren, der Verhutung von Schaden oder anderen Zwecken vergleichbarer Art dient.
Dann ist eben auch ein sachlicher Grund fur eine unterschiedliche Behandlung gegeben. Meine Frage ware,
ob diese Ermdéglichung der Zulassigkeit von unterschiedlicher Behandlung nicht zu unkonkret gefasst ist und
deshalb dann tatsachlich der Diskriminierung die Tur 6ffnet oder den eigentlichen Gesetzeszweck ein Stuck
weit wieder zurlcknimmt. Ware es insbesondere beim Geltendmachen eines sachlichen Grundes nicht
sinnvoll, eine Vorschrift aufzunehmen, dass die Vorlage von Nachweisen verlangt werden kann? Dann
misste etwa eine Versicherung mathematische Nachweise oder andere Dinge vorlegen, um sachliche

Grunde fur eine Ungleichbehandlung glaubhaft zu machen.

Dr. Matthias Mahlmann: Also, es gibt im europaischen Vergleich Staaten, die sehr differenzierte
Ausnahmekataloge vorsehen, zum Beispiel Irland. Soweit ich weil3, ist das auch hier eines der Szenarien
gewesen, die diskutiert wurden. Aus meiner Sicht kommt man um eine Generalklausel an irgendeinem
Punkt nicht herum. Die kann man dann durch Regelbeispiele konkretisieren, wie das hier geschehen ist.
Dieser Katalog von Dingen in Nummer 5, der sozusagen lhre Unterfrage betrifft. ich glaube, das ist eine
sinnvolle Regelungstechnik, weil sie in der Realitat eine Filie von Differenzierungen.erieben konnen, die
rechtfertigungsfahig sind. Es ist ein entscheidendes Element, ein entséheidender Hebel, wenn man die
Verhaltnismafigkeit, also die Geeignetheit und die Erforderlichkeit dieser Regelung herstellt, indem man
diese Moglichkeit fur eine Vielzahl von Féllen eroffnet. Hier wie anderswo operiert unser Rechtssystem
stdndig mit unbestimmten Rechtsbegriffen. Von der 6ffentlichen Sicherheit und Ordnung bis zu den guten
Sitten leben wir in allen moglichen Rechtsbereichen mit dieser Unsicherheit, uind wir haben deswegen kein
Problem, well wir Konkretisierungen sehen. Ich glaube, wir bewegen uns hier in ein neues Rechtsgebiet
hinein und es bedarf ein bisschen mehr an Praxis, um vielleicht manche der eXistier’enden Befurchtungen zu

entscharfen.

Prof. Dr. Sibylle Raasch: Ich. halte die Einfuhrung eines sachlichen Grundes als Generalklausel doch fur
sehr problematisch. Wenn man sich einmal die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zu den

Gleichheitssatzen ansieht, dann hat das Bundesverfassungsgericht sehr deutlich zwischen dem relativen
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Differenziérungsvefbot in Artikel 3 Absatz 1 und so genannten absoluten Differenzierungsverboten in Artikel
3 Absatz 3 Grundgesetz unterschieden, weil namlich die Differenzierungsverbote in Artikel 3 Absatz 3 sich
a'uf unveranderliche Gruppenmerkmale beziehen, fur die das einzelne Individuum nichts kann und die es
auch nicht &ndern kann. Insofern hat es dort die Anforderungen an zuldssige Differenzierungen sehr viel
hoher ansetzt und gesagt, ein blofRer sachlicher Grund, also das blofte Vorhandensein einer Begriindung,
die nichts mit dem Merkmal zu tun hat, reicht nicht aus. Sondern es missen Grinde sein, die weit dariber
hinaus gehen, die sozusagen nicht von der Hand zu weisen sind, die beispielsweise beim Geschlecht mit
der Biologie zusammenhéangen. Auf diese Rechtssprechung nimmt diese breite Einfilhrung des sachlichen
Grundes Uberhaupt keine Ricksicht und sie hebelt damit im Grunde das aus, was vorher als

Diskriminierungsverbot Uberhaupt erst eingeflhrt worden iist.

Ich finde dann die beispielhafte Umsetzung und Konkretisierubng im Einzelnen auch sehr problematisch. Die
Vermeidung von Gefahren ist ungeheuer weit und auflert problematisch, sowoh! im Hinblick auf Behinderte
als auch im Hinblick auf Frauen. Irgendein Problem und irgendeine Gefahr lasst sich immer finden und die
Frage ist, welche Probleme und Gefahren kann man zumuten, kann man hinnehmen, bei welchen Gefahre

ist vielleicht sogar der Anbieter einer Leistung aufgerufen, etwas zu unternehmen, dass sie eben nicht
eintrifft. Insofern mussten es schon erhebliche Gefahren sein bei denen es nicht zumutbar ist, dass der

Leistungsanbieter etwas zur vorbeugenden Behebung dieser Gefahr tut.

Genauso problematisch ist diese ausdriickliche Zulassigkeit versicherungsmathematischer Tabellen, aucﬁ
wenn das in der EU-Richtlinie so drin steht, weil es auf EU-Ebene als politischer Kompromiss ausgehandelt
worden ist. Versicherungsmathematische Tabellen knipfen nun gerade an Gruppenmerkmale an und
sortieren Frauen sozusagen gua Geschlecht in die Kategorie Frauen ein, und sie kénnen sie nicht mehr
verlassen. Das ist aber gerade das, was das Verbot der GeschIechfsdiskriminierung vermeiden sollte. Das
Verbot von Geschlechtsdiskriminierung will gerade, dass jede Person als Individuum betrachtet wird, dass
auch bei Vérsicherungen nur an den individuellen Risiken gemessen wird. Beispielsweise wird die
Lebenserwartung ruckwirkend berechnet anhand von Biografien, die moglicherweise auf heutige Frauen gar
nicht mehr zutreffen. Es wird also sozusagen die Lebenserwartung der Hausfrau jetzt qua Geschlect
angerechnet auf die Lebenserwartung einer doppelbelasteten berufstatigen und kindererziehenden Frau. Es

ist sehr fraglich, ob sie diese Lebenserwartung noch haben wird.

5. Teil: Aligemeines / Antidiskriminierungsstelle

Stellv. Vorsitzender: Herzlichen Dank. Das war der Ordnungspunktes 4 Ich rufe dann 5. auf: ,Allgemeines
und Antidiskriminierungsstelle”. Eine halbe Stunde ist dafur vorgesehen. Es beginnt die SPD-Fraktion mit

der Kollegin Humme.

Abg. Christel Humme (SPD): Ja, schénen Dank, Herr Vorsitzender. Meine Frage geht an Herrn Dr.
Bielefeldt. Wir diskutieren heute schon den ganzen Morgen darUber, dass die EU-Richtlinien uns eine
Umsetzung durch ein Antidiskriminierungsgesetz vorschreiben. Aber -~gibt es nicht noch mehr

menschenrechtliche Ubereinkommen, denen wir gerecht werden missen? Deshalb meine Frage an Sie:

70



Ausschuss fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 51. Sitzung, 07.03.2005

Inwieweit erfullt der Entwurf auch Verpflichtungen aus menschenrechtiichen Ubereinkommen? Das Zweite:
Wir bekommen oft den Vorwurf zu héren, dass wir mit dem Gesetz einen autoritdren Tugendstaat auf den
' Weg bringen, in dem moralische Konformitatserwartungen per Gesetz durchgesetzt werden solien. Wie

begriunden Sie diesen Vorwurf?

PD Dr. Heiner Bielefeldt: Vielen Dank, Frau - Humme. Zur ersten Frage nach den
Menschenrechtsabkommen: Ich finde es in der Tét wichtig, deutlich zu machen, dass die EU-Richtlinien, die
uns hier bestimmte Vorgaben machen, ihrerseits auch noch in einem anderen Zusammenhang stehen.
Sonst kénnte schnell der Eindruck éntstehen - und zum Teil ist es in der offentlichen Diskussion genau so
gelaufen - als hatten wir in Brussel eine Art burokratischen Regelungswust erfunden, der aus irgendwelchen
komischen Grunden hier zum Teil sogar noch Ubertrumpft werden soll. Das ware eine extreme Verkurzung
der Diskussion und eine Ausblendung der Inhaite, um die es gehen soll. Diese Inhalte, namlich
Antidiskriminierung zu férdern, sind in der Saché notwendig. Sie sind auch vorgegeben durch
Menschenrechtsabkommen, denen die Bundesrepublik Deutschland zum Teil bereits vor Jahrzehnten
beigetreten ist. Dazu gehért etwa das ‘Internationale Abkommen zur Beseitigung aller Formen der
Rassendiskriminierung, das von Gbrigens 1966 ist, oder das Internationale Ubereinkommen zur Beseitigung
aller Formen der Diskriminierung der Frau von 1979. Auch in diesen Antidiskriminierungsabkommen der
Vereinten Nationen sind ausdricklich 'Regelungen zum Diskriminierungsschutz gegenlber Privaten
enthalten, insofern kommt einem die Diskussion zum Teil schon ein bisschen gespénstisoh vor. Es geht
ausdricklich auch um  Zugangsrechte  zu privat  angebotenen Dienstleistungen und
Dienstleistungsmoglichkeiten. Im Zusammenhang mit diesen volkerrechtiichen Verpflichtungen, die seit
langem bestehen und denen sich die Bundesrepublik Deutschland zum Teil bereits seit Jahrzehnten
unterworfen hat, sind dann eben auch die EU-Antidiskriminierungsrichtlinien zu sehen. Sie sind ihrerseits
Ausdruck eines fachentwickelten, normativen Bewusstseins (ber die Notwendigkeit und die Wege der

Ausgestaltung eines Diskriminierungsschutzes,.

Wie ebenfalls schon mehrmals gesagt worden ist, sie enthalten auch nur minimal Vorgaben. Was dartber
hinausgeht ist um der Sache willen sinnvoll und auch gedeckt durch andere menschenrechtliche
Abkommen, Uber die in der Offentlichkeit bislang wenig die Rede war. So bin ich dankbar, dass Sie mir die
Gelegenheit geben, wenigstens kurz etwas zu dem Vorwurf des‘Tugendstaates zu sagen. Es ist in der Tat
ein Bestandteil des Selbstverstandnisses des liberalen Rechisstaats, dass er nicht Gesinnungen kontrolliert
oder gar Gesinnungen vorschreibt. Der Rechtsstaat ist kein Tugendstaat und man kann in gewisser Weise
sagen, um der Tugend willen ist er kein Tugendstaat. Weil der Respekt vor der Wirde des Menschen als
sittlich autonomem, als mundigem Subjekt és verbietet, hier inquisitorisch nachzufragen und zu forschen,
hier Besinnungsmomente vorzugeben. Allerdings sehe ich der Sache nach kein Problem, weil der Entwurf
des Antidiskriminierungsgesetzes sich doch an Handlungen festmacht. Es geht um diskriminierende
Handlungen, nicht um diskrimihierende Einstellungen. Wenn dann gelegentlich Handlungen Rickfragen
etwa an einen Vermieter oder einen Arbeitgeber erforderlich machen, dann ist das eine Erlauterungspflicht
und eine mit der Erlauterungspflicht verbundene Plausibilitatskontrolle, ‘keine inquisitorische
Gesinnungsprufung. Das ist etwas prinzipiell anders. Hier sollte man die Kategorien doch auseinander

halten. Ich sehe grosso modo keinen Bruch mit dem Selbstverstandnis eines liberalen Rechtsstaats.
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Vielleicht ein allerletzter Hinweis: lch fand es wichtig, was Herr Mahimann in einem anderen
Zusammenhang gesagt hat. Er hat vor iberzogenen Erwartungen gewarnt. Mit rechtlichen Mitteln allein wird
man diskriminierungsfreies Zusammenleben natlrlich nicht qrmég!ichen. Insofern brauchen wir auch
Bewusstseinsbildung. Wir brauchen Bewusstseinsbildung, die aber mit Mitteln des Rechtszwangs so nicht
bewerkstelligt werden kann. Deshalb muss man es natlrlich auch breiter ansetzen und etwa die Padagogik,
bestimmte Kampagnen von NGOs mit einbeziehen. Das Recht hat eine sehr begrenzte Funktion, aber die

muss eé erfullen, und die kann es ohne Bruch mit der Logik des freiheitlichen Réchtstaats erfallen.
Stellv. Vorsitzender: Danke. Frau Kollegin Gryadistanac, bitte.

Abg. Renate Gradistanac (SPD): Meine Fragen richten sich an Sie, Herr Prof. Schulte. Aiso, ich sehe das
Antidiskriminierungsgesetz als groRe Chance fur unsere Geselischaft. Ich wollte Sie einfach fragen, ob Sie
die Einschatzung teilen, dass es moglicherweise gelingt, mit der im Gesetz vorgesehenen Stelle eine
Antidiskriminierungskultur aufzubauen, so dass alle Menschen in unserer Gesellschaft integriert werden. Die
zweite Frage betrifft die Konzeption unserer Antidiskriminierungsstelle. Wenn Sie den Uberblick ir
europaischen Vergleich h’aben, kénnen Sie uns ihre Einschatzung mitteilen, ob wir da noch etwas

verbessern kénnen oder ob die Stelle so, wie sie vorgesehen ist, unseren Anspruch erfillt.

Prof. Dr. Axel Schulte: Vielen Dank. Ich gehe davon aus, dass dem Antidiskriminierungsgesetz beide
Werte zu Grunde liegen, also Freiheit und Gleichheit oder, in Anlehnung an Norberto Bobbio, den
italienischen Philosophen, das Prinzip der gleichen Freiheit. Wenn man ernsthaft will, dass diese Prinzipien
im Alltag auch eine gewisse Rolle spielen sollen, ist eine Form von Institutionalisierung notwendig. Das
ergibt sich einmal aus den rechtlichen Verpflichtungen durch die in beiden Richtlinien, die
Antirassismusrichtlinie und revidierte Gleichbehandlungsrichtlinie. Zweitens ist aus politikwissenschaftlicher
Sicht auch der Grund zu nennen, dass man rechtliche Normen umsetzen muss, dass heillt implementieren,
evaluieren und weiterentwickeln. Hierfir muss man institutionelle Vorkehrungen treffen, und das kann man
meines Erachtens nicht mit dem Vorwurf des Burokratismus oder der Burokratie abtun. Es sind

Notwendigkeiten, aber man kann diese Notwendigkeit natlrlich unterschiedlich ausgestalten.

Wir haben in England zum Beispie! die Commission for Racial Equality, das ist in erster Linie eine staatliche
Institution, die allerdings sehr stark mit den Gemeinden zusammenarbeitet. Wir haben in den Niederlanden
ein eher zivilgesellschaftlich organisiertes Netz von Antidiskriminierung, das allerdings staatlich mit
offentlichen Geldern unterstutzt wird. Die Stelle, die hier vorgesehen wifd, folgt in erster Linie dem Prinzip,
sagen wir von oben nach unten. Es wird also auf der Ebene des Bundes eine Stelle eingerichtet, was
heines Erachtens notwendig ist, die zusatzlich zu vorhandenen Institutionen in der Bundesrepublik arbeiten
soll. Die vorhandenen Einrichtung etwa auf-der Bundesebene sind die verschiedehen Beauftragten oder im
Migrationsbereich zum Beispiel auf der L&anderebene des Landeszentrum far Zuwanderung oder in
Hannover das Referat fur interkulturelle Angelegenheiten. Innerhalb dieses Referats gibt es auch eine
Antidiskriminierungsstelle. Also, man kann diese institutionelle Anforderung unterschiedlich ausformen, und
von daher bin auch sehr dafiir, dass alle im § 1 angefihrten Merkmale von dieser vorgesehenen Stelie im
Sinne des horizontalen Ansatzes bearbeitet werden. Dafir spricht Ubrigens auch Artikel 13 des Vertrages

von Amsterdam. Dort werden die verschiedenen Kriterien auch genannt.
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Zur Ausstattung kann ich wenig sagén, da bin ich nicht kompetent, aber zur Frage der Unabh&ngigkeit der
Stelle bei Kooperation mit anderen Stellen und inwieweit die in den beiden Richtlinien genannten
Anforderungen eingehalten werden. Dann dfe Verankerung nach unten, also hin zur Landerebene, zur
kommunalen Ebene und zur Zivilgesellschaft. Das ist meines Erachtens relativ vage ausgefullt. Es gibt eine
Tradition von vielen antirassistischen Antidiskriminierungsorganisationen, die hier in der Bundesrepublik seit
langem érbeiten. Es ist wichtig, die mit einzubeziehen. Das wurde ich auch der Polemik entgegenbalten,
dass das nur dem Abzocken oder Abmahnen dient. Man kann nicht im Bundestag, also beim Gesetzgeber,
eine Kommission fur zivilgeselischaftliches Engagement haben und vielfaltige Veroffentiichungen dazu, und
auf der anderen Seite dort, wo seit Jahrzehnten zivilgesellschaftliches Engagement betrieben wird, das dann

nur unter diesem negativen Vorzeichen sehen.
Stellv. Vorsitzender: Danke schén. Sie haben jetzt, Frau Kollegin Rupprecht, noch 30 Sekunden.

Abg. Mariene Rupprecht (SPD): Meine Frage richtet sich ebenfalls an Herrn Prof. Schulte. Im europaischen

Vergleich - wo steht da Deutschland mit seiner Antidiskriminierungspolitik?

Prof. Dr. Axel Schulte: Also, in einem solchen Vergleich gehe ich einerseits davon aus, dass es Ansatze
gibt; wir fangen nicht bei Null an. Zu diesen Ansatzen in der Bundesrepublik sind die verschiedenen Normen
im Arbeitsrecht, im Zivilrecht, im Grundgesetz genannt worden und auch die Unterzeichnung von
international verbindlichen Vertragen und Menschenreohtsabkommeh. Es ist aiso nicht ein Nullpunkt, auch
nicht im Behindertenbereich, aber es bestehen efhebliche Defizite insbesondere in der Zusammenschau der
verschiedenen Diskriminierungstatbestande. Und es geht um die Bearbeitung eines sozialen Probiems.
Also, die die Bearbeitung eines gemeinsamen sozialen Problems ist meines Erachtens wichtig. Die
Européische Kommission spricht in diesem Zusammenhang im Grunbuch Uber Antidiskriminierung und
Gleichbehandiung von einer koharenten und integrierten Vorgehensweise. Da wird einerseits auf diese
Zusammenschau Wert gelegt, auf der anderen Seite werden eben auch die verschiedenen Tatbestande
berlcksichtigt. Das ist meiner Ansicht nach sehr wichtig. Im Vergleich ist der angelsachsische
Rechtsbereich sehr viel weiter, die Niederlandé sind sehr viel weiter und im Hinblick aufvdie Umsetzung der
Richtlinien wurden die neuen EU-Beitrittslander genannt, die zum Teil auch weiter sind als die

Bundesrepublik.
Stellv. Vorsitzender: Danke. Fur die CDU/CSU die Frau Kollegin Roedel.

Abg. Hannelore Roedel (CDU/CSU): ich moéchte Frau Dr. Nicolai fragen, wie sie das jetzt im Gesetz
geschaffene Nebeneinander von Rechtsschutzinstrumentalien beurteilt - betriebliche Beschwerdestelle,

Antidiskriminierungsstelle beim Bund und dann noch das normale zivilgerichtliche Verfahren .

Dr. Andrea Nicolai: Ja, Sie haben es zutreffend bewertet. Es ist ein Durcheinander, durch das ich auch
jetzt bei naherem durchlesen noch nicht so ganz durchgestiegen bin. Dabei hat die
Antidiskriminierungsstelle in erster Linie zunachst wohl auch eine Informations- und Unterstiitzungsfunktion.

leh denke, dass sie vielleicht zur Vorbereitung von gerichtlichen Auseinandersetzungen dienen wird,
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vielleicht zur auRergerichtlichen Streitbeilegung, das kann man im Moment noch nicht prognostizieren. Es ist |
eine neue Stelle, und da mdchte ich mich jetzt noch in keiner Weise positionieren. Es wird aus meiner Sicht
aller Wahrscheinlichkeit nach nicht helfen, Gerichtsverfahren zu vermeiden . Ich denke schon, dass es.in
allen Bereichen verstarkt zu Klagen kommen wird. Das bringt die Natur des Gesetzes auch mit sich, denke
ich.

Stellv. Vorsitzender: Danke schon, Herr Kollege Dorflinger.

Abg. Thomas Dérﬂiriger (CDU/CSU): Danke schén, Herr Vorsitzender. Meine Frage richtet sich an Herrn
Prof. Sacker. Wie beurteilen Sie die Ausgestaltung der parlamentarischen Kontrolie dieser geplanten
Antidiskriminierungsstelle vor dem Hintergrund der Tatsache, dass die Bundesregierung dem Deutschen

Bundestag in einem Turnus von vier Jahren berichtet.

Prof. Dr. Jirgen Sacker: Die Antidiskriminierungsstelie ist ja in ihrer normativen Ausgestaltung ein ’
hochinteressantes Gebilde, weil sie eine Unabhangigkeit bekommen soll, wie sie in der Verfassung nur di

Bundesbank hat. Alle anderen Behorden die wir kennen, Regulierungsbehorde, Bundeskartellamf, sind
entweder den aligemeinen ‘oder so wie die Reg TP den besonderen Weisungen des
Bundeswirtschaftsministers unterstellt. Also, eine nachgeordnete Behdrde in totaler Unabhangigkeit ist
wahrscheinlich ein relativ hohes Unikum, aber die parlahqentarische Kontrolle dieser Einricht.ung geschieht
einmal durch die vierjahrige Berichterstattung und zum anderem daruber, dass die Bundesfamilienministerin
oder der Bundesfamilienminister dem Parlament unmitteibar (ber die Arbeit dieser Behdrde zu .b'erichten
hat, da sie ihrem Organisationsbereich zugeordnet ist. Das ist also wegen der Ausgestaitung der
Unabhangigkeit durchaus ein verfassungérechtliqhes Problem. Ich weif}, dass wir dies im Kartellrecht und
Wirtschaftsrecht breit diskutieﬁ haben. Ich bin kein genuiner Verfassungsrechtler. Mdgen sich also Uber
diese Frage die Verfassungsrechtler noch einmal sorgfaltig den Kopf zerbrechen, dass hier eine autonome
Stelle geschaffen wird, deren eigentliche Bedeutung darin liegen wird, dass sie jedermann im Klagebereich
unterstutzen wird. Sie wird den Gerichten auf Wunsch des Betroffenen Stellungnahmen abgeben und dann
in diesen Verfahren mit einer sehr hohen Autoritat ausgestattet sein. Wir sehen das bei den Stellungnahmer
des Bundeskartellamtes und der Reg TP in zivilprozessualen Verfahren. Richter, die von den Dingen wenig
Ahnung haben, nehmen sehr stark Bezug auf die Stellungnahmen dieser Behérden. Sie hat auch das
Untersuchungsrecht, wodurch sie durchaus diese statische Breitenwirkung erreichen kann. Also, zur
Effizienz von mehr Gleichberechtigung ist die Behérde geeignet, aber es ist fur mich schlechterdings
unbegreiflich, wie diese Behdrde Uber weltanschauliche Fragen entscheiden kénnen soll. Was

weltanschauliche Diskriminierung ist, das passt nicht in ein System freiheitlicher Grundrechtsausubung.
Stellv. Vorsitzender: Herr Kollege Griibel.

Abg. Markus Griibel (CDU/CSU): Eine allgemeine Frage an Herrn Prof. Thusing: Sie haben ja den Blick
uber die Landergrenzen. Sind die Zielgruppen in unserem deutschen AGG eindeutig? Sind beispielsweise
die Scientologen eine geschutzte Gruppe im Hinblick auf die Weltanschauung oder Padophile geschutzte
Gruppen im Hinblick auf die sexuelle Identitat, Pyromane geschttzte Gruppen im Hinblick auf Krankheit,

Behinderung? Also, muss ich zum Beispiel einen Pyromanen einstellen, wenn ich einen Lageristen flr eine
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Lackfabrik suche oder muss ich an einen Padophilen, der strafrechtlich noch nicht aufgefallen ist, eine
Wohnung in einem Haus vermieten, wo im Haus Kinder wohnen; muss ich einen Auftrag an einen

Scientologérj vergeben oder sind es Gruppen, die aus dem Schutzbereich herausfallen?

Prof. Dr. Gregor Thiising: Sehr herzlichen Dank flr die Frage. Ich denke, wir missen uns in der Tat daran
gewdhnen, dass Wir unter den hier genannten Merkmalen sehr viel mehr verstehen kénnen, als das auf den
ersten Blick vielleicht vermutet wird. Gerade bei der Religion ist zum Beispiel eine Frage, ist Scientology
eine Religion? Das hat das Bundesarbeitsgericht in einer Entscheidung von 1985 mit guten und richtigen
Grunden verneint. Andererseits geht der Internal Revenue Service in den USA davon aus, dass es €ine
Religion ist. Die danische Gerichtsbarkeit geht davon aus, es ist eine Religion. Dann- waren auch
Scientologen und die Scientology-Bewegung von diesem Verbot erfasst und ZurUCkweisungen solcher
Kunden, etwa bei der Auftragsvergabe, konnten problemati'sch werden. Es sind momentan doch weit
verbreitete Praktiyken, dass gewisse Firmen sich den Kodex auferlegt haben, bestimmte Auftrage, etwa
Werbeauftrage, nicht an Scientologen zu vergeben. Die Frage ist, was ist eine Behinderung. Auch hier
mdssen wir uns ganz klar sagen, der Begriff des § 2 SGB (X kann nichtwaHein mafdgeblich sein. Auch hier
wird man daruber hinausgehen mussen. Sie haben den Pyromanen angesprochen. im Americans With
Disabilities Act steht ausdriucklich, dass bestimmte mental disablements nicht als Behinderung im Sinne des
Gesetzes gelten durfen. Da wird der Pyromane unter anderen neben einigen anderen mentalen Krankheiten
genannt. Eine solche Ausnahme ist hier nicht vorgesehen. Man muss eben fragen, was sind die
Behinderungen, die wir anerkennen, und weliche dauerhaften Einschrankungen der Teilnahme am
offentlichen Leben wollen wir nicht anerkennen. Das ist alles noch nicht ausgegoren. Sie haben den
Padophilen angesprochen. Wenn man die sexuelle ldentitat sehr weitgehend versteht,'dann wird man auch
ihn darunter fassen und es musste sich zum Beispiel der Arbeitgeber dafar rechtfertigen, dass er einen
solchen Bewerber zurtickweist. Demgegeniiber musste .er sich nicht rechtfertigen, wenn ér jemanden
zurlickweist, der bereits vorbestraft ist. Das passt meines Erachtens wenig zusammen. Das ist sicherlich

noch eine Aufgabe der Rechtsprechung.

Und jetzt komme ich auch zur Antidiskriminierungsstelle. Ich denke, eine wesentliche Hilfe wére es, wie es
in anderen Landern vorgemacht wird, in sogenannten guidelines zu formulieren,;was gilt als Religion, was
gilt als Behinderung, was gilt als unerlaubte Benachteiligung. Wenn wir soiche guidelines nicht haben, dann
kann man sich nur an dem sparlichen und sich langsam entwickelnden Fallmaterial der Gerichte vorientieren.
Hier koénnte die Antidiskriminierungsstelle tatsachlich Gutes bewirken, dass sie im unabhangigen
Expertenvotum einmal formuliert, was sie sich unter den einzelnen Diskriminierungsmerkmalen vorstellt und

wann eine Unterscheidung gerechtfertigt sein kénnte.

Stellv. Vorsitzender: Dankeschén. Herr Koliege Wellenreuther noch einmal.

Abg. Ingo Wellenreuther (CDU/CSU): Noch eine Frage an Herrn Prof. Pfeiffer. Herr Prof. Pfeiffer, wie ist
das ADG in das Gesamtsystem des deutschen Zivilrechts integriert, wo gibt es Bruchstelien und

Wertungswiderspriiche zu anderen Bereichen und was bedeutet das fur die Rechtssicherheit und fur die

Streitschlichtungsfunktion des Rechts?
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Prof. Dr. Thomas Pfeiffer: Es ist in der Diskussion heute angeklungen, hier ginge es nur darum,
unterschiedliche Freiheiten, wie wir sie bereits im Rechtsverkehr vorfinden, zum Ausgleich zu 'bringen. Das
Antidiskriminierungsgesetz macht etwas anderes. Stellen Sie sich vor, zwei Leute wolien sich abends
verabreden. Der eine sagt: ,Ich habe Zeit, der andere sagt: ,Ich habe keine Zeit. Frei sind beide, wenn sie
sich damit abfinden, dass es nicht geklappt hat. Das Antidiskriminierungsgesetz sagt, der, der Zeit hat,
bestimmt Uber den anderen. Und darin, meine Damen und Herren, liegt der entscheidende Bruch, den das
Gesetz in die Rechtsordnung einfuhrt. Es hat zum Zweiten etwas, was mich mit Sorge erfullt. Es ist vielfach
angeklungen, hier ginge es darum, bestimmten Gruppen Zugang zu Gutern zu verschaffen. Wenn Sie das
Gesetz genau lesen, werden Sie an keiner Stelle érkennen, dass es darauf ankommt, ob wirklich ein Bedarf
in der Person des Anspruchstellers besteht. Das Gesetz greift ein, selbst wenn der Anspruchsteller gar
keinen objektivierbaren Bedarf hat. Und deswegen bricht es mit einem zweiten Aspekt unserer
Zivilrechtstradition. Es bringt namlich nicht etwa die Interessen beider Parteien an einem bestimmten Gut
zum Ausgleich, sondern es gibt einseitig auch ohne konkreten Versorgungsbedarf dem Nachfrager in den

erfassten Fallen den Vorrang. Auch darin sehe ich einen groRen Bruch.

Und der dritte grofe- Bruch besteht darin, dass das Gesetz, eben weil es nicht auf den Bedarf abstellt, nach
der -Gesinnung, nach dem Motiv der Ablehnung fragt. Es ist im Grunde etwas, was wir bisher nur als
Ausnahmetatbestand in ganz besonderen Fallen haben und dort auch brauchen. Wir haben das bisher in
den Fallen der Sittenwidrigkeit. Das, was wir heute zu diskutieren haben, dehnt das in einer bisher
unbekannten, ungeahnten Weise in erheblichem Mafle aus. Und darin liegt nach meiner Uberzéugung der
dritte Bruch. Nun kann man sagen, man will das alles, aber man muss eben wissen, was man tut. Man
schafft einen weiteren Bereich, in der letztlich der Staat bestimmt, was die Burger in einer sie personlich

_betreffenden Sphére zu tun haben. Das kann man wollen, aber gut finden muss man es wohl nicht.
Stellv. Vorsitzende: Danke. Fur die Grinen fragt der Kollege Beck.

Abg. Volker Beck (BUNDNIS 90/Die GRUNEN): Zunachst eine Frage an Frau Prof. Raasch. Ich hatte da
einmal die Frage zu den EU-rechtlichen und tatsachlichen Notwendigkeiten einer Unterstitzung der
Diskriminierungsopfer durch  Verbande. An Herrn Mahlmann habe ich .eine Frage zum Thema
Weltanschauung, angeregt durch die AuBerUng von Herrn Sécker, die mich ein bisschen erstaunt hat. Das
ist ja ein Begriff, der sowohl in den Richtlinien vorkommt als auch in unserer Verfassung. Ich méchte wissen,
ob das tatsachlich so unbestimmt ist, wie er ihn ausgelegt hat, oder ob man hier einen handhabbaren Begriff
hat bei der Frage, was eine Diskriminierung aufgrund def Weltanschauung ist. Ahnlich auch zu der Frage
der Behinderung, da hatte Herr Prof. Thiising nahe gelegt, dass er nicht hinreichend prazise ist. Auch das ist
ja ein Begriff, den wir aus Artikel 3 Gruhdgesetz kennen. Hat die Rechtsprechung da hinreichende Kriterien,
was darunter zu verstehen ist oder missen wir in der Tat hier noch abschichten und prazisieren, was keine
Diskriminierung aufgrund der Behinderung ware. Dabei mussten wir in Rechnung stelien, dass wir die
zulassigen Unterscheidungen ohnehin schon kodifiziert haben. Ich hatte gedacht, dass wir damit eigentlich

mit diesem Regel-Ausnahme-Verhaltnis hinkommen mussten.

Prof. Dr. Sibylle Raasch: Also, an mich ging die Frage, wie das mit der Verbandsbeteiligung ist. Die EU-
Richtlinien sind da sehr vage geblieben. Sie sprechen von einer Verbandsbeteiligung, die erfolgen muss.
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Aber in welcher Form die Verbande beteiligt werden sollen, das sagen die Richtlinien nicht und da sind
verschiedene Stufen denkbar. Die Auswahl dieser Stufen sollte sich der Gesetzgeber eigentlich nach dem
bestehenden Bedarf erfauben. Damit sind wir also bei der Praxis. Wir sind uns einig, dass wir einen
gesellschaftlichen Bewusstseinswandel .in Richtung auf eine diskriminierungsfreie Zivilgesellschaft wollen.
Bisher setzten die Antidiskriminierungsgesetze, und so auch dieser Entwurf hier, vor allem darauf, dass die
schwachsten Mitglieder der Geselischaft, namlich die Diskriminierten, diesen Bewusstseinswandel durch
Recht und durch ihre eigene Klage mihsam im kleinen Einzelfall mit Rechtswirkung auch nur fur diesen
Einzelfall erkampfen, und dass das dann Breitenwirkung hat. Und im Prinzip haben hier schon ganz viele
gesagt, da kann man, was die Wirkung angeht, die Erwartung nicht hoch ansetzen. Den Diskriminierten fehlt
das Wissen, ihnen fehlt haufig auch die finanzielle Kapazitat; sie furchten sich vor den Folgen solcher
Klagen, gerade wenn sie erfolglos bleiben. Und insofern ist es wichtig, dass die Verbande, die ja Uber mehr
Wissen und mehr Know-how verfugen, an solchen Verfahren beteiligt werden. Was der Gesetzgeber hier
jetzt gemacht hat, reicht nicht aus. Hier sollen die Verbande nur beraten und in der untersten Instanz
begleiten durfen, wo es keinen Anwaltszwang gibt. Die Verbande sollen darein nun Arbeitskapazitat und
Mittel investieren, und Verbande haben nicht viel Arbeitskapazitat und nicht viel Mittel. Die meisten
Antidiskriminierungsverbande sind arm. Sie sollen jetzt aber gerade die Falle begleiten, die strategisch
gesehen am uninteressantesten sind. Und sie kénnen sie nur unten begleiten und nicht durch die Instanzen.
Das ist, meine ich, keine sinnvolle Verbandsbeteiligung. Die Verbande mit ihren knappen Mitteln missen
schon in die Lage versetzt werden, sich Musterprozesse herauszusuchen und die zu begleiten, und zwar
von Anfang bis Ende und nicht nur in der untersten Instanz. Und insofern brauchen die Verbande eigentlich
éine eigene Verbandsklage. Wenn dem Gesetzgeber das zuviel ist, solite er wenigstens auf das
zurtckgehen, was im Sommer letzten Jahres schon einmal Entwurfsstand war, namlich eine gesetzliche
Prozessstandschaft, wie sie beispielsweise die Behindertenverbande im Schwerbehindertenschutz haben

und womit man ja nun wirklich sehr gute Erfahrungen gemacht hat.

Dr. Matthias Mahimann: Ich versuche, zwei Fragen ganz kurz zu beantworten. Also, der Begriff der
Weltanschauung wird im europaischen Rahmen unterschiedlich interpretiert. Es ist eine der Fragen, die zum
Beispiel die Kommission auf3erordentlich interessiert, welche gemeinsamen Linien der Interpretation es dort
gibt. Ich personlich wirde ihn restriktiver interpretieren; ich wurde ihn in Anlehnung an Artikel 4 auf ein
geschlossenes Bild des Sinnganzen der Welt ohne transzendentalen Bezug anwenden, also nicht auf jede
politische Meinung. Ich muss gestehen, dass meine Sorge, infolge des Antidiskriminierungsgesetzes
wilrden, womdglich bei der Feuerwehr, Pyromanen verstarkt eingéstellt, aulerordentlich gering ist. Ich
glaube auch in Europa ist das keine Sorge, die Viele besonders umtreibt. Und der Grund ist klar, es gibt

mindestens die Rechtfertigungsméglichkeit.
Stellv. Vorsitzender: Danke. Es bleiben flr die FDP jetzt hoch 3 I\/Iinuteh. Frau Lenke, Sie haben das Wort.

Abg. ina Lenke (FDP): Ich habe eine Frage an Frau Dr. Boesche sowie an Herrn Prof. Dr. Sacker: Muss
eine eigene Behtrde mit umfassendem Apparat geschaffen werden, wie es das Gesetz vorsieht, oder wie
kénnte ein anderes Gesamtkonzept éussehem in dem Beauftragte und Verbande mit eingebunden sind? Sie
haben ja auch ahnliche Aufgaben, wenn man sich das Aufgabenspektrum dieser Antidiskriminierungsstelle

ansieht. Mich wirde dann interessieren, wie im Ausland solche Stellen angesiedelt sind. Sie, Herr Prof.
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Sacker, sagten ja eben, das ist eine absolute Ausnahme. Welche Aufgaben ergeben sich denn aus den EU-
Richtlinien zwingend? Also, ich sehe hier zum Beispiel Offentlichkeitsarbeit; das macht d'as Ministerium
schon. Ich sehe auch, dass Gutachten vergeben werden sollen. Auch das ist die Aufgabe eines
Ministeriums. Und wenn wir das Gender Mainstreaming .noch mit einbinden, dann sind alle Ministerien

gefordert, hier etwas zu machen, um der Antidiskriminierung auch zum Recht zu verhelfen.
Stellv. Vorsitzender: Bitte Frau Dr. Boesche.

Dr. Katharina Vera Boesche: Also, da wirde ich Ihnen eigentlich nur Recht geben wollen. [ch meine, um
auch zu einer Entschlackung und zu einem schlankeren Staat beizutragen, ware es wichtig, nicht standig
neue Stellen zu schaffen, sondern zu sehen, inwieweit wir schon Beauftragte in den Bundeslandern oder in
den Landesministerien haben, die in Beratungsfunktion oder wie auch immer meihetwegen auch solche
guidelines erstellen. Da sollte man einfach sehen, was wir schon haben und ob'es ausreicht, um die

Richtlinienvorgaben umzusetzen. Das muss man sich im Einzelnen ansehen.

Prof. Dr. Jiirgen Sdcker Die Frage, ob eine eigenstandige Stelle errichtet werden musé, ist von den
Richtlinien klar beantwortet. Die Richtlinien ver|angeh nur, dass eine innerstaatliche Stelle beauftragt wird,
diese beéondere Flrsorge wahrzunehmen. Allerdings auch nur fir die Kriterien, die durch die Richtlinien
umzusetzen sind. Wenn es keine geeignete Stelle dafir gibt, wird eine neue errichtet werden mussen. Ich
muss sagen, ich weil nicht, welche Stelle jetzt zur Zeit geeignet wére, diese .Aufgabe zusétzlich mit zu
Ubernehmen. Insoweit glaube ich, wird es wohl notwendig sein, hier eine sclche eigensténdige Stelle
einzurichten, es sei denn, jemand hat eine gute Idee und sagt, wir kénnten hie_r in irgendeinem Ministerium

eine Behérde umwidmen.

Von den Kompetenzen her ist sie allerdings sehr weit zugeschnitten. Es ist sicherlich nicht erforderlich, sie in
" dieser Bandbreite und mit einer solchen Ausstattung zu erreichten. Man muss natirlich sehen, dass diese
Behérde fur jedes einzelne Diskriminierungsmerkmal ganz unterschiedliche Abteilungen entwickeln wirde.
Allein der Tatbestand der Altersdiskriminierung wirde rieéige Uberiegungen erwarten, . ebenso die
Behindertendiskriminierung. Und daher solite man die Behorde so schmal wie méglich halten und sie
wirklich “auf die zustandigen Kriterien beschranken. Sonst wird die Behorde in ihren Wahrnehmungen
explodieren und sich mit allen anderen Behérden, die etwa im Bereich des Schwerbehindertenschutzes
zustandig sind, im Kompétenzgerangel verfangen. Aber im Prinzip ist dies eine wohl unvermeidliche
Behorde, die man von den Richtlinien her wird bilden missen. Im Ausland gibt es jedenfalls keine Behorde,
die fur den Bereich der Uberprifung etwa weltanschaulicher Uberzeugung da ist. Wir missen das EG-
rechtlich auslegen und EG-rechtlich ist vollig klar, dass belief oder convictiones in allen Landern und in ailen
Sprachen weit ausgelegt wird. Also, wenn Herr Mahimann sagt, er wirde eine enge Auslegung bevorzugen,

wirde ich das auch tun, aber das hat mit EG-Recht nichts zu tun.

Stellv. Vorsitzender: Herzlichen Dank. Das war der Tagesordnungspunkt 5. Ich dahke lhnen noch einmal
fur die ersten drei Stunden der sach- und fachgerechten Arbeit und der Disziplin. Wir miissen die Anhérung

um 14.30 fortsetzen. Ich hore gerade, dass die Sachverstandigen unter Umstanden nicht alle hier bleiben,
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obwohl wir das gerne sehen wirden. Von daher noch einmal ein ganz herzliches Dankeschon fur die

vergangenen drei Stunden.

6. Teil: Anhdérung der Verbande

Vorsitzende: Guten Tag, meine Damen und Herren. Ich begriifie Sie alle sehr herzlich zum zweiten Teil
unserer Anhérung zu dem Entwurf eines Antidiskriminierungsgesetzes. Wir haben heute Vormittag schon
viele Sachverstandige gehért, bei denen ich mich auch noch einmal sehr herzlich bedanke. Wir hatten und
haben ein groles Interesse der Offentlichkeit. Solche parlamentarischen Beratungen sind ja auch dazu da,
dass sie offentlich gefuhrt werden und dass wir von lhnen als Sachverstandige viele gute Vorschlage

aufnehmen kénnen.

Heute Nachmittag haben wir‘Sie‘aIIe eingeladen - Vertreterinnen und Vertreter von Verbanden, die mit
diesem Antidiskriminierungsgesetz zu tun haben oder zu tun haben werden. Ich begrufie Sie alle sehr
herzlich und freue mich, dass Sie kommen konnten. Ich begrufie ebenfalls die anwesenden Abgeordneten,
auch Abgeordnete aus mitberatenden AusscHUssen, und ich begrife naturlich auch sehr herzlich die
- Offentlichkeit und die Presse. Ich mochte gerne vorab sagen, dass sich zahlreiche weitere Verb&nde bei mir,
beim Ausschuss oder bei den Fraktionen gemeldet haben, die auch gerne eingeladen werden wollten. Es ist
angesichts der Fulle der Interessierten gar nicht moglich gewésen, alle einzuladen. Sie sehen, dass es von
den Sitzplatzen ‘her kaum ausreicht. Aber wir wollen noch einmal ausdriicklich betonen, dass wir alle
schriftlichen Stellungnahmen, die eingehen, zusammenfihren und aufnehmen werden. Sie sind beim
Ausschuss erhaltlich. Also, vielen Dank an alle, die uns schon schriftliche Stellungnahmen geschickt haben,

sei es als eingeladener Verband oder als weiterer interessierter Verband.

Wir haben zu dieser Anhérung heute Nachmittag eingeladen die Antidiskriminierungsstelle im Biro der
Auslanderbeauftragten des Landes‘ Brandenburg, Frau Berger; die Arbeitsgemeinschaft Selbstandiger
Unternehmer, Herrn Herfurth; die Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-Organisation, Herrn Klumpp; die
Bundesarbeitsgefneinschaft Hilfe fur Behinderte, Herrn Nachtigaller; den Bundesverband der Deutschen
Industrie, Frau Hintzen; den Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen, Herrn
Freitag; den Bundesverband der Freien Berufe, Herrn Metzler; die Bundesvereinigung der Deutschen
Arbeitgeber\}erbénde, Herrn Wolf. Frau Schweitzer vom Biiro gegen Altersdiskriminierung ist leider erkrankt
und deshalb mussen wir sie hier entschuldigen. Wir haben weiter eingeladen vom Bevollmachtigten des
Rates der EKD bei der Bundesrepublik Deutschland und der Europaischen Union Frau Dr. Luke; den
Paritatischen Wohlfahrtsverband, Herm Lohlein; den Deutschen Anwaltverein, Herrn Prof. Willemsen; déen
Deutschen Beh'indertenrat, Herrn Lachwitz; den Deutschen Familienverband, Herrn Dr. Ostermann; den
.Deutschen Frauenrat, Frau Raiser, den Deutschén Gewerkschaftsbund, Frau Dr. Engelen-Kefer; den
Deutschen Hotel- und Gaststattenverband, Frau Warden; den Deutschen Industrie- und Handelskammertag,
Herrn Dr. Méllering; den Deutschen Juristinnenbund,. Frau Prof. Raasch, die Sie schon von heute Vormittag

kennen; den Deutschen Mieterbund, Herrn Eisenschmid; den Deutschen Verein der Blinden und
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Sehbehinderten in Studium und Beruf, Herrn Dr. Hauck, der von seiner Frau begleitet wird, auch fur Sie ein
herzliches Willkomen. Wir begrifien die Turkisch-Islamische Union der Anstalt fur Religion, Herrn Alboga,
die Foérderation der Aleviten-Gemeinden in Deutschland, Herrn Dikmen; das Forum behinderter Juristinnen
und Juristen, Herrn Dr. Jirgens; den Gesamtverband der Déutschen Versicherungswirtschaft, Frau Dr.
Vomhof: den Hauptverband des Deutschen Einzelhandels, Herrn Joris; Haus und Grund, Herrn Warnecke;
das Kommissariat der deutschen Bischofe, Katholisches Biro Berlin, Herrn Lendermann; das
Landeszentrum fur Zuwanderung NRW, Frau Wehrhofer; Leben ohne Rassismus — Netzwerk der
Antidiskriminierungsbtiros in NRW, Herrn Reiners; den Lesbén- und Schwulenverband in Deutschland,
Herr'n Bruns; den Sozialverband VdK, Herrn Kaffenberger; die Turkische Gemeinde in Deutschland, Frau
Yigit; ‘die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft, Herrn Lércher, den Verband binationaler Familien und
Partnerschaften, Frau Spohn, den Verband der Chemischen Industrie, Herrn Dr. Schwarz, die
Verbraucherzentrale Bundesverband, Frau Heidemann-Peuser; den Zentralrat der Juden in Deutschland -
Herr Kramer kommt noch, er scheint sich zu verspaten; den Zentralrat Deutscher Sinti und Roma, Herrn‘

RofRberg; und den Zentralverband des deutschen Handwerks, Frau Misch.

lch heile Sie alle herzlich willkommen und vielen Dank, dass Sie heute mit uns das
Antidiskriminierungsgesetz beraten. Wir werden heute Nachmittag etwas anders verfahren als heute
Vormittag. Wir werden drei Fragerunden haben. Sie sehen, dass es angesichts der Fulle der eingeladenen
Verbande den Zeitrahmen sprengen wirde, wenn Sie alle mit einem Vortrag beginnen wurden. Deshalb
kommen wir direkt zu den Fragerunden der Fraktionen. Wir beginnen mit der ersten Runde, der Fragerunde
der SPD-Fraktion, und Frau Humme hat das Wort. Bitteschon.

Abg. Christel Humme (SPD): Schénen Dank, Frau Vorsitzende. Meine erste Frage geht an die Vertreterin
| des Deutschen Frauenrates, die ja bekanntlich die Interessen der Mehrheit der Bevélkerung vertritt. Daher
interessiert uns naturlich lhre Stellungnahme ganz besonders. Speziell zum Gesetz zwei Fragen: Halten Sie
die Gleichstellungsstelle, die wir mit dem Gesetz vorsehen, fur eine wirksame Einrichtung, gerade auch um
Frauen, die einer Mehrfachdiskriminierung ausgesetzt sind, die entsprechende Unterstlitzung zukommen zu
lassen? Und die zweite Frage betrifft die im Gesetzentwurf vorgesehene Beteiligung der Verbande. Halter

Sie auch dieses Instrument fur geeignet, Frauen in der Wahrnehmung ihrer Rechte zu unterstitzen?

Brunhilde Raiser (Deutscher Frauenrat). Vielen Dank. Der Deutsche Frauenrat begruflt diesen
 Gesetzentwurf ausgesprochen. Auch wenn er die Mehrheit vertritt, hat er von seinen Mitgliedern die
Erfahruhg, dass diese Mehrheit sehr- wohl von Diskriminierung betroffen ist, und zwar von
Mehrfachdiskriminierung. Wir begriufRen, dass dieser Entwurf darauf zielt, auch im zivilrechtlichen Bereich
die Geschlechterdiskriminierung ausschlielen zu wollen. Wir halten das fur einen Schritt in die absolut
richtige Richtung und sehen darin auch in keiner Weise eine Gefahrdung der Wirtschaft, ganz abgesehen
davon, dass die Bereiche des Gesetzes, die vorrangig die Wirtschaft betreffen, aufgrund der EU-Richtlinien
ohnehin umzusetzen sind, und zwar auch, was die Geschlechtergerechtigkeit  betrifft.  Zur
Gleichstellungsstelle selbst: Die EU-Richtlinien schreiben sie vor, wir hatten uns durchaus gewlnscht, dass
sie noch mit sehr viel mehr Kompetenz ausgestattet wird, wenn nicht mit einem eigenen Vertretungsrecht.
Wir halten es aber dennoch fur einen Schritt in die richtige Richtung und fur einen guten Anfang. Wir hoffen,

dass es gelingt, die Weiterleifungspﬂicht, die diese Stelle hat, so zu regeln, dass es keinen Verschielft in den
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- verschiedenen Ebenen gibt, sondern dass es ein effektives Arbeiten wird. Es muss einfach aufgrund der
umfassenden Aufgaben der Antidiskriminierungsstelle auch eine gute Ausstattung in Qualitat und in
Quantitat sein und eine gute Ausstattung, was die Beteiligung von Menschen betrifft, die von ihrem
Hintergrund her Erfahrung mit Diskriminierung haben. Es muss also an dieser Stelle eine Diversity-Politik

gemacht werden.

Zu lhrer Frage der Verbandsbeteiligung: Es ist gut, dass so genannte Antidiskriminiérungsverbénde
Diskriminierte begleiten kénnen, das erfreut uns und da sind wir auch grundséatzlich bereit. Wie wir das
leisten sollen, mussen wir sehen, nachdem unsere Mittel voraussichtlich nicht erhéht und damit die
Probleme nicht geringer werden. Auf der anderen Seite hatten wir uns auf jeden Fall eine Verbandsklage
erhofft, weil es das sehr viel einfacher macht, auch strukturelle Diskriminierungen anzugehen, und den

muihsamen Géng in einzelne Verfahren erspart hatte.
Vorsitzende: Vielen Dank. Frau Graf bitte.

Abg. Angelika Graf (SPD). Frau Humme hat gerade schon das Thema Mehrheit der Bevdlkerung
angesprochen. Es sind zweifellos die Frauen, aber ein nicht unerheblicher Teil der Bevélkerung sind auch
die Senioren. Nun wird erstmals durch das Gesetz die Bekampfung der  Altersdiskriminierung
aufgenommen. Ich hatte eine Frage an den Vertreter der BAGSO: Wie bewerten Sie die Aufnahme des
Merkmals Alter, insbesondere im zivilrechtlichen Teil? Welche typischen Falle von Altersdiskriminierung
kennen Sie aus lhrer Praxis und was erwarten Sie durch die Unterstutzungsmaglichkeiten von Verbanden
und die Zustandigkeit der Antidiskriminierungsstelle fur das Merkmal ,Alter* an positiven Entwickiungen fur

die L.ebenswirklichkeit alterer Menschen?

Dr. Guido Kiumpp (Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-Organisationen): Zunachst vielen Dank fur
die Einladung. Das Buro gegen Altersdiskriminierung ist auch Mitglied der BAGSO; insofern werde ich mich
bemuhen, auch Frau Schweitzer mit zu vertreten. Als Dachverband von 85 Seniorenorganisationen
“vertreten wir mehr als zwolf Millionen Einzelmitglieder. Frau Graf hat das angesprochen, wir sind sozusagen
eine im Werden begri'ffene Mehrheit. Die BAGSO weist seit langem darauf hin, dass es viele
Benachteiligungen alterer Menschen im taglichen Leben gibt. Wir haben uns sowohl auf dem letzten
deutschen Seniorentag als auch durch die Beteiligung an Kampagnen mit dem Thema beschaftigt. Dabei
differenzieren wir sehr genau. Altersgrenzen sind aus unserer Sicht nur dann diskriminierend, wenn es
keinen sachlichen Grund flur eine Benachteiligung, fur ein Anknlupfen an das Alter gibt. Die BAGSO
befUrwortet die grundsatzliche Ausrichtung des Gesetzes, vor allem begrifien wir, dass Diskriminierung
wegen des Lebensalters auch und gerade im Bereich der Versorgung mit Gutern und Dienstleistungen

bekampft werden soll.

Ein Antidiskriminierungsgesetz wird das Verhalten der Menschen sicherlich nicht von heute auf morgen
andern, aber es wird die vielen alltaglichen Benachteiligungen sichtbar machen und altere Menschen
errhutigen, sich dagegen zu wehren. In unserer Stellungnahme haben wir auf einige Beispiele von
Diskriminierung wegen des Lebensalters hingewiesen. Weshalb soli beispielsweise ein Sachbearbeiter im

Bundesarbeitsministerium nicht alter als 35 sein, wie es in einer aktuellen Stellenausschreibung des
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Ministeriums heil’t? Um die Ausgrenzung Alterer auf dem Arbeitsmarkt zu Uberwinden, bedarf es sicher
vieler Anstrengungen. Die Zahlen sind bekannt: Von den 55- bis 64-jahringen arbeitet in Deutschland nur
noch ein gutes Drittel - in den USA, in der Schweiz, in Schweden sind es doppelt so viele. Hier kann das

Antidiskriminierungsgesetz sicherlich nur einen kieinen Beitrag leisten.

Anders im Zivilrecht: Eine Auslandskrankenversicherung kann in Deutschland in der Regel nur abschlie3en,
wer jinger als 70 ist oder die Tarife steigen ab einem bestimmten Alter plétzlich auf das Dreifache. Noch
problematischer ist, dass &dltere Kassenpatienten haufig von dem Angebot privater Zusatzversicherungen
ausgeschlossen sind. Die BAGSO begruldt, dass solche offenen und verdeckten Diskriminierungen fur
unzulassig erklart werden. Jeder Burger und jede Burgerin muss die Mdglichkeit haben, sich gegen typische
Lebensrisiken zu versichern. Allerdings, insoweit ein kleiner Kritikpunkt, es leuchtet uns nicht ein, weshaib
Banken bei der Vergabe von Dariehen weiterhin pauschal Altersgrenzen festsetzen durfen. Nach der
Begrundung zu dem Entwurf beruhen Kreditgeschafte meist auf einer individuellen Risikoprifung, so dass
es sich, so die'Begriindung, regelmaiig nicht um Massengeschafte handelt. Also, dass Sie mich nicht falsch
verstehen: Wir haben gegen eine individuelle Risikoprufung nichts einzuwenden. Eine Bank darf de’
Kreditantrag eines 70-jahrigen ablehnen, wenn dieser Uber keinerlei Sicherheiten verfugt. Die Bank:soll ihn
aber nicht deshalb ablehnen durfen, weil der Antragssteller zu alt ist. Wir pladieren deshalb dafur, § 20 auf
alle Schuldverhaltnisse zu erweitern, denen typischerweise AGB zugrunde gelegt werden. Dazu zahlen
eben auch Darlehensvertrage. Nochmal in Karze: Wir beflrworten die grundsétzliche Ausrichtung. Wir
begrufen vor allem, dass das Me_rkmal Alter auch im zivilrechtlichen Teil enthalten ist, aber aus unserer

Sicht geht der Katalog des § 20 Absatz 1 noch nicht weit genug. Vielen Dank.
Vorsitzende: Vielen Dank. Herr Schmidbauer bitte.

Abg. Horst Schmidbauer (SPD): Meine Frage geht an den Deutschen Behindertenrat und an die
Bundesarbeitsgemeinschaft Hilfe fur Behinderte. Mich wirde interessieren, in welchen Lebensbereichen Sie
durch das Gesetz eine verbesserte Teilhabe behinderter Menschen und vor allem auch einen starkeren

Schutz vor Diskriminierung im privaten Rechtsverkehr erwarten.

Klaus Lachwitz (Deutscher Behindertenrat): Der Deutsche Behindertenrat ist ein Aktionsbundnis, dem
nahezu alle Behindertenorganisationen in Deutschland angeschlossen sind, und er hat sich seit vielen
Jahren ganz einmiutig dafur eingesetzt, dass ein Antidiskriminierungsgesetz geschaffen wird. Das beruht auf
der Erkenntnis, dass behinderté Menschen in der unserer Gesellschaft nach wie vor benachteiligt werden.
Man muss sich nur die steigenden Arbeitslosenzahlen ansehen: am meisten gestiegen sind sie im Bereich
der behinderten Menschen. Das zeigt, dass sie eine schwierige Position in der Gesellschaft einnehmen. Ich
kann das am Beispiel der Personengruppe von Menschen mit geistiger Behinderung belegen. Es gibt ganz
grolRe Benachteiligungen im Bereich. des Versicherungswesens. Nach wie vor gibt es eine Vielzahl von
Versicherungen, die den Abschluss von Haftpflichtversicherungsvertrégen' generell ablehnen, genauso den
‘Abschluss von Unfallversicherungsvertragen. Man unterstellt einfach, dass das Haftungsrisiko bei dieser
Personengruppe so grofy ist, dass man Uberhaupt keine Versicherung abschlieien moéchte oder man
begrenzt die Haftung auf 5.000 Eurc im Héchstsatz. Das ist ein kiassisches Beispiel von Diskriminierung,

das warde sich ein anderer Birger so nicht bieten lassen.
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Genauso stellen wir immer noch fest, dass es Benachteiligungen gibt, wenn behinderte Menschen
Gaststatten aufsuchen oder wenn sie Urlaub machen wollen. Bestimmte Hotelgruppen versuchen immer
‘noch, zumindest Gruppen von behinderten Menschen abzuweisen, weil sie befurchten, dass andere sich auf
entgangene Urlaubsfreude berufen, wenn sie gewissermalen den Anblick von behinderten Menschen
ertragen solien. Das sind alles Dinge, die wir natUrlich gesamtgesellschaftlich bekdmpfen missen, aber ein
solches Gesetz kann natlrlich auch eine Signalwirkung in die Bevolkerung hinein entfalten. Aus diesem
Grund ist dieses Gesetz eigentlich nichts anderes als die Fortsetzung des Artikels 3 Absatz 3, des Verbots

der Benachteiligung behinderter Menschen auf der Ebene der Gesetzgebung.

Vielleicht zum Schiuss noch folgender Hinweis: Wir kbnnAen uberhaupt nicht nachvollziehen, dass hier immer
behauptet wird, Deutschland wiirde Uber europdische Bestimmungen hinausgehen. Man soll sich doch mal
den Artikel 13 des Vertrages von Amsterdam genau ansehen. Dort sind alle Merkmale, die hier in diesem
Gesetz beruéksichtigt'sind, gleichberechtigt nebeneinander gestellt. Da hat man eben nicht nur die Rasse
und die ethnische Herkunft herausgehoben, sondern auch Behinderung, Alter und so weiter; alle diese
Dinge stehen in diesem Artikel nebeneinander. Das bedeutet, dass Deutschland an dieser Stelle nur etwas

vorwegnimmt, wozu es ohnehin in den nachsten Jahren verpflichtet wirde. Vielen Dank.

Christoph Nachtigiller (Bundesarbeitsgemeinschaft Hilfe fur Behinderte): Vielen Dank fur die Frage. In
welchen Lebensbereichen erwarten wir eine verbesserte Teilhabe? Ich denke, wir kdnnten als erstes sagen,
dass das Gesetz eine Notwendigkeit darstellt. Es tragt generell dazu bei, dass das Umdenken und der
Paradigmenwechsel, die wir mit der Veranderung und der Erganzung des Grundgesetzes 1994 erlebt
haben, jetzt sozusagen in logischer Folge auch in den 'Bereichen, in den eine Dritttwirkung von
Grundrechten nicht besteht, namlich im Zivilrecht, endlich Platz greifen. Ich denke, man kann durchaus
einzelne Lebensbereiche aufzahlen, und da wurde ich die Beschaftigungssituation benennen. Ich wirde den
Dienstleistungsbereich nennen, aber auch den Bereich sexuelle Ubergriffe in Einrichtungen. Es geht darum,
insgesamt ein Schritt vorankommen und Ober die Grundgesetzergédnzung, das SGB IX, das
Behindertengleichstellungsgesetz hinaus jetzt auch den Schritt gehen, der eigentlich noch fehit, namlich
zwischen den Menschen, da wo sich das tégliche Leben abspielt - in den Lokalen, bei Vertragen, bei den

Massengeschaften des taglich Lebens - dort auch eben Normaiitat einzufihren, wo Normalitat hingehort.

Der starkere Schutz im Rechtsverkehr ist schon erwahnt worden - wir haben doch so viele Fortschritte
gemacht im Bereich des 6ffentlichen Rechts, im Verhaltnis des Birgers zum Staat. Es ist absolut n‘otwendig,
dass wir die Verbesserung der Rechte im Zivilrecht jetzt ebenfalls durchsetzen koénnen. Das
Verbandsklagerecht, das wir eigentlich erwartet hatten, ist das, was hier noch fehlt. Aber der Rechtsschutz,
wie Sie ihn im Gesetzentwurf jetzt angelegt haben, bedeutet schon eine wichtige Unterstitzung derjenigen,
die sonst auf individuelle Geltendmachung von Ansprichen angewiesen sind und die ja aufgrund ihrer
personlichen Situation kaum in der Lage sein werden, Uber diesen speziellen Tatbestand der personlichen
Benachteiligung hinaus generelle Wirkung zu entfalten. Insofern hat der Rechtsschutz immer auch zwei
Seiten. Es geht um den individuellen Anspruch, es geht aber auch um die gesellschaftliche Breitenwirkung.
Und insofern‘versprechen wir uns auch von dem verbesserten Rechtsschutz durch Einbeziehung def

Verbande eine Uber das Einzelne hinausge‘hende,' weitere Wirkung.

83



Ausschuss fur Familie, Senioren, Fraueh und Jugend, 51. Sitzung, 07.03.2005

Vorsitzende: Vielen Dank. Als nachste fragt Frau Abg. Gradistanac.

Abg. Renate Gradistanac (SPD): Ja, meine Frage wendet sich an Frau Berger. Sie sind

Auslanderbeauftragte des Landeé Brandenburg. Kénnten Sie uns einige Fallbeispiele schildern und auch

einige Gedanken aultern, warum Sie glauben, dass wir ein Diskriminierungsgesetz brauchen. Meine zweite
Frage richtet sich an Herrn Lorcher von ver.di. Seitens der von lhnen vertretenden Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer, insbesondere von geschiedenen Frauen und homosexuellen Mannern, wird Uber
Benachteiligungen durch die katholischen Kirche berichtet. Halten Sie die im § 9 des Entwurfs
vorgesehenen zuléséigen Benachteiligungen durch kirchliche Arbeitgeber fur gerechtfertigt, insbesondere
fur EU-rechtskonform, und wenn Sie einen Anderungsvorschlag haben, wirden Sie uns den bitte in aller. -

Kurze vorstellen. Danke.

Almuth Berger (Antidiskriminierungsstelle Brandenburg): Vielen Dank fur diese Frage. Auslénder- und
Integrationsbeauftragte sind seit langem eifrige Verfechter eines Antidiskriminierungsgesetzes. Wir setzer
uns schon viele Jahre sehr. intensiv dafur ein. Die Erfahrungen unserer Arbeit und auch unserer
bescheidenen Antidiskriminierungsstelle haben gezeigt, dass sowohl internationale Ubereinkommen wie die
Menschenrechtserklarung als auch unsere verfassungsrechtlichen Diskriminierungsverbote in der Praxis, in
der - Auseinandersetzung mit Diskriminierung, sehr wenig konkrete Anwendbarkeit haben und meist den
Betroffenen keine ausreichende Hilfe bieten. Deswegen finden wir es so wichtig, dass wir jetzt wirklich etwas
dafur tun, dass juristischer Schutz da ist und dass sich ein Bewusstsein fir Diskriminierungen im Alltag

entwickelt.

~ Daich aus der Praxis komme, erzahle ich gerne ein paar Beispiele, damit es etwas anschaulicher wird. Eine
Firma ,XY* ist in einer brandenburgischen Kleinstadt die einzige weit und breit, die professionelle
Baumaschinen verleint. Herr ,B* wollte dort einén Winkelschleifer mieten. Er kommt hin, seine
Ausweispapiere werden verlangt, er legt seinen US-amerikanischen Pass und eine glltige
Aufenthaltsbescheinigung vor. Der Angestellte schiebt es an den Chef weiter, der Chef héchstpersénlick
studiert die Papiere und befindet: ,Tut mir leid, an Auslander vermieten wir nicht!* Auch nach langeren
Diskussionen muss Herr ,B* enttduscht abziehen, bekommt seinen Winkelschleifer nicht. Das ist ein
eindeutiger Fall von Diskriminierung. Der Chef begrundet ja auch ohne weitere Ruckfrage das

Nichtverleihen mit der Auslandereigenschaft.

Einen anderen Bereich haben wir gerade in der Antidiskriminierungsstelle in Brandenburg durch einen Testv
erfasst. Wir haben immer wieder Beschwerden bekommen, dass Diskotheken Menschen auslandischer
Herkunft, vor allen 'Dingen Menschen sichtbarer auslandischer Herkunft, nicht einlassen. Wir haben
daraufhin einen Test unter Mitarbeit des damaligen Ostdeutschen Rundfunks Brandenburg gemacht und
haben - vor laufender Kamera - geguckt wie es ist, wenn Leute Einlass in eine Diskothek begehren. In 21
Diskotheken ist es geprift worden, bei zwei Dritteln war es in Ordnung, bei etwa einem Drittel war ganz Klar,
dass dort eine diskriminierende Einlasspraxis betrieben wurde. Die ausléndisch aussehenden Besucher, die
hineinkommen wollten, wurden abgewiesen mit der Begrindung, die Diskothek ist voll, wir kénnen

niemanden mehr hereinlassen. Die Kamera zeigt dann sehr deutlich, dass alle anderen, die spater kamen,
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und ,;Weirse“ waren, also offensichtlich keine‘Ausléhder, hineingelassen wurden. In einem Fall hat die
Geschaftsfuhrerin dann in dem Gesprach sehr ehrlich zugegeben, dass sie den Einlass an Auslander
verwehrt, weil ihre anderen Gaste das nicht mégen. Deswegen wurden die nicht hereingelassen. Ich denke
auch hier - ein ganz klarer Fall. Wir haben damals versucht, mit dem Wirtschaftsministerium und den 6rtlich
zustandigen Gewerbeamtern einen Weg tber die Gewerbeordnung zu gehen; das ist ja eigentlich mogtich.
Bei den Nachfragen vom Ministerium haben alle Diskotheken erklart, dass sie selbstverstandlich alle
hineinlassen wurden. Die Aufsichtsbeschwerde hat also keinen Erfolg gehabt. Ich denke hier wird deutlich,

wie wichtig es ware, eine klare gesetzliche Grundlage zu haben.

Vielleicht noch ein Beispiel von den vievlen, die ich erzahlen koénnte: Wir haben in einem Telefontest zwei
Bewerber um studentische Arbeitsstellen anrufen lassen, einer mit einem deutschen Namen, einer mit
einem ausléndischen Namen. Der mit dem auslandischen Namen ruft'an wegen eines Wochenendjobs in
einem Lokal, eine Frau meldet sich und er fragt, ob denn der Job noch frei ware. Sie sagt, sie sei die
Putzfrau und kénne leider gar nichts sagen. Er solle doch bitte heute Abend wieder anrufen. Der mit dem
deutschen Namen ruft fanf Minuten spater an, dieselbe Frau ist am Apparat - er wird sofort zu einem
Vorstellungsgesprach eingeladen. Ich denke, diese wenigen Beispiele sollen auch geniigen. Es ist deutlich,
wie wichtig eine klare gesetzliche Regelung ist und wie wichtig gleichzeitig aber auch die
Bewusstseinsbildung innerhalb der Bevoikerung ist. Die muss das begleiten, ein Gesetz allein reicht

selbstverstandlich nicht aus.

Klaus Lorcher (Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft). Zunachst herzlichen Dank fiur Einladung. Fur die
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di begriBen wir den Gesetzentwurf. Wir haben eine
Stellungnahme 'abgegeben, in der wir alle Punkte in Zusammenarbeit mit dem deutschen
Gewerkschaftsbund naher ausgefihrt haben. Zur konkreten Frage drei Punkte: Der Sache nach halten wir
die zuléssigen Benachteiligungen nach § 9 fur zu weitgehend. Dies gilt insbesondere, wenn ein groter Teil
der Finanzierung, zum Beispiel bei Kindergarten, aus und mit der Offentlichen Hand erfolgt oder wenn in
ganzen Landstrichen schon eine Art Monopolstellung kirchlicher .sozialer und medizinischer Einrichtungen
besteht. Zweitens, diese Falle waren unserer Ansicht nach auch nicht EU-rechtskonform. Es handelt sich bei
diesen Beispielen gerade nicht um Merkmale der Religion oder Weltanschauung. In Artikel 4 Absatz 2 der

Rahmenrichtlinie wird ausdricklich festgelegt, ,dass eine Ungleichbehandlung nach diesen Kriterien keine

Diskriminierung aus einem anderen Grund rechtfertigt’. Das war ein Zitat aus der Richtlinie. Deswegen, und
das ist der dritte Punkt, haben wir einen Anderungsvorschlag vorgelegt, in dem wir fur den § 9 einen neuen
Absatz 3 vorschlagen, der entsprechend dem Wortlaut der Richtlinie sagt: Eine Diskriminierung aufgrund
von Religion- oder Weltanschauung rechtfertigt keine Diskriminierung aus einem anderen Grund.

Dankeschon.,

‘Vorsitzende: Vielen Dank. Herr Scholz bitte.

Abg. Olaf Scholz (SPD): Ich habe eine Frage an Herrn Lendermann vom Katholischen Buro und Frau Like
vom Bevollmachtigten der Evangeliséhen Kirche. Sie haben ja Vorschlage in Bezug auf eine Neufassung

des § 9 gemacht, weil Sie da ein paar Prazisierungsvorstellungen haben. Ich wirde gerne thre Uberlegung

zu diesem Tell des Gesetzes héren.
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Heiner B. Lendermann (Kommissariat der deutschen Bischoéfe): Vielen Dank, Herr Scholz. Eine kleine
Vorbemerkung: Ich brauche wohl nicht naher zu eriautern, dass wir das etwas anders sehen, als mein

Vorredner von ver.di.

Ja, welche Schwierigkeiten haben wir mit dem § 9. Um Ihnen einen Eindruck zu vermittein, wirde ich gerne
die Bestimmung selbst vorlesen, dann ké&men Sie ebenfalls zu de.m Ergebnis, dass sie auch intellektuell
sehr schwierig zu durchdringen ist. Aber ich méchte mit dem Leichtesten anfangen. Das Leichteste ist, hier
ist zwar von den Religionsgesellschaften die Rede, aber nicht von den Einrichtungen, die zu ihnen gehéren.
Es ist nur in der Begrindung etwas dartiber zu lesen, dass sie selbstverstandlich mit umfasst sind.
Ublicherweise ist es aber so - und Sie kénnen in einschldgigen Gesetzen, zum Beispiel in § 118
Betriebsverfassungsgesetz nachschauen - dass diese Einrichtungen in den entsprechenden Gesetzen mit

erwahnt werden.

Zweitens, die Formulierung des § 9 Absatz 1 legt es nahe, dass die Kirchen, die Religionsgemeinschafte
kunftig nicht mehr wie bislang Mitglieder der eigenen Konfession bei Ausschreibung und Einstellung
berlicksichtigt kdnnen - jedenfalis dann nicht, wenn auf der neu zu besetzenden Stelle friher mal jemand mit
einer anderen Konfession gewesen ist. Eine Unterscheidung nach der Religion soll namlich unter anderem
nur dann mdéglich sein, wenn die Religion im Hinblick auf die bestimmte berufliche Tatigkeit eine wesentliche
berufliche Anforderung ist. Und das ist moglicherweise dann nicht der Fall‘ - wir haben hier jedenfalls
erhebliche Unsicherheit - wenn die Stelle nicht immer mit Angehérigen derselben Konfession besetzt war.
Ich kann mal ein kleines Beispiel aus dem nicht-kirchlichen Leben bringen: Wenn beispielsweise eine Partei
Mitarbeiter einstellt, bevorzugt sie in der Regel jedenfalls Mitarbeiter der eigenen politischen Couleur, und
das soll auch kunftig so sein — zu Recht. Aber sie kann natlrlich auch davon abweichen und
ausnahmsweise einmal jemanden nehmen, .der nicht der Partei angehort. Das wird der Kirche kinftig

vermutlich verwehrt sein.

Aullerdem haben wir Schwierigkeiten damit, dass in der Formulierung suggeriert wird, es gabe — je nact
Tatigkeit - Abstufungen der Loyalitatsanforderungen. Es wird hier namlich darauf abgestellt, dass es auf die
bestimmte berufliche Téatigkeit ankommt. Dies entspricht in Ansatzen einer fruher einmal vom
Bundesarbeitsgericht  vertretenen  Auffassung, die aber schon vor vielen Jahren vom
Bundesverfassungsgericht gekippt worden ist. Und ferner haben wir Schwierigkeiten damit, dass in der
Formulierung des § 9 Absatz 1 der Eindruck erweckt wird, als ob die Frage, ob eine berufliche Tatigkeit
wesentlich ist oder nicht und ob sie dann gerechtfertigt und berechtigt ist, nicht nach von den Kirchen

gesetzten Malistaben, sondern nach anderen Malstaben von den Gerichten entschieden wird.

Wenn ich mich noch dem Absatz 2 zuwenden darf, Herr Scholz. Der Absatz 2 stellt nicht sicher, dass die
Religionsgemeinschaften auch kiinftig die Loyalitatsanforderungen stellen kénnten, die sie bislang stellen,
weil in  der Formulierung auf die Weltanschauung, die Religionsgesellschaften - und
Weltanschéuungsgemeinschaften hingefuhrt wird. Das ist ein sehr schwieriges Problem. Wir haben dazu in
unserer Stellungnahme etwas gesagt. Und als Letztes mochte ich noch mal ganz kurz auf diejenigen
Einrichtungen und Verbande hinweisen, die nicht im engeren Sinne zu den verfassten Kirchen gehoren,
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aber religiés und weltanschaulich gepragt sind. Sie fallen kunftig nach dieser Formulierung véllig ‘aus der

,Privilegierung” durch § 9 heraus.

Dr. Monika Liike (Bevollméachtigter des Rates der EKD): Nur drei kurze Hinweise zu Absatz 1, die das
Anliegen von Herrn Lendermann unterstitzen. Es gibt in § 9 Absatz 1 des Gesetzesentwurfs eine
Abweichung im Vergleich zu Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinien, die unseres Erachtens die GefaHr birgt, dass
der Anwendungsbereich gegenlber der méglichen Ausnahmeklausel, die die Richtlinie fur die Kirchen und
Religionsgemeinschaften vorsieht, verengt wird. So heif3t es in § 9 Absatz 1 ,nach Art der bestimmten
beruflichen Tatigkeit eine wesentliche, rechtméaflige und gerechtfertige Anforderung darstellt. Im
Richtiinientext heil’t es demgegeniber ;nach der Art dieser Tétigkeitén“, also allgemein gehalten. Daruber
hinaus kénnten wir uns vorstellen, dass durch eine Einfuigung im Text, die lautete nach dem
Selbstverstandnis der Kirche oder Religionsgemeinschaft” geﬁau das konkretisiert wirde, was Herr
Lendermann gerade beschrieben hat. Dass es namlich nach der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts letztlich auf die Auffassung der Kirche und Religionsgemeinschaft ankommt,
wenn es darum geht, ob eine bestimmte Eigenschaft - Religionszugehorigkeit, ein bestimmter zivilrechtlichér

Status - erforderlich ist, um eine bestimmte Stelle zu besetzen.

Vorsitzende: Vielen Dank. Wir beginnen dann mit der Fragerunde der CDU/CSU-Fraktion, Frau Roedel
bitte.

Abg. Hannelore Roedel (CDU/CSU): Meine erste Frage richtet sich an den Deutschen Familienverband. im
vorliegenden Gesetzentwurf finden sich zwar viele Merkmale, aber das Merkmal der Familie .nicht. Mich
wirde lhre Einschatzung zu der Problematik in punkto Familien interessieren. Meine zweite Frage richtet
sich noch einmal an den Vertreter der katholischen Kirche, und zwar im Hinblick auf den zivilrechtlichen Teil.
Sehen Sie Probleme auf sich zukommen, vor allem im Bereich Abgrenzung der Massengeschafte und

Tatigkeiten, bei denen dann auch Sie als Kirche mit diesem Gesetz zu tun haben.

Dr. Marcus Ostermann (Deutscher Familienverband): Ja, vielen Dank. Es ist ja eingangs darauf rekurriert
~ worden, wie grof} die gesellschaftliche Bedeutung ist, die mén vertritt. Ich glaube, da ist gesagt worden, ein
bisschen mehr als die Halfte der Bevolkerung. Das wird von Familien noch bei weitem gesc'hlagen, was den
. Kreis der Betroffenen anbetrifft. Umso erstaunlicher ist es, dass die Benaéhteiligung von Familien in dem
Gesetzentwurf bisher Uberhaupt nicht berticksichtigt wird. Insofern ist es ein wenig schwierig, etwas zu
beurteilen, was es eigentlich gar nichf gibt. Lediglich in § 3 bei den Begriffbestimmungen findet sich ein
Hinweis auf schwangere Frauen und Muitter, der aber, wenn man sich die Systematik ansieht,
gewissermalien abgeleitet ist aus dem Schutze wegen des Geschlechts. Somit sind beispielsweise Vater,
die wegen der Erziehung von Kindern benachteiligt Werdeh, von dem Gesetz (berhaupt nicht erfasst. Nun
ist es ja so, dass der vorgelegte Gesetzentwurf in einigen Punkten Uber die bisher vorhandenen,
umzusetzenden Richtlinien hinausgeht - ungeachtet der Ausfuhrungen, die vorhin von dem Verireter des
Deutschen Behindertenrates zum Vertrag von Amsterdam gemacht wurden. Aber es geht jetzt im Moment
nur um die vier Richtlinien, die umzusetzen sind. Und daher ist es unverstandlich, warum Familien hier

Uberhaupt nicht berlicksichtigt werden, wenn bei anderen Personengruppen Uber diese Richtlinien
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hinausgegangen wird. Also, die Benachteiligung, die sich daraus ergibt, dass man Kinder erzieht, dieses

Benachteiligungsmerkmal wéare genauso gut greifbar wie viele andere Benachteiligungsmerkmale auch.

Heiner B. Lendermann (Kommissariat der deutschen Bischéfe): Also, wir haben mit dem § 20 erhebliche
Schwierigkeiten. Auch nach intensivem Studium sowoh! des Textes als auch der Begrindung haben wir nur
‘ansatzweise eine Ahnung davon, welche Geschafte unter § 20 Absatz 1 fallen. Ich glaube nicht, dass das
nur an uns alleine liegt, auch heute Morgen in der Sachverstandigenanhérung war schon davon die Rede.
Davon hangt nattriich davon ab, in wieweit der § 20 und der zivilrechtliche Teil die beiden Kirchen betreffen.
Also; die Tragweite der Bestimmung fur die Kirchen hangt davon ab, was nun ein Massengeschaft ist und
was kein Massengeschaft ist. Dann stellt stellt sich naturlich die zweite Frage, was sich im § 21 dazu findet,
aber darauf zielte lhre Frage nicht. Also, ich beginne mal mit dem Wort ,typischerweise”. Was ist
typischerweise? In der Geschlechterrichtlinie finde ich das Wort ,typischerweise” nicht, sondern da ist davon
die Rede, dass es ein Massengeschaft sein muss. Also ohne Ansehen der Peréon, aber nicht
typischerweise ohne Ansehen der Person. Zweitens finde ich nicht die zweite Alternative, ndmlich die
Geschafte, bei denen das Ansehen einer Person eine nachrangige Bedeutung hat. Was ist das eigentlich”
Wir tun uns sehr séhwer mit diesen unbestimmten Rechtsbegriffen, denn wir haben den Eindruck, dass
gerade der Katalog des § 2 Absatz 1 uns in sehr vielfaltiger Weise betrifft. Wenn es sich dabei aber nicht um
Massengeschafte handelt, kénnen wir beruhigter sein. Drittens, Herr Thising hat heute Morgen ja schon
sehr eindrUckiich von Frau Lickerat gesprochen, seiner Vermieterin aué Studienzeiten. Es ist dann in einer
Antwort eines Abgeordneten davon die Rede gewesen, dass es sich hier um eine moglicherweise
vormoderne Anschauung handele, wenn man eine solche Anzeige aufgebe. Ich mdchte hier blol zu
Protokoll geben, ich hore gerne Monteverdi und Gregorianik und kieide mich auch gelegentlich etwas

vormodern. Vielen Dank.
Vorsitzende: Herr Gribel bitte.

Abg. Markus Griibel (CDU/CSU): Zunéachst eine Frage an Haus und Grund: In den sluddeutschen
Ballungsréumen Hessen, Baden—Wurttémberg und Bayern gibt es einen gewissen Wohnungsmange! '
Glauben Sie, dass das Antidiskriminierungsgesetz ein wirksames Mittel ist, mehr privates Kapital fur
Wohnungen zu gewinnen? Glauben Sie, dass Vermietungen unter der Hand befoérdert werden und man
dann manchen Streitigkeiten aus dem Weg gehen kann oder dass es gar Leerstand beférdert, dass private
Vermieter einfach sagen: Ich lasse meine .Wohnung lieber leer stehen. Eine zweite Frage an den
Bundeésverband deutscher Wohnungsunternehmen, GdW. lhre Aufgabe ist ja auch die ausgewogene
Struktur der Mieterschaft, damit in Stadtteilen keine Ghettos entstehen. Sehen Sie da im Hinblick auf das
ADG kunftig Probieme? Und eine weitere Frage: Sie haben ja sehr viele Vermiétungsvorgénge. Sehen Sie

Probleme mit den Kosten, die durch das Gesetz entstehen?

Kai Warnecke (Haﬁs & Grund): Vielen Dank, Herr Gribel. Wir sehen starke Probleme hinsichtlich der
Vermietbarkeit und wir sehen durch das Antidiskriminierungsgesetz in der jetzt vorliegenden Form starke
negative Auswirkungen auf die private Immobilienwirtschaft und die immobilienwirtschaft allgemein.” Man
muss vermutlich kein Prophet sein um vorherzusagen, dass sich die privaten Investitionen in d.ie
Wohnungswirtschaft verringern werden. Das liegt im Wesentlichen darin begrindet, dass das Gesetz weit
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Uber die Vorgaben der EG-RichtHnienv hinausgeht. Damit wird die freie Wahl des Vertragspartners
eingeschrénkt und darlber hinaus die Vermietung zu einem Risikogeschéaft, denn es drohen beim
offentlichen Anbieten von Wohnraum Schadensersatzklagen. Das Gesetz widerspricht damit grundsétzlich
dem Charakter eines Mietverhalinisses. Mietverhaltnisse sind auf Dauer angelegt und érfolgen niemals ohne
Ansehung der Person. Schliefilich vertrauen private Vermieter im Regelfall ihre private Altersvorsorge, die
sie Uber Jahrzehnte gebildet habén, und damit ihr gesamtes Kapital dem Mieter an. Es sollten daher die
Belastungen aus dem Antidiskriminierungsgesetz in Deutschland nicht hbher sein als in den ubrigen EU-
Landern. Und deswegen solite es auch in Deutschland zu einer Eins-zu-eins-Umsetzung der Richtlinien

kommen.

Ich méchte kurz auf einige Punkte hinweisen: Wir gehen sehr wohl davon aus, dass es in Deutschland zu
einer Prozesswelle und zu einer erheblichen burokratischen Belastung kommen wird. Das wird dann dazu
fuhren, dass man eine Wohnung im Zweifel nicht mehr vermietet. Wir haben derartige Andeutungen schon
aus unserer Mitgliedschaft vernommen. Es wird gerade im Hinblick auf den § 23, die Beweislastverteilung,
jedem Vermieter schwer werden, eine Wohnung zu vermieten, ohne einer Schadensersatzklage ausgesetzt
zu sein. Schiiefllich muss der Mieter in Zukunft nur noch Vermutungstatsachen glaubhaft machen. Der
private Vermieter wird sich dann entlasten mussen. Wenn er dies nicht kann, wird er automatisch zur
Zahlung von Schadensersatz verurteilt. Das wird zwangslaufig zu einem Absicherungsbedurfnis bei privaten
Vermietern fuhren. Diese werden sich selbstverstandlich tber Mieter und Mietinteressenten Informationen
einholen mussen, um eine Diskriminierung, die sie vielleicht unbewusst begehen, in Zukunft vermeiden zu
kénnen. Wenn ihnen das zu lastig ist, werden sie vermutlich nicht mehr vermieten. In jedem Fall werden sie
aber nicht mehr in Wohnimmobi\.ien investieren, was dazu flihren wird, dass der privatfinanzierte Wohnraum

in Zukunft immer weniger werden wird.

Des Weiteren stolien wir uns - wie auch schon mein Vorredner sagte - an der Rechtsunsicherheit, die mit
diesem Gesetz einhergeht. Unklare Begrifflichkeiten sind zuhauf vorhanden, Begrifflichkeiten, die das
deutsche Recht bisher nicht kennt. Es wird vermutlich tber Jahre hinweg zu Rechtsunsicherheiten kommen,
zum Beispiel bei dem Begriff des Massengeschéftes. Die zweite Alternative ist weit tUber EU-Richtlinie
hinausgehend. Die Tatsache, dass ein Massengeschéaft auch ohne oder bei nur geringer Bedeutung des
Ansehens der Person vorliegen soll, sieht die EU-Richtlinie nicht vor. Die Gesetzesbegrindung gibt
Aufschluss, warum es im Gesetz steht, né&mlich um die Vermietung von Wohnraum unter das
Massengeschaft zu subsumieren. Hier Ubersiehf das Gesetz vollkommen, dass Vermietung niemals ohne
Ansehen oder bei nur geringerem Ansehungen der Person erfolgt, denn schlieBlich, ich sagte es bereits,
vertraut der private Vermieter sein gesamtes Kapital, seine Altersvorsorge, dem Mieter an. Wenn er sich
hierbei vertut, kann es zu einer existentiellen Bedrohung kommen. Und der letzte Punkt warum es
wahrscheinlich zu einem Ruckgang von privaten Investitionen kommen wird, ist die nicht nachvollziehbare
Regelung, dass Antidiskriminierungsverbande sich zukinftig die Anspriche von jedem Diskriminierten
abtreten lassen und dann im eigenen Namen einklagen koénnen. Das durfte nicht notwendig sein und

- Diskriminierten nicht helfen. Vielen Dank.

Lutz Freitag (Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen): Die von uns vertretende |

Wohnungswirtschaft setzt es sich um Ziel, méglichst stabile und ausgewogene Quartiers- und
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Bewohnerinnen-/Bewohnerstrukturen in den Stadten zu erzielen und zu gewahrleisten. Damit bewegt sie
sich im normativen Sinne der Wohnraumférderung, das heillt, § 6 des Gesetzes Uber die soziale
Wohnraumférderung sieht dies ausdrickiich als Zielsetzung der Wohnungspolitik in Deutschland vor. Diese
Zielsetzung ist in Deutschland bisher auch weitestgehend realisiert worden. Wir haben im Vergleich zu
anderen europaischen Landern eine ausgesprochen friedliche, nachbarsohaftliche Situation, auch in
unseren Groflquartieren. Dies ist kein Zufall, sondern es ist Ergebnis dieser sehr sensiblen und
verantwortungsbewussten Vermietungspraxis unserer Wohnungsunternehmen. Sollte es zu dem jetzt
geplanten Antidiskriminierungsgesetz kommen, wirde es erhebliche Schwierigkeiten bereiten, kinftig noch
eine solche ausgewogene Bewchnerinnen-/Bewohnerstruktur in den Quartieren zu gewahrleisten, denn eine
Entscheidung kann und muss im Einzelfall auch einmal bedeuten, dass eine Birgerin/ein Blrger mit einer
bestimmten ethnischen Herkunft eine bestimmte Wohnung nicht bekommen kann, weil dies im
nachbarschaftlichen Kontext einfach nicht zu verantworten ist. Und zwar liegt dies dann sowohi in threm
oder seinem Interesse als auch im Interesse der Nachbarschaft. Wenn also solche Entscheidungen kunftig
nicht mehr moglich sind, weil sie im formalen Sinne eine Diskriminierung bedeuten, wirde dies naturlich im
Laufe der Zeit zu einer Erosion der Nachbarschaften fihren. Wir wiirden Entwicklungen bekommen, die wi-
uns alle nicht winschen. Das heil’t, bisher funktionierende Nachbarschaften wirden im Laufe der Zeit

umkippen und Uberfordert werden.

Die grofite Zah! der Menschen, die hier geschitzt werden sollen, wohnt heute in den Quartieren unserer
Wohnungsgesellschaften und -genossenschaften - und zwar gut und sicher. Wir wirden eigentlich gerne
weiterhin eine solche verantwortungsbewusste Belegungspolitik im Sinne des Gesetzes betreiben. Wir
haben deswegen eine Ergénzung zu § 5 des vorliegenden Gesetzentwurfes vorgeschlagen mit der
Zielsetzung, eine solche ausgewogene Belegung ausdricklich nicht als Diskriminierung zu behandeln,
sonder als positive Malinahme. Dies wéare auch eine positive MalRnahme, weil wir namlich mit dieser
sozialrdumlichen Integration insbesondere von Menschen mit unterschiedlicher ethnischer Herkunft eine
Stigmatisierung von Quartieren und damit Uberhaupt erst die sozialokonomische Diskriminierung der
Menschen in diesen Quartieren verhindern. Das heilt, unsere MaRnahmen wirden gerade im Sinne des
Gesetzes positiv wirken, und deswegen auch unsér Vorschlag dazu. Das fuhrt zwangslaufig dazu, dass
Vermietung in diesem Sinne natlrlich auch kein Massengeschaft ist. Ich kann darauf vervyeisen, was der
Vertreter von Haus & Grund schon gesagt hat. Gerade auch bei den groRen Wohnungsunternehmen
werden zum Teill viele-' Tage damit verbracht, Nachbarschaften gut zu konstruieren und sie auf Dauer stabil
.zu halten. Das heil’t, es ist ein sehr individuelles Geschéaft, das keineswegs ohne Ansehen, sondern stets in

Ansehung der Person erfolgt.

Die Frage der Dokumentation: Sollté es bei der vorgesehenen Fassung des geplanten Gesetzes mit der
Beweislastumkehr bleiben, mussten allein in unserem Bereich jahrlich 700.000 Vermietungsvorgange mit im
Durchschnitt etwa funf Bewerberinnen und Bewerbern, also etwa 3,5 Milionen Geschaftsvorfalle
dokumentiert werden, und zwar gerichtssicher. Das ist das Volumen. Da braucht man nur die
durchschnittlichen Kosten eines solchen Dokumentationsvorganges zu belegen, dann weill man, welche
immensen Zusatzkosten entstinden. Das wird naturlich noch dadurch beglnstigt, dass es keine kurzen
Fristen gibt, sondern im Prinzip die Dokumentation drei Jahre vorgehalten werden muss. Also unter diesem

Gesichtspunkt ist der materielle Teil erheblich nachbesserungsbedirftig. Im formellen Teil mussen die
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Regelungen so getroffen werden, dass sie auch fur vernlnftig agierende Wirtschaftsobjekte ertraglich

bleiben.
Vorsitzende: Vielen Dank. Herr Abg. Huppe, bitte sehr.

Abg. Hubert Hiippe (CDU/CSU): Ja, ich habe zwei Fragen an den DVBS und an die BAGH. Mir sind zwei
Punkte zu Menschen mit Behinderungen bekannt geworden. Einmal geht es um das Versicherungswesen.
Da habe ich die Frage, wie Sie es sich vorstelien, dass eine versicherungsmathematisch relevante Statistik
bei den Unternehmen geschaffen werden kann. Pladieren Sie da fur eine unternehmensubergreifende
Statistik? Und die zweite Frage betrifft das eben schon einmal angesprochene Hotel- und
Gastronomiegewerbe. Ist thnen aus thren Verbanden bekannt, ob es dort wirklich Diskriminierung gibt? Es

wird vom DEHOGA immer gesagt, das sei gar nicht ein so ein relevantes Thema.

Dr. Otto Hauck .(Deutscher Verein der Blinden und Sehbehinderten in Studium und Beruf): Vielen Dank.
Naturlich sind uns auf beiden Gebieten Falle bekannt, die uns besonders dricken. Dazu kommt noch ein
dritter Sektor, das ist der Verkehr. lch habe mit groRem Interesse und mit Freude die Stelilungnahme von
DEHOGA gelesen. Es fing an mit: Jeder ist bei uns willkommen. Das ist im Prinzip sicherlich richtig, aber es
gibt leider auch bose Falle von Diskriminierung. Ich habe folgenden Fall geschildert: Ein mir bekannter
blinder Jurastudent betritt mit seinem Vater eine Gaststatte auf der Durchreise, also durchaus in ziviler Art
und nicht irgendwie auffallig. Da wird ihm gesagt, er wird nicht bedient, und zur Begrindung wird ihm
gesagt: Sie sind blind und hier im falschen Lokal. Das ist meiner Ansicht nach eine glatte Diskriminierung.
Dann weiter, bei der Versicherungswirtschaft. Die (...)* hat im Jahr 2004 einem Blinden ohne Begrundung
den Abschluss einer -Hausratsversicherung verweigert. Ich nehme an, die gingen davon aus, ein Blinder
geht in seiner Wohnung herum wie der Elefant im Porzellanladen. Anders kann ich mir das nicht vorstelien.
Zusammen mit dem Deutschen Blinden- und Sehbehindertenverbanq - wir arbeiten ganz eng zusammen
und haben auch einen gemeinsamen Arbeitskreis Rechtspolitik — habe ich Falle dokumentiert. Wir haben

Uber 20 solcher Félle mit Versicherung, Jahr und Art der Versicherung zusammengestellt.

Nun, wié stellen wir uns das vor? Wenn ich die Stellungnahme des GDV .lese, dann hat man den Eindruck,
der GDV verlangt vom Staat, dass er die notwendigen Unterlagen, Statistiken, Daten zur Verfugung stellt.
Das kann naturlich nicht sein, denn wie sollte der Staat darber verfugen. Es ist vielrﬁehr eine der
ureigensten Aufgaben der Versicherungswirtschaft, zu dokumentieren, wie sich Versicherungsverhaltnisse,
zum Beispiel von Blinden, entwickeln. Wir haben Ende September 2004 in Koln ein Gesprach gehabt mit
dem Verband der privaten Krankenversicherung, PKV. Dort bestand Einigkeit daruber, dass
_Totalablehnungen diskriminierend sind - und in unseren dokumentierten Fallen sind in etwa zehn Fallen
Totalablehnungen enthalten. Wir waren uns auch dartiber einig, dass Risikoausschilisse problematisch sind,
zum Beispiel wegen Ursachen und Folgen der Erblindung, denn da kann man oft trefflich Gber die Kausalitat

streiten. Wir waren uns auch daruber einig, dass natirlich die Versicherungswirtschaft das Recht haben

) Anonymisierung; siehe hierzu Ausschussdrucksache 15(12)435-(39) — Anhang 3
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muss, Risikozuschldge zu verlangen, wenn tatsachlich ein erhohtes Risiko besteht. Aber das muss
nachgewiesen werden. Ob die Versicherungswirtschaft das von Unternehmen zu Unternehmen leisten kann,
oder ob die Daten in einer Gesamtstelle zusammengefuhrt werden - woflur gibt es den Gesamtverband der
deutschen Versicherungswirtschaft und ahnliche — das kann ich aus meiner Sicht nicht beantworten. Aber
soviel ist mir klar, dass nur die Versicherungswirtschaft die Daten beibringen kann. Und wenn sie von

vornherein Totalausschlisse macht, kann sie naturlich nicht tber Daten verfugen, das ist auch logisch.

Der dritte Sektor betrifft den Verkehr. Da kommt es leider auch vor, und ich kann insbesondere aus der
Erfahrung Blinder sprechen, weil ich da seit Uber 30 Jahren ehrenamtliich in der Selbsthilfe tatig war und bin.
Wenn einem blinden Paar zum Beispiel auf einer Nordseeféhre die- Mithahme verweigert wird mit der
Begrundung, wir haben niemanden, der lhnen am Buffet helfen kann - dann kann ich nur sagen, in aller
Regel finden sich Mitmenschen, die da behilflich sind und wenn sich keine finden, dann gibt es eben mal
kein Buffet. Das muss man verkraften, aber dass man mit dieser Begrindung von vornherein gar niéht erst
auf die Fahre gelassen wird, das kann doch sicherlich nicht richtig sein. Ich méchte nur noch eins.sagen: Wir
begriifen ganz grundsatzlich die Einfuhrung des Antidiskriminierungsgesetzes und dessen Ausweitung au’
Behinderte. Wir halten das fur notwendig. Wenn nur im Hinblick auf die Rasse, die ethnische Herkunft und
das Geschlecht umgesetzt wird, dann frage ich mich - und mit mir sicherlich alle Behinderten - warum sollen
wir im Gesetz eine schlechtere Rechtsstellung bekommen als andere Gruppen, die genauso wie wir

diskriminiert werden. Vielen Dank.

Christoph Nachtigaller (Bundesarbeitsgemeinschaft Hilfe fur Behinderte): Vielen Dank fur die Frage. Herr
Huppe, Sie sind auf § 21 eingegangen und ich darf zunachst generell sagen, dass wir die
. Differenzierungsvorschrift des § 21 im Prinzip fur moglich und auch fur gerechtfertigt halten. Allerdings -
halten wir diese etwas einfache Form, dass eine Verletzung des Benachteiligungsverbotes nicht gegeben
ist, wenn ein sachlicher Grund dafur vorliegt, fur ‘nicht ganz richtig. Wir meinen, dass die
Grundrechtssystematik  eigentlich einen  Abwagungsprozess zwischen .dem Grundrecht  auf
Gleichbéhandlung einerseits und -dem sogenannten sachlichen Grund erfordert. Also es muss eigentlich
Ergebnis eines Abwéguhgsprozesses sein, dass man sagen kann, in diesem Fall ist eine unterschiedliche

Behandlung zulassig. Das einmal vorausgeschickt.

Zu dem § 21 Nr. 5, zu dem ja Herr Hauck auch schon gesprochen hat: Wir stellen uns in der Tat vor, dass
wir - ahnlich wie es Ihre Frage ja hat erkennen lassen - tatsachlich unternehmensibergreifend zu einer
gewissen einheitlichen Beurteilung kommen. Wir stellen uns vor, dass es eine Art von Richtlinien fur die
Risikobewertung gibt, die verbindlich fur alle Versicherungsgeselischaften aufgestellt werden, die aber
natdrlich unternehmensubergreifend der Daten von der Versicherungswirtschaft bedarf. Wichtig ist fur uns
“insbesondere, dass es nicht zu einem Ausschluss von Versicherungsvertragen kommen darf, gerade in
Zeiten - und das bitte ich auch zu bedenken - in denen die sozialen Sicherungssysteme etwas
gromaschiger werden. Es darf auf gar keinen Fall sein, dass Zugange zum privaten Versicherungsbereich
verschlossen werden. Das ist das Allerwichtigste. Moglichkeiten einer Differenzierung der Pramienhthe
kénnen wir uns durchaus vorstellen, aber wie gesagt, es muss sich dann um eine vereinheitlichte Form
handeln, die auf einer unternehmensutbergreifende Statistik und auf gemeinsamen. Richtiinien beruhen

sollte.
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Vorsitzende: Vielen Dank. Dann ist diese Runde abgeschlossen. Als nachste fragt die Fraktion BUNDNIS
90/DIE GRUNEN. Frau Schewe-Gerigk bitte.

Abg. Irmingard Schewe-Gerigk (BUNDNIS 90/DIE GR'UNEN): Ja, ich habe zwei Fragen; einmal an den an
den Behindertenrat. Ich wlrde Sie gerne fragen, wie Sie zu dem horizontalen Ansatz im Zivil‘recht stehen
und welche Auswirkungen Sie sehen, wenn der Gesetzgeber den Forderungen nachgeben wirde, einige
Merkmale, darunter Religion und Behinderung, im Zivilrecht auszuklammern. Die zweite Frage wirde ich
gerne an das Forum behinderter Juristinnen und Juristen stellen, an den Lesben- und Schwulenverband, an
das Landeszentrum fir Zuwanderung Nordrhein-Westfalen und an den Zentralrat der Sihti und Roma
stellen. Kritiker sagen ja, dieses Gesetz sei nicht nétig. ich wirde Sie gerne fragen, welche Falle von

Diskriminierung_ lhnen bekannt sind und wie sich in lhrem Bereich das Gesetz auswirken wird.

Vorsitzende: So, dann bitte ich Sie alle, kurz zu antworten, damit Sie alle darauf antworten kénnen. Zuerst

Herr Lachwitz vom Deutschen Behindertenrat.

Klaus Lachwitz (Deutscher Behinderenrat): Wir haben bereits in mehreren Statements darauf
hingewiesen,-dass behinderte Menschen in unserer Gesellschaft benachteiligt sind. Wir haben die Beispiele
benannt. _Wenn man jetzt das Mérkmal der Behinderung und andere Merkmaie, die nicht mit Rasse und °
ethnischer Herkunft kompatibel sind, aus dem Gesetzesvorgang herausnehmen wurde, wirde das naturlich
im Umkehrschluss dazu fihren, déss man dann die Benachteiligungen akzeptiert. Und dann ist man die
Antwort schuldig, warum diese Gruppen von Menschen unterschiedlich behandelt werden. Und ich weise
noch einmal auf Artikel 13 des Vertrages von Amsterdam hin, der genau diese unterschiedliche Behandiung

nicht mochte.

Dr. Andreas Jiirgens (Forum behinderter Juristinnen und Juristen): Wir treten schon seit mindestens zehn
Jahren, seit der Aufnahme des Benachteiligungsverbots zu Gunsten behinderter Menschen ins Grundgesetz
dafir ein, dass auch das Zivilrecht sich endlich auf die Seiten derjenigen stellt, die von Diskriminierung
betroffen sind. Es gibt, glaube ich, nur sehr wenige behinderte Menschen in diesem Lande, die im Laufe
ihres Lebens nicht von irgendwelchen Diskriminierungen betroffen wurden. Nur einen kleinen Teilbereich
_davon kénnen wir Uberhaupt mit gesetzlichen Regelungen erreichen. Aus unserer Sicht ist das; was hier in
dem Bereich vorgesehen ist, wo man tatsachlich regeind eingreifen kann - im Zivilrecht, wenn zum Beispiel
unberechtigterweise der Abschluss von Vertrégeh verweigert wird - zwingend notwendig, dass wir diese
entsprechenden Regelungen auch, treffen. Wir versprechen uns davon nicht, dass es eine Fille von Klagen
geben wird. Die 'Hauptzielsetzung fur die betroffenen Menschen ist ja nicht, Klage zu fuhren, sondern es ist
die Beseitiguhg von Diskriminierung. In dem refativ héufigen Beispiel, dass jemand in einer Gaststéatte oder
in einem Restaurant nicht bedient wird, weil er behindert ist, wird er nicht in erster Linie das Ziel haben,
hinterher eine Klage darlber zu fahren, sondern er wird vor allem das Ziel haben, in diesem Restaurant
bedient zu werden. Und der Hinweis darauf, dass das Gesetz es verbietet, ihn nicht zu bedienen, wird.nach
unserer Auffassung am ehesten dazu fihren, dass dann das Ziel der Nichtdiskriminierung tatsachlich
erreicht wird. Nach dem gegenwdrtigen Recht werden diejenigen benachteiligt, die weitgehend schutzlos

sind. Die Frage ist, ob sich das Recht agf,_die Seite .der Diskriminierten stelit oder ob es Diskriminierern
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weiterhin die Mdglichkeit gibt, folgenlos vorzugehen. Das ist die Grundfrage, und da sind wir der

Uberzeugung, es ist notwendig, dieses Gesetz zu verabschieden.

Manfred Bruns (Lesben- und Schwulenverband); Das Hauptproblem der Lesben und Schwulen sind im
Moment die Versicherungen. Etwa 90 Prozent der privaten Lebensversicherungen und
Krankenversicherungen lehnen Vertrdge mit schwulen Mannern ab. Die Ablehnung geschieht ohne
Begriindung, die Abgelehnten wandern in eine Schwarze Liste und bekommen dann nirgendwo mehr einen
Vertrag. Dabei setzen die Versicherungen jetzt den Familienstand verpartnert mit schwul gleich. Die Zahi 90
Prozent stammt von der Versicherungsagentur, mit der wir schon seit Jahren zusammenarbeiten und die
sich dann bemiiht, doch noch irgendwo eine Versicherung zu finden, die dann in diesen Fallen einen Vertrag
abschlief3t. Wir sind deshalb sehr dankbar, dass in § 21 Nr. 5 dieser Fall demnachst geregelt werden soll.
Das ist ja die Ubernahme des Artikels 5 Absatz 2 aus. der Richtlinie 2000/413. Allerdings ist sie da nur fur
das Geschlecht vorgeschrieben. Wir meinen aber, dass auch Artikel -3 hier die Bertcksichtigung der
sexuellen ldentitat fordert, denn die sexuelle Identitat ist ja fur die Betroffenen ein unabénderliches Merkmal.
Es hat in der sozialen Wirklichkeit mehr oder weniger dieselbe Bedeutung wie das Merkmal Geschlecht. Es
ist ja heute Morgen schon von Frau Raasch und anderen Sachverstandigen gesagt worden, dass da nach
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts eine Ungleichbehandlung nur unter engen Grenzen

moglich ist, die hier nicht gegeben sind.

Wir haben Uber dieses Problem auch mit der Bundesjustizministerin Gesprache gefuhrt. Sie hat damals
gemeint, man braucht dafir kein Gesetz, das kann man sehr viel besser in Verhandlungen mit den
Versicherungen I6sen. Sie hat auch solche Verhandlungén gefuhrt, ist dann aber von den Versicherungen
mit windigen Erklarungen hingehalten worden. Ich habe daraufhin dem Dachverband der. privaten Kranken-
und Lebensversicherungen geschrieben, dass wir nun unsere verpartnerten Mitglieder aufrufen, sich als
ledig auszugeben. Daraufhin hat der Verband der privaten Lebensversicherungen zurtick geschrieben, das
ware ja eine Tauschung Uber ein risikoerhbhendes Merkmal. Das finde ich schon sehr abwegig. Seit
neuestem bekommen wir Meldungen, dass auch Lesben abgelehnt werdén. Es ist offenbar ganz
verlorengegangen, warum das ursprunglich mal eingefuhrt wurde. Das war ja wegen des Aids-Risikos, und -
die setzen jetzt einfach gleichgeschlechtlich mit einem Versicherungsausschluss gleich.

Unser zweites Problem ist die katholische Kirche. Die katholische Kirche entlasst alle Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen, die eine Lebenspartnerschaft eingehen. Damit sind Lesben und Schwulen, die in sozialen
Berufen tatig sind, 40 Prozent des relevanten Arbeitsmarktes verschlossen. Wir gehen allerdings davon aus,
dass sich aufgrund des Antidiskriminierungsgesetzes da auch nichts &ndern wird, weil ja sowohl in Artikel 4
Abs. 2 der Richtlinie 2000/78 als auch in § 8 ADG entsprechende Offnungsklauseln enthalten sind, die das
nach unserem Eindruck weiterhin abdecken. Es gibt noch weitere relevante Diskriminierungen im
Arbeitsleben und auch im Mietmarkt. Da wird sich auch in Zukunft wenig machen lassen, weil nur offene
Diskriminierungen aufgegriffen und mit Klagen éngegangen werden kénnten, und das geschieht ja nicht oft.

Vielen Dank.

Frau Wehrhofer (Landeszentrum fur Zuwanderung NRW): Auch ich kann von einigen féllen der

Diskriminierung von Migranten oder Menschen mit Migrationshintergrund berichten. Wir sind als
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Landeszentrum fir Zuwanderung zwar selbst nicht Anlaufstelle fur Diskriminierte, aber das Land NRW
fordert schon seit einigen Jahren Antidiskriminierungsbiros und das Landeszentrum fur Zuwanderung
begleitet deren Arbeit. Es hat insofern auch Kenntnis (ber verschiedenste Diskrimini‘erungsfélle, die
Menschen mit Migrationshintergrund oder Angehdrige ethnischer Minderheiten betreffen. Das sind nicht
notwendigerweise Menschen, die Auslander sind, die nicht die deutsche Staatsangehorigkeit haben,
sondern sehr haufig auch Menschen, die die deutsche Staatsangehorigkeit haben, aber eben einen

Migrationshintergrund haben und von der Mehrheitsbevolkerung als Auslander wahrgenommen werden.

Es gibt sehr viele Falle von Diskriminierung beim Zutritt zu Diskotheken. Ich glaube, wenn sich diejenigen,
die davon betroffen sind, die Mihe machen wirden, jeden einzelnen Fall zu melden, dann gabe es mit
Sicherheit jede Woche einige Falle, die man erfassen koénnte. Also Diskotheken immer wieder mit
verschiedensten Begriindungen; zum Teil wird offen abgelehnt mit Bezug auf die vermeintliche oder
tatsdchliche Auslandereigenschaft, zum Teil mit anderen Begrindungen wie geschlossene Geselischaft,
Club, Sie sind uns nicht bekannt, und so weiter und so fort. Dabei kann man dann aber im gleichen Fall

nachweisen, dass andere, offenkundige Nicht-Auslander, dann doch zugelassen werden.

Es gibt auch sehr viele Falle im Bereich des Wohnungsmarktes und insofern hatten wir ein grofles Interesse
daran, dass geklart wird, ob tatsachlich die Vermietung durch Wohnungsunternehmen zu den
Massengeschaften zahit oder nicht. Das ist der Punkt, der auch durch den Vertreter des Bundesverbandes
der deutschen Wohnungsunternehmen angesprochen wurde. Ich finde naturlich den Hinweis auf den Erhalt
der sozialen Stabilitdt gerechtfertigt. Der ist mit Sicherheit gerechtfertigt. Allerdings muss man auch
berlcksichtigen, dass dieser Hinweis mir in der Praxis doch relativ beliebig zu sein scheint. Leider ist es so,
dass diese Unterétellung, die soziale Stabilitat kénnte durch den Zuzug von Migranten gefahrdet sein, immer
der impliziten Pramisse folgt, Migrant sein, Auslander sein, heift, die soziale Stabilitat zu gefahrden. Das ist
auf jeden Fall viel zu kurzschlussig und kann durch die Praxis nicht bestatigt werden. In der Praxis sieht es
' s0 aus, dass dieser Bezug auf die gefahrdete soziale Stabilitat, wie gesagt, relativ beliebig erfo'lgt‘ Dort, wo
schon viele Auslander wohnen, ist sie nat[J‘rIich bei dem zuséatzlichen Zuzug weiterer Menschen mit
Migrationshintergrund gefahrdet. Dort, wo noch nicht viele Ausiander wohnen, ist sie aber auch gefahrdet,
weil da dann moglicherweise eine gewachsene Siedlungsstruktur auf der Kippe stehen konnte. Also, die
Erfahrung machen wir zum Beispiel in Dortmund mit dem Siedlungsprojekt eines Muslimischen Verbandes,
der dort als Investor auftritt und mehrere Einfamilienhduser bauen will. Dort hat sich, auch unter Beteiligung

rechtsradikaler Parteien, eine Art B[JrgenNehr gegen diesen Zuzug gebildet.

Arnold RoBberg (Zentralrat Deutscher Sinti und Roma): Ja, ich will es kurz machen. Der Zentralrat
Deutscher Sinti und Roma begrifit grundsatzlich dieses Gesetz. Wir halten es fur aulterordentlich wichtig,
und zwar weniger, um jetzt Prozesse fuhren zu kdnnen, sondern damit ein Bewusstseinsbildungsprozess
gegenlber dem immer noch massiven Rassismus gegeniber Sinfi und Roma stattfindet und in der
Bundesrepublik Deutschland und Diskriminierungen schon im Vorfeld verhindert werden. Tatsache ist auf
der eine Seite, dass nach Allensbach und anderen Umfragen 64 Prozent - ich wiederhole, 64 Prozent - der
deUtschen Bevolkerung Sinti und Roma grundsatzlich ablennen und nicht als Nachbarn haben wollen. Auf
der anderen Seite ist es so,~ dass entgegen allen Klischees die deutschen Sinti und Roma schon seit jeher

hier leben und in der ganz Uberwiegenden Mehrzah! auch in Mietverhaltnissen wie jeder andere Blrger des
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Staates auch. Nur - und das ist das Entscheidende -.verheimlichen die Betroffenen in der Regel ihre
identitét als Angehtrige der Minderheit. Und da liegt auch die Wichtigk‘éit und der Stellenwert dieses -
Gesetzes. Es ist auf der anderen Seite so, dass Rassismus gegenlber Sinti‘und Roma nicht nur von
rechtsextremistischer Seite anwachst. Auch in der Mehrheitsbevolkerung bilden sich Burgerinitiativen gegen
den Einzug von Sinti- und Romafamilien, beispielsweise jetzt in Mannheim in der Innenstadt, und
demonstrieren 6ffentlich mit Plakaten, auf denen steht, wenn Sinti- und Romafamilien hier in diese Gegend
ziehen, wird der Wert der Wohnung und der Wert der Geschaftslokale beeintrachtigt. Das alles sind
schlimme Auswichse und wir denken, dass dieses Gesetz dem entgegenwirken kann. Wir halten es aber
ebenfalls fur aufierordentlich wichtig,.dass dieser strukturelie Rassismus, den es gegenuber Sinti und Roma
gibt, auch in einem anderen wichtigen Bereich Einhalt geboten wird, namlich dem Bereich von Behorden
und offentlich-rechtlichen Stellen. Deswegen haben wir in unserer Stellungnahme ein zusatzliches
Diskriminierungsverbot auch fur das offentliche Recht gefofder“[, und zwar insbesondere gegeniber der
Kennzeichnung als Sinti und Roma, die durch Behérden immer wieder im Falle von Beschuldigten von
Straftaten in den Berichten an die Medien vorgenommen wird. Die Medien Ubernehmen das und dadurch
wird dieser strukturelle Rassismus immer weiter tradiert und fortgefihrt. Auch dem musste mit einer

entsprechenden Regelung Einhalt geboten werden. Vielen Dank.
Vorsitzende: Ja, vielen Dank. Jetzt begihnt die Fragerunde der FDP-Fraktion. Herr Kolb, bitte sehr.

Abg. Heinrich L. Kolb (FDP): Ja, schonen Dank Frau Vorsitzende. Unter dem Eindruck dessen, was wir
hier heute Morgen gehort haben, méchte ich zunachst den ZDH und auch den Bu_ndesverband der Freien
Berufe nach ihrer Ein_scijétzung fragen, welche zusatzliche Belastungen durch das ADG méglicherweise auf
mittelstdndische Unternehmen zukommen kénnten. Wir haben ja schon gehért, es gibt umfangreiche
Dokumentationspflichten oder —notwendigkeiten, wenn man sich auf die vorgeschriebene Beweislastumkehr
einrichten will. Also, wie schatzen Sie das ein? Weitere Frage: Wir haben ja heute in § 611a Absafﬁz 3 eine
Begrenzung der angemessenen Entschadigungen. In § 15 Absatz 1 und in § 23 Absatz -3 ist die
Entschadigung der Héhe nach nicht begrenzt, und es gilt ja auch eine Frist bei der Geltendmachung der
Anspriche. Wie schatzen Sie das aus Sicht der Unternehmen ein? Haben- Sie dazu méglicherweise

Vorschlage, wie das Gesetz weiter entwickelt werden kénnte?

Christine Misch (Zentralverband des Deutschen Handwerks): Wir haben ja nun doch einige Kritikpunkte in
unserer Stellungnahme angebracht, insbesondere aus Grunden dieser Regelungen, die tUber die EU-
Richtlinien hinausgehen. Nichtsdestotrotz méchte ich an dieser Stelle gerne noch einmal klarstellen,
natrlich begrift auch das deutsche Handwerk das vom européischen Gesetzgeber verfolgte Ziel,
europaweit gleiche Rahmenbedingungen zu schaffen. Auch das deutsche Handwerk spricht sich gegen jede
Form von Diskriminierung aus, unabhéngig davon, was wir nattrlich an Kritikpunkten an dem Gesetzentwurf
haben. Wir sind allerdings - und das ganz entschieden - gegen alle Regelungen, die tber die EU-Richtlinien
hinausgehen, weil sie insbesondere die Kleinunternehmen und ganz besonders die Unternehmen mit einer
Beschaftigtenzahl von unter 20 Arbeitnehmern betreffen. Das sind nicht nur rund 90 Prozent aller
Handwerksunternehmen in Deutschland, sondern” auch sogar auch 90 Prozent aller Unternehmen in
Deutschland. Das ist doch eine sehr hohe Zah! kleiner Unternehmen, dié dieses Gesetz besonders betrifft.

Denn gerade in den Kleinunternehmen mit unter 20 Arbeitnehmern — in der Regel sind es sogar bei den
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Handwerksunternehmen vielleicht nur 5 Arbeitnehmer - sind die personellen Kapazitidten so gering, dass
sich diese Unternehmen keine eigene Rechtsabteilung leisten kénnen. In der Regel arbeiten die
Geschaftsfuhrer und Unternehmensinhaber mit, stehen mit an der Werkbank und haben keinerlei
Maglichkeiten, sich auch mit jedem kleinen Gesetz zu beschaftigen. Deswegen betrifft ‘es eben ganz

besonders den Mittelstand und insbesondere die kieinen Unternehmen.

Unseres Erachtens halten diese Regelungen, die ber eine EU-Richtlinie hinausgehen,'auch einer
Notwendigkeitsprifung nicht stand. Gelebte Praxis war bisher ih Deutschland auch bei den
Handwerksunternehmen, nicht zu diskriminieren. Es gab bisher auch keine Falle, wo dies vorkam. Von
daher halten wir eine zusatzliche Regelung nicHt fur notwendig. Auch sehen wir natirlich die Vertragsfreiheit
und die Entscheidungsfreiheit des einzelnen Handwerksu_nternehmérs eingeschrankt, nicht zuletzt durch die
— vom Gesetz nicht konkret auferlegten — Dokumentierungen. Es ist naturlich letztendlich eine Folge aus
dem  Gesetzentwurf. Wenn - ich im Zusammenhang mit der Beweiserleichterung - eine
verschuldensunabhangige Haftung habe, dann ist es naturlich fur jeden Handwerksunternehmer notwendig,
zukinftig alle seine Bewerbungsgesprache 'zu dokurhentieren, aufzuschreiben und unter Umstanden
Zéugen hinzuzuziehen. Das ist gerade fiir den Handwerksunternehmer ein enormer biirokratischer
Aufwand, mit Folgekosten verbunden und in der Regel auch nicht realisierbar. Es wird sicherlich auch
Folgen auf die Einstellungsbereitschaft haben. Insbesondere ist in dem Fall auch die bereits angesprochene
Begrenzung der Entséhadigungshdhe fur uns sehr wichtig. Auf den Handwerksunternehmer kommen
enorme Folgekosten zu und er kann sie nicht einschatzen, das ist das Problem. Er kann das Gesetz auch
auf Grund verschiedener unbestimmter Rechtsbegriffe und auf Grund seiner fehlenden Rechtskenntnisse

selbst nicht auslegen und weild nicht, was fur Folgekosten auf ihn zukommen.

Arno Metzler (Bundesverband der Freien Berufe): ich spreche hier fur die 817.000 seibstandigen
Freiberufler mit 2,8 Millionen Mitarbeitern und 157.000 Auszubildenden. Die beiden letzten Zahlen erwahne
ich deswegen, weil Sie nach dem Volumen gefragt haben. Wir rechnen mit 5 bis 10 Prozent Fluktuation
beim Personal. So k&nnen Sie sich die Zahl der Einstellungsvorgange ausrechnen, die im Jahr notwendig
werden und damit auch dokumentiert werden mussen. Wir haben bei den Mifgliedern eine 'Umfrage
gemacht, die nicht den Anspruch erhebt, vollstdndig und statistisch prazise zu sein. Es ist einfach ein
Stimmungsbild, wie Viele Bewerbungen man pro Stellenausschreibung fir einen Assistenzberuf bekommt.
Es ist erstaunlich, das geht von 150 im stddeutschen Raum bis zu 450 im Berliner Raum und noch weiter
nach Osten hoch, so dass Sie also sehen konnen, wie viele Bewerbungen dann auf den Einzeinen
zukommen. Bei dieser Art der Betriebsgréfe, seibstandiger Freiberufler mit drei Mitarbeitern im Mittel, muss
also der Praxisinhaber selbst antreten, um seine Personalentscheidungen zu treffen. Man unterstelit eine
funfminttige Zeitspanne zum Erfassen einer Bewerbung, bevor sie im Detail gepruft wird, so.dass man bei
einer . durchschnittlichen Zahl von 300 Bewerbungen schon bei rund 25 Stunden ankommt Die
SteuerberatergebUhrenordnung sieht einen Stuhdensatz von 100 Euro vor, so dass Sie nur fur die
Vorauswahl, nicht fur das Durchfihren von Bewerbungsgesprachen, schon bei 2.500 Euro angékommen
sind, die jetzt verursacht werden. Sie sind sicher auch friher zu einem Teil angefallen, aber wir rechnen
damit, dass sie jetzt etwa verdoppelt worden sind. Nur fur die Steuerberater haben wir eine

Dokumentationskostenlawine von runden 15 Millionen Euro festgestellt. Wir haben aber Uber vierzig
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Berufsgruppen, so dass Sie sich vorstellen konnen, dass ein: erheblicher Mehrbedarf anfallt, das

Prozessrisiko und die Rechtsrisiken noch nicht gerechnet. Vielen Dank.

Vorsitzende: Vielen Dank. Damit ist die Fragerunde der FDP-Fraktion abgeschlossen. Wir beginnen wieder
von vorn in anderer Reihenfolge, um das ein bisschen lebhafter zu gestalten. Und zwar beginnen wir jetzt
mit der Fragerunde der Fraktion der CDU/CSU. Frau Fischbach bitte. '

.Abg. Ingrid Fischbach (CDWCSU): ich mache gleich beim Bundesverband Freier Berufe weiter, Herr
‘Metzler. . Wie schatzen Sie die Moglichkeiten ein, die Vorschriften des ADG ~mit den
Verschwiegenheitspflichten zu vereinbaren, denen gerade die Angehtrigen der freien Berufe zum grofRen
Tell unterliegen. Sehen Sie da grolle Schwierigkeiten oder meinen Sie, daés das gut zu vereinbaren ist?

Ihre Bewertung wirde mich interessieren.

Arno Metzler (Bundesverband der Freien Berufe): Wir sehen hier gewisse Probleme, und zwar in zweierlei
Hinsicht. Die f{reien Berufe, die Sie angesprochen haben, sind die so genannten kammeri unr
befu‘fsgesetzverpflichteten mit einem hohen Male an Verschwiegenheitsverpfiichtung. Wenn § 20 Absatz 5
die Leistungserbringung durch diese freiberuflichen Berufsangehorigen als ein Nichtmassengeschaft
qualifizieren wirde, dann wirde die Anwendbarkeit auf die Leistungserbringung entfallen. Das ist aber aus
der Begrindung so nicht ersibhtlich, und deswégen haben wir hier schon die Bitte an die Entscheidenden,
hier eine entsprechende Klarstellung einzufigen. Nehmen Sie den Fall der Ubernahme einer Leistung durch
einen spezialisierten Arzt, der aus Arbeitslberlastung konkrete Falle ablehnen muss. Wenn die dann
behaupten, weil sie sich diskriminiert fuhlen, dass hier schadensersatzpflichtige Handiungen des Arztes
vorliegen, dann musste er offenlegen, weshalb er Uberlastet ist. 'Das heidt, er musste eigentlich

Patientennamen nennen. Dies ist ihm vom Berufsgesetz ausdrucklich untersagt.

Ahnlich verhalt es sich mit der Betroff_enhéit uber die Arbeitgeberfunktion. Es ist einfach so, dass bestimmte
Praxen verschiedener freiberuflicher Berufsrichtungen sich spezialisieren. Ich nenne mal das Beispiel eines
Dermatologen hier im Wedding. Da ist die Bevolkerungsstruktur etwas einseitiger und damit auch die
Klientelstruktur. Wenn er nun im Auswahlverfahren fir seine Helfer dieses bémcksichtigt, um keine
ethnischen Unvertraglichkeiten in so einer Praxis zu installieren, die sich dann auf den Praxiséblauf
schadigend auswirken, miusste er im' Falle des Diskriminierungsvorwurfes darlegen, wie sein
Patientenstamm sich zusammensetzt. Das kann er eigentlich nur durch Nennung von Namen und Adressen
belegen. Dies ist ihm vom Berufsgesetz untersagt. Damit ist es ihm auch nicht moglich, sich von dem
Vorwurf zu exkulpieren, er habe unsachlich diskriminiert. Hier steht das Burgerrecht der Verschwiegenheit

der freien Berufe gegen eine solche MalRnahme. Vielen Dank.

Vorsitzende: Vielen Dank. Herr Wellenreuther, bitte sehr.

Abg. Ingo Wellenreuther (CDUI/CSU): Vielen Dank. Ich habe eine Frage mit insgesamt drei Teilfragen an
den Deutschen Anwaltverein: Ist durch das ADG ein Anstieg der Zivilverfahrenverfahren zu erwarten und ist

dieser gewollt, webnn ja, mit welchen htheren Kosten ist dann zu rechnen? Zweite Frage: Wie beurteilen Sie
die extensive Verwendung unbestimmter Rechtsbegriffe. Und die dritte Frage: Entspricht die nach § 23
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vorgesehene Umkehr der Beweislast den grundsatzlichen Rechtsgedanken des deutschen Zivil- und

Zivilprozessrechts und halten Sie diese Umkehr der Beweislast fur geboten?

Prof. Dr. Heinz Josef Willemsen (Deutscher Anwaltverein): Fangen wir mit der letzten Frage an. Der
Deutsche Anwaltverein ist der Auffassung, dass diese Beweislastregel in der Tat problematisch ist. Wenn
man den § 23 mit den einschldgigen Bestimmungen in den Richtlinien genau vergleicht, dann stellt man fest,
dass hier eine fUr uns nicht erklarliche Abweichung vorliegt. Es muss nach Auffassung des DAV bereits
genligen, wenn derjenige, dem angelastet wird, diskriminiert zu haben, der Nachweis offen steht, dass er
eine Entscheidung aus Griinden getroffen hat, die mit einem der im § 1 genannten Merkmale nichts zu tun
haben. Der _Gesetzentwurf sagt aber, es mussen andere sachliche Grinde eine unterschiedliche
Behandlung rechtfertigen. 'Das halten wir fir einen schweren Strickfehler des Entwurfs, weil damit eine
Uberschiel?ende Tendenz auch im Verhaltnis zur Richtlinie verbunden ist. Es ist keine echte Umkehr der
Beweislast, sondern es muss im ersten Schritt eine Glaubhaftmachung erfolgen, und dann muss allerdings
die andere Partei, beispielsweise der Arbeitgeber, diesen so genannten Gegenbeweis antreten. Wir meinen
im Ubrigen auch, dass es reichen muss, wenn der Arbeitgeber oder ein sonstigér ‘angeblich
Diskriminierender nachweist, daés jedenfalls der gemachte Vortrag so nicht zutreffend ist, also dass er

schlicht den Gegenbeweis erbringt und die Vermutungstatsachen allein dadurch erschittert.

Wir als Deutscher Anwaltverein rechnen - und das nicht etwa mit kiammheimlicher Freude, das m'échte ich
gleich hinzufiigen - mit einem erheblichen Anstieg der Auseinandersetzungen forensischer Art sowoh! im
Arbeitsrecht als auch im allgemeinen Zivilrecht. Aus der Sicht des Deutschen Anwaltvereins ware es auch
zu kurz gegriffen, darauf abzustellen, ob wir sofort die Riesenklagewelle bekommen. Da kann man sicherlich
unterschiedlicher Auffassung sein. Bei § 611a BGB haben wir das auch nicht gehabt. Man muss allerdings
sehen, dass erstens die Merkmale wesentlich erweitert worden sind, ferner dass die Streitigkeiten um die
Frage des sachlichen Grundes sich bei den neuen Diskriminierungsmerkmalen ganz anders stellen. Was wir
als Deutscher Anwaltverein, um thre Frage auf den Punkt zu beantworten, als das grofe Problem neben der
sicheArlich ansteigenden Klagefrequenz ansehen, ist die erhebliche Rechtsunsicherheit, die dieses Gesetz
sowohl im Bereich des Arbeitsrechts wie auch im Bereich des allgemeinen Zivilrechts mit sich bringt. Damit
leite ich gleichzeitig auf lhre andere Frage tUber. Das liegt zum einen sicherlich auch an der Vielzahl der
Verwendung unbestimmier Rechtsbegriffe. Da haben nach unserem Eindruck diejenigen, die das Gesetz
konzipiert haben, mit der Eins-zu-eins-Umsetzung etwas falsch verstanden. Eine Einsizu—einé-Umsetzung
heif3t fur uns nicht, allgemein gehaltene Rechtfertigungstatbestande beispielsweise aus den einschiagigen
Richtlinien jetzt eins zu eins abzuschreiben. Insofern kann eine Eins-zu-eins-Umsetzung eine ganz

schiechte Art der Umsetzung sein.

‘Um auf das Arbeitsrecht zuriickzukommen; es ist deswegen eine ganz schiechte Art der Umsetzung, weil
sie so tut, als hatten wir in Deutschland bislang im Arbeitsrecht sozusagen in einem
diskriminierungsrechtsfreien Raum gelebt. Genau das Gegenteil ist richtig. Dadurch, dass jetzt unverbunden
mit den bereits bestehenden arbeitsrechtlichen Regelungen Diskriminierungsverbote aufgesattelt werden,
wird einer Vielzah! von Rechtsstreitigkeiten Tar und Tor gedffnet. Nehmen Sie beispielsweise den Fall einer
Kindigung. Es ist eine bislang vollig unbeantworiete Frage, ob nicht in Zukunft ein gekindigter

Arbeitnehmer zusatzlich zu dem allgemeinen Kindigungsschutz geftend machen kann, auch noch
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diskriminiert zu sein. Bei der Vielzahl der jetzt in Frage kommenden Merkmale ist es eher wahrscheinlich als
unwahrscheinlich, dass ihm dazu efwas einfallen wird. Es ist vollig uhgeklért, inwieweit sich dieser
Kundigungsschutz dann zuklnftig auch noch in Form von weitergehenden Schadensersatzanspriichen nach

dem neuen Gesetz niederschlagen wird.

Wir meinen also insgesamt, es ist ein Beitrag zu mehr Beschaftigung, allerdings nur zu mehr Beschaftigung
im Bereich der rechtsberatenden Berufe. Allgemein meinen wir eher, dass von dem Entwurf in seiner jetzt
vorliegenden Fassung vor allem wegen der fehlenden Abstimmung mit dem geltenden Arbeitsrecht eher ein
negatives Signal ausgeht. Wir lehnen auch die fehlende Begrenzung hinsichtlich des immaterielien
' Schadensersatzes und die Erweiterung auf das Verhalten Dritter, insbesondere von Kunden ab. Wir meinen,
davon geht geradezu das Signal aus, als sei die Schaffung von Arbeitsplatzen in Deutschland ein
Gefahrdungstatbestand, so ahnlich wie die Installation eines neuen Atomkraftwerks. Wir meinen, dass da
noch einmal sorgféltig nachgebessert werden muss. Wir sind nicht gegen das Anliegen der
Diskriminierungsvermeidung als Solches, aber wir meinen, dass bei der Umsetzung im Einzelnen noch sehr

viel Arbeit geleistet werden muss.

Abg. Ingo Wellenreuther (CDU/CSU): Wenn Sie noch kénnen, habe ich noch zwei weitere Anschlussfragen
an Sie. Und zwar bestehen Bedenken gegen die eigenstandige Berechtigung so genannter
Antidiskriminierungsverbande zur Rechtsberatung und rechtlichen Vertretung Betroffener. Und die nachste

Frage: Welche Erfahrungen wurden mit vergleichbaren Organisationen im Wettbewerbsrecht gemacht?

Prof. Dr. Heinz Josef Willemsen (Deutscher Anwaltverein): Danke schon. Wir haben gegen die
Moglichkeit, dass Antidiskriminierungsverbéande Rebhtsberatungen und Rechtsbesorgungen betreiben,
erhebliche Einwénde, die sich vor allem auf zwei Punkte stitzen. Dies ist zum einen, dass keinerlei -
Qualitatsnachweis oder Qualitatskontrolle fur diese Verbande vorgesehen ist. Das halten wir gerade im
Interesse derjenigen, die Antidiskriminierungsschutz in Anspruch nehmen mochten, fur eine ' sehr
bedenkliche Entscheidung des Entwurfs. Wir haben zum zweiten Bedenken dagegen, dass diese
Antidiskriminierungsverbande die Méglichkeit haben sollen, sich die entsprechenden Anspriche, in der
Regel wird es um'Schadensersatzanspr(]che gehen, abtreten zu lassen und unter dem eigenen Namen
geltend zu machen. \Nir glauben, - und damit schlage ich auch die Brucke zu Ihrer zweiten Frage - dass
damit, &hnlich wie im Bereich der Wettbewerbsverbande, eine doch bedenkliche Kultur der
Kommerzialisierung der Antidiskriminierungsrechte geschaffen wirde. Die vorhandenen Institutionen, und
da meine ich nicht nur die Anwaltschaft, sohdern insbesondere auch die Gewerkschaften und nicht zu
vergessen in diesem Bereich die Interessensvertretung durch die Betriebsrate, sind ja heute schon in der
Lage und dazu berufen, Arbeitnehmerrechte geltend zu machen. Um fur das Arbeitsrecht zu sprechen,
haben wir also in diesem Bereich bereits gentigend Moglichkeiten, wie Betroffene zu threm Recht kommen
kdnnen. Also um lhre Frage klar zu beantworten, wir sind gegen diese Kommerzialisierung von

Antidiskriminierungsanspriichen.
Abg. Ingo Wellenreuther (CDU/CSU): Ich habe noch zwei Fragen an den Vertreter des DIHK: Erstens:

Konnten die Schutzregelungen des Antidiskriminierungsgesetzes dem Kreis der Beglnstigten mehr schaden

als nitzen und wenn ja, warum? Zweitens: In dem Gesetz heiflt es, dass fur Unternehmen, insbesondere far
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kleine und mittlere Unternehmen, aus der Anwendung der Vorschriften zusétzliche Kosten nur entstehen
kénnen, wenn sie im Geschéftsverkehr unzuldssige Unterscheidungen wegen der genannten Merkmale

vormehmen. Teilen Sie diese Einschatzung?

Dr. Jiirgen Méllering (Deutscher Industrie- und Handelskammertag): Das Problem ist ja Folgendes: Wenn
das Antidiskriminierungsgesetz gilt, dirfen Sie bei Einstellungen bestimmte Fragen nicht mehr stellen. Wir
sehen das heute schon in Amerika, da wird nicht mehr nach Geschlecht gefragt, da wird nicht mehr nach
Lebensplanung gefragt, da werden keine Bilder mehr eingeschickt, da wird praktisch gar nichts mehr
gefragt, was man fur die B-esetzun_g einer Stelle eigentlich wissen misste. Wohin fuhrt das am Ende? Es
werden scheinheilige Entscheidungen getroffen. Statt zum Beispiel zu sagen, ich wirde Sie gern nehmen,
Sie sind ein qualifizierter Mitarbeiter, aber in meinem Betrieb arbeiten schon drei oder vier Leute von einer
Ethnie, mit der Sie gerade im ‘Streit liegen, stattdessen wlrde man versuchen, irgendwelche Grunde
hervorzukramen, um den Mann abzulehnen. Das ist ein scheinheiliges Verhalten und es schadet am Ende

demjenigen, der sich da beworben hat. Das ist das Erste.

lhre zweite Frage, ob kleine oder mittiere Unternehmen nur dann Nachteile erleiden, wenn sie gegen die
Antidiskriminierungsvorschriften verstolen, kann ich eindeutig mit Nein beantworten. Wissen Sie, wenn Sie
ein Gesetz machen, dann erwartet man ja eigentlich, dass das Gesetz befolgt wird und dass nicht dagegen
verstoRen wird. Das heifdt, die Unternehmen- miissen ganz erhebliche Anstrengungen machen, um dem
Gesetz genuge zu tun. Sie missen bei Bewerbungsgesprachen dokumentieren, sie missen Zeugen
hinzuziehen und ich frage Sie einfach mal, wie soll zum Beispiel der kleine Einzelh&ndler oder Handwerker
Upberhaupt wissen, was ein Merkmal ist, das mit ethnischer 'Herkunft, sexueller ldentitat oder
Weltanschauung im Zusammenhang steht. Der Handwerker lauft nicht immer mit dem Grundgesetz unter
dem Arm herum. Aber schauen Sie mal in drei oder vier Lexika, was Weltanschauung tiberhaupt bedeutet.
Dann werden Sie die gleiche Anzahl von Informationen und unterschiedlichen Erlauterungen finden. Da liegt
meines Erachtens das Problem. Fur ein groBes Unternehmen, das Uber einen gewieften Personalchef und
auch Uber Platz verfugt, ist es vielleicht kein so grofles Problem. Dort kénnen siéh die Leute, die man
einstellt und die vielleicht nicht zueinander passen, aus dem Wege gehen. Aber fur den kleinen Betrieb mit
zehn oder zwanzig Beschaftigten ist das ein Riesenproblem. Wir schiagen deshalb vor, und das gibt es auch
in einigen anderen Landern, man sollte im arbeitsrechtlichen Bereich wenigstens eine Ausnahme fur solche

kleinen und mittleren Betriebe bis zu einer bestimmten Beschaftigtenzahl machen.

Vorsitzende: Vielen Dank. Machten Sie weiter fragen, gut, Herr Welltenreuther bitte.

Abg. Ingo Wellenreuther (CDU/CSU): Eine Frage an Herrn Warnecke von Haus & Grund. § 6 des
Wohnraumforderungsgesetzes verlangt, dass bei der Wohnraumférderung die Schaffung und Erhaltung
ausgewogener Siedlungsstrukturen sowie ausgeglichene wirtschaftliche, soziale und kulturelle Verhaltnisse

zu beriicksichtigen sind. Wie lassen sich die vorgelegten Regelungen damit vereinbaren?
Kai Warnecke (Haus & Grund): Ja, die vorgelegten Regelungen des Antidiskriminierungsgesetzes lassen

sich mit den Regelungen des § 6 Wohnraumforderungsgesetz eigentlich gar nicht vereinbaren. Das betrifft

eigentlich das ganze Antidiskriminierungsgesetz im Hinblick auf das deutsche Mietrecht und Uberhaupt' auf
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die Wohnraumférderung. Es ist von oben aufgesetzt und nicht in die bestehenden gesetzlichen Regelungen -
integriert bzw. dieser Versuch wurde gar nicht unternommen. Man kann es vielleicht an folgendem Beispiel
sehen: Wenn man ein Wohnhaus hat, hat der Vermieter grundsatzlich das Interesse an einer homogenen
Mieterschaft. Denn Konflikte zwischen den Mietern sind ihm naturlich auch ein Grauel. Wenn der Vermieter
zum Beispiel ein kinderfreundliches Haus haben mochte, dann nimmt also nur junge Familien in das Haus
auf und jeder in diesem Haus toleriert die Tatsache, dass es Larm durch Kinder gibt. Jetzt stellt sichb fur eine
leere Wohnung in diesem Haus ein alteres Ehepaar vor. Der Vermieter mochte eigentlich wegen des Alters
diskriminieren, weil er die Homogenitat und_ die Struktur im Haus erhalten mochte. Das kann er nicht mehr.
Jetzt kommen die &lteren Leute in das Haus hinein, pochen auf die Einhaltung der Hausordnung, pochen
éuf Ruhezeiten. Dann liegt das Problem wieder beim Vermieter, denn deutsche Gerichte sprechen wegen
Kinderiarm in der Regel eine Mietminderung zu, so dass er einen Teil seiner Miete deswegen verliert, weil
Kinder normalerweise in dem Haus einfach spielen. Das sind Ungereimtheiten, die das

Antidiskriminierungsgesetz in der zurzeit vorliegenden Form mit sich bringt.

Abg. Ingo Wellenreuther (CDU/CSU): Ich hatte eine Frage an die BDA, Bun“desvereinigung der Deutscher
Arbeitgeberverb&nde, Herrn Wolf. Wie wirkt sich das Gesetz auf kleine und mittlere Unternehmen aus? Und-

zweitens: Tragt der Gesetzentwurf zum Blrokratieabbau bei?

Roland Wolf (Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbande): Da fange ich mal mit der zweiten
Frage an. Der Gesetzentwurf ist genau das Gegenteil von Birokratieabbau. Der Gesetzesentwurf bedeutet
Burokratieaufbau. Das ergibt sich gerade auch fur kleine und mittlere Unternehmen. Man denke nur mal an
Folgendes: Die Frist innerhalb derer eine Diskriminierung geltend gemacht werden muss und noch die
Mdoglichkeit besteht, gegebenenfalls gegen den Arbeitgeber zu klagen, betrégt sechs Monate. Das ist ein
gewaltiger Aufwuchs gegenlber der bisherigen Rechtslage, da liegen sie bei zwei. Auch drei Monate
Klagefrist ist fur das deutsche Arbeitsrecht ungewdhnlich. Bisher haben wir dreiwdchige Klagefristen. Allein
das bedeutet natlrlich, dass ich meine Akten neun.Monate zurtckhalten muss. Das ist schon sehr gut
gerechnet. Sie mlssen dem Arbeitgeber bei der Suche nach einer Besetzung fur den Arbeitsplatz auch
noch Chance einrdumen, den einen oder anderen Bewerber zu sehen. Dann haben Sie insgesamt, iber den
Daumen, zwoif Monate Aufbewahrungspflicht for Akten. Herr Metzler war es, so glaube ich, der schon
dargelegt hat, welche Masse von Bewerbungen auf den einzelnen Arbeitgeber zukommen. Das gilt vielleicht
nicht fur jeden kleinen und mittleren, aber es gilt eben auch fur den kleineren und mittleren Arbeitgeber, und
das wird einen erheblichen Bedarf allein an Aufbewahrungs- und Legitimationspﬂiohten mit sich bringen.

Aber damit beschrankt sich das Ganze nicht.

Wir haben in diesem Gesetzentwurf als Rechte des Betricbsrates oder der im Betrieb vertretenen
Gewerkschaft vorgesehen, gerade auch in kleineren Unternehmen ab funf Beschéaftigten, die Einhaltung des
Antidiskriminierungsgesetzes zu tberwachen und gegebenenfalls gegentber dem Arbeitgeber mit einem
Ordnungsgeld, das bis zu 10.000 Euro betragen kann, geltend zu machen. Das wird fur Arbeitgeber mit funf
und mehr Beschéftigten, sofern sié Uber einen Betriebsrat verfugen, aber auch fur alle anderen Arbeitgeber,
sofern Uberhaupt noch eine Gewerkschaft in dem Betrieb vertreten ist, naturlich dazu fihren, dass der
Betriebsfrieden wesentlich gestort wird. Da mag man nun sagen, dass kann doch der Betriebsrat schon

heute, aber wenn er es schon heute kann, brauchen wir diese Regelungen an unsystematischer Stelle nicht,
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dann reicht die Regelung im Betriebsverfassungsgesetz aus. ich behaupte, der Betriebsrat kann das heute
in dieser Weise noch nicht und wir haben hier ganz kiammheimlich durch die Hintertir eine Ausweitung von
betriebsverfassungsrechtlichen Rechten, und das bringt naturtich auch Burokratie mit sich. Das bedeutet
namlich fur den Arbeitgeber, dass er in diesem Zusammenhang Vermerke und ahnliches zu den Akten

nehmen muss.
Vorsitzende: Vielen Dank. Frau Roede! dann, bitte sehr.

Abg. Hannelore Roedel (CDU/CSU): Ich mé&chte germne den BDI fragen, wie Sie insgesamt die in § 22

geregelten Anspriiche beurteilen.

Frau Hintzen (Bun-desverb_and der Deutschen Industrie). Vielen Dank. tch méchte eingangs doch noch
einma! darauf zurackkommen, dass die Koalitionsfraktionen diesen Gesetzentwurf Entwurf eines Gesetzes
zur Umsetzung der EU-Antidiskriminierungsrichtiinien nennen, aber im Untertitel heifdt das Gesetz
Antidiskriminierungsgesetz, und wenn es erst einmal im Gesetzbla{t steht, wird niemand mehr daran
denken, dass sie in fast jedem Paragraphen weit Uber die Grundiagen der vier Antidiskriminierungsrichtlinien
hinaus gegangen sind. Dazu rechnen wir auch den § 22, in dem Sie mehr oder minder offen den Zwang

zum Abschluss eines Vertrages festschreiben.

Gestatten Sie mir zu sagen, dass dieses Gesetz nach meinem Eindruck ja mehr auf die personlichen
Geschafte des taglichen Lebens ausgerichtet ist. Aber stellen Sie sich doch bitte einmal vor, dass dieses
~ Gesetz etwa auch von Unternehmen angewendet werden musste, die ja nun wirklich massenhaft mit
auslandischen Vertragspartnern tatig sind. Sowohl der Export in die Europaische Union als auch tberhaupt
die Leistungsbilénz Deutschlands beruht im Wesentlichen auf der grofen Leistung der Unternehmen im
Export. Und es ist im Grunde unvorstellbar, dass Sie diese Regelungen zum Zwang eines
Vertragsabschlusses auf diese Verhéltnisse transportieren wollen. Es kann immer sein, dass man, aus
welchen Grinden auch immer, im industriellen Liefergeschaft mit einem bestimmten auslédndischen
Vertragspartner keinen Vertrag abschlieRen will. Sie haben heute Morgen gesagt, dann darf man das eben
nicht sagen. Gut, in Ordnung; dann wird das in Zukunft auch keiner mehr sagen. Aber es ist doch immerhin
noch kein Grund, so weit Uber die Richtlinien hinaus zu gehen und diesen sehr schwer zu verstehenden

Anspruchin § 22 mit der Verbindung zu §§ 20, 21, 1 und 2 des Gesetzes festzulegen.

Der ZWang zum Abschluss eines Vertrages ist nach unserer Meinung auch deswegen nicht nétig, weil in
unserem bestehenden BGB, also im BUrgerlichen Gesetzbuch, ausreichend Vorkehrungen getroffen sind,
die missbrauchliche Ausiibung von Rechten innerhalb von Vertragen nicht zulassen und auch sittenwidrige
Vertrage nicht zu dulden. In der Begrindung des Entwurfs sagen Sie: Ein Anspruch auf den Abschluss
eines Vertrages kann ferner dann nicht festgeschrieben werden, wenn bereits ein Vertrag mit einem Dritten
Uber denselben Gegenstand abgeschiossen wurde. Dann verweist die Begrindung auf § 275 Absatz 1
BGB, der sagt, wenn es dem Schuldner, also sagen wir jetzt dem Unternehmer, oder wenn es jedem
anderen unmoglich ist, einen Vertrag abzuschlielen, dann braucht er ihn auch nicht abzuschlieRen. Sie
erwahnen aber in der Begrindung nicht, dass der § 275 noch erheblich weitergeht. [n den weiteren

Absatzen dieser Vorschrift heiRt es dann, was man als Glaubiger, also als Vertragspartner des
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Unternehmers, alles verlangen kann, wenn man einen zugesagten Vertrag nicht einhalten kann. Dieses
Dilemma wird besonders deutlich bei Dauerschuldverhéltnissen. Eines davon haben Sie in der ersten
Lesung dieses Gesetzes.angesprochen. Das war ein Fall, in dem das Amtsgericht Flensburg gesagt hatte,
ein Reisender - Reisende und Tourismus rechnen wir seit geraumer Zeit zum industriellem Bereich - dass
also ein Reisender einen Anspruch hatte, seinen Reisepreis zu mindern, weil er gezwungenermalien seine
Mahlzeiten mit Schwerstbehinderten einnehmen musste. Das hat das Gericht so entschieden. Ob das richtig
ist oder falsch, vermag ich nicht zu beurteilen. Auf jeden Fall wurde dieser Minderungsanspruch von der
SPD vor rund 15 oder 20 Jahren in das BGB eingefugt. Jetzt steht der Reiseveranstalter zwischen diesem
Anspruch des Reisenden, dem er einen Teil des Geldes zurlickgeben muss, und seiner Verpflichtung aus
diesem Gesetz, Behinderte aufzunehmen. Es ist ja nicht so, dass die Reiseveranstaiter und Hoteliers es
grundséatzlich ablehnen, Behinderte aufzunehmen. In diesem Fall war es so, dass Dritte sich beschwert und
eben vor Gericht Recht behalten haben. ich fUrchtev, Ihr Gesetzesentwurf i¢st dieses Dilemma leider nicht.

Vielen Dank.

Vorsitzende: Vielen Dank Frau Hintzen. Ich méchte Ihnen zwischendurch sagen, dass Herr Yigit von der
Tarkischen Gemeinde in Deutschland und Herr Dikmen von der Foderation der Aleviten-Gemeinden in
Deutschland sich entschuldigen, weil sie gehen mussten. Von dort liegen auch schriftliche Steflungnahmen

vor. Wir Kommen dann zur nachsten Runde der Fraktion der SPD. Frau Humme beginnt.

Abg. Christel Humme (SPD): Ja, Frau Vorsitzende, schonen Dank. Wir haben jetzt eine Menge von den
Arbeitgeberverbanden gehort und in der letzten Zeit auch Zeitungsartikel gelesen, die vor allen Dingen
davon ausgingen, dass das Antidiskriminierungsgesetz uberflissig sei. Deshalb meine Frage an den
Deutschen Gewerkschaftsbund, ob die Gewerkschaften einen besonderen Bedarf an Regelungen zum
Schutz vor Diskriminierungen im Arbeitsleben sehen und wenn ja, ob man das auch mal ein bisschen mit
Beispielen unterlegen kann. Als Zweites mochte ich fragen, ob der Gesetzesentwurf ein ausreichendes
Instrumentarium bietet, um bestehende Diskriminierungen wirksam zu unterbinden. Also dass man nicht nur

im Nachhinein sanktioniert, sondern auch im Vorfeld gar keine Diskriminierung entstehen i&sst.

Dr. Ursula Engelen-Kefer (Deutscher AGewerkschaftsbund): Ja, herzlichen Dank Frau Vorsitzende, Frau
Humme. Zunachst einmal: Wir unterstutzen den vorliegenden Gesetzesentwurf und sehen einen Bedarf
hierfur. Im Ubrigen darf ich bemerken, das ist ja alch schon mehrfach deutlich geworden, dafuf gibt es auch
eine rechtliche Verpflichtung. Es handelt sich hier um EU-Richtlinien, die umgesetzt werden missen, und da

ist die Zeitfrist schon abgelaufen. Wenn dies nicht geschieht, gibt es ein Klageverfahren mit entsprechenden |
Konsequenzen. Ich darf auch daran erinnern, dass es durchaus auf der anderen Seite immer grofles
Interesse “gibt, EU-Richtlinien mit Deregulierungen zu Lasten der Arbeitnehmer moglichst schnell
umzusetzen, wahrend, wenn es hier darum geht, die Situation der Menschen und der Arbeitnehmer zu
verbessern, zumindest bei Teilen der geselischaftlichen Gruppen auf einmal so eine seltsam zb&gerliche
Haltung an den Tag gelegt wird. Wir halten dies fur erforderlich und wir haben in der Zwischenzeit eine
Menge an Erfahrungen sammeln mussen, dass Diskriminierungen leider immer noch an der Tagesordnung

sind.
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ich darf nur an den Tatbestand erinnern, dass wir nur noch 135 Prozent der Arbeitnehmer UGber 55 Jahren
Uberhaupt im Erwerbsleben haben. Ein Tatbestand, der im Vergleich zu anderen Landern innerhalb der
Europdischen Gemeinschaft auftergewohnlich niedrig ist. Wir haben nach wie vor eine Fille an
Diskriminierungen gerade gegenlber Frauen, gegentiber Behinderten, gegentber Andersfarbigen. Also von
daher gesehen ist dies durchaus berechtigt. Wir haben inzwischen auch eine Reihe von Untersuchungen
aus der Wirtschaft, die deutlich machen, dass es ein positiver Produktivfaktor ist, wenn das
Zusammenarbeiten von verschiedenen ethnischen Gruppierungen, Arbeitnehmern verschiedenen
Geschlechts, verschiedener Altersgruppen, maoglichst reibungslos (auft. Dies sind positive Faktoren der
Leistungen und von daher gesehen glaube ich auch, dass aus wirtschaftlichen Grinden, nicht nur aus
Griinden der sozialen und gesellschaftichen Erfordernisse, hier ein Handlungsbedarf auch in Deutschland

oder gerade in Deutschiand besteht.

Mir ist gerade wieder das Beispiel einer Redakteurin untergekommen, einer Journalistin, die beftrdert

werden sollte. Dann bekam sie ein Kind und hat einen Erziehungsurlaub von einem Jahr genommen. Als sie

wieder zurUck‘gekommen 'ist, wurde sie gefragt, ob sie nicht vielleicht doch ein Abfindungsangebot

annehmen und aus dem Betrieb ausscheiden konnte. Sie hatte ja jetzt die Pflichten der Versorgung ihres -
Kindes und sie konnte ja wohl kaum hier weiterhin eine vollwertige Arbeit leisten, schon gar nicht weiter

ihren Aufstieg gewahrleisten. Ich meine, wenn wir auf der einen Seite immer wieder anmahnen, dass wir die

Vereinbarkeit von Beruf und Familie brauchen, dann kann man nicht sélche Dinge dulden, die eben leider
doch noch sehr hdufig stattfinden. Aus diesem Grunde halten wir den Gesetzesentwurf fur richtig. Wir

glauben auch, dass er, gerade was den arbeitsrechtiichen Teil anbelangt, durchaus im Sinne der Richtlinien

ist und nicht dar.uber hinausgeht. Wir halten es fur einen Kernpunkt, dass eben nicht nur die Individualklage

notig ist, wenn eine Diskriminierung vorliegt, sondern dass hier eine Unterlassungsklage der Betriebsrate

bzw. der im Betrieb vorhandenen Gewerkschaftén maoglich ist, und dass dies auch an Verbande abgetreten

werden kann, Denn es ist leider ein Tatbestand, dass ein Arbeitnehmer oder eine Arbeitnehmerin, der oder

die im Betrieb ist und eine Arbeit hat, aus Furcht vor weiterem Mobbing, vor weiteren Benachteiligungen

oder sogar vor Verlust des Arbeitsplatzes kaum bereit sein wird, eine Klage gegen den Arbeitgeber
~anzustrengen. Deshalb ist es wichtig, dass diese Méglichkeiten hier vorgesehen sind. Wir hatten uns ein

richtiges Verbandsklagerecht gewlnscht und haben das auch immer wieder deutlich gemacht. Wir bleiben

hier darunter, auch das muss klar gesagt werden, aber wir halten dies fur einen ganz wichtigen Schritt. Es

steht in hundertprozentigem Einkiang mit den EU-Richtlinien und wir legen groften Wert darauf, dass dies

auch umgesetzt wird.
Vorsitzende: Vielen Dank. Herr Scholz bitte.

Abg. Olaf Scholz (SPD): Ich habe zwei Fragen, eine an Frau Dr. Like vom Bevolimachtigten des Rates der
EKD bei der Bundesrepublik Deutschland und der Europaischen Union. Ich nehme an, Sie haben nicht nur
etwas zu § 9 zu sagen, sondern ich wirde gerne von lhnen wis'sen, ob Sie die Entscheidung des
Gesetzentwurfes, alle Diskriminierungsmerkmale horizontal aufzugreifen, im Prinzip begriRen oder ob Sie

glauben, dass das ein Problem waére.
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Die zweite Frage habe ich an den Herrn vom Deutschen Industrie- und Handelskammertag. Sie haben ja ein
paar Anregungen geschrieben. Wirden Sie es begrufien, wenn man zum Beispiel auf die Idee einginge, im
Gesetz etwas unterzubringen in Bezug auf Informationsveranstaltungen, Seminare, mit denen Arbéitgeber
sich wegen ihrer Organisations- und Informationsverpflichtungen exkulpieren kénnten. Und wenn-man eine
sehr prazise Regelung hatte, die die Frage dér Verwirkung von Anspriichen nach einer bestimmten

Zeitspanne betrifft.

Dr. Monika Liike (Bevoliméachtigter des Rates der EKD): Ja, vielen Dank fur die Frage. Zwar sehen die EU-
Richtlinien unterschiedliche Dimensionen von Diskriminierungsschutz vor, doch gibt es gute Grinde, einen
horizontalen  Ansatz  zu  verfolgen, in. dem die im Gesetzeéentwurf vorgesehenen
Antidiskriminierungsmerkmale und auch dartber hinausgehende Merkmale wie die politische Anschauung
gleich behandelt werden. Grundlage fur diesen Ansatz ist Artike! 3. Ein solcher Ansatz wird von den Kirchen
durchaus unterstitzt, da die Kirchen tatsachlich nicht nur ein Interesse an der Regelung des § 9 oder einer
ahnlich gearteten Regelung haben, sondern es grundsatzlich begruften, wenn MaRnahmen zur Beseitigung
von Diskriminierung getroffen werden. Das entspricht dem christlichen Menschenbild, das entsprir

grundlegenden Menschenrechtsgewahrleistungen, die auch fur die Kirchen sehr wichtig sind und fur die die
Kirchen sich im Rahmen ihrer Sozial- und Migrationsarbeit einsetzen. Ich erinnere an das Engagement
beider grofter Kirchen fir das Zuwanderungsgesetz. und auch dartber hinaus jetzt noch im Bereich des
Ausldnderrechts, wo durchaus Diskriminierungen fortbestehen, wie im Asylbewerberleistungsgesetz,
Schulzugang von Auslandern, die so nicht zu rechtfertigen sind und die nicht durch dieses Gesetz erfasst
werden. Nur, bei aller Unterstltzung fur einen horizontalen Ansatz zur Beseitigung von Diskriminierungen,
es mussen doch die dort in Betracht kommenden. Menschenrechtsgewdhrleistungen zu einem
angemessenen Ausgleich gebracht werden. Gleichwie das Diskriminierungsverbot zu den grundlegenden
Menschenrechtsgewahrleistungen gehoért und auch einen ganz sichtbaren Mehschenwu_rdegehalt hat, gilt
Gleiches eben auch fur die Religionsfreiheif( in all ihren Aspekten, sowohl individuell, kollektiv und korporativ.
Da muss man eben aufpassen, dass diese beiden grund!egenden Menschenrechtsgewahrleistungen zu

einem angemessenen Ausgleich kommen.

Dr. Jiirgen Mélering (Deutscher Industrie- und Handelskammertag): Ja, Herr Scholz, wir wﬁrden diese
Maoglichkeit einer Exkulpation durch Schulung oder Information ausdriicklich begruflen. Und zwar ist es ja
so, dass der Arbeitgeber auch fur Diskriminierungen durch Kollegen des Arbeitnehmers haftet. Er hat
allerdings das Problem, bevor so eine Diskriminierung nicht stattgefunden hat, kann er ziemlich wenig
machen. Hier kénnte er in der Tat etwas tun, indem er alle Mitarbeiter seines Betriebes darauf hinweist und
schult, dass Diskriminierungen zu unterbleiben ‘haben. Wir kennen (brigens eine solche
Exkulpationsméglichkeit in England und in Amerika und ich meine, es ware sehr angemessen, so etwas in
Deutschland auch zu machen. Damit wirde dem Umstand Rechnung getragen, dass man nur fur etwas

haften kann, fur das man auch etwas kann.

Das Zweite: Kurze Klagefristen, wir haben es zwar -nicht ausdricklich gefordert, aber ich wirde sie ohne
weiteres begriften. Es ist ja wichtig, dass sciche Dinge schnell geklart werden, denn je langer man wartet,
desto schwieriger wird die Beweislage. Was der DIHK noch fur viel wichtiger erachtet ist, dass man der

Klage eine Schlichtung vorschaltet, dass man also erst dann klagen kann, wenn man vorher ein
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Schlichtungsverfahren durchlaufen hat. Wissen Sie, es ist ja gerade bei diesen Féllen der Diskriminierung
oft wichtiger, dass eine Entschuldigung stattfindet, als dass Geld bezahlt wird. Das kann man meines

Erachtens nur durch ein Schlichtungsverfahren erreichen.
Vorsitzende: Vielen Dank. Frau Gradistanac bitte.

Abg. Renate Gradistanac (SPD): Frau Prof. Raasch vom Deutschen Juristinnenbund, immer wieder steht
die Befurchtung der Klagefiut hier im Raum. Wir haben ja Erfahrungen mit dem § 611a. ich mdchte doch
noch einmal von lhnen wissen, wie Sie das aus lhrer Erfahrung heraus einschatzen. Die zweite Frage
schlielt sich an: Das ist genau so ein Kampfbegriff, den habe ich vorher schon mal in einem anderen
Zusammenhang erwahnt. [st denn zu erwarten, dass die deutschen Gerichte wirklich so extrem hohe

Schadensersatzanspriiche z'usprechen werden, wie das hier immer beftrchtet wird?

Prof. Dr. Sibylle Raasch (Deutscher Juriétinnenbund): Ja, vielen Dank fur die Frage. ich mochte ihr noch
einen Gedanken vorausschicken. Wenn man ein gutes Verbandsklagerecht hatte, dann wirde man eine
Menge Individualklagen einsparen, weil Verbandsklagen dann ebén die Strukturen ins Auge nehmen,
systematisch vorgehen und da zum Zuge kommen wuirden, wo die Gesellschaft wirkiich der Schuh druckt.
Demgegeniiber packen diese Individualklagen im Grunde imrher das Problem irgendwo zufallig am

Schiafittchen und bleiben insofern auch vom Ergebnis her immer sehr unbefriedigend.

Also, eine gute Verbandsklage wurde die Klageflut mit Sicherheit zurtickddmmen, wenn es sie denn gébe.
Aber aus der Sicht des djb ist eine Klageflut Gberhaupt hicht zu erwarten. Es geht nicht um eine
Beweislastumkehr, es geht um eine bloflie Beweisefleichterung. Nach wie vor muissen diejenigen, die
meinen diskriminiert worden zu sein, erstmal mit Tatsachen kommen. Und erst wenn sie diese Tatsachen
vorgetragen haben, wird die Gegenseite Uberhaupt erst gefordert werden, werden sozusagen die Gerichte
aktiv. Das ist nabh den Erfahrungen des djb nicht so einfach. Auf der einen Seite gibt es da, wo es um
Dauerschuldverhaltnisse geht, also Arbeitsverhiltnisse oder bestehende Mietverhéltnisse, wo man als
moglicherweise benachteiligte Personen im Prinzip besser informiert ist, da gibt es meist kein Interesse an
Kiagen, weil einem namlich das Dauerschuldverhaltnis wichtiger ist als der kurzfristige Sieg vor irgend
einem Gericht. Wenn man aber nicht in einem solchen Schu.ldverhéltnis drin ist, dann ist die
lnformations!ége absolut schlecht. Wenn nicht die Gegenseite durch Fehler oder Fehlverhaiten das
sozusagen in die Hand liefert, hat man im PrinzipA Uberhaupt gar keine Informationen. Deshalb sind die
Klagen bei § 611a sparlich geblieben und werden auch kinftig sparlich bleiben. Und so wird es auch in den

anderen Fallen, bei den anderen Merkmalen sein.

Das Zweite ist, dass nach der bisherigen Praxis der deutschen Gerichte Uberhaupt nicht zu erwarten ist,
dass es einen riesigen Schadensersatz- und Entschédigﬁngsschwall geben wird. Die deutschen Gerichte
sind da sehr zurGckhaltend und eher sparsam, so dass der djb eigentlich Mindestsummen fir
Schadensersatz gefordert hat, gerade wenn es um die Begrindung von Arbeitsverhaltnissen geht, damit
dieser Weg Uberhaupt zu Sanktionen fUhr‘f, die in irgendeiner Art und Weise abschreckend sind. Die ganzen
spektakuldren Schadensersatzergebnisse, die wir von der Presse kolportiert bekommen, die stammen doch

alle aus den USA, und wir sind hier das alte Europa.

107



Ausschuss fr Fami!i‘e, Senioren, Frauen und Jugend, 51. Sitzung, 07.03.2005

Vorsitzende: Vielen Dank. Frau Humme bitte.

Abg. Christel Humme (SPD): Meine Frage richtet sich an die Bundesvereinigung der Deutschen
Arbeitgeberverbande und an- den Deutschen Gewerkschaftsbund. in anderen Landern wie Frankreich,
England, Schweden oder den Niederlanden, und ich schlieRe ausdriicklich auch die USA mit ein, gibt es
schon langer ein Antidiskriminierungsgesetz bzw. eine Antidiskriminierungsgesetzgebung. Eigentlich hat
diese Tatsache nicht dazu gefithrt, zumindest ist das nicht bekannt, dass es zur Léhrﬁung der Wirtschaft
oder gar zum Abbau von Arbeitsplatzen gefuhrt hat. im Gegenteil, die Arbeitgeber haben die Gesetzgebung
zum Anlass genommen, proaktiv zu werden, das heil’t wie in Frankreich zum Beispie!l die Charta der Vielfalt.
Unternehmen haben also erkannt, dass Vielfalt in der Tat auch einen Wettbewerbsvorteil bieten kann.
Diversity ist das Stichwort. Deshalb frage ich Sie, was hat die BDA vor, um praventiv an der Beseitigung von
Diskriminierungen und aufierbetrieblich an der Schlichtung von Streitigkeiten mitzuwirken? Zu der gleichen
Frage, vor allem ‘dazu, was man proaktiv tun kénnte, wie man Streitigkeiten schon im Vorfé!d durch

Schiichtungen begegnen kénnte, méchte ich auch gerne wissen, welche Vorstellungen der DGB hat.

Roland Wolf (Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbande): ich glaube, der hier gerade
gezogene Vergleich zu den Landern, der zieht nun gerade zum deutschen Recht Uberhaupt nicht. Gerade
die Vereinigten Staaten von Amerika - und ich will mich ganz bewusst darauf beziehen, weil die Vereinigten
Staéten von Amerika der Staat sind, der am l&ngsten mit Ahtidiskriminierungsregeln befasst ist - haben kein
anderes System des Arbeitsrechts wie in der Bundesrepublik Deutschland. Zumindest auf Bundesebene,
und auch nur ein sehr vermindertes System auf der' Ebene der einzelnen Staaten. Hier ist vorgesehen, ein
Antidiskriminierungssystem Uber oder neben das deutsche Arbeitsrecht zu stellen. Das heildt, das System,
das bei uns durch die Rechtssetzung, aber insbesondere auch durch die Rechtsprechung schon hoch
ziseliert ist, wird weiter erschwert. insofern passt der Vergleich gerade zu den Vereinigten Staaten, aber

auch zum Vereinigten Konigreich, in dieser Weise nicht.

Weil es eben angesprochen worden ist, die Zahi der Klagen und die Hohe der Entschadigungen: Bei d-
Zahl der Klagen kommt ja immer das Beispiel, in Juris selen fir das vergangene Jahr nur zwei Klagen
verzeichnet. Das stimmt. Juris verzeichnet aber auch ganze 222 Arbeitsgeriohtsv.erfahren for das
vergangene Jahr. In der Bundesrepublik Deutschland waren im letzten Jahr fast 300.000
Arbeitsgerichtsverfahren anhangig. Wenn wir das jetzt mit einer einfachen Dreisatzrechnung in Relation
setzen, kommen wir zu deutlich mehr Antidiskriminierungsverfahren, die zumindest nicht in Juris verzeichnet
sein missen. Das muss man in diesem Zusammenhang dann vielleicht auch einmal erwahnen, wenn man

ehrlich ist.

Und auf die andere Frage: Die. deutsche Wirtschaft hat kein Problem mit Antidiskriminierung. In den
Betrieben werden je nach Notwendigkeit die erforderlichen Malbnahmen getroffen. Das kann
Schulungsveranstaltungen beinhalten. Ich meine allerdings, dass pflichtige Schulungsveranstaltungen schon
allein auf Grund der Kostenlast, die das mit sich bringt, das erleben wir ja beim Betriebsverfassungsgesetz,

nicht notwendig sind.
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Dr. Ursula Engelen-Kefer (Deutscher Gewerkschaftsbund): Zunachst einmal glaube ich auc;,h, dass es eine
Reihe von Betrieben gibt, die bei Malknahmen zu diversity vorbildlich sind, weil sie wissen, dass das fur sie
ein positiver Produktivfaktor ist und das Betriébsklima sowie die Leistungen im Betrieb verbessert. Und eine
der Méglichkeiten kénnte sein, dass man dies stérker in einen Erfahrungsaustausch hineinbringt, dass man
starker darlber informiert. Das lauft bisher eher im Verborgenén und ich erhoffe mir von diesem
Antidiskriminierungégesetz, dass hier insgesamt diese Fragen der Diskriminierung, des Mobbings, der
Benachteiligung und wie man dem begegnen kann eine groRere Aufmerksamkeit in der Offentlichkeit
bekommen, Wir beteiligen uns aktiv beispielsweise am Suchen und Finden von Betrieben, die hier
Vorbildliches leisten und wir kénnten uns durchaus mit Arbeitgebern darauf verstandigen, dies in einer
Branche oder Uber eine Branche hinaus in einer Region entsprechend wirksam und bekannt zu machen.
Man kann die Betriebe, die Vorbildliches leisten, in der Férderung der Vielfalt der Beschaftigten trainieren:
Man kann vieles tun, um dies insgesamt in das Bewusstsein der Menschen hineinzubringen. Und das

glaube ich, ist wichtig.

Ich glaube nicht, dass die Menschen grundsatzlich bewusst diskriminieren, weil sie bosartig sein wolien,
sondern da lauft auch vieles unbewusst aus nicht bewusst gemachten Vorurteilen. Das sollte praktisch
durch ein derartiges Gesetz und die Verfahren, .die damit angestrebt werden, verhindert werden. Ich glaube
auch nicht, dass die verbesserten Klagemoglichkeiten so wichtig sind, weil sie zu einer Flut von Kiagen
fuhren sollen, sondern genau umgekehrt, weil sie eben im Vorfeld verhindern sollen, dass Uberhaupt
derartige Kiagen noétig werden, weil sie eben hier das Bewusstsein entsprechend scharfen sollen. Da wollen
wir in jedem Fall mitwirken. Ich kann mir vorstellen, dass es dazu tarifliche und betriebliche Vereinbarungen
geben kann, die tber das hinausgehen, was heute da ist. Deshalb glaube ich, dass wir hier gerade die
Grundlage schaffen, um die Situation zu verbessern. Das ist es ja auch, was in Amerika, ih GroRbritannien
und in Frankreich so positiv ist, selbst wenn da unterschiedliche Rechtssysteme gelten. Das gestehe ich

selbstverstandlich zu. Es gibt dort ein ganz anderes Bewusstsein flr diese Fragen der Diskriminierung.

Es gibt auch andere Ergebnisse. In ail diesen Landern haben wir érheblich mehr Frauen in
Fihrungspositionen, und zwar in allen Bereichen der Wirtschaft. In ail den angesprochenen Landern haben
wir eine erheblich bessere Situation der alteren Menschen im Beschéftigungssystem. Wir haben in Amerika
prakiisch die gleiche Erwerbsquote der Uber 55-jahrigen wie die der unter 55-jahrigen. Das kommt doch
nicht von ungefahr, sondern es kommt eben darauf an, dass wir in der Bevélkerung insgesamt eine
Veranderung des Bewusstseins haben. Wir brauchen hier den Paradigmenwechsel, dass Benachteilig_ungen
und Mobbing praktisch verhindert werden, weil sie fur alle Beteiligten schadlich sind. Und wenn dieses
Gesetz dazu beitragen kann, dann ware es sehr positiv. Wir wirden uns jedenfalls in dieser Richtung

einbringen wollen und die Méglichkeiten dieses Gesetzes nutzen. Wir brauchen dies. Danke schon.

Vorsitzende: Vielen Dank. Dann kommen wir Zur Fragerunde der Fraktion der FDP. Zuerst Frau Lenke,

bitte sehr.

Abg. Ina Lenke (FDP): Ich habe eine Frage an Frau Spohn, an den Verband binationaler Familien und
Partnerschaften. Ich Iesé hier, Frau Spohn, dass Sie 30 Geschéfts- und Kontaktstellen haben und das, was

hier in dem Antidiskriminierungsgesetz an Beratung und Auskunft verlangt wird, wird ja auch von lhrem

109



Ausschuss fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 51. Sitzung, 07.03.2005

Verband, so wie bei allen anderen Verbanden, schon gemacht. Also von da;hér mussen wir meines
Erachtens auch sehen, dass wir das, was noch nicht gemacht wird, dass wir also den Rest Uber so ein
Antidiskriminierungsgesetz  decken. Frau Spohn, ich habe zwei Fragen. Der Entwurf des
Antidiskriminierungsgesetzes hat Uberwiegend Regelungen, die Private und Unternehmen betreffen, obwonhl '
die EU-Antidiskriminierungsrichtlinien sehr wohl auch den Staat verpflichten. An welcher Stelle bestehen
nach lhren Einschatzungen in Recht und Behd¢rdenpraxis Diskriminierungen gegen binationale
Partnerschaften. Das wilrde ich gerne wissen und welche Forderungen Ihr Verband zum Abbau dieser
staatlichen Diskriminierungen hat. lch wirde dann gerne noch eine dritte Frage stellen. Welche Formen von
Diskriminierungen erleben binationale Familien und Partnerschaften ansonsten in der Gesellschaft und
betreffen diese Benachteiligungen nach threr Einschétﬁung stets die auslandischen Mitglieder oder auch die

deutschen oder beruhen sie auf Vorurteilen gegeniiber der Binationalitat der Familie.

ich wlrde vjetzt gerne noch eine Frage an Frau Dr. Engelén-Kefer stellen. Frau Dr." Engelen-Kefer, es
wundert mich schon, wenn Sie beklagen, dass nicht mehr so viele dltere Arbeitnehmer im Beruf sind. Ich
meine mich gut erinnern zu kénnen, dass auch die Gewerkschaften an diesen Vorruhestandsregelunge

ihren Anteil hatten. Also, Sie beklagen etwas, das Sie selbst als Gewerkschaften mit beférdert haben, und.
das wundert mich schon sehr. Ich wirde Sie gerne fragen, Frau Engelen-Kefer, der Vertreter der freien
Berufe hat ja dargelegt, dass der Arbeitgeber in der Vorauswah! die Bewerber und Bewerberinnen und
deren Auferungen genau dokumentieren muss, weil da ein Prozessrisiko ist. Also es muss dann auch
schon bei den Bewerbungen, bevor die Auswahl stattfindet, vom Arbeitgeber dokumentiert werden. Und
meine Frage ist jetzt, sehen Sie diese zusatziichen Aufgaben? Stimmen Sie mir zu, wenn ich sage, dass es
mehr Burokratie gibt und haben Sie andere Verfahren, die demselben Zweck dienen, nicht zu
diskriminieren? Gibt es da vom Deutschen Gewerkschaftsbund auch andere? Und wenn Sie, das ist meine
dritte Bemerkung, dieses Beispiel vortragen, die Journalistin mit Kind und Familie, da muss ich ihnen sagen,
dieser Diskriminierungstatbestand fehlt in diesem Gesetz. Alsc von daher waren Sie, wenn ich das mal
sagen darf, etwas auf der falschen Spur, denn gerade der Herr vom Deutschen Familienverband hat
ausfuhrlich zu diesem Punkt Stellung genommen. Da wirde ich Sie auch gerne um lhre Antwort bitten. Sie

haben dieses Beispiel genannt, wie sehen Sie das in Bezug auf das Antidiskriminierungsgesetz.

Cornelia Spohn (Verband binationaler Familien und Partnerschaften): Ja, vielen Dank fur die Frage. Unser
Verband: begrufdt den vorliegenden Gesetzesentwurf, wenngleich wir die Wirkung eines Gesetzes auf die
Veranderung diskriminierenden Verhaltens auch nicht tberschétzen wollen. Da bedarf es sicherlich noch
wesentlich mehr flankierender Malnahmen. Aber grundsatzlich finden wir das einen Schritt in die richtige
‘ Richtung. Was uns fehit, was fur unseren Verband ein besonderes Anliegen ist, sind Regeln gegen
Diskriminierungen, die im Kontakt mit Verwaltung und Behorden auftreten. Eheschliefungen zwischen
Deutschen und Auslandern, insbesondere Dritistaatlern, sind eine der wenigen verbliebenen Mdglichkeiten,
in Deutschiand ein Aufenthaltsrecht zu erhalten. Damit betreten wir ein Feld, wo sehr divergierende
Interessen eine Rolle spielen. Zum einen das offentliche Interesse an einer Begrenzung des Zuzugs,
insbesondere von Drittstaatlern und Drittstaatierinnen, zum anderen aber auch das Recht des Einzeinen auf
freie Partnerwah! und Schutz der Familie. Entscheidungen in diesen Feld divergierender Interessen treffen
die Behdrden und damit erdffnen sich sehr vielfaltige Méglichkéiten von Diskriminierungen, wie wir seit jetzt

mehr als dreilig Jahren wissen. Wir haben pro Jahr etwas mehr als 16.000 Beratungsanfragen und sehr
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viele dieser Anfragen betreffen dieses Feld. Zum Beispiel: Wie weit darf die Behdérdenpraxis bei der
Uberprufung bin.ationaler EheschlieRung im Einzelnen gehen? Ab wann verstolit sie gegen den Grundsatz
der Gleichbehandlung? Zum Beispiel Fragen nach der Schuhvgrorse, nach den E'ssgewohnheiten, nach
Hobbys oder auch die Frage, wer nach der EheschlieRung die Haushaltsfiihrung tbernimmt - sind das
zuléssige Fragen oder betritt das nicht schon sehr stark das Feld von Diskriminierung. Eine weitere Form
der Diskriminierung ist die: Aufenthaltsrechtliche Moglichkeiten sind an die EheschlieBung gekoppelt. Das
heildt, dass deutsche Manner und Frauen ihre Lebensform mit ihrem Partner, ihrer Partnerin aus anderen
Landern nicht frei wahlen konnen, sondern heiraten mussen. Eine Umfrage unseres Verbandes bei
binationalen Familien hat ergeben, dass das ein sehr groRler Teil dieser Menschen, gerade auch der

Deutschen, dies als Diskriminierung empfindet.

Damit komme ich zu lhrer 2weiten Frage, Formen der Diskriminierung in der Gesellschaft. Wir haben es in
diesem Fall ja mit einer Schnittstelle zwischen deutscher Mehrheitsgesellschaft und ethnischen
Minderheiten zu tun und wir erleben, dass es so etwas wie eine abgeleitete Diskriminierung gibt. Also
deutsche Frauen oder auch Manner werden in dem Moment diskriminiert, wo sie Menschen aus bestimmten
Landern heiraten oder mit ihnen zusammenleben Wollén; sie waren sonst von dieser Diskriminierung nicht
betroffen. Also gibt es sowohl eine abgeleitete Diskriminierung als auch eine direkte ethnische
Diskriminierung, von der diese Familien betroffen sind. Zu unseren Forderungen an das Gesetz, das war
thre andere Frage, méchte ich mich dem Zentralrat der Sinti und Roma anschlieRen. Uns fehit dieser
‘ offentlich-rechtliche Bereich, wo es eine institutionelle Diskriminierung gibt, die unseres Erachtens tberprift
werden muss. Die gesetzliche Legitimation von Vemaltﬁngsanforderungen bedeutet ja nicht, dass diese frei
von Diskriminierung sind. Ein weiterer Punkt, der uns sehr wichtig ist: Wie ich eingangs schon sagte, sind
Diskriminierungen  durch  Gesetze ja nicht = abzuschaffen. Ganz  wesentlich st eine
Sensibilisierungskampagne, die in der offentlichen Diskussion diskriminierende Verhaltensweisen &chtet, die
sie aufzeigt, die ein o6ffentliches Bewusstsein dafur schafft. Dann hatten wir vielleicht auch bestimmte

gesetzliche Regelungen gar nicht mehr nétig.

Dr. Ursula Engelen-Kefer (Deutscher Gewerkschaftsbund): Zunachst einmal zu den é&lteren
Arbeitnehmern. Ich glaube, da mussen sich alle gesellschaftlichen Gruppen selbstkritisch fragen, ob wir hier
nicht tberall ein Umdenken brauchen. Denn wir haben hier offensichtlich zuviel des Guten getan und man
muss viel mehr differenzieren zwischen denjenigen', die tatsachlich gesundheitlich eingeschrankt sind, weil
sie sehr frith angefangen haben und sehr harte Arbeitsbedingungen hatten. Da kann man nicht noch unnétig
das Arbeitsleben verlangern. Aber es gibt andere, die haben erst viel spater angefangen zu arbeiten, und wir
haben ja den Trend, dass sich die Bildungszeiten zunehmend verlangern und der Eintritt ins Arbeitsleben
viel spater erfolgt. Da kénnen wir nicht so weiter machen mit der Frihverrentung wie sie stattfindet. Es ist ja
zum Teil eine richtige Hetze gegeniber den alteren Menschen im Betrieb. Und das fangt ja nicht erst mit 55
an, das fangt ja bei Frauen noch viel frilher an. Versuchen Sie heute mal, eine arbeitslose Frau Uber
45 Jahren wieder in den Arbeitsmarkt hineinzubringen, selbst wenn sie qualifiziert ist. Und da sehen Sie sich
mal an, mit welchen Bedingungen sie wieder einsteigen muss. Das sind die Dinge, die wir alle nicht gewolit
habén, dagegen missen wir angehen. Das ist ein wesentlicher Punkt, der in der Offentlichkeit viel
bewusster gemacht werden muss, damit das Umdenken auf allen Seiten tatsach\ich stattfindet. Denn ich

glaube, wir kommen sonst nicht zurecht, weder mit unseren sozialen Sicherungssystemen noch mit dem
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Abbau der Langzeitarbeitslosigkeit. Der Umgang mit alter werdenden Belegschaften ist ein Schiusselfaktor

in diesen Fragen, und das geht alle in der Gesellschaft an.

Das ist die eine Sache. Die andere Sache sind Dokumentationspflichten fur kleinere Betriebe. Wir haben ja
heute schon den § 611a BGB, nach dem praktisch Diskriminierungen bei Einstellungen untersagt sind. Im
Grunde genommen hat sich gar nicht so viel getan mit der Beweislastveranderung, die haben wir heute
schon. Deshalb sehe ich dieses Problem gar nicht so stark auf uns zukommen. Und ich glaube, dass auch
kleinere Betriebe gut daran tun, wenn sie hiér alle Moglichkeiten ausschépfen. Es kann ja fur sie auch
hilfreich sein, wenn sie qualifizierten. Frauen eine bessere Chance geben als bisher oder denjen-igen mit
anderer Hautfarbe. Das kann auch fur einen kleineren Betrieb durchaus hilfreich sein und seine Position
verbessern. Vor allem in Anbetracht des Tatbestandes, dass wir demnéchst demograﬁséh bedingt ja sehr
viel weniger junge Menschen haben werden, muss sich jeder Betrieb tUberlegen, wie er diejenigen, die da
sind, auch besser nutzt. Das gilt eben gerade fur diejenigen, die heute haufig noch diskriminiert werden.
Also, ich sehe da kein Problem und halte es fur wichtig, dass auch die kleineren Betriebe hier mit

einbezogen werden.

Vorsitzende: Vielen Dank. Dann kommen wir zur Runde der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN.

Eigentlich haben Sie nur noch drei Minuten. Frau Schewe-Gerigk zuerst bitte.

Abg. Irmingard Schewe-Gerigk (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): ich frage den Deutschen Frauenrat und den
VdK. Bei der Absicherung von Lebensrisiken wird ja immer mehr Eigenverantwortung des Einzelnen gefragt,
und gerade die Wirtschaft \}ertritt ja diese Forderung auch sehr vehement. Umso wichtiger ist es, dass
Menschen nicht aus diskriminierenden Griinden von Vertragen ausgeschlossen werden. Wie sehen Sie das
far lhren Bereich und was kann das Antidiskriminierungsgesetz dazu beitragen? Meine zweite Frage, sie ist
sehr kurz, stelle ich an den Deutschen Juristinnenbund, ver.di und das Forum behinderter Juristinnen und
Juristen. Ist es erforderlich, dass von Diskriminierung Betrdffene durch Verbande unterstiitzt werden konnen

und wie sollte diese Unterstltzung aussehen?

Jens Kaffenberger (Sozialverband VdK Deutschiand): Ja, Frau Schewe-Gerigk, vielen Dank fur die Frage.
Grundsatzlich unterstreichen wir nachdriicklich, dass wir dieses Gesetz brauchen, gerade weil wir im
Bereich der gesetzlichen sozialen Sicherung eine Ausdunnung von Leistungen haben und einen
zunehmenden Trend der Privatisierung von Lebensrisiken aufweisen. Insofern sind Menschen mit
Behinderungen, altere Menschen darauf angewiesen, sich privat abzusichern. Und heute ist es so, dass das
\)ieie Menschen aus diesem Personenkreis eben nicht kénnen. Ich will [hnen zwei Beispiele nennen:
Menschen mit Behinderungen haben erhebliche Schwierigkeiten, etwa eine Unfallversicherung
abzuschlielen. Uhd da mussen Sie sich nur mal die aligemeinen Versicherungsbedingungen ansehen. Da
steht bei vielen Versicherern, bei vielen Banken bis heute drin, déss bestimmte Personenkreise per se
ausgeschlossen sihd, und zwar pflegebedirftige Menschen und Menschen,'die als geisteskrank gelten. Das
sind Tatbestande, die durch dieses Gesetz ganz gezielt bekampft und nicht mehr moglich sein werden.
Deswegen brauchen wir dieses Gesetz. Ein zweites Beispiel: Altere Menschen missen jetzt nach der GKV-
Reform private Zusatzpolicen abschlieRen fir Bereiche, in denen kein Leistungsrecht mehr besteht. Wir

haben heute die Landschaft, dass viele private Zusatzversicherungen eine Altersgrenze einflhren,
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beispielsweise mit 65. Das ist auch ein Beispiel daftr, dass hier pauschal, ohne Ansehen der Person

diskriminiert wird. Aus diesem Grund brauchen wir das Antidiskriminierungsgesetz.

lch will auch noch eine pérsc’jnliche Bemerkung hinzufugen. Mir ist es wichtig, dass wir die Debatte
versachlichen. Ich finde, dieses Feld der Nichtdiskriminierung taugt nicht als Arena fur die
Auseinandersetzung Uber die richtige wirtschaftspolitische Strategie, sondern es ist im Endeffekt ein
ausgewogenes Gesetz, das, wenn man sich mal die empirischen Daten ansiéht, auch nicht zu diesen
Belastungen fuhren wird, die viele jetzt befurchten. Im Sozialgesetzbuch IX haben wir ja schon seit
mehreren Jahren die Beweislastumkehr. Es ist nicht zu einer Klagewelle gekommen. Wir haben auch heute
schon Dokumentationspflichten, die in den Betrieben gehandhabt werden; das funktioniert ja weitgehend.
insofern wirde ich hier in diesem Bereich einfach mal dafur pladieren, Besorgnisse zurckzustellen und
darauf zu vertrauen, dass das, was bisher gut funktioniert, auch in Zukunft gut funktionieren wird. Es ist ja
kein Ubergreifendes Gesetz, das alle Lebensbereiche regelt, sondern es wird nur ganz bestimmte kieine
Bereiche regein, wo jetzt Schutzliicken bestehen. Zusatzliche Probleme die wir haben, etwa mit
_risikodquivalenten Beitrdgen, werden hier ja nicht thematisiert, das verlangen wir auch nicht. Aber der
Bereich wird letztlich sozusagen nicht gelést. Das macht auch noch mal deutlich, dass dieses Gesetz in

seinen Bestandteilen ausgewogen ist und wichtige Licken schlielt.

Bruhhilde Raiser (Deutscher Frauenrat): Der Deutsche Frauenrat halt es fur auflerordentlich erforderlich,
dass gerade im Versicherungsbereich jegliche Form von Diskriminierung moglichst begrenzt oder
ausgeschlossen wird. Es gibt einen Hoffnungsschimmer in diesem Entwurf. Ich sage einen
" Hoffnungsschimmer, weil nicht ganz deutlich ist, ob es damit auch wirklich gelingt. In § 21 Nr. 5 wird die
Versicherungswirtschaft auédrﬂcklich mit einbezogen, und das begriiRen wir ganz deutlich.-Es ist nicht klar,
ob damit ausgeschlossen werden kann, dass geschlechtsspezifisché Tarife weiterhin bestehen bleiben.
Aber sie mussen zumindest aufgedeckt werden, und das ist der erste Schritt, um sie dann auf Grund
landerer Maflinahmen auch wieder anzugehen. Das heif’t, wir werden mit diesem Gesetz nicht alles geregelt
haben, was der Deutsche Frauenrat im Bereich von Unisextarifen auch im privaten Wirtschaftsbereich
gefordert hat, aber es ist ein Schritt, Diskriminierungen auf diesen Weg zu sehen. Daher begrifzen wir es.
Es kénnte noch daruber hinausgehen, erforderlich ware nach Offenlegung einer solchen dann nicht mehr

sachbegrundeten Diskriminierung eigentlich das gesetzliche Verbot.

Vorsitzende: Vielen Dank. Dann mochte ich Frau Raasch, Herrn Lércher und Herrn Dr. Jurgens bitten, in
der nachsten Runde zu antworten. Denn jetzt haben wir wirklich schon Uberzogen. Ich rufe jetzt auf die

nachste Fragerunde der Fraktion der SPD auf. Frau Gradistanac, bitte sehr.

Abg. Renate Gradistanac (SPD): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. Ich habe eine Frage, die sich an zwei
Einrichtungen richtet, einmal an das Landeszentrum fir Zuwanderung und dann an Leben ohne Rassismus
— Netzwerk der Antidiskriminierungsbtros in NRW. Sie haben doch sicher praktische Falle von
Diskriminierung von Migrantinnen und Migranten auf dem Wohnungsmarkt. Wurden Sie uns doch bitte mal
einige vortragen. Ich glaube, der Vertreter der Deutschen Wohnungsunternéhmer hat die Situation etwas zu

positiv dargestellt.
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Vorsitzende: Danke. Bevor Sie antworten, mochte ich |hnen sagen, dass wir jetzt wechseln und mein

Stelivertreter, Herr Kollege Link, die Sitzungsleitung Gibernimmt. Bitte sehr.

Hartmut Reiners (Leben ohne Rassismus — Netzwerk der Antidiskriminierungsbtros in NRW): Ein ganz
konkreter Fall, auch auf den Hinweis, dass ja momentan alles in Ordnung sei zwischen den Mietern, wenn
erst mal der Veﬁrag zustande gekommen ist. Da kann ich einen ganz konkreten Fall aus Duisburg schildern,
wo die gemeinnltzige Wohnungsbaugenossehschaft in stadtischer Tragerschaft einem binationalen Paar
einen Mietvertrag nicht gegeben hat mit der Begriindung, sie vor der Diskriminierung der Nachbarn schitzen
zu wollen. Das ist dann noch weiter recherchiert worden. Es ist dann herausgekommen, dass die
Wohnungsbaugenossenschaft sogar in dem Stadtteil, wo wir uhser Buro haben, in Duisburg-Hochfeld,
sozialer Brennpunkt, Strarsenztlgev getrennt zwischen Deutschen und Migranten. Also, das ist ein ganz
konkreter Fall, und ich denke, da sieht man, dass das Gesetz durchaus auch seine Notwendigkeit hat.
Danke.

Frau Wehrhofer (Landeszentrum fur Zuwanderung NRW): Ich kann noch einen weiteren Fall hinzufuge

den ich gerade in meinem Redebeitrag schon mal kurz angesprochen hatte. Es geht um ein Bauvorhaben
einer muslimischen Gemeinde in Dortmund. in Dortmund-Hérde soll eine Moschee mit einem muslimischen
Gemeindezentrum gebaut werden, darliber hinaus aber auch eine stattliche Anzahl von Einfamilienhausern.
Bebauungspléne usw. wurden mit der Politik entsprechend vereinbart. Mittlierweile gibt es aber, das kann
man sicherlich auch als Diskriminierung deuten, eine massive Beeintrachtigung, Mobbing, durch diverse
Einzelhandelsvertreter, ansassige Kaufleute, Burgervereine usw. in diesem Stadtteil mit der Begrindung,
man wolle das doch noch relativ auslanderfreie Dortmund-Hérde nicht zu einem sozialen Brennpunkt
verkommen lassen mit dem Zuzug, wie beflrchtet wird, ausschlieRlich muslimischer Mieter. Obwoh! die
muslimische Gemeinde zugesichert hat, dass keineswegs daran gedacht ist, nur muslimische Mieter

anzusiedeln und dass die Hauser nicht entsprechend vermarktet werden sollen.
Stellv. Vorsitzender: Herzlichen Dank, Frau Wehrhofer. Der Koliege Spanier hat das Wort.

Abg. Wolfgang Spanier (SPD): Ich bleibe beim Bereich des Wohnungswesens und habe zwei kurze Fragen
an den Vertreter des Deutschen Mieterbundes, gerade unter dem Eindruck der letzten AuRerungen. Sie
haben ja einen ganz tiefen Einblick in die rechtlichen Auseinandersetzungen zwischen Mieterinnen uhd
Mietern und Vermieterinnen und Vermietern. Sehen Sie die Notwendigkeit des Antidiskriminierungsgesetzes
in der vorliegenden Fassung? Die zweite kurze Frage: Es ist schon mehrmals darauf hingewiesen worden,
dass wir im Gesetz zur sozialen Wohnraumforderung als Gesetzgeber sozusagen die positive
Diskriminierung im Sinne einer ausgewogenen Belegung vorgesehen haben, Ubrigens auch im
Baugesetzbuch. Wie beurteilen Sie beides, -einmal die angestrebten Regelungen im Entwurf des
Antidiskriminierungsgesetzes um diese Zielsetzung, die sich der Gesetzgeber gegeben hat. An Herrn
Freitag vom GdW méchte ich noch einmal eine Frage richten zur Klarstellung seiner Position. Sie haben
angeregt im § 5, der die positive Diskriminierung anspricht, eine Regelung zu finden, die auf diese beiden
Gesetze, die ich gerade zitiert habe, Bezug nimmt. Wie beurteilen Sie den § 20? Das ist mir vorhin nicht so
ganz deutlich géworden, diese zweite Alternative, Stichwort Massengeschaft. Dass in der Begrundung

ausdricklich die groften Wohnungsunternehmen genannt werden, wenn sie zahlreiche Wohnungen
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anbieten, dass das dann zwar Rechtsgeschafte in Ansehen der Person seien, wobei dieses in solch einem

Fall von nachdringlicher Bedeutung ware.

Norbert Eisenschmid (Deutscher Mieterbund): Ja, vielen Dank. Die Frage gibt mir Gelegenheit, die
Diskussion im Bereich des Wohnungsbaus etwas zu versachlichen und vielleicht auch auf einige Punkte
hinzuweisen, die verbesserungsbedurftig sind. Zunachst mochte ich klarstellen, dass wir dieses Gesetz sehr
begru_Ben. Wir halten es fur dringend erforderlich, allerdings nicht im Bereich des Vollzugs eines
Mietverhaltnisses, weil wir dort tatsachlich die Situation haben, dass die Mieter eher die Auseinandersetzung
mit dem Vermieter scheuen und das Problem dann bei der Beendigung des Mietverhaltnisses auftaucht.
Wenn Sie also im Wohnungsbereich auf das Antidiskriminierungsgesetz abstellen, dann wird es in zwei
Fallen wirksam, namiich bei Beendigung des Mietverhaltnisses, wenn der Vermieter zum Beispiel bei einer
Kundigung eine Auswahl zwischen den verschiedenen Mietern treffen muss, und bei Beginn des
Mietverhaltnisses, wenn er den Vertragspartner auswahlt. In diesen beiden Féllen ist es von erheblicher

Bedeutung und wirksam.

Leider muss ich hier in diesem Kreise zugestehen, dass wir als Deutscher Mieterbund nicht mit konkreten
Erfahrungen im Bereich der Variante ,Begriindung des Mietverhéltnisses” aufwérten kénnen, weil die Mieter
eigentlich immer erst als Mieter, also Vertragspartner, zu uns kommen und dort eben die
Diskriminierungsfalle anders geltst werden. Wir sehen aber in diesem Zusammenhang das grolle Problem
in § 20, weil dort eigentich immer zwei Dinge zu beachten sind. Einmal muss von den
Tatbestandsmerkmalen her eine Vermietung in einer Vielzahl von Fallen erfolgen, zum anderen aber auch
ohne Ansehen der Person. Man kénnte schon der Auffassung sein, dass eine Vermietung nie ohne Ansehen
der Person erfolgt, und dann kame man zu dem Problem, dass § 20 Uberhaupt nicht auf
Wohnungsunternehmen anwendbar ist. Wir wiirden es sehr begriiien, wenn hier eine starkere Prazisierung
im Tatbestandsbereich erfolgen konnte, wonach auf jeden Fall die Wohnungsunternehmen von dem Gesetz
erfasst werden. Die zweite Variante betrifft die kieineren Vermieter, die privaten Vermieter. Die sind
jedenfalls nach der jetzigen Formulierung in § 20 Absatz 1 tUberhaupt nicht erfasst, sondern nur im Rahmen
des § 20 Absatz 2 bei der Benachteiligung ethnischer Gruppen. Da haben wir ja den Vollzug der EU-
Richtlinie. Darlber kann man hier nicht lamentieren, sondern da kann man nur schauen, ob man
Verbesserungen oder Anderungen hat. Also die groRe Bitte ist, in § 20 sicherzustellen, dass tatsachlich

auch der Wohnungsbau mit erfasst wird.

Die zweite Frage betrifft das Wohnraumférderungsgesetz. Ganz kurz nur. Wir sehen das gléiche Problem,
das Herr Freitag auch schon angedeutet hat. Wir glauben, dass wir eine Losung Qber die Zielvorstellung des
§ 5 finden koénnen. Inéofern teile ich die Auffassung von Herrn Freitag und meine, dass hier in diesem
Bereich auch eine Prazisierung erfolgen sollte. Denn das Antidiskriminierungsgesetz konnte sonst die
Zielvorstellung des Wohnraumforderungsgesetzes unterlaufen. Und diese Zielvorstellung gilt nicht nur far
den offentlich geférderten Wohnungsbau, sondern sie ist auch sinnvoll in der Anwendung des frei

finanzierten Wohnungsbaus. Danke.

Lutz Freitag (Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immbbilienunternehmen): Ich bin dem Vertreter

des Mieterbundes recht dankbar, weil er im Prinzip deutlich gemacht hat, dass sowoh! die fur die Nachfrage-
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als auch fur die grofle Anbieterseite auf dem Wohnungsmarkt die Notwen_digkeit einer Modifizierung und
einer vernunftigen Uberleitungsregelung im § 5 des Antidiskriminierungsgesetzes zwingend erforderlich ist.
Also, hier gibt és nun wirklich keinen Unterschied zwischen dem Mieterbund und dem Bundesverband der
Deutschen Wohnungs- und Immobilienunternehmen. Das ist ja auch mal ganz bemerkenswert, weil ja sonst
durchaus nicht in allen Fragen Interessenidentitdt gegeben ist. Und insoweit, verehrte Abgeofdnete der
SPD-Fraktion, habe ich anscheingnd nicht zu sehr geschént sondern durchaus realistisch gemailt, als ich die

Verhaltnisse und die Notwendigkeit der Erganzung geschildert habe.

fch muss auch sagen, was ich hier vorhin in zwei Beispielen tiber angebliche Vorgénge in Duisburg oder in
Nordrhein-Westfalen gehért habe, das verwundert mich doch sehr, weil zum Beispiel eine
Wohnungsgenossenschaft, die ja hier angeblich diskriminieren solite, erét einmal daraufhin gepruft werden
musste, ob es tatséchlich eine Wohnungsgenossenschaft ist. Eine Wohnungsgenossenschaft kann natirlich
erst einmal nur an ihre Mitglieder Wohnungen vermieten. Hier wurde ja ausdricklich der Begriff der
Genossenschaft erwahnt; also wenn man sich hier schon sachverstandig dufiert, sollte man auch wissen,
um welche Verhaltnisse es geht. ich habe den Eindruck gewonnen, dass hier doch ein bisschen ideologis’

argumentiert wird. Genauso ist es, in diesem Zusammenhang das Vorgehen von irgendwelchen
Burgerinitiativen zu erwadhnen. Das ist nun wirklich nicht das Geschaftsfeld von Wohnungsunternehmen und
ich muss sagen, das ist ein Grenzfall der Diskriminierung von Sachverstadndigen, wenn das in diesem

Zusammenhang hier so erwahnt wird.

Was den § 20 angeht, bin ich tatsachlich ein bisschen verwundert, dass der von mir sehr geschatzte
Vertreter des Mieterbundes hier eindeutig darauf insistiert, dass Wohnungsvermietung ein Massengeschaft
sei. Wir haben in vielen Auseinandersetzungen gerade im Zusammenhang mit Abrisskindigungen und
Mietrecht immer wieder vom Mieterbund gehért, dass die Wohnung - und diese Auffassung teilen wir - der
Lebensmittelpunkt des Menschen ist. Folglich missen die Wohnungsunternehmen als Vermieter sich
natlrlich viel Mihe geben, sowoh! denjenigen, die hinein kommen wollen, als auch denjenigen, die in dem
Wohngebaude sind, dabei zu heifen, diesen Lebensmittelpunkt auch zu finden. Das heifdt, dass verninftige
Nachbarschaften entstehen, dass Menschen auf Dauer miteinander gut zusammen wohnen und dass v
keine Auseinandersetzungen in den Quartieren bekommen. Das kann man nicht ganzlich ausschlielien,
aber man muss sich viel Mihe geben, um in diesem Bereich die Nachbarschaften sozial verantwortlich
zusammenzusetzen. Die Prasidentin des Deutschen Mieterbundes hat mir vor einigen Tagen in einem
Spitzengesprach nun ausdrucklich das Gegenteil gesagt und die Auffassung vertreten, dass auch der

Mieterbund darin kein Massengeschaft sieht. Ich stelle das hier so ausdriicklich fest, well es da anscheinend |

Kommunikationsprobleme gibt.

Im Ergebnis: Vermietung ist ein ganz individuelles Geschaft, das in vielfaltiger Form die personlichen
Verhaltnisse sowohl der Menschen betrifft, die in den Gebauden sind, als auch derjenigen, die in ein
bestimmtes Wohngebdaude hineinwollen. Und wer dort jetzt versucht, mit einer unsensiblen Regulierung
vollig veranderte Verhaitnisse zu implementieren, der gefahrdet tatsachlich den sozialen Frieden in unseren

Quartieren. Und dartber sollte man sich im Klaren sein.

Stellv. Vorsitzender: Die nachste Fragestellerin ist die Kollegin Rupprecht. Sie haben das Wort.
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Abg. Marlene Rupprecht (SPD): Herr Vorsitzender, ich habe zwei Fragen an die Behindertenverbénde. Wir
haben ja vorhin scho'n gehodrt, dass behihderte Menschen, und dazu gehoren ja‘auch die Chroniker,
besondere Erfahrungen beim Abschluss privater Versicherungen gemacht haben. Ich wirde gern die
Behindertenverbande auffordern, vielleicht an zwei oder drei konkreten Beispielen zu zeigen, welche
Schwiérigkeiten sie bisher hatten und noch haben. Und nattrlich daran ankntpfend, welche Erwartungen
- haben Sie an das ADG und was glauben Sie, wird durch das Gesetz besser werden? Oder sehen Sie keine
Besserung mit diesem Gesetz? Es kénnte ja auch sein, dass Sie sagen, es ist ein zahnloser Tiger. Aber mir
ware es recht, wenn Sie noch mal ganz konkret -sagen: Was haben behinderte bzw. chronisch kranke
Menschen bisher bei Vertragsabschluss zu erwarten gehabt bzw. wie wurde mit ihnen im Bereich der

Versicherungen umgegangen? Danke.

Christoph Nachtigaller (Bundesarbeitsgemeinschaft Hilfe fur Behinderte): Ich habe in einem anderen
Zusammenhang schon einmal erwéhnt, dass wir es im sozialen Sicherungssystem ja zunehmend mit einer
Konzentration von Leistungen auf bestimmte Schwerpunkte zu tun haben. Das bedeutet auf der anderen
Seite, dass es Leistungsbereiche gibt, die von Sozialleistungen sozusagen frei sind. Das bedeutet fur den .
akut kranken Menschen, also fur eine Person, die nur gelegentlich erkrankt ist, in aller Regel kein grolRes
Problem. Erstens tauchen selten Versorgungsiticken auf, zum anderen ist es kein Problem, auch Vertrage -

abzuschlief3en, die diese Lucken passgenau abdecken.

Bei chronisch kranken Menschen entsteht eine doppelte Problematik, die in Folgendem liegt: Zum einen
kann jemand, der chronisch krank ist, also nehmen wir einen Diabetiker oder jemand, der eine chronische
Polyarthritis oder Morbus Bechterew hat, den Versorgungsnotwendigkeiten nicht ausweichen. Er hat also
keine Moglichkeit zu sagen, ich nehme eine Leistung nicht in Anspruch, ich nehme die Medikamente nicht
zu mir, ich werde eine entsprechende Physiotherapie nicht machen. Das funktioniert einfach nicht, er
'benbtigt sie. Das ist die eine besondere Situation, die chronisch- Kranke im Verhaltnis zu akut Kranken
haben. Und die zweite Situation, und da wird es dann besonders gravierend: Wir haben es jetzt mit
besonders vielen Leistungsausgrenzungen und besonders hohen Zuzahlungen zu tun, das ist schon
schlimm genug. Aber in dem Falle, in dem die Versorgungsbereiche nicht abgedeckt sind, missen wir heute
erleben, dass die private Versicherungswirtschaft gerade fur diese Menschen auf Grund ihrer

gesundheitlichen Risiken die Zugange verstopft hat.

Es ist nicht so, dass etwa gesagt wirde, es mussen Risikozuschlédge gemacht werden, sondern Menschen
werden Zugange auch vollig verschlossen. Das betrifft vor allem chronisch kranke Menschen, aber
sicherlich auch andere Behinderungsarten. Ich denke, dass da die Kollegen auch noch darauf eingehen
werden. Fir diesen Fall, Frau Rupprecht, erwarte ich eine wirklich grundsatzliche Verbesserung der
Lebenssituation und auch ein grundsatziiches Umdenken. Es soll nicht der falsche Eindruck entstehen, wir
waren der Auffassung, dass die Versicherungsmathematik véllig aufien vor zu bleiben hat. Das ist nicht der
Punkt, sondern es geht in erster Linie darum, dass der Zugang geschaffen wird, dass Menschen ihre
Lebensrisiken weiterhin absichern kénnen. Das haben wir fur den Bereich der gesundheitlichen Vorsorge in
Verringertem ManRe. Das ist absolut erforderlich. Es ist nicht nur ein benefit den wir damit bekommen,

sondern eine Notwendigkeit der Absicherung. Ich denke, dass das Zusammenleben der Menschen dadurch

117



Ausschuss fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 51. Sitzung, 07.03.2005

_humaner, selbstverstandlicher und normaler werden wird. Alsc das, was wir uns unter einer humanen
Gesellschaft vorstellen, wo alle diese Gruppen, Alte und Junge, Frauen und Manner, Menschen
unterschiedlicher Herkunft und Lebensart zusammenleben, wie es sich Obrigens ~ das wurde in
verschiedenen Statements Uberhaupt nicht berticksichtigt - zunehmend als Realitat in unserer Geselischaft
ergibt. Also viele, viele Zuziige und viele Menschen anderer Lebensarten sind bei uns und sie gehoren alle
dazu, ob sie nun eine Behinderung, eine chronische Erkrankung oder was auch immer haben oder nicht. ich
denke, dass wir zu einer insgesamt humaneren Geselischaft kommen mit Menschen, die ihre Lebensrisiken

abdecken kdénnen wie andere auch.

Und damit, das ist noch ein Aspekt, kann auch Armut vermeidén werden. Es darf nicht sein, dass das
wirklich Wirklichkeit wird, was wir heute schon in vielen Bereichen befurchten: Wer arm ist, ist gesundheitliéh
schlechter gestellt und nicht nur dass, wer arm ist, muss. friher sterben. Das ist sicherlich eine ganz
schlimme Perspektive. Es ist im Grunde eine hohe Aufgabe fur uns. Wir soliten durch das
Antidiskriminierungsgesetz diesem Trend entgegenwirken. Und das kénnen wir in einem bestimmten Punkt,
wie schon dargelegt, mit dem Gesetz auch tun. Deswegen bitte ich sehr darum, dass dieser Gesetzentwt

auch tatsachlich zum Gesetz wird.

Klaus Lachwitz (Deutscher 'Behindertenrat): Ja, ich kann mich diesen Atjsfuhrungen weitgehend
anschlieBen und mochte sie nur wie folgt erganzen: Wir beobachten, dass Menschen, die als chronisch
krank oder behindert eingestuft sind, das sind ja Uberlappende Bereiche, generell bei den Versicherungen
als schlechte Risiken gefuhrt werden. Sie sind im Grunde genommen, was Leistung anbetrifft, ein groRes
Problem fur viele Versicherungen. und man versucht, diese Menschen entweder gar nicht in die
Versicherung aufzunehmen.oder man versucht auch zum Teil, sie aus den Veréicherungen zu vergraulen.
Nicht umsonst erfahren wi'r immer wieder von AOK-Vertretern, dass viele Eltern von behinderten Séhnen
und Téchtern dort ankommen und sagen: Keine andere Versicherung méchte uns aufnehmen. Das heifit,
sie haben schon eine Odyssee hinter sich. Und deshalb sind wir auch der Meinung, dass gerade der
Versicherungszweig und das gesamte Versicherungswesen wirklich unter die Lupe genommen werden
mussen, und hier kann das Antidiskriminierungsgesetz hervorragende Hilfe leisten. Aus diesem Grur”
appellieren wir an dieser Stelle insbesondere dafir, dass gerade der Versicherungszweig in dem

Antidiskriminierungsgesetz bertcksichtigt wird.

Stell. Vorsitzender: Danke schén. Fur die SPD habe ich noch Frau Gradistanac. Sie haben insgesamt noch

drei Minuten. Frau Kollegin, Sie haben das Wort.

Abg. Renate Gradistanac (SPD): Da mache ich es ganz schnell. An den Vertreter-der deutschen
Wohnungsunternehmen vielleicht noch eine Bemerkung: Um den sozialen Frieden vor Ort zu sichern oder
auszubauen, haben wir das wunderbare Projekt ,Soziale Stadt" initilert, das wir natorlich durch unser Gesetz
nicht gefahrden wollen. Jetzt will ich dem Vertreter des Lesben- und Schwulenverbandes, Herrn Bruns, noch
‘mal die Méglichkeit geben. Sie haben vorhin davon gesprochen, dass schwule Manner beim Abschluss
brivater Lebensversicherungen diskriminiert werden. Machen Sie doch noch mal ein, zwei kurze
Bemerkungen dazu. Und dann, Herr Dr. Hauck vom Deutschen Verein der Blinden und Sehbehinderten, Sie

haben sehr eindrucksvell geschildert, wie blinde Menschen im Bereich der Hotellerie und Gastronomie
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diskriminiert werden. Und darum die Frage an die DEHOGA: Das muss Sie doch stutzig machen, wenn
solche Bemerkungen immer wieder in der Offentlichkeit diskutiert werden. Wollen Sie das hinnehmen oder
springen Sie vielleicht doch Uber lhren Schatten und sagen, das Antidiskriminierungsgesetz ist ein Anfang
und da bmuss man mal sehen, wie wir selber damit umgehen und unsere Verbandsmitglieder besser

sensibilisieren.

Lutz Freitag (Bundesverband deutscher ‘Wohnungs- und Immobilienunternehmen): Ich will gerne darauf
verweisen, dass wir uns alle zwei Jahre an der Auslobung des Preises ,Soziale Stadt" beteiligen und in ganz
besonderer Weise burgerschaftliches Engagement fur die Stabilisierung der Quartiere ausschreiben: Also,
wir stehen hinter dem Programm soziale Stadt, wir begruRen es ausdriicklich. Aber es sieht auch
ausdricklich eine gemischte Belegung als Ziel der sozialen Stadt vor. Von daher liegt meine Argumentation

ausdrlcklich auf der Grundiage des Programms ,Soziale Stadt".

Manfred Bruns (Lesben- und Schwulenverband): Wir haben nichts dagegen, dass die Versicherungen
vorher beispielsweise einen HIV-Antikérpertest verlangen oder fragen, ob sie aidskrank sind oder was auch
immer, wenn es um konkrete Risiken geht. Das Ganze spielt sich so ab, dass die Betroffenen mit dem
~ Makler verhandeln und dann wird gesagt, da ist alles in Ordnung, und auf einmal kommt die Ablehnung. Und
das wird dann nicht mehr erlautert, auch nicht auf Nachfrage. Es ist aber ganz eindeutig, dass er abgelehnt '
worden ist, entweder wenn er in Lebensversicherungen einen Mann als Bezugsberechtigten angibt. Da
haben wir friher immer gesagt, gib doch éine Frau an und wechsele die nachher aus, das geht aber jetzt
nicht mehr, wenn sie in einer Lebenspartnerschaft leben. Lebenspartnerschaft ist fur die Versicherung
offenbar ein risikoerh6hender Umstand, was Unfug ist. Risikoerhéhung ist der sexuelle Lebenswandel. Das
kann bei Schwulen erhéhend sein, das kann aber auch bei Sextouristen sein, die, was weil} ich, in die
Sudsee fahren und sich dort vergnugen. Aber es kann nicht sein, dass die Lebenspartnerschaft als solche

als Risiko gewertét wird_ und wir denken, dass das durch den Entwurf verhindert wird.

Noch eine Bemerkung zu dieser Rechtsberatung. Wir sollen ja nach der Richtlinie 2000/78 die Moglichkeit -

haben, mindestens unterstitzend zu begleiten. Da gehort Rechtsberatung einfach dazu. Man kann nicht .

unterstitzend begleiten, wenn man keine Rechtsberatung macht. Folglich muss Rechtsberatung erlaubt
werden und bei den Antidiskriminierungsverbanden ist oft sehr viel mehr Rechtswissen vorhanden als bei

einem durchschnittlichen Anwalt. Vielen Dank.

Frau Warden (Deutscher Hotel- und Gaststattenverband): Wir haben uns tatsachlich viele Gedanken
gemacht Uber die Frage, warum behinderte Gaste in Hotellerie und Gastronomie teilweise diskriminiert
werden. Das ist uns in der letzten Zeit zu Ohren gekommen. Wir haben insbesondere in den letzten beiden
Jahren, seit dem européischen Jahr der Menschen mit Behinderung, sehr intensiv daran gearbeitet, das zu
verbessern mit einem Einsatz, der fir uns eher ungewshnlich ist. Wir sind hingegangen und haben wirklich
versucht, flachendeckend in Deutschland Seminare zu dem Thema durchzufihren, weil wir gesehen haben,
dass sich sonst nichts bewegt. Ich darf aber auch nicht verhehlen, dass die Diskussion Uber das
Antidiskriminierungsgesetz unsere Anstrengungen nicht gerade fordert, sondern im Gegenteil gerade im

Moment dazu fihrt, dass das Ganze wieder in die andere Richtung schwappt.
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lch bin allerdings auch der Meinung, und ich denke, da wirden mir auch die. Vertreter der
Behindertenverbande Recht geben, dass das zentrale Problem nicht ist, dass behinderte_l\/lenschen in
Hotellerie und Gastronomie offen abgewiesen werden, weil sie behindert sind. Es waren ja in der Tat Falle,
wo andere Gaste sich beschwert haben, dass sie mit Behinderten zusammen speisen, wohnen, sich in
Ferienhotels aufhalten mussen. Und diese Gaste haben dann in dem Rechtsstreit gegen den Hotelier
teilweise Recht bekommen vor deutschen Gerichten. Es'ist gesagt worden, es ist tatsachlich verlorene
Urlaubsfreude, und sie haben Schadensersatzanspriiche bekommen. Der Leidtragende war in diesen Fallen
immer der Hotelier. Und falls Sie das in der Presse verfolgt haben, ist Ihnen vielleicht auch aufgefalien, dass
der Hotel- und Gaststattenverband, bzw. in den Fallen die betroffenen Landesverbande, dagegen dann
offen protestiert haben. Sie haben gesagt, das kann doch woh! nicht sein, das ist diskriminierend. Die
Probleme liegen meines'EraChtené tatsachlich woanders. Mir ist kein einziger Fall bekannt, wo es
tatsachlich zum Rechtsstreit zwischen einem abgewiesenen behinderten Gast und dem Hotelier gekommen
ware. Wenn es zu einem solchen Reohtsstreit kame, wirde der behinderte Gast ihn gewinnen. Heute wird
Uberall, wo es tatsachlich in der juristischen Faohpressé mal AuBerungen tber dieses Thema gibt, immer
gesagt, das ist vom Hausrecht gerade nicht gedeckt, das ist diskriminierend. Es gibt dazu noch kein

Rechtsprechung. Es gibt Rechtsprechung, in der es um auslandische Gaste geht. Da wird auch immer ganz
klar gesagt, das Abweisen .von Auslandern, weil' sie Auslander sind, ist diskriminierend, ist nicht vom

Hausrecht gedeckt. So ware es bei behinderten Gasten auch. Und da stehe ich auch absolut dahinter.

Stellv. Vorsitzender: Dann kommen wir zur CDU/CSU-Fraktion, zwei Minuten Minus aus dem vorletzten
Gang. Sie haben noch 22 Minuten. Herr Kollege Meckelburg bitte.

‘ Abg. Wolfgang Meckelburg (CDU/CSU): lch habe zwei Fragen, einmal an den Vertreter der ASU und dann
an den DIHK. Die ASU hat in Ihrer Stellungnahme gesagt, dass sie mehr Vertragsfreiheit, mehr Flexibilitat,
weniger Regulierung, weniger Biirokratie und dann weniger an Vorgangen braubhtern die juristisch Oberprift
werden missten. Jch will die Antwort nicht so leicht machen und einschrénken, Sie kénnten sonst ja
wahrscheinlich kaum etwas sagen. Deshalb méchte ich Sie nach dém Grundsatz der Privatautonomie und
der Vertragsfreiheit fragen, inwieweit dieses Gesetz daraufhin zu beurteilen ist. Und an Herrn Dr. Méllerin”
die Frage nach der zunehmenden Blrokratie und den Kosten, die Sie aus dem Gesetz moglicherweise

erwarten.

Ulrich Herfurth (Arbeitsgemeinschaft Selbstandiger Unternehmer): Grundsatziich begrifen die
selbstandigen Unternehmer, d_ass Diskriminierungen untersagt sind. Sie sind nicht gewolit. Die vorliegende
Form des Gesetzentwurfes fihrt allerdings in vielen Fallen dazu, dass die Privatautonomie weitgehend
eingeschrankt sein kann. Das hangt damit zusammen, dass das Gesetz an vielen Stellen
Bagatellausnahmen nicht macht und dass der Entwurf an vielen Stellen absolut die Ergebnisse vorschreibt.
Beispielsweise haben wir bei der Auswahl nach Geschlecht eine unverzichtbare Voraussetzung. Also ich
darf nur auswahlen, wenn das Geschlecht eine unverzichtbare Voraussetzung darstellt. Daftir fallt mir nur

" ein Fall ein, der der Leihmutter, wenn das ein Beruf ware.

Ein zweites grolles Problem sehen wir darin, dass eine Diskriminierung auch durch andere im Betrieb

vorgenommen werden kann und der Arbeitgeber oder der Unternehmer dafir in die Haftung genommen

120



Ausschuss fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 51. Sitzung, 07.03.2005

wird, zwar fur Verschulden, aber fur Verschulden jeglicher Art, das heit, auch fur leichte Fahriassigkeit.
Wenn Kunden oder Mitarbeiter einen anderen Mitarbeiter diskriminieren, dann haben wir die Schwierigkeit,
dass bereits die - kleinste Verfehlung zu einer erheblichen Sanktion fuhren kann. Die
Entschadigungsdrohung, die hier der Heéhe nach nicht begrenzt wird, ist ein Damoklesschwert fur die freie
Auswahl der Unternehmer und der Arbeitgeber in Bezug auf ihre kiinftigen neuen Mitarbeiter. In kleineren
Unternehmen haben wir einen erheblichen Verwaltungsaufwand, das ist heute schon fiir den Bereich der
freien Berufe gesagt worden. Wenn man eine Stelle ausschreibt und mehrere hundert Bewerbungen
bekommt - das ist im Moment durchaus nicht selten - dann muss jede dieser Bewerbungen gefiltert und es
muss dokumentiert werden, warum ganz bestimmte Personen nach welchen Kriterien nicht weiter verfolgt

werden. Das ist der Bereich des Arbeitsrechts.

Der Bereich des Zivilrechts scheint sich vornehmlich nur um Massengeschafte zu drehen. Aber wir haben
heute auch gehért, der Begriff AGB, Allgemeine Geschéaftsbedingungen, wird in einen Zusammenhang
gebracht. Und es ist durchaus vorstellbar, dass der Begriff des Massengeschaftes sich durch die
Rechtsprechung verandert ‘und ein ahnliches Schicksal nimmt, wie wir das vom friheren AGB-Gesetz
kennen. Ursprunglich hat man bei der Einfuhrung des AGB-Gesetzes namlich tatsachlich an vorgedruckte
Vertragsbedingungen gedacht. Heute sind die Regelungen bereits anwendbar, wenn zwei- oder dreifach,
mehrfach der gleiche Text verwendet und nicht mehr ausgehandelt wird. Es ist, glaube ich, ziemlich
eindeutig, dass in absoluten Massengeschaften wie mengenhaften Versicherungsvertragen bestimmte
Gruppen nicht diskriminiert werden kénnen, aber die Grenze zu kleineren Individualvertrdgen ist nicht
sauber gezogen. Wir haben die Sorge, dass die Unternehmen mit einer hohen birokratischen
MaRnahmenstruktur belastet werden, weil sie befdrchten, dass sie mit Prozessen Uberzogen werden,
mogen sie berechtigt sein oder nur, ahnlich wie im Wettbewerbsrecht, auf Abfindung ausgerichtet sein, oder

teilweise auch mit Kiindigungsschutzprozessen.

Dr. Jurgen Mbollering (Deutscher Industrie- und Handelskammertag): Ich hatte auf die Fragen ja vorhin
schon teilweise Stellung bezogen. Zunachst die Frage der zunehmenden Burokratie. Man kann unter
Birokratie nur die staatliche Burokratie verstehen, aber es gibt nattrlich auch eine Bulrokratie in den
Unternehmen. Und diese Burokratie wird durch das Gesetz, wenn es so verabschiedet wird, wie es jetzt
dasteht, dadurch geschurt, dass sich der Unternehmer wappnen muss flr einen zukinftigen Prozess.
Vielleicht gibt es nicht so viele Prozesse, aber er muss damit rechnen, dass es im Mietbereich, im
Arbeitsrecht, an verschiedenen Stellen Prozesse gibt. Abgesehen davon wird in das Verhdltnis der
Vertragspartner eine falsche Basis eingefihrt. Man kiimmert sich in erster Line um Sachen, um die man sich
bei einer Anstellung eben nicht in erster Linie kimmern sollte. Man sollte doch darauf achten, ist das ein
guter Mann, passt der in mein Team rein - oder eine gute Frau - das kann ich ja zum Beispiel in meiner
Abteilung mit groer Freude behaupten, da sind inzwischen dreimal so viele Frauen beschaftigt wie Herren.
Und ich hoffe, es wird auch ifgendwann einmal eine Abteilungsleiterin geben. Also diese Dokumentation,

man muss sich auf Dinge konzentrieren, die zum eigentlichen Geschaft nicht gehdren.
Jetzt zu den Kosten. Kosten sind die Dokumentationskosten, die Kosten die beispielsweise dadurch

entstehen, dass man ein Bewerbungsgesprach zu zweit fuhrt, die erforderliche anwaltliche Beratung. Aber

man darf auch die Kosten nicht unterschatzen, die dadurch entstehen, dass ich moglicherweise jemanden
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einstellen muss, dass ich ein Geschaft mit jemandem schiieften muss, dass ich meine Wohnung an jemand
vermieten muss, der in das Umfeld meines Unternehmens, in das Umfeld meines Hauses nicht hineinpasst.
Die aus dieser falschen Entscheidung resultierenden Schwierigkeiten verursachen auch Kosten. Was werde
ich also normalerweise versuchen? Wenn ich schon das Problem habe, werde ich versuchen, die
Entscheidung dann zu treffen, wenn sie mir die geringsten Probleme verursacht, das heil3t also bei der
Anstellung und nicht erst nach der Anstellung, nicht erst, wenn jemand bereits im Betrieb beschaftigt ist. Das

ist nicht nur eine Kostenfrage, sondern das fuhrt meines Erachtens zu verlogenen Entscheidungen.
Stellv. Vorsitzender: Danke schén. Jetzt hat das Wort die Kollegin Blumenthal.

Abg. Antje Biumenthal (CDU/CSU). Vielen Dank, Herr Vorsitzender. ich habe eine Frage an den
Hauptverband des deutschen Einzelhandels (HDE). Meine Frage an Sie bezieht sich auf die im Gesetz
vorgesehene Dritthaftung, das heil’t also die Haftung des Arbeitgebers fur das Verhalten von Kunden und

Lieferanten. Welche Auswirkungen hat das fur den Einzelhandel?

Heribert Joris (Hauptverband des Deutschen Einzelhandels): Ja, vielen Dank fur die Frage. Was den
_ Einzelhandel betrifft, da haben wir tatsachlich im normalen Verkauf als Massengeschaft kein Problem. Wer
die Umsatze des Einzelhandels kennt, der weil}, dass wir froh sind fur jede Ware, dig wir verkaufen kénnen.
- Wenn wir uns diese Dritthaftung anschauen, haben wir allerdings das Problem, dass wir in eine Situation
hineingeraten, in der wir den Kunden als Bedrohung empfinden mussten, und zwar dann, wenn wir
Beschaftigte ausgewahit haben. ich will thnen mal ein plastisches Beispiel schildern. Wir haben ein
Supermarktunternehmen, das sich nach langen Diskussionen dazu durchgerungen hat, im Verkauf einen
Mitarbeiter zu beschaftigen, der mongoloid ist. Diese Situation kann natlrlich sehr schnell dazu fiihren, dass
dieser Verkaufer, der diesen Beruf aus seinem Willen heraus gewshit hat, unter Umstanden dgn
Belastigungen von Kunden, vielleicht auch von Leuten, die mit Behinderungen nicht so gut umgehen
konnen, ausgesetzt ist. Wir werden auch andere Situationen haben. Ich nenne Ihnen einfach mal so ein
paar Béispiele. Was machen wir denn beispielsweise, wenn wir ein Geschaft fir Damenuhterbekleidung
haben. Da bewirbt sich jetzt als Verkaufer/Verkauferin ein funfzigjiahriger Mann. Konnen wir den dar

ablehnen nur weil wir sagen, bitte schon, haben Sie Verstandnis daflr, dass wir flr diese Position doch eher
eine Dame bevorzugen, auch wenn Sie verkaufen konnen. Oder wie gehen wir mit der Situation um, wenn
wir in einem Sportartikelgeschaft einen Bewerber mit einer Kérperbehinderung haben. Es geht nicht darum,
dass die Unternehmen das nicht machen, das zeigt ja auch das Beispiel des mongoloiden Verkaufers,
sondern das Problem besteht darin, dass das Unternehmen dann ein Problem bekommt, wenn Kunden oder
Lieferanten mit dieser Situatidn nicht umgehen kénnen. Dann stellt sich direkt die Frage, was machen wir
denn jetzt, wenn es dann zu Belastigungen dieses WMitarbeiters kommt? Sind. wir dann als
Einzethandelsunternehmen aus praventiven Grinden, wie es das Gesetz sagt, sogar verpflichtet, diesen
Mitarbeiter vom Verkauf in das Lager zu versetzen? Da, wo er vielleicht keine Verkaufspramie verdienen
kann, sondern schlechter bezahlt wird. Wenn dieses Gesetz so wahr wird, geraten eben in eine Situation,
dass wir jeden Kunden als potentielle Bedrohung ansehen mussen und jeder Mitarbeiter im Verkauf, der
nicht einem ,Normbild“ entspricht, sei es ein Mann im Damenunterbekleidungsgeschatft, ein
Korperbehinderter im Sportartikelfachgeschaft oder ein Mongoloider im Verkauf, durch das Gesetz zum
Risikofaktor wird. Damit wird das Unternehmen eher abgeschreckt hier Wege zu gehen, die ungewohnlich
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sind, 'sich also auch Beschaftigtengruppen zu 6ffnen, die man ja eigentlich integrieren will, die man f(:';rdern
wifl. Deswegen lehnen wir diese Haftung far Dritte ganz entschiéden ab. Ich wisste nicht, was ich einem
Einzelhandler erzahlen soll, wenn er mich fragt, ja was sollten wir denn dagegen tun? Die Ladenture
zumachen, das kénnen wir nicht machen, eine Turkontrolle wie in der Diskothek einfiihren, das wollen wir
sicherlich auch nicht. Und jeden dann auf seine Einstellung hin tberprifen, das konnen wir in dem -

Massengeschaft eben nicht machen.

Abg. Markus Griibel (CDU/CSU): Ja die gleiche Frage, Haftung fur das Fehlverhalten Dritter, méchte ich
der DEHOGA stellen. Im Gastronomiebereich haben Sie ja auch sehr viele Kunden und damit die gleiche
Problemlage. Kurz auch eine Frage an die Vertreterin der Versicherungswirtschaft: Wie gehen Sie mit

bestehenden Vertragen um im Hinblick auf die Ubergangsregelung des § 347

Frau Warden (Deutscher Hotel- und Gaststattenverband): Ja, Sie haben in der Tat véllig Recht, die Haftung
fur Dritte ist einer der zwei Punkte im Gesetzentwurf, die uns besonders viel Angst machen. Der zweite
Punkt, ich sage das nur mal ganz kurz zwischendurch, ist die teilweise Beweislastumkehr. Bei der Haftung
fur Dritte wissen wir in der Tat nicht, wie wir das von uns geforderte’ Handeln zum Schutze unserer
Mitarbeiter in die Tat umsetzen sollen. Gerade in unserer Branche kommt es natrlich ja haufiger schon mal
zu Vo_rkommnissen, die sich irgendwo im Grenzbereich zwischen Frotzelei, Witzelei, Anzuglichkeit und
Beléstigung bewegen. Die Grenzen sind da ja leider haufig schwimmend und werden moéglicherweise auch
vom Gast auf der einen Seite und der beldstigten Kellnerin auf der anderen Seite unterschiedlich
interpretiert. Das ist nanrIich_uberhaupt keine Frage; wenn Géaste unsere Mitarbeiter tatséchlich belastigen
oder diskriminieren, sch_reiten unsere Mitglieder, die Hoteliers und die Gastronomen, natdrlich ein. Im
Extremfall wird ein Hausverbot verhangt. Nur, wie soll man sich das denn faktisch vorstellen in Fallen wie
der Karnevalsfeier in K&in oder der Wiesn in Munchen? ist jede Anzuglichkeit hier schon eine Beléstigung,‘
muss da jedes Mal ein Hausverbot ausgesprochen werden? Wo ist die Grenze, wie Uberpruft man da die
Haftung? Da wird tatsachlich, denke ich, am granen Tisch ein Haftungstatbestand ersonnen, der in der

Praxis einfach nicht durchsetzbar ist.

Dr. Martina Vomhof (Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft): Vielen Dank flur die Frage.
Es ist jetzt ein bisschen schwierig, nur auf diese Frage zu den bestehenden Vertrdge einzugehen, weil wir
noch gar nicht die Gelegenheit hatten Uberhaupt etwas zu den vielen Aspekten zu sagen, die zur
Versicherungswirtschaft genannt worden. Ich méchte vielleicht eine Sache ganz kurz vorwegschicken. Wir
sind schon etwas Uberrascht darliber, dass die Versicherungswirtschaft genauso wie die Massengeschéfte
in dem Gesetz einfach so aufgenommen ist. Die Versicherungsvertrdge unterscheiden sich ja eben von
Massengeschaften und Geschaften, bei denen es auf die Person nicht ankommt. Das ist doch ganz
erheblich, weil Versicherungsvertrage ja eine Risikoprufung voraussetzen. Diese Risikoprufung ist
aufsichtsrechtlich geboten; das steht im Versicherungsaufsichtsrecht, dass man die Pramien auch nach dem
Risiko bemessen muss. Es ist éuch im ‘Versicherungsvertragsrecht angelegt, dass gefahrerhGhende
Umstédnde genannt werden mussen. Und die meisten Probleme, die hier geschildert worden sind, ergeben
sich. natlrlich daraus, dass tatsachlich erhohte Risiken vorliegen, auf die die Versicherungswirtschaft mit
erhéhten Pramien reagieren muss, um zur Erfullung ihrer Vertrage in der Lage zu sein. Wenn sie‘bei einem

erhéhten Risiko einfach zum gleichen Betrag versichern WUrden,'dann gerieten sie unter Umsténden in
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erhebliche Leistungsschwierigkeiten, weil es sich hier um Falle handelt, in denen sich das Risiko sehr oft

verwirklicht.

Zur Rackwirkung mochte ich sagen, dass es naturlich recht schwierig ist, auf die bestehenden Vertrage
einzugehen. Wenn ich sehe, wie viele unbestimmte Rechtsbegriffe es hier gibt; ist es sehr unsicher zu
bewerten, in welchen Failen das Verhalten der Versicherungswirtschaft noch vom Gesetz gerechtfertigt
ware und in welchen Fallen dies nicht der Fall ist. Das heilt, wir mussten in die Uberprufung samtlicher
Vertrage einsteigen, und .das ist natlrlich ein erheblicher Aufwand. Das Schlimme ist, dass wir
verninftigerweise eigentlich alles neu kalkulieren mussten, um leistungsféhig zu bleiben - auch fur
Menschen, die von diesen Diskriminierungsmerkmalen nicht betroffen sind. Aper fur die ware das sicherlich
eine unzuldssige Rickwirkung, so dass wir das nicht machen kénnen. Wir missten die Pramien also unter
Umstanden fur Personen mit erhohtem Risiko herabsetzen, weil wir moglicherweise die Ungleichbehandiung
nicht rechtfértigen kénnen, weil es hierflir vielleicht keine Statistik gibt, sondern nur medizinische
Erfahrungswerte,: die eigentlich in jedem Land genauso gelten. Beispielsweise ist es in den USA so, obwohl
es da eine scharfe Antidiskriminierungsregelung gibt, dass man nicht nur auf Statistiken abstellt, sonde’

auch auf andere verniinftige Erwagungen. Dies alles konnten wir nicht mehr. Wir mussten dementsprechend
unsere Pramien wesentlich herabsetzen, und dadurch geraten Unternehmen wirkiich an die Grenzen ihrer
Leistungsféhigkeit. Deshalb halte ich eine Ruckwirkung fur sehr kritisch. Sie ist ja auch im europaischen
Recht Uberhaupt nicht angelegt. Also nehmen Sie bitte nur die Richtlinie zur Gleichbehandlung von Mannern
und Frauen. Hier ist eine Ubergangsfrist bis Ende 2007 vorgesehen, und es gilt dann eben nur fur
Neu'vertrége Das Gesetz geht weit darlber hinaus, indem es sagt, es ist auch fur vorhandene Vertrage und
es soll innerhalb von drei Monaten darauf reagiert werden. Das ist fur die Versicherungswirtschaft so nicht

machbar. Vielen Dank.
Stellv. Vorsitzender: Das Wort hat die Kollegin Roedel.

Abg. Hannelore Roedel (CDU/CSU): Ich habe abschlieBend zwei- Fragen an die BDA. Zum einen, wie
beurteilen Sie nach Gesetzentwurf die Moglichkeit, noch Altersregeflungen in den Térifver’crég€
unterzubringen? Und abschlieBend die Frage: Wird [hrer Einschatzung nach dieses Gesetz den
erforderlichen Aufschwung und die nétigen Arbeitsplatze fiir Deutschland bringen oder sehen Sie das

anders?

Roland Wolf (Bundeévereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbande): Vielen Dank. Altersregelungen in
Tarifvertragen. Ich gehe davon aus, dass die Altersregelungen in Tarifvertragen grundsatzlich Bestand
haben, aber es gibt erhebliche Rechtsunsicherheit. Ich kann mir, gerade auch in Verkntpfung mit den - ich
drucke mich mal sehr vorsichtig aus — verungliickten Regelungen zur Unwirksamkeit von Tarifvertragen in
- diesem Gesetz und der Haftung des Arbeitgebers bei der Anwendung solcher Tarifvertrage, durchaus
vorstellen, dass das eine oder andere Arbeitsgericht das anders bewertet. Ich glaube, daher ist es ganz
dringend und vollig unverzichtbar, dass eine entsprechende Kilarstellung nicht nur in die
Gesetzesbegriindung, wo sie jetzt angedeutet ist, sondern auch in das Gesetz selbst aufgenommen wird als

besonderer Rechtfertigungsgrund, dass tarifliche Altersgrenzenregelungen Bestand haben. Das gilt
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entsprechend, wenn auch nicht mit derselben Scharfe, fur tarifliche Vergiinstigungen, die ja eben auch fir

viele Altere in den Tarifvertréagen enthalten sind.

"~ Zu der zweiten und abschlieRenden Frage. Ich glaube, und ich habe das vorhin auch schon deutlich
gemacht, dieses Gesetz bedeutet ein Mehr an BUrbkratie und ein Mehr an Rechtsunsicherheit. Die
Bundesrepublik Deutschland leidet nun an Vielem. Wir leiden an einem unklaren, unsystematischen
Steuerrecht, wir leiden an einem unklaren, unsystematischen Arbeitsrecht, aber wir leiden bestimmt nicht
daran, dass wir bisher keine Antidiskriminierungsregelung im Arbeitsrecht gehabt haben. Daran leiden wir
sicherlich nicht, denn im Arbeitsrecht, und das haben wir mit unserer Stellungnahme auch schon deutlich
gemacht, gelten bereits Antidiskriminierungsregelungen. Insofern waren schon die Richtiinien. nicht
notwendig gewesen. Das, was jetzt an Burokratisierung und dartiber hinaus noch an Uberschiefl3enden
Regelungen gegeniuber den Richtlinien auf uns zukommt - hier sind ja schon einige genannt worden; die
Haftung fur Dritte, das Klagerecht der Géwerkschaften und des Betriebsrates, das Verbandsklagerecht und
schliellich die Entschadigungsregelungen, die in den Richtlinien auch nicht Vorgesehen werden - fihrt ganz
eindeutig zu erheblicher Rechtsunsicherheit. Und die Folge wird alles Magliche sein, aber sie wird eben
nicht ein Abbau von Regulierungen sein, der dringend notwendig ware, sondern ein Mehrregulieren, und

damit unter dem Strich auch ein Weniger an Arbeitsplatzen.

Stellv. Vorsitzender: Danke sehr. Frau Kollegin Schewe-Gerigk von den Grunen. Sie haben noch drei
Fragen offen. Wir haben jetzt noch sechs Minuten. Vielleicht formulieren Sie noch mal das Wichtigste, was

Sie noch wissen wollten.

Abg. Irmingard Schewe-Gerigk (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Ich sage das noch mal ganz kurz, ich hatte
den Deutschen Juristinnenbund, ver.di und das Forum behinderter Juristinnen und Juristen gebeten. Die
Frage war, ob es lhres Erachtens nach erforderlich ist, dass von Diskriminierung Betroffene durch Verbande

unterstitzt werden kénnen und wie lhrer Meinung nach die Unterstiitzung aussieht oder aussehen sollte.

Prof. Dr. Sibylle Raasch (Deutscher Juristinnenbund): Der Deutsche Juristinnenbund findet die vorliegende
Regelung der Verbandsbeteiligung sehr enttduschend. Der Deutsche J_uri‘stinnenbun'd ist ein kleiner
Verband, der keine Rechtsabteilung hat und auf keinen Fall geeignet ist, bei jeder diskriminierten Frau in der
untersten Instanz zu beraten und Handchen zu halten, selbst wenn er das gerne wollte. Wir kénnen unseren
juristischen Sachverstand nur gezielt und dosiert einsetzen. Und insofern meinen wir eigentlich, es musste
ein eigenes Verbandsklagerecht geben, damit die Verbande in Fallen, die Mustercharakter und
. Klarstellungsfunktion fur die Zukunft haben, ihren Sachverstand einsetzen konnen und einen Prozess bis zur
endgultigen Klarung begleiten kénnen. Das heilt dann eben nicht nur unterste Instanz, sondern durch alle
Instanzen. Das Gesetz bietet nun in der Begriindung sozusagen zwei Trostpflaster an. Das eine ist dieser
Abtretungsanspruch, den der djb sehr ungliicklich findet. Es ist ja schon haufig gesagt worden, dass das die
Verbande im Grunde in den Ruf setzt, sie seien so etwas Ahnliches wie Abmahnvereine und es ginge ihnen
vor allem ums Geld. Es geht nicht ums Geld, es geht vor allem um die Feststellung, dass ein bestimmtes
Verhalten, so wie es jetzt ist, rechtéwidrig ist. Und es geht um das Unterlassen dieses Verhaltens. Es geht

gerade nicht ums ‘Geld, insbesondere nicht aus Sicht der Verbande. Und insofern ist dieser
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Abtretungsanspruch fur Geldforderungen Uberhaupt kein sinnvoller Ersatz fur ein  fehlendes

Verbandsklagerecht.

Der zweite Weg, der in der Gesetzesbegrindung angeboten wird, ist, es doch dber das
Unterlassungsklagegesetz oder das UWG zu machen und in jedem Antidiskriminierungsverband so einen
kleinen Verbraucherschutzzusatz aufzunehmen. Das ist aber Uberhaupt nicht mit der Zielrichtung solcher
Verbande vereinbar. Wir sind keine Verbraucherschutzverbande, sondern wir sind\ Verbande, die auf die
politische Meinungsbildung Einfluss nehmen und Interessenvertretung machen wolien. Dabei wollen wir
auch bleiben und insofern ist dieser Umweg uns wirklich verschiossen. Im Ubrigen méchte ich noch einmal
darauf hinweisen, dass hier, und das sage ich jetzt auch als Juristin, Begriffverwechselung gemacht wird. £s
wird hier schon wieder von Verbandsklage geredet. Im Gesetz ist keine Verbandsklage geregelt, sondem
eine ganz bescheide Prozessvertretung in der untersten Instanz in Fallen, wo kein Anwaitszwang besteht.
Genauso ist es mit diesem Begriff der Dritthaftung, Das moéchte ich doch auch noch einmal sagén. Es geht
nicht um die Haftung fur Drittverschulden. Es geht um eine Haftung, dass man, wenn Dritte etwas tun, was
sie nicht tun sollten, nichts getan hat, was man hatte tun kénnen. Das ist ein véllig legitimer Anspruch de
Gesetzgébers, und da wird auch niemand Uberfordert. Und wenn man nichts fun kann, dann haftet man
auch nicht.

Dr. Andreas Jiirgens (Forum behinderter Juristinnen und Juristen): Ich halte die Unterstitzung durch
Verbande im Diskriminierungsfall fur aulkerordentlich wichtig. Denn diejenigen, die von Diskriminierung
betrdﬁen sind, fuhlen sich ja als Person zurubkgesetzt. Sie fuhlen sich sehr verletzt, sie fihlen sich
sozusagen als Menschen zweiter Klasse behandelt. Und schon deswegen ist die Unterstiitzung durch
Organisationen, die mit dem Problembereich vertraut sind, so aulierordentlich k wichtig. Im
Behindertenbereich wirden das im Wesentlichen die Behindert'e,norganisationen sein, die auch heute schon
unterschiedliche Beratungsstellen vorhalten. Es ist ja nicht daran gedacht, das Ganze zu kommerzialisieren,
wie das in der Anhérung gelegentlich anklang. Es steht ausdriicklich im Gesetz, dass die
Antidiskriminierungsverbande nicht gewerbsmagig tatig sein durfen. Es Wird sich alsc im Wesentlichen um

gemeinnitzige Organisationen handein.

‘Wie gesagt, wir haben ja auch bisher schon entsprechende Beratungsstellen, wo wir natirlich keine
Rec-htsberatung machen, aber Uber die Rechtslage informieren kénnen. Im Gegensatz zu dem, was die
Vertreterin der DEHOGA hier gesagt hat, mussen wir gegenwartig dartber informieren, dass das Gesetz im
Falle von Diskriminierung eben keine Handhabe bietet. Wenn zum Beispiel jemand aus einem Lokal
rausgeworfen oder gar nicht erst reingelassen wird, da gibt es gegenwartig keine gesetziiche Handhabe,
und aus diesem Grunde gibt es naturlich auch keine Klageverfahren. Die Beratung durch die
Antidiskriminierungsverbande wird aber kiinftig auch dazu beitragen, aussichtslose Klage zu vermeiden.
Naturlich werden wir in der Beratung dyie Betroffenen darauf hinweisen, dass das subjektive Empfinden,
diskriminiert zu sein, auch KUnftig nicht ausreicht. Auch das steht im Gegensatz zu dem, was hier teilweise
suggeriert wurde. Allein die Behauptung, ich bin auf Grund einer Behinderung diskriminiert worden, reicht ja
nach dem Gesetzentwurf nicht aus, um die so genannte Beweislastumkehr einzuleiten. Wir werden naturlich
die Betroffenen darauf hinweisen, dass sie erstens Tatsachen glaubhaft machen missen, aus denen sich

zweitens aus Sicht des Gerichts vermuten lasst, dass tatsachlich eine Diskriminierung auf Grund zum
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Beispiel der Behinderung gegeben ist. Auch darauf méchte ich einmal hinweisen, das Gericht beurteilt das
ja und nicht der einzelne Betroffene aus subjektivef Sicht. Die Information und die Beratung dartiber und das
gemeinsame Gesprach, ob solche Tatsache vorgetragen und solche Schiussfolgerungen tatsachlich auch
gezogen werden kdnnen, wird dazu beitragen, dass aussichtslose Klagen, die allein auf Grund eines
subjektiv nicht nachweisbaren Empfindens gefthrt wiirden, gar nicht erst erhoben werden. insoweit haite
das also aus mehrerlei Grunden fir auflerardentlich wichtig, was hier geregelt worden ist, wenn ich mir auch
weitergehend, wie zum Beispiel im Behindertengleichstellungsgesetz, ergénzend ein wirksames
Verbandsklagerecht gewlinscht hatte. Aber mindestens diese Regelung, die hier enthalten ist, halte ich fur

aulerordentlich wichtig.

Stellv. Vorsitzender: Herzlichen Dank. Frau Kollegin Dr. Winterstein, Sie haben jetzt das Kunststuck fertig

zu bringen, die letzten zwei Minuten fir die FDP zu fullen. Sie haben das Wort.

Abg. Dr. Claudia Winterstein (FDP): ich konnte Sie ja jetzt erschrecken und sagen, ich hatte zehn Fragen.
Aber das will ich lhnen nicht antun. Ich habe einige Fragen an Herrn Herfurth von der Arbeitsgemeinschaft
Selbstandiger Unternehmer, und zwar méchte ich gerne wissen, wie sich nach lhrer Meinung dieses Gesetz
auf die Motivation von Unternehmern auswirkt. Also die, die ihr Unternehmen weiterfuhren wollen, die, die
vielleicht eins grinden wollen oder die, die mit dem Gedanken spielen, es vielleicht auch aufzugeben.
Welche Motivation besteht dqrt? Zweite Frage: Welche konkreten Hilfestellungen kann denn lhr Verband
lhren Unternehmern geben uhter dem Aspekt, auf was sie sich in Zukunft einzustellen haben? Kénnen Sie
uberhaupt Hilfestellung geben oder ist das alles noch so unkonkret, dass man letztendlich gar nicht weild,
welche Hilfestellungen tatsachlich zu geben sind? Und ich hatte auch gern gewusst, wie die bisherige
Wirklichkeit ist. Wie wird zurzeit damit umgegangen? Das ist (brigens auch meine Frage an die
Versicherungswirtschaft: Selbst wenn es jetzt dieses Antidiskriminierungsgesetz in der Form nicht geben
sollte, wie gehen Sie zurzeit mit diesen Fallen um, ob nun behinderte oder gleichgeschlechtliche Falie? Gibt
es dort grofe Licken in lhrem Bereich oder sind Sie der Meinung, dass man auch ohne ein Gesetz da

entsprechende MalRnahmen abfassen kénnte?

Stellv. Vorsitzender: Ja, wenn ich jetzt bése ware, wiirde ich sagen, die zwei Minuten sind ausgeschopft;
die Fragen werden schriftlich beantwortet. Das machen wir natlrlich nicht. Selbstandige Unternehmer, Herr
Herfurth, bitte kurz.

Ulrich Herfurth (Arbeitsgemeinschaft Seibstandiger Unternehmer): Zunachst muss man sagen, dass die
Wirklichkeit so aussieht, dass Diskriminierung nicht als Problem empfunden wird. Nicht, weil die
Unternehmer ignorant waren, sondern weil es tatsachlich kein Diskussionsthema ist, das sich im
Unternehmen zeigt. Die zweite Frage ist, wie wirkt sich dieses Gesetz aus? Das ist natlrlich ganz furchtbar
schwer zu beurteilen. Man kann nur eines sagen, dass jede Art von neuer formaler Belastung, und wir
haben hier eine formale Belastung, wieder ein kleiner Tropfen ist, der das Fass weiter zum Uberlaufen
bringt. Jede Belastung in mittelstandischen Unternehmen im Hinblick auf Dokumentation und auf
Organisation ist ein Punkt, der die Unternehmen hier auch standortverdrielRlich macht. Das muss man ganz

generell so sagen.
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Die Frage ist, welche Hilfen kénnen gegeben werden? Ein Verband, der seinen Mitgliedern aufzeigen
mochte, wie sie sich vor Folgen eines Gesetzes schiitzen konnen, der versucht, sie darauf vorzubereiten.
Nun ist natlrlich nicht das Unternehmen negativ betroffen, das sich gesetzeskonbform verhalt. Das wird ja
auch immer ganz deutlich in allen Statements hierzu gesagt. Die Schwierigkeit besteht ja darin, einem‘
Missbrauch des Gesetzes auszuweichen. Wir haben solche Missbrauchserscheinungen auch in anderen
Bereichen gehabt, wir haben es teilweise beim Kindigungsschutz. Wir wissen alle, dass 95 Prozent der
Kundigungsschutzklagen-mit Abfindungen enden und nicht mit der Wiedereinstellung. Da ist genau das Ziel -
verfehlt. Und zum anderen wissen wir das aus zahlreichen missbrauchlichen Wetthewerbsverfahren. Die
Schwierigkeit liegt also darin, das GeSetz, so wie es heute im Entwurf steht, im Unternehmen so zu
handhaben, dass man wirklich-davor geschitzt istb, mit Klagen berzogen zu werden. Die erste Hilfe ist, dass
man einige dieser Begriffe, die hier offen sind, die unscharf sind, die _austHungsbedUrftig sind, starker
prazisiert und auch mai klare Grenzen einzieht. Die‘zweite Hilfe, die man den Unternehmen geben kénnte,
waére, ihnen zu sagen, dass sie sehr ausfuhrlich, sehr genau und sehrsadhlich protokollieren und feststellen

mussen, wen sie wo, an welcher Stelle wie behandein.

Dr. Martina Vomhof {Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft). Grundsatzlich ist es ist ja
so, dass die Versicherungswirtschaft natlrlich Geschafte machéh mochte und deshalb versucht, auch sehr
erhohte Risiken zu versichern. Wenn ich jetzt einfach mal als Beispiel die Versicherbarkeit von Herzinfarkten
nehme, aber so etwas lasst sich auch auf Behinderung Ubertragen: Urspriinglich hat man gesagt, das kann
man nicht versiéhern, weil man die Risiken nicht einschatzen konnte. Das hat sich inzwischen gravierend
geandert. Man ist erst dazu ubergegangen, dass man vielleicht fir gewisse Zeiten zurlckgestellt oder
Erhdhungen der Pramie vereinbart /hat Inzwischen wird, wenn eine gewisse Zeit verstrichen ist, oft sogar
ohne Pramienzuschlag versichert. Genauso ist es bei dem hier immer wieder angebrachten BéESpie! der
HIV-Infektion oder Uberhaupt der Versicherbarkeit von homosexuellen Mé&nnern. In der Tat war die
Versicherungswirtschaft hier einmal sehr zurltickhaltend war, weil eben bekannt war, dass es eine sehr, sehr
schwere Erkrankung ist. Aids ist eine sehr schwere Erkrankuhg, die auch sehr haufig tédlich endet, und es
war auf Grund von Studien erwiesen, das homosexuelle Manner in wesentlich starkerem Male betroffen
waren als andere. Das ist, so weit wir uns erkundigt haben, inzwischen bei weitem nicht mehr der Fall. D’

meisten Versicherer sichern diese Risiken auch ab, allerdings zu einer gewissen Pramienerhéhung. Und ich
weil} nicht, ich denke, lhre Informationen - Sie sprachen vorhin von einem Brief an den
Lebensversicherungsverband, also diesen Lebensversicherungsverband gibt es schon seit sieben Jahren

nicht mehr. Deshalb vermute ich, dass das wirklich auf alten Erkenntnissen beruht.

Manfred Bruns (Lesben- und Schwulenverband in Deutschland). Es war der Verband der privaten
Lebensversicherung, oder so ahnlich heillt er. Also das ist das Pendant zu den privaten
Krankenversicherungen. Der Brief ist zwei Monate alt.

Stellv. Vorsitzender: Herr Kollege, vielleicht kénnen Sie das nachher klaren. Gnadige Frau, sind Sie fertig?
Meine sehr verehrten Damen und Herren, dann bleibt mir zum Schluss nur noch tbrig, thnen ganz, ganz

herzlich zu danken. Den Experten des heutigen Vormittags und lhnen, den Experten und den Vertreterinnen -

und Vertretern der einzelnen Organisationen. Ich bin ganz sicher, und da spreche ich fiir alle Fraktionen des
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Deutschen Bundestages, dass wir heute zum Nachdenken gekommen sind, da‘ss Sie Meinungen verstarkt
und Meinungen abgeschwacht haben. Sobald das Protokoll e.rstellt ist, wird es im lnternef veroffentlicht, so
dass man es auch nachlesen kann. Das gibt mir Gelegénheit, auch den Damen und Herren des Sekretariats
ganz herzlich zu danken, die das hier exzellent vorbereitet und durchgefithrt haben. Die Deutsche
Bundesbahn wirde sich glucklich schatzen, wenn sie” nach einer Neunstundenfahrt nur zwélf Minuten
Verspatung hatte. Wir haben das, obwohl Viele zu Wort gekommen sind und sehr viele verschiedene
Meinungen ausgetauscht worden sind. Ich danke auch der Bundesregierung, die neun Stunden ausgeharrt
hat zu meiner Linken, hier also unentwegt dabei gewesen ist. Soweit Sie in der Bundeshauptstadt bleiben,
winsche ich Ihnen noch einen besonders schénen Abend. Soweit Sie nach Hause fahren, winsche ich

Ihnen eine gute Heimfahrt. Herzlichen Dank noch einmal von allen Seiten des Hauses. Danke.

Schluss der Sitzung: 18:12 l_Jhr
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Kerstin Griese, Md /\Nz;lter umi, MdB
Vorsitzende _ Stellv. Vorsitzender
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